


Von Thomas Wesrphal G e s u n d h e i t s p o l i t i k  für V e r s i c  
B e s c h ä f t i g t e  

:herte, P a t i e n t e n  und 

In der geopolitischen und militärstrategischen Diskus- 
sion existiert seit Jahrhunderten eine strategische 
Denkfigur,die bei Eingeweihten als,.Strategie des Ver- 
rückten" bekannt ist. Nach dieser Strategie muss man 
den potenziellen Gegnern möglichst unberechenbar 
erscheinen, weil dies die Gegner noch mehr ein- 
schüchtere und der Respekt vor dem Verrückten, dem 
alles zuzutrauen sei. weiter wachse. 
Französische Intellektuelle wie der Wissenschaftler 
EmmanuelTodd behaupten,dass die USA unter ihrem 
Präsidenten Bush auf internationaler Bühne zu dieser 
,,Strategie des Verrückten" zurückgekehrt seien. 
Wenn wir die letzten Wochen und diegezielten Provo- 
kationen an die arabischen Länder nach dem offiziel- 
lem Ende des Irak-Krieges an uns vorbeiziehen lassen, 
ist man schnell geneigt,Todd zuzustimmen. 
Die Bilder und Botschaften. die wir aus dem Nach- 
kriegs-Irak erhalten, zeigen uns, welche Dimensionen 
der Destabilisierung der gesamten Welt auf uns zu- 
kommen, wenn die USA mit dieser.Strategie des Ver- 
rückten" fortfährt. So betrachtet, wird die nächste Prä- 
sidentschaftswahl in den USA ein Ereignisvon wahrlich 
globaler Bedeutung. 
Mit der knappen Wahl von Bush junior ist in den USA 
die Rückkehr einer .Old-Boys-Administration". um 
Cheney, Rumsfeld und Wolfowitz gewählt worden, die 
hierzulande nur vergleichbar wäre mit der Wiederwahl 
von Kohl.Dregger und Strauß.Oderstellen wir unsvor, 
die Russen wählen Andropow, Gromyko und Li- 
gatschow wieder. Aber dies ist ja bekanntermaßen 
schon biologisch gar nicht mehr möglich. 
Kurzum: Die neue Weltordnung wird in erster Linievon 
einer abenteuerlichen Strategie und von einer längst 
abgemeldeten Bellizisten-Clique um den amerikani- 
schen Präsidenten geprägt. Sie erheben den Terroris- 
mus in den Status einer universellen Kraft, die den ge- 
samten Planeten in einen permanenten Kriegszustand 
versetzt.DieAnsprachevon Bush jun.unmittelbar nach 
dem Anschlag vom 11.September 2001 ist dafür das 
ideologische Manifest. 
Es bleibt abzuwarten. wie sich die Industrieländer in 
Europa und Asien auf die,,Strategie des Verrückten" 
weiter einstellen werden und wie die amerikanische 
Bevölkerung mit ihrer Administration weiterverfahren 
wird. 

In Deutschland beherrscht mittlerweile wieder die 
Innenpolitik die Szenerie. Die Debatte um die soge- 
nannte Reformagenda 2010 des Bundeskanzlers spitzt 
sich zu. Für Michael Bauchmüllervon der Süddeutschen 
Zeitung fällt die Bewertung der Bemühungen um ein 
Reformprogramm eindeutig aus:,,Die Regierung steht 
inmitten der Bäume 2003, sie sieht den Wold 2010 gar 
nicht, weildort deraktuellen Bäumezu viele wurzeln, und 
deshalb wird wahrscheinlich selbst Aufbruch 2004 in die 
Hose gehen. Letzteres freilich lässt sich fürjedes erdenk- 
liche Jahr dokumentieren - Hose 2002: Steuerreform, 
wegen Hochwasser verschoben, Hose 2001: Job-Aktiv- 
~esetz, viel umworben, aber letztlich zerredet Hose2000: 
Green Cord. gro13er Aufschrei. aber zu wenrg Inder Und 
so fort DerAaendo2010 bluht einahnl~ch~s Schirkrol. In - 
zwei Jahren ist sie Vergangenheit 2010 bestenfalls Ge- 
schichte." 
Ich möchte noch hinzufügen. dass die Blütenträume 
der UMTS-Milliarden, der Reform der Körperschafts- 

steuer, der Hartz-Pläne. der Jahrhundert-Reform zur 
Rente, die Gesundheitsreform und nicht zuletzt das 
berühmte Steuervergünstigungsabbaugesetz in der 
Aufzählung der in die Hosegegangenen Plänefehlen. 
Kurzum: Die Bundesregierung vagabundiert seit Jah- 
ren durch alle denkbaren Handlungsfelder und ord- 
nungspolitischen Grundsätze,aber dasTempo und die 
Intensität derVerkürzung der ~albwertzeit der eigenen 
Maßnahmen scheint noch steigerbar zu sein. 

* 
Es bleibt jedenfalls das Geheimnis des Kanzlers, war- 
um nach der gescheiterten,,Bündnis-für-Arbeitn-Run- 
de innerhalb von Wochen eine Agenda auf die Beine 
gestellt werden musste, deren Inhalt zwangsläufig zur 
Spaltung der Parteiführen musste. Für den Aufbau von 
Argumentationen, für die Überprüfung der möglichen 
Folgewirkungen,fürden Aufbau von Bündnissen inner- 
halbund außerhalbder Partei war keineZeit. Nun wird 
vor den Augen der gesamten Öffentlichkeit, unter Ink- 
aufnahme der Zerrüttung der Partei und des Verlustes 
der eigenen Regierungsmehrheit, begleitet von übli- 
chen..dann macht es ohne mich" Drohungen,dieAgen- 
da 2010 rauf und runter debattiert. Wie sich die Bilder 
gleichen: Schon bei den Plänen zum Abbau von Steu- 
ervergünstigungen musste der Fraktionschef Münte- 
fering nach wenigen Wochen eingestehen:..Wir haben 
die volkswirtschaftlichen und sozialpolitischen Konse- 
quenzen der einzelnen Maßnahmen nicht ausreichend 
durchdacht." 
Nun beginnt das Spiel von Neuem. Erneut ist es Münte- 
fering. der darauf hinweist. dass die Folgen der Pläne 
zum Krankengeld und zum Arbeitslosengeld II nicht 
hinreichend klar waren. 
Weit schlimmer steht es noch um die Pläne zur Locke- 
rung des Kündigungsschutzes. Hier handelt es sich um 
eine lupenreine Symbolaktion, die fast ohne jede fak- 
tische Auswirkung auf den Arbeitsmarkt bleiben wird. 
Warum entscheidet sich der Kanzler für eine Agenda 
2010 mit geringem Reformgehalt bei gleichzeitig ho- 
hem Provokationsgehalt für die übergroße Mehrheit 
seiner eigenen Wähler? 
Kurzum: Man könnte fast glauben, Schröder will die 
geostrategische Denkfigur der,.Strategie des Verrück- 
ten" in die Innenpolitik transferieren. In dem er wech- 
selseitig den Lagern der Arbeitgeber und der Gewerk- 
schaften seine Unberechenbarkeit zeigt und durch 
kurzatmige Pläne untermauert, dass er zu allem bereit 
sei, versucht er beide Seiten zu disziplinieren und ein- 
zuschüchtern. mindestens aber die Spitze der Gegner- 
schaft zu brechen. DieTrümmer dieser Strategie darf 
dann der Generalsekretär zusammenkehren, falls dies 
noch möglich ist. 

Fast bin ich geneigt,dem Kanzler und seinem Kanz- 
leramt das Buch.Die Logikdes Misslingens"zur Lek- 
türe vorzuschlagen. Dort heißt es:,,Wenn wir unsere 
politische Umgebung betrachten, springt ins Auge, 
dass wir von,,guten Absichten" geradezu umstellt 
sind. Es kommt aber auf die guten Absichten allein 
nicht an, sie müssen begleitet sein von dem Vermö- 
gen, sie zu realisieren. Das Hegen guter Absichten 
ist eine äußerst answruchslose Geistestätiokeit. Mit 
dem Entwerfen von Plänen zur ~ealisierungder heh- 
ren Ziele sieht es anders aus. Dafür braucht man In- 
telligenz." $W 312003 

Holger Paetow/Manfred Fiedler/Marion Le- 
onhordt (Hrsg.), Therapien für ein krankes 
Gesundheitswesen. Orientierungspunkte für 
Versicherte, Patienten und Beschäftigte 
Hamburg 2002 (VSA), ISBN 3-87975-866-2, 
Euro 17,50 

,,Therapien für ein krankes Gesundheits- 
wesen" ist derTitel eines kürzlich erschie- 
nen Sammelbandes. Die Autoren richten 
aus der Perspektive von Versicherten. Pa- 
tientinnen und Patienten und Beschäftig- 
ten ihren Blick auf das Gesundheitswei- 
Sen und verbinden dabei ihre Analysen 
mit konkreten Handlungsvorschlägen für 
die anstehenden gesundheitspolitischen 
Weichenstellungen. Die Herausgeber- 
innen und Herausgeber, Autorinnen und 
Autoren stammen überwiegend aus Ge- 
werkschaften und Universitäten. Auch 
betätigen sie sich teilweise in der Selbst- 
verwaltung der Gesetzlichen Krankenver- 
sicherung. Nicht zuletzt diesem Umstand 
ist zu verdanken, dass die Artikel bei ho- 
hem fachlichen Anspruch verständlich 
geschrieben sind und dabei aktuellen Be- 
zug und soziales Engagement aufweisen. 
Das Buch richtet sich an gesundheitspoli- 
tisch Interessierte und an Entscheidungs- 
träger in der Politik. 
Vom Argumentationsstil her sind die Bei- 
träge erfreulich vielfältig. Es finden sich 
nüchterne solide wissenschaftliche Ana- 
lysen, engagierte gesundheitspolitlsche 
Positionierungen neben handlungsorien- 
tierten Problemanalysen. Die Autorinnen 
und Autoren suchen das gesundheitspo- 
litische Heil durchweg nicht in einem 
marktorientierten Gesundheitswesen. in 
einer Konsumorientierung der Gesund- 
heitsangebote, sondern plädieren für die 
Stärkung der gesellschaftlichen Verant- 
wortung für das medizinische Versor- 
gungsgeschehen. 
In der ersten Gruppe von Aufsätzen un- 
ter der Fragestellung,,Gesundheitsmärk- 
te mit souveränen Konsumenten?" wer- 
den Reformvorschläge für eine Neuge- 
staltung der solidarischen Finanzierung 
des Systems sowie die Aufspaltung in 
Grund- und Wahlleistung diskutiert. Her- 
vorzuheben ist der Beitrag von Holger 
Paetow zur Wettbewerbskonzeption der 
Krankenkassen, die in ihrer aktuellen 
Ausgestaltung das Solidaritätsprinzip 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
zu unterhöhlen droht und in dem gleich- 
zeitig die politische Durchsetzbarkeit 
von großen Lösungen wie die regionale 
Einheitskasse nüchtern eingeschätzt 
wird (vgl. auch Paetow, spw 125, S. 17- 
21). 
Der plötzliche Tod des Mitherausgebers 
und Autors Holger Paetow im März 2003 

hat eine empfindliche Lücke gerissen. Es 
gibt nicht viele Gesundheitsökonomen in 
Deutschland,die sich so kritisch,fachkun- 
dig und frei von neoliberalen Dogmen 
etwa so mit dem Arzneimittelmarkt und 
dem Kassenwettbewerb auseinanderset- 
Zen. wie es Paetow in diesem Band getan 
hat. 
In der zweiten Gruppe,,Querschnittfragen 
der Gesundheitspolitik" werden neben 
rechtlichen und geschlechterpolitischen 
Aspekten auch die arbeitsmarktpoliti- 
schen Potentiale sowie die Arbeitsbedin- 
gungen in den Gesundheitsberufen dar- 
gestellt. Marion Leonhardt weist darauf 
hin,dass mit ca.vier Millionen Beschäftig- 
ten und ca. 10 Prozent des Bruttosozial- 
produkts der Gesundheitssektor volks- 
wirtschaftlich eine nicht zu vernachlässi- 
gende Größe ist.Als problematisch erwei- 
sen sich die Arbeitsbedingungen, die zu- 
nehmend durch die Privatisierung vieler 
kommunaler Krankenhäuser weiter unter 
Druck geraten. Als unrühmlich erweisen 
sich hier die Kirchen,die als größter frei- 
gemeinnütziger Träger nicht dem Be- 
triebsverfassungsgesetz unterliegen und 
massiv Druck auf Löhne und Gehälter 
ausüben. Der Berufsethos des Gesund- 
heitssektors erweist sich dabei allzu häu- 
fig als Einfallstor für Rationalisierungs- 
Strategien auf Kosten der Beschäftigten. 
Im dritten Abschnitt,,Steuerungsprobleme 
einzelnerVersorgungssektoren" richtet Leo- 
nard Hajen den Blick unter anderem aufdas 
Nebeneinander von ambulanter und statio- 
närerVersorgung.Der Lobby der Kassenärzt- 
lichenvereinigung gelang es hier bisher eine 
stärkere Integration der Systeme zu verhin- 
dern.Eine Lösung könnte sich dadurch erge- 
ben,dass die Kassen künftig selektiveverträ- 
ge mit den Leistungsanbietern abschließen 
dürfen und ihnen der Sicherstellungsauftrag 
für die ambulante Versorgung übertragen 
wird. 
Im vierten und letzten Abschnitt .Ge- 
sundheitspolitik in einer globalisierten 
Welt"findet sich zum einem ein Plädoyer 
für die Etablierung von europaweiten 
Mindestnormen im Gesundheitsschutz 
und zum anderen werden die Gesund- 
heitsausgaben international verglichen. 
Dabei zeigt sich eine einheitliche Ent- 
wicklung in den OECD-Staaten, die Ge- 
schichte einer angeblichen Kostenexplo- 
sion in Deutschland erweist sich damit als 
Mär. 
Wer angesichts der laufenden gesund- 
heitspolitischen Diskussion nach einer re- 
formorientierten Standortbestimmung 
sucht,dem seien die 13 Aufsätze in.Thera- 
pien für ein krankes Gesundheitswesen" 
zum Kauf empfohlen. SPW 6 t m z  

Kai Burmeister, Lübeck 
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Intern 
Die spw-Frühjahrstagung in Hamburg am 26.1 
27.April kann als großer Erfolg gewertet wer- 
den. Organisiert durch das Projekt Moderner 
Sozialismus und mit Unterstützung der Juso- 
Hochschulgruppe an der Hochschule für Wirt- 
schaft und Politik nahmen biszu 80 Interessier- 
te an den Diskussionen mit Prof.Michael Krät- 
ke, Professor Arne Heise und anderen teil.Aus- 

gewählte Beiträge werden wir in spw doku- 
mentieren. 

Im Rahmender Frühjahrstagung haben wirdie 
Redaktion um vier neue Mitglieder erweitert: 
Hinzu gekommen sind Ulf Banscherus,Tanja 
Breuer, Sebastian Jobelius und lnken Wiese. 
Alle vier waren oder sind in verschiedenen 
Funktionen bei den Jusos auf Bundes- oder 
Landesebene aktiv und waren in dervergan- 
genheit bereits als Autorlnnen für spw tätig. 
Verabschiedet wurden mit einem herzlichen 
Dank für die Arbeit die langjährigen Redakti- 
onsmitglieder Vta Biermann und Frank Wilhel- 

my. 

Dienächstespw-Tagung wirft ihreschatten vo- 
raus: Am 25.Oktober2003 feiertspwdas25jäh- 
rige Jubiläum im Willy-Bmndt-Haus (s.dieAnze1- 
ge in diesem Heft auf S.8). Informationen zum 

Programm gibt es demnächstaufwww.spw.de 
oder pereMail an 25jahre@spw.de. 

Hinweisen wollen wir noch auf die Initiative 
,,Global Tox Jusrice NerworkUder Attac-AG Stopp 
Steuerfiucht. Aufder Grundlage eines britischen 
Entwurfes wurde die,,Erklärung für Steuerge 
rechtigkeit" erarbeitet. Die Erklärung enthält 
eine Analyse des Problems zunehmender Steu- 
erungerechtigkeit im Zuge der Giobalisierung 
der Finanzmärkte sowie eine Listevon konkre- 
ten Forderungen.Diese gute Arbeit überzeugte 
auch dieGlobalisierungsabteilung der Friedrich- 
Ebert-Stiftung, die den internationalen Auibau 
des Netzwerkes finanziell unterstützt 
Die Erklärung des Netzwerksfindet sich aufder 
(noch im Aufbau befindlichen) internationalen 
Webseite des Netzwerks: htt~://www.tax 
iustice.net 
Reinhold Rünker, spw Redaktion 

Sozialpoli t ische Tagung 
Soz ia l s taat  irn Stre i t  

Sonntag, 22. Juni 2003 
Büchen Ohlrogges Gasthof 

13 - 17 Uhr 

Mit der Vorstellung der ,,Agenda 2010" durch die Regierungserklärung Gerhard Schröders sowie 
durch die Vorschläge der Rürup-Kommission hat die sozialpolitische Debatte a n  Schärfe und an 
Grundsätzlichkeit gewonnen. Entlang der Themenbereiche Krankenversicherung, Alterssiche- 
rung sowie Arbeitsmarktpolitik & soziale Sicherung soll diese Tagung die aktuelle Reformdebat- 
te kr i t isch begleiten und bei der notwendigen Unterscheidung helfen, welche Vorschläge tatsächlich 
zu einer Reform der sozialen Sicherungssysteme führen und welche nur zu einem Abbau an Sozial- 
staatlichkeit führen. 
Aus Expertensicht werden Prof. Dr. Joachim Weeber (Nordakademie Elmshorn) zur Alterssiche- 
rung, Andreas Her ing (AOK Schleswig-Holstein) zur Krankenversicherung und MdB Thomas 
Sauer (Ahrensburg/ Mölln) zur Arbeitsmarktpolitik Stellung nehmen. Auf die Inputs der Experten 
sowie auf eigene Überlegungen der SPD-Bundestagsfraktion wird MdB Ortwin Runde (Hamburg- 
Wandsbek) eingehen. 
Die Zukunft der sozialen Sicherungssysteme ist zu wichtig, um diese Debatte einer einzelnen Kom- 
mission zu überlassen. Vielmehr brauchen wir einen gesellschaftlichen Streit über die sozialen Siche- 
rungssysteme. ProMS Norddeutschland und MdB Thomas Sauer laden daher herzlich zur sozialpo- 
litischen Tagung ein. 

Information und Anmeldung 
MdB Thomas Sauer, Hamburger Str. 30,22926 Ahrensburg 
Tel. 04102/823298 Fax: 04102/823112 
Email Thomas.Sauer@wk-bundestaz.de und www.proms-nord.de 

Anfahrt :Ohlrogges Gasthof befindet sich direkt gegenüber vom Bahnhof. Hamburg HBF ab12.19 
Uhr, 12.49 Uhr an Büchen. Lübeck HBFab 12.11 Uhr, an 12.52 Uhr. 
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SPD-Linke einigt sich auf 
Änderungen zur Agenda 
201 0 
Kurswechsel bleibt auch nach dem 1 .Juni auf 
derTagesordnung 

.............................. 

Von Andrea Nahles 

4 

Am Sonntag,4.Mai haben sich füh- zu den Initiatoren des Mitgliederbegehrens 
rende Linke und fünf Landesvorsitzenden um Ottmar Schreiner alle auf die nachste- 

rpw 3 12003 

zu einem gemeinsamen Strategietreffen zur 
Vorbereitung des Sonderparteitages am 1. 
Juni getroffen.umeinegerneinsameVorge- 
hensweise in den kommenden Wochen ab- 
zustimmen. Das ist gelungen. 
Nachdem es im April zu strategischen Kon- 
troversen um das Mitgliederbegehren auch 
innerhalbdeslinken Spektrumsgekommen 
war, konnten sich von der Parlamentari- 
schen Linken (PL) um Michael Müller bis hin 

henden Änderungsanträge zum Leitantrag 
des Parteivorstandes verständigen. 
Damit werden die Schwerpunkte der Ausei- 
nandersetzung der Agenda 2010-Kritiker 
definiert.DieÄnderungsanträge werden auf 
dem Sonderparteitag eingebracht und die 
Verabredung geht dahin, dass sie auch von 
allen offensiv vertreten werden.Vereinbart 
wurde außerdemdass es von der Linken ei- 
nen Initiativantrag geben wird. der mittel- 

Andrea Nahles, Vorsitzende des Forum DL 2 I e. K, lebt in Ahrweiler und Berlin 

fristige Politikansätze formuliert, die über 
den 1.Juni und der konkreten Auseinander- 
setzung mit der Agenda 2010 hinausweisen. 
Entscheidend ist nicht nur die Ergänzung 
und Veränderung der Agenda, sondern 
auch die Frage. wie geht es nach dieser 
schwierigen Operation weiter.insbesondere 
dann. wenn -wie  die Linke erwartet - die 
Erfolge der Agenda 2010 auf dem Arbeits- 
markt im Herbst ausbleiben. Der Kurswech- 
sel hin zu einer nachhaltigen und beschäf- 
tigungsorientierten Wirtschaft- und Finanz- 
politik bleibt auch nach dem 1. Juni auf der 
Tagesordnung. F~~~~ DU, 

Änderungsanträge 
zum Leitantrag,,Mut zurVeränderung" des SPD-Parteivorstandes zum 
Sonderparteitag am 1 .Juni 2003 in Berlin 

Änderungen gegenüber dem Text des Leitantrages werden kursiv 
hervorgehoben! 

.Starke Arbeitnehmervertretungen und Gewerkschaften bleiben für 
die Stabilität unseres Landes unverzichtbar. Deshalb werden dieMir- 
bestimmung, die Tarifautonomie undder Flächentarifvertrag uneinge- 
schränkt ihren jetzigen gesetzlichen Schutz behalten. Sie haben sich in 
Deutschland als anpassungsfähig an veränderteVerhältnisse erwie- 
sen und als Garanten für wirtschaftliche und soziale Sicherheit be- 
währt. Vielfach haben Tarifverträge auf betriebliche Besonderheiten 
undKrisen flexibel reagiert unddamit den Betriebsparrnern Spielräume 
eröffnet, um Beschäftigung zu sichern." 

+ 5.13 Leitantrag:Stichpunkt,,Stabilitäts- und Wachstumspakt" 

Passus,,Wir müssen die Rahmenbedingungen ... bis Konsolidierung 
der Staatsfinanzen ist." ersetzen: 

,,Eine Konsolidierung der Staatsfinanzen ist unverändert notwendig, 
aberaus einer Wirtschaftskrise können wir uns nicht heraussparen, son- 
dern nur herauswachsen.AufeuropäischerEbne brauchen wir ein abge- 
stimmtes Investitions- und Innovationsprogramm. Es muss flankiert 
werden durch eine beschäftigungsorienrierte und wachstumsfördernde 
Geld- und Wirtschaftspolitikder EU.Zielist es,die öffentlichen Investitio- 
nen in Deutschland- voraliem derStädte undKommunen - aufdas eu- 
ropäische Niveau von 2,s %des Bruttoinlandsproduktes (BIPI zu erhö- 
hen." 

+ 5.14 Leitantrag:Stichpunkt,,GemeindefinanzreformlGewerbe- 
steuerreform" 

Passus,,Eine nachhaltige Stärkung der Investitionskra ft... ist diever- 
stetigung der kommunalen Steuereinnahmen".ersetzen durch: 

,,Die Gemeindeflnanzreform muss den Kommunen langfristig und kon- 
junkturunabhängig mehr Spielraum für Zukunftsinvestionen geben. 

nicht mehr nur eine Möglichkeit zur Mitbe- 
stimmung (,,Delegiertenkarte heben") gibt, 
sondern Politik kooperativ vor Ort entwi- 
ckelt werden kann. Dazu werden wir neue 
Förderungsmodelle konzipieren und um- 
setzen müssen (z. B.Projektcoaching für Un- 
tergliederungen etc.).Die Einbindung kriti- 
scher Wissenschaftlerlnnen, junger Ge- 
werkschafterinnen und neuer Bewegungs- 
formen als Grundlagefür eine neue kampa- 
gnenfähige Linke wird zur zentralen Aufga- 
be der Jusos.Dies kann jedoch nur erfolgen, 
wenn Bündnisarbeit auch von den Unter- 
gliederungen wieder als zentraler Motor ei- 
ner Kampagne erkannt wird. Deshalb wird 
die regionale Verankerung der Kampagne 
über den eigenen Verband hinaus wichtig 
sein.DerJuso-Verband wirdzukünfrig stärker 
als bisher gemeinsam Kampagnen konzipie- 
ren und umsetzen müssen. Die Bezirke und 
Unterbezirke sind gefordert, diese Kampag- 
nen mit regionalen Akzentuierungen und re- 
gionalpolitischen Verknüpfungen zu verse- 
hen. Konkret heißt das: 
Die Reform der bisherigen Kommissionsarbeit 
zu einem qualitativ hochwertigen ,,Hearing- 
modello Die Kommissionsarbeit der Jusos 
fuRt auf einem Expertenmodell, das in der 
Verbandsrealität nicht mehr trägt. Stattdes- 
sen sind die Kommissionen derverbandsöf- 
fentlichkeit durch vierteljährlich stattfinden- 
de Verbandswochenende zu öffnen. Die 
Kommissionsarbeit wird dadurch effekti- 
viert, dass die Kommissionen zukünftig zu 
den zentralen Kampagnenthemen Thesen- 
papiere erstellen und diskutieren. die auf 
den Hearings mit Multiplikatorlinnen aus 
Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und Kultur 
kontrovers diskutiert und ,,abgeglichen" 
werden. Diese Thesenpapiere dienen als 
Grundlage für weiterführende innerver- 
bandliche Di~kussionen~als Bildungsmateri- 
al sowie als Positionspapiere gegenüber der 
Öffentlichkeit. 
Projekt NetzwerkSchülerlnnenarbeit. Wir stre- 
ben hier einen Neubeginn an.Das bedeutet, 
sich von der bisherigen Orientierung auf die 
klassische Gremienarbeit in Kommissionen 
zu verabschieden, und verstärkt als Netz- 
werk von linken Schülerlnnen zu agieren. 
Dazu sind sowohl spezifische Bildungs- als 
auch Diskursangebote sowie eine kulturpo- 
litische Modernisierung notwendig. 
Die Flankierung des Frauennetzwerks mit ei- 
genständigen Diskurs- und Bildungsangebo- 
ten. Ein Mentorenprogramm mit jungen 
SPD-Ministerinnen und Parlamentarier- 
innen soll darüber hinaus einen Beitrag zum 
Aufbau eines neuen weiblichen Führungs- 
kaders genutzt werden. 
Projekt:JuniorSGK. Die realpolitische Soziali- 
sation vieler junger Sozialistlnnen findet in 
kommunalen Vertretungen statt.Das Ergeb- 
nis ist vielfach Resignation oder Anpassung, 
nur in sehr wenigen Fällen jedoch bewusste 
politische Formierung einer neuen Genera- 
tion. Wir schlagen vor, ein entsprechendes 

Netzwerk gemeinsam mit Bezirken und Lan- 
desverbänden auizubauen. 
Der Aufbau eines Netzwerkesjungesozialde- 
mokratischeLinke21 in Zusammenarbeit mit 
dem Forum DL2l unter Einbindung der lin- 
ken Jugendverbände, kritischer Wissen- 
schaftlerlnnen, kritischer Schülerlnnen und 
St~dierenden~jungen Linken in Nichtregie- 
rungsorganisationen sowie den in der glo- 
balisierungskritischen Bewegung veranker- 
ten Teilen derjungen Generation. Ausgangs- 
punkt dafür kann die Diskussion um einen 
sozialdemokratischen Orientierungsrahmen 
2010sein. 

Im Hier und Jetztfür diezukunftschancen 
unserer Generation 
Wir stellen uns die Aufgabe. die real existie- 
rende Generationendebatte mit einem soli- 
darischen Gegenentwurf zu konfrontieren. 
Kollektive Solidaritätspotenziale in unserer 
Generation sind nur unter Berücksichtigung 
kollektiver Generationenprägungen und der 
Unterstützung fortschrittlicher und selbst- 
bestimmter Lebensentwürfe zu erschließen. 
Die Etablierung einer Politik für Zukunfts- 
chancen ist die entscheidende Aufgabe für 
die Sozialdemokratie der nächsten Genera- 
tion. Uns geht es um eine fortschrittliche Po- 
litik,die diesoziale undökonomische Einbet- 
tung der globalisierten Ökonomie zum We- 
sensmerkmal sozialdemokratischer Politik 
machtwir laden alle ein - sei es in Partei,Be- 
wegung,gesellschaftlichen Initiativen oder 
der Wirtschaft-an einer Politik der nächsten 
Generation mitzuwirken. W 812002 
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gung besonders durch Jugendliche ist ein 
ermunterndes Signal für eine andere Form 
der Globalisierung. Aus der Mitte dieser Be- 
wegung heraus wollen wir mitwirken, eine 
solidarische Lebensordnung durchzusetzen. 
Wir Jusos haben hier einen konkreten An- 
knüpfungspunkt, unserer Positionierung als 
internationalistischer Jugendverband ein 
neues Profil zu ver1eihen.E~ gilt.die Zusam- 
menhänge internationalen Wirtschaftensfür 
die lokalen Lebensbedingungen erkennbar 
und nachvollziehbar zu machen sowie hand- 
lungsfähige Gegenstrategien für die Arbeit 
der Aktiven zu entwickeln. Übergeordnetes 
Ziel muss es sein. die bisherige internationa- 
le Arbeit der Jusos,die einem,,closed-shop" 
gleicht, zurück in die Mitte der Aktivitäten 

und Diskussionen desverbandes zu holen. 
Die in vielen Städten stattfindenden Aktio- 
nen gegen den drohenden lrakkrieg werden 
vielerorts vor allem durch Jugendliche ge- 
tragen. Wie auch schon beim Golfkrieg zu 
Beginn der 90er Jahre werden viele Jugend- 
liche zum ersten mal politisch durch De- 
monstrationen,Schulstreiks u.ä.aktiv.Die Ju- 
sos stehen vor der Herausforderung. sich als 
glaubwürdige und mit Konzepten ausge- 
stattete Friedenskraftzu zeigen. 
Das in der Diskussion befindende GATS-Ab- 
kommen kann auf die Auswirkungen auf die 
Lebensbedingungen einer Stadt durchge- 
spielt werden. So können zum Beispiel auf 
die Auswirkungen einer Privatisierung von 
Bildung an der eigenen SchulelHochschule 
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aufmerksam gemacht werden und Alterna- 
tivkonzepte popularisiert werden. 
So könnten Jusos die weltweiten Arbeitsbe- 
dingungen der Sportswear-Industrie (Nike, 
Adidas) kritisch untersuchen. Beispielhaft 
könnten die unhaltbaren Arbeitsbedingun- 
gen der Sportswear-Industrie Aufhänger für 
globalierungskritische Kampagnen vor Ort 
werden und eine Möglichkeit zum konkre- 
ten Engagement werden. 

3.Kampagnenorientierung der nächsten 
Generation 
Die Jusos haben einen radikalen Generatio- 
nenwechsel hinter sich. Wir stehen jetzt vor 
der historischen Herausforderung, diesen 
Generationenwechsel politisch, inhaltlich 
und methodisch zu untermauern.Wir wollen 
daher die Kampagnen der kommenden Mo- 
nate mit einem Schwerpunkt politischer Bil- 
dungsarbeit versehen.Ziel muss es sein,auf 
den Stärken jungsozialistischer Kampag- 
nenführung aufzubauen und mit einer kon- 
zertierten Aktion innerverbandlicher Bil- 
dungsarbeitzu flankieren. 
Notwendig ist ein Paradigmenwechsel im 
Hinblick auf die klassischeTrennung von in- 
haltlicher Arbeit und politischen Aktionsfor- 
men. Eine erneuerte Kampagnenorientierung 
im Juso-Verband wird durch einen institutio- 
nellen und politischen Transfer zwischen In- 
halten und Aktionen gekennzeichnet sein - 
oder sie wird nicht sein. 
Zweitens müssen Philosophie, Themen und 
Forderungen einer Kampagne wieder zu ei- 
nem Gesamtprojekt zusammengeführt wer- 
den. Dies geschieht dadurch,dass politische 
Diskussionen im Verband wieder stärker an 
der Basis verankert werden müssen. Der 
Output und die Professionalität von allen 
Diskursangeboten des Bundesverbandes 
aber auch der Landesverbände muss dazu 
kritisch überprüft werden. 
Drittens schlagen wir ein jungsozialistisches 
Bildungswerk als Unterstützungsleistung 
und Kommunikationssupport für die aktiven 
Jusos vor. Eine Kampagne, die Inhalte und 
Aktionsformen miteinander verknüpft,muss 
auch beide Seiten der Gleichung unterstüt- 
zen. Gerade auch der Bundesverband wird 
zukünftig stärker zum Koordinator und Aus- 
richter von politischen Bildungsangeboten 
werden müssen. 

4.Eine Organisation zum Mitmachen 
Ein schlagkräftiger Verband muss seine Or- 
ganisation auf die Bedürfnisse und Anfor- 
derungen der Untergliederungen zu- 
schneiden. Das Zukunftsmodell für einen 
eingriffsfähigen Juso-Verband ist nicht das 
einer großen und behäbigen Verwaltung, 
sondern das der kleinen, vernetzten und 
flexiblen Initiativen mit einer effizienten 
Dienstleistungsfunktion für die handeln- 
den Jusos vor Ort und Kompetenzzentren 
an der Spitze. Gleichzeitig müssen wir den 
Verband dadurch attraktiv machen, dass 

Das geht nur über eine erneuerte Gewerbesteuer. Die Gewerbesteuer 
Iässtsich nursinnvollzu einer kommunalen Betriebssteuerentwickeln, 
wenn die Bemessungsgrundlage deutlich verbreitert wird und die Be- 
steuerung konsequent am Ort der Wertschöpfung stattfindet. Dazu 
muss die gewerbesteuerliche Organschaft abgeschafft werden. Bemes- 
sungsgrundlage einer kommunalen Betriebssteuer müssen olle im ärtli- 
chen Betrieb erwirtschafteten Kapitalentgelte sein: die Gewinne, alle 
vom Betrieb netto bezahlten Schuldzinsen sowie ein angemessener Teil 
der bezahlten Mieten, Pochten und Lizenzgebühren. Die steuerliche Pri- 
vilegierung von Fremdkapital gegenüber Eigenkapital wirddurch diese 
Maßnahmen aufgehoben. Das kommunale Hebesatzrecht ist beizube- 
halten." 

+ S.9 Leitantrag: Stichwort,,Vermögenssteuer" 

Spiegelstrich einfügen hinter-Verstetigung der Steuereinnahmen 
anschließen wird ..." 

,,Wir wollen die Vermögens- und Erbschaftsbesteuerung weiterentwi- 
ckeln, um eine angemessene Belastung von großen Vermögensbesif- 
zern zu erreichen. DiesesZiel ist auch dann richtig und wird weiter ver- 
folgt, wenn es keine aktuellen Bundesrotsmehrheiten für seine Umset- 
zung gibt." 

+ 5.14 Leitantrag: Stichpunkt,,Zinsabgeltungssteuer" 

Passus.Es ist ein Gebot der Vernunft ... rückgängig gemacht und ver- 
hindert werden." ersetzen: 

,,Die angedachteZinsabgeltungssteuer ist unterden heutegegebenen 
Bedingungen nicht zielführend. Statt der versprochenen Mehreinnah- 
men wird es bei Bund, Ländern und Gemeinden voraussichtlich zu dau- 
erhaften Einnahmeausfälle In Höhe von 3 Milliarden Euro kommen. Die 
Voraussetzungen für eine Rückkehr von im Ausland angelegtem Kapital 
sind wegen der bisher nicht erreichten Einigung in der EU über die Infor- 
morionspflichten beiden Zinserträgen nicht erfüllt Deshalb muss die- 
ses Projekt aufgegeben werden." 

+ S. 13 Leitantrag: Stichwort,,Steuerreform 200412003'' 

,,Die Steuerpolitik dieser Bundesregierung wird die privaten Haus- 
halte biseinschließlich 2004 um insgesamt 26.7 Mrd.entlastet haben. 
Um eine sozial ausgewogene Beteiligung aller Einkommensgruppen an 
der Finanzierung der notwendigen Reformen zu gewährleisten, werden 
wirim Zuge derSteuerreformstufe2OOSden Spitzensteuersatz nicht ab- 
senken.) Mit dieser sozialausgewogenen Entlastung werden vor ollem 
Kaufkraft und Nachfrage von kleineren und mittleren Einkommen ge- 
stärkt und Familien begünstigt: 

.Wenn die Wirtschaft ihre Zusage nicht einhalten kann. werden wir 
noch 2003 das Geserzgebungsverfahren zur Umsetzung einer Ausbil- 
dungsumlage einleiten." 

Passus ersetzen,,Es ist deshalb notwendig die Bezugsdauer ... bis ein 
neuer Beschäftigungsaufbau entstehen." : 

,,Die Verkürzung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes soll der be- 
trieblichen Praxis ein Ende setzen, wonach ältere Arbeitnehmer unter 
Ausnutzung eines bis zu 32-monatigen Arbeitslosengeldes vorzeitig 
und in einen de facto Vorruhestand geschickt werden. Dieses Ziel ist 
richtig. Die geplante Kürzung der Bezugsdauer auf 12 Monate fbzw. 18 

Monate für über55-Jährige) kann dieseszieljedoch nur erreichen, wenn 
jedem Arbeitslosen in den ersten 12 Monaten seiner Arbeitsiosigkeit 
konkret ein zumutbares Arbeitsplarzangebot gemacht werden kann. 
Kann dies nicht garantiert werden, ist eine Verkürzung der Bezugsdauer 
des Arbeitslosengeldes nicht akzeptabel. Die Folge wäre nur ein fiskoC 
und sozialpolitisches Verschieben der Arbeitslosen in das steuerfinan- 
zierte undzukünftig abgesenkte Arbeitslosendgeld 11." 

+ 5.19 Leitantrag: Stichpunkt .Zusammenführung Arbeitslosen- 
hilfe und Sozialhilfe": 

,,Wir wollen eine armutsfeste Regelung.Die neue Leistung muss- 
wie im Regierungsprogramm zugesagt- oberhalb der Sozialhilfe lie- 
gen.Siegewährleistet die Sicherung des Unterhaltes einschließlich 
Beiträge zur gesetzlichen Kranken~ersicherung~sozialen Pflegever- 
sicherung und zur Rentenversicherung sowie Eingliederungsleis- 
tungen.Sie umfasst auch Leistungen für die im Haushalt lebenden 
Kinder, den im Haushalt lebenden nicht erwerbsfähigen Partner 
und die Kosten der Unterkunft. Nach der bereits om 1.1.2003 ver- 
schärften Anrechnung von Partnereinkommen darf es keine weitere 
Verschlechterung geben. Konkret heißt dies, die Anrechnung von Part- 
nereinkommen bei der Gewährung von Arbeitslosenhilfe I1 darf nicht 
nach den Bestimmungen der Sozialhilfe erfolgen. Durch die Zusom- 
menlegung der Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe ergeben sich für die 
Kommunen erhebliche Einsparungen bei den Aufwendungen für die 
Sozialhilfe. Diese Einsparungen müssen in vollem Umfange bei den 
Kommunen verbleiben und für beschäftigungsförderndeZukunftsin- 
vestitionen und die Bereitstellung von ganztägigen Kinderbetreu- 
ungseinrichtungen eingesetzt werden." 

.Kleine Betriebe.die heute nicht unter das Kündigungsschutzgesetz 
fallen, können künftig in begrenztem Umfang befristet Beschäftigte 
einstellen. Bei betriebsbedingten Kündigungen wollen wir den Be- 
standsschutz erhalten, aber durch einen Rechtsanspruch aufAbfin- 
dung für den Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin ergänzen. (...I 
DieSozialauswahl wird auf drei Kriterien begrenzt:das Alter,die Be- 
triebszugehörigkeit und eventuelle Unterhaltspflichten.Wir wollen 
auch dazu beitragen, dass das berechtigte Interesse der Betriebe an 
einer ausgewogenen Personal- und Altersstruktur berücksichtigt 
wird." 

Letzter Spiegelstrich ersetzen: 

,,Das solidor,sche und panrarisch finomierre System der gererziichpn 
Krankenverr,ch~rung gilt es zu erhalren una zu~~nftsfesr zu rnachen 
Hierzu ist eine Verbreiterung der Finanzierungsgrundlagen notwendig. 
Es muss der Personenkreis, der durch die gesetzliche Krankenversiche- 
rung erfasst ist, erweitert werden. Neben Löhnen und Gehältern müssen 
weitere Einkommensarten in die Beitragsbemessung einbezogen wer- 
den.Zie1 ist eine allgemeine Bürgerversicherung. Hiebei Ist auch zu prü- 
fen, ob und in wieweit die private Krankenversicherung in den Risiko- 
strukturausgleich der gesetzlichen Krankenversicherung einbezogen 
werden kann." 

,,Die Riester-Rente hat eine zusätzliche Säule der Alterssicherung etab- 
liert. Weitere strukturelle Reformschritte müssen olle Berufsgruppen in 
dieBeitragspfllcht einbeziehen.Zie1istderAufbau einer Erwerbstätigen- 
versicherung.Aktionistische Einzelmaßnahmen, wie die Anhebung der 
Altersgrenze auf 67 Jahre oder die als,,Nachhaltigkeitsfaktor" einge- 
führteÄnderung der Rentenformel, sind vor dem Hintergrundeines feh- 
lenden Gesamtkonzeptes nicht akzeptabel." 



Ir Wir s ind die Partei" 
Für eine SPD mit k larem 
sozialdemokratischen Profil 

von Florian Pronold 

Am 1 l.April2003 istdasersteMitglie- 
derbegehren in der Geschichte der SPD offizi- 
ell gestartet.Dabei wurde und wird viel richti- 
ges über die SPD und dieinnerparteiliche Dis- 
kussion geschrieben und gesendet,gleichzei- 
tiges aber auch vieles ~erkürzt~verdreht und 
missinterpretiert. 

Die Regierungspartei stärken 
,,Stürzt die SPD den Bundeskanzler?" Diese 
Frage beherrscht derzeit weitgehend die öf- 
fentlicheDebatteum dasMitgliederbegehren 
und die Agenda 2010.Z~ Unrecht.Esgibt kein 
Mitgliederbegehren gegen Schröder, gegen 
die Regierungspolitikoder gegen die Agenda 
2010als ganzes.lm Gegenteil:Das Mitglieder- 
begehren soll die SPD als Regierungspartei 
stärken und zukunftsfähig machen.Dieses Ziel 
geht aus der Begründung auch ganz eindeu- 
tig hervor. Die Unterstützerinnen und Unter- 
stützer des Mitgliederbegehrens sind davon 
überzeugt, dass Bundesregierung und SPD 
nur mit einem klaren sozialdemokratischen 
Programm Erfolg haben kann.Nur mit einem 
sozial ausgewogenen Reformprogramm.dass 
neueWachstumsimpulseschafft,kanndie Po- 
litikin Deutschland Arbeit,Wohlstand und so- 

Solche Diskussion müssen zwischen den Par- 
teien ~tattfinden~aberauch innerhalbder Par- 
teien. Unser Grundgesetz verlangt von den 
Parteien ausdrücklich demokratische Willens- 
bildung im inneren - und zwar von unten 
nach oben.Wir wollen eine lebendige,diskus- 
sionsfreudige Partei. Am Ende der Diskussion 
mussein Ergebnisstehen,dasdiegroßeMehr- 
heittragen kann.Dann wird die SPDauch ge- 
stärkt aus einem Mitgliederentscheid hervor- 
gehen. Den notwendigen Klärungsprozess 
immer wieder zu vertagen und der täglichen 
Regierungsarbeit unterzuordnen,ist dagegen 
ein gefährliches Spiel mit dem Feuer. 

Wohin wir wollen 
Das Mitgliederbegehren will der SPD ein kla- 
res Profil geben. In sieben Punkten wird defi- 
niertfür wen und was unsere Partei stehen 
soll. An erster Stelle steht dabei die soziale 
Gerechtigkeit und die Verteilungsgerechtig- 
keit.Wir sind überzeugt,dass dieStärkung des 
Sozialstaats und eine gerechtere Verteilung 
der Lasten nicht im Widerspruch zu Wachstum 
und Beschäftigung steht,sondern die Grund- 
lage dafür sind. 
Die Uneinigkeit über den richtigen Weg bein- 
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Tabuthemen anpacken! 
Die öffentliche Debatte um das Mitgliederbe 
gehren konzentriert sich vorwiegend auf das, 
waswirnichtwollen.Dabei enthältderTextvie- 
leVorschläge.was wir positivverändern wollen. 
Dazu nur zwei exemplarische Beispiele. 
Eins dergrößtenTabuthemen in unserm Land 
ist Reichtum. Ein Prozent der Bevölkerung be- 
sitzt allein über eine Billionen Euro, gut ein 
Viertel desVermögens in Deutschland.Mit ei- 
ner Vermögensteuer von l Prozent könnte 
man hier 16 Milliarden Euro jährlich einneh- 
men. Dabei wäre jedes Vermögen unter 500 
000 Euro sowie eine selbstgenutzte Immobi- 
le von der Besteuerung ausgenommen. Milli- 
onen zahlen Steuern,Millionäre sollen es auch! 

ziaeGerecht gue~t schaffen.Und nur wenndie haltet her auch enen Dissens "wr  Oie Analy- D-rch gerechterevertei ung oerLasten lassen 
SPDals Parted~rso~ialenGerechti~~eit wanr- se der Probleme. Mi1 Ionen Mcnscnen sucnpn sichaLcn die meisten Probiemeder Soz alkas- - 
genommen wird und sich darin deutlich von Arbeit in Deutschland,doch sie finden keine 
anderen Parteien abhebt. kann sie in Zukunft freienStellen.Höherer Druckund Leistungskür- 
auch bei den Wahlen Erfolg haben. Zungen im Sozialsystem schaffen keine neuen 

ArbeitsplätzeSie bedeuten hier nur Einsparun- 
Demokratische Diskussion is t  notwendig gen in den öffentlichen Haushalten, denen ein 
Die Diskussion um den Kursder SPD hat nicht entsprechender Ausfall des privaten Konsums 
erstam 11.April begonnen.SeitmehrerenJah- gegenübersteht,wasdasWirtschaftswachstum 
ren gibt es nie wirklich ausgetragene Mei- hemmt.Die Konjunktur krankt nicht an zu ho- 
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sen beheben. Beispiel Krankenversicherung: 
die gesetzlichen Krankenkassen sind ein Soli- 
darsystem der unteren und mittleren Schich- 
ten.Diefinanziell stärksten werdenjedoch aus 
diesem System entlassen. Sie zahlen auf den 
größtenTeil ihres Einkommens keinen Kassen- 
beiträgeodersind ohnehin in privaten Kassen 
versichemGesetzliche Kassen, in die der glei- 

nungsunterschiede über den Kurs der SPD in hen Konen und starren Arbeitsmärkten. son- che~nteilausjedem ~inkommenfließt,vekei- 
der Arbeitsmarkt; Wirtschafts- und Sozialoo dern an fehlender Nachfraae.Neue Arbeit ent- IendieGesundheitskosten oerechter undöko- 
IitikViele SPD-Mitglieder haben der ~ a r t i  in 
letzter Zeit den Rücken gekehrt und viele 
Wählerinnen und Wähler haben sich von uns 
abgewendet. In den Landtagswahlen in Hes- 
sen und Niedersachsen und den Kommunal- 
wahlen in Schleswig-Hoistein sind sie über- 
wiegend nicht zu anderen Parteien überge- 
laufen, sondern einfach nur zu Hause geblie- 
ben.Ziel des Mitgliederbegehrens ist es bei 
diesen das Vertrauen zurück zu gewinnen. 
Politische Diskussionen um den richtigen Weg, 
um unterschiedliche Meinungen und Positio- 
nen sindder Kernbestandteilvon Demokratie. 

- 
steht nur wenn die Unternehmen auf zusätzli- 
che Nachfrage reagieren.Zusätzliche Nachfra- 
ge kann nurausdem privaten Konsum und aus 
öffentlichen Investitionen kommen. Privater 
Konsum wird dann höher,wenn wir die Steuer- 
und Abgabenlast gerechter verteilen und Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer mehr 
Geld in der Tasche haben.Mehr öffentliche In- 
vestitionen werden den Schuldenstand kurz- 
fristig erhöhen.Doch wenn wir damit neue Be  
schäftigung schaffen,wird die Investition durch 
steigenden Steuereinnahmen und sinkenden 
Sozialausgaben rentabel. 

Florian Pronold, MdB, Juso-Landesvorsitzender Bayern, ist einer der lnitiatorlnnen des Mitglie- 
derbegehren. Infos unter www.mitgliederbegehren.de 

- 
nomisch klüger.Das meinen wir mit einer Stär- 
kung des Solidarprinzips. 

Die Basis muss entscheiden 
Alle Mitglieder der SPD haben diese Partei 
aufgebaut und zum Erfolg geführt. Sie sind 
auch in der Lagesüber ihren zukünftigen Kurs 
zu entscheiden.Wir lehnen eine Verknüpfung 
der inhaltlichen Ziele mit Personalfragen ab. 
Eine demokratische Entscheiduna aller Partei- 
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mitglieder über diese Frage. darf nicht durch 
Denkblockaden und unzulässigeVerknüpfun- 
gen behindert werden. Wir wollen mit dem 
Mitgliederbegehren in der SPD einen Kurs 
durchseQen,derdie notwendigen Reformpro 
zesse gerecht gestaltet. Nur damit gewinnt die 
Sozialdemokratie wieder an Attraktivität und 
bleibt dauerhaft regie~ngsfähig. F„, DL?, 

Politik der nächsten Generation 
Kapitel 3 und Schluss: 

Bausteine für eine Erneuerung jungsozialistischer Kampagnenführung 
2003 / 2004. 

Von Björn Böhning, Marc Herter, Britta Lenz, Anja Spiegel und Cornelia Walter 

Unser Ziel ist es,die fundamentalen 
Herausforderungen zur Regulierung des fle- 
xiblen Kapitalismus in reales Kampagnen- 
handeln zu übersetzen. Das bedeutet vor 
dem Hintergrund eines geeinten Gesamt- 
verbandes.zentrale sozialistische und femi- 
nistische Umbauprojekte zum Inhalt der 
kommende Arbeit des Juso-Bundesverban- 
des zu machen. 

1. Handlungsfeld: Modernisierung der 
beruflichen Orientierung. 
Das Übergangssystem von der Schule/ 
Hochschule in den Beruf ist heute in höchs- 
tem Maße differenziert ausgestaltet. Die 
..Normalbiografie", der direkte Übergang 
von einer berufsqualiiizierenden Ausbil- 
dung in die beständige berufliche Laufbahn 
ist seltener geworden. Die berufliche Orien- 
tierung gleicht heute mehr denn je einem 
Patchwork, in dem junge Menschen perma- 
nente Anstrengungen zur Ausweitung und 
Verbesserung ihrer Erwerbs- und Lebensper- 
spektive unternehmen. Diese diffizile Situati- 
on meistert die junge Generation mit einem 
Höchstmaß an Koordinationskompetenz - 
in ihren individuellen Möglichkeiten 
allerdings stark abhängig von sozialer Her- 
kunft und Milieu. Gerade an dieser,,zweiten 
Spalrungs1inie"ist deshalb eigenverantwortii- 
ches Handeln durch einen diensfleisterischen 
Sozialstaatzu flankieren, und die Anforderun- 
gen durch den Arbeitsmarkt sind demokra- 
tisch auszugestalten. 
DieJugendphase ist eine Phasefrüher beruf- 
licherOrientierung.Die mit hoher Arbeitslo- 
sigkeit. gewandelten Arbeitsrealitäten und 

ausforderungen nur unzureichend vorberei- 
tet.50 ist dieVorbereitung der Universitäten 
auf die berufliche Perspektive jenseits der 
Wissenschaft mangelhaft, während gleich- 
zeitig die Aufstiegschancen auseiner berufli- 
chen Ausbildung heraus nach wie vor gering 
sind. Die Durchlässigkeit des Bildungssystems 
muss gesteigert werden. 
Das duale Ausbildungssystem ist im interna- 
tionalen Vergleich immer noch führend. Es 
bietet eine betriebsintegrative Ausbildung 
mit einer staatlichen Schulkomponente.Wir 
Jusos haben mit einer erfolgreichen Kampa- 
gne zur Umlagefinanzierung auf die Ausbil- 
dungsverweigerung vieler Unternehmen 
aufmerksam gemacht. An der Forderung 
.Wer nicht ausbildet, muss zahlen!" haben 
wir nichtszurückzunehmen.Gieichzeitig gilt: 
Im Ausbildungssystem,im Übergang zwischen 
Schule/Hochschule und Beruf. kurzum im ge- 
samten System der Berufsorientierung finden 
zu viele Veränderungen statt, als dass der iso- 
lierte Blick auf die Ausbildungsplatznot für 
eine moderne Reformpolitik ausreichend 
wäre. Veränderte Berufseinstiegsmuster, 
neue Ansprüche an die Ausgestaltung von 
Ausbildung in ihrer Gänze.andere Anforde- 
rungen an die Vereinbarkeit von Privatem 
und Erwerbsleben sowie neue oeschlechts- - 
spezifische Erwerbsansprüche müssen unter 
einen Hut gebracht werden mit den Anfor- 
derungen an die individuelle (und lebens- 
lange) Beschäftigungsfähigkeit. 
Beide Ansätze nehmen wir zum Ausgangs- 
punkt für eine Reformdiskussion um einen 
qualitativen Sozialstaat und ein modernes 
(Berufs-)Bildungssystem. Die strategische 

Unsicherheit vermischen sich mit veränder- Aufgabe wird sein.fortschrittlicheVorstellun- 
ten Ansorüchen an die bildunasoolitischen oen von beruflicher Entwickluna. individuel- - ,  - -. 
Sozialisationsagenturen.Veränderte Lebens- ler Entfaltung und solidarischer Absicherung 
Iäufe und gesteigerte Anforderungen an die in Arbeit, Leben und Bildunq qeqen die Apo- .. . 
Arbeitswelt korrespondieren damit unmit- logeten der~chmalspurausbildung sowie~ri- 
telbar. Das klassisch in berufliche und wis- vatisierungspropheten durchzusetzen: 
senschaftliche Ausbilduna aetrennte deut- . Vereinbarkeit von Erwerbsorientieruna 
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sche Berufsbildungssystem ist auf diese Her- und individueller Lebenslaufgestaltung 

Björn Böhning (24) ist stellvertretenderJuso-Bondesvorsitzender und lebt in Berlin, Marc Herter 
(28) istJuso-Landesvorsitzender NRW undlebt in Hamm, Britta Lenz (23) ist steilvertretendeJuso- 
Landesvorsitzende NRW und lebt in Düsseldort Anja Spiegel (23) istJuso-Landesvorsitzende von 
Brandenburg und lebt in Werder, Cornelia Walter (23) ist Mitglied des Juso-Bezirksvorstandes 
Hannover undlebtin Lüneburg. 
Kapitel 1 und 2 veröffentlichten wir in gekürzter Fassung in spw 130. Die Originolfassung kann 
angefordert werden bei redaktion@spw.de. 

- Reform des Bildungssystems zu einem 
durchlässigen, lebensbegleitenden und in- 
tegrativen,,Brückensystem". 

Verknüpfung regionaler Qualifizierungs- 
anstrengungen mit einer nachhaltigen regi- 
onalwirtschaftlichen Strukturpolitik 

Umbau des jetzigen reaktiven Sozialsys- 
tems zu einem qualitativen, beratenden und 
flexiblen Sozialstaat 

Langfristiger Aufbau gesellschaftlicher 
Arbeitsfelder in öffentlicher Verantwortung 
Berufliche Orientierung in unserem Sinne ist 
damit ein zentrales Umbauprojekt an der 
Schnittstellezwischen Bildung,Beruf und Le- 
bensweise. 

2. Handlungsfeld: Globalisierungskritik 
populär machen! 
Der fortschreitende Globalisierungsprozess 
ist dominiert vom Gewinnstreben von Glo- 
bal Playern wie etwa international operie- 
renden Großunternehmen und internatio- 
nale Banken. Diese Global Player gehören 
derzeit zu den relativen Gewinnern der Glo- 
balisierung. Unter Hinweis auf die internatio- 
nale Standortkonkurrenz drängen sie auf 
den Abbau von Arbeits- und Sozialstandards 
sowie die Einschränkung von fundamenta- 
len Rechten der Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer. Dieser Prozess des,,sich gegen- 
seitig ausspielens" i s t  sowohl in den Ent- 
wicklungs- als auch in den Industrieländern 
zu beobachten. Beschäftigte. kleinerer Un- 
ternehmen und ganze Staaten werden so 
zum Spielball weniger einflussreicher Fi- 
nanz- und Unternehmsjongieure. Demokra- 
tie und Selbstbestimmung, Gerechtigkeit 
und Solidarität kommen dabei zunehmend 
unter die Räder. 
Ein Phänomen der Weltwirtschaft sind die 
sich ausbreitenden Spekulationen auf den 
internationalen Kapital- und Finanzmärkten. 
die immer wieder Ursache für weltweite 
Wirtschafts- und Finanzkrisen sind.Kurzfristi- 
ge Spekulationen reißen immer wieder gan- 
ze Volkswirtschaften in einen Abwärtsstru- 
del.Offensichtlich ist hier die Notwendigkeit, 
durch Kapitalverkehrskontrollen eine Rere- 
gulierung der entfesselten Kapitai- und Fi- 
nanzmärkte zu erreichen. Die Verschlechte- 
rung von Lebensbedingungen durch unge- 
zügeltes Profitstreben, eine bedrohte Um- 
welt und ein globaler Wettlauf des Sozialab- 
baus bleiben nicht unwidersprochen. Der 
Zulauf der globalisierungskritischen Bewe- 



lismus und die Aufgaben der Sozialdemo- 
kratie" den revolutionären Geschichtsopti- 
mismus und die einfache Formel .Sozialis- 
mus = Sozialisierung plus Planwirtschaft" re- 
vidierte. d. h. kritisch überprüfte und korri- 
gierte, löste er einen Entrüstungssturm und 
die lanaandauernde Revisionismus- und Re- - 
formismusdebatte aus. 
Während im theoretischen Selbstverständnis 
der Sozialdemokratie das revolutionär-mar- 

die Philosophen.die Welt nurverschieden in- 
terpretiert zu haben, zogen sie den Kurz- 
schluss,dass Marxisten die Welt nicht zu inter- 
pretieren brauchen,weil es darauf ankomme, 
den Marxismus .richtig" zu interpretieren. 
Und während sie den Marxismus nur ver- 
schieden interpretiert haben, bemerkten sie 
nicht, wie der,,anschwellende Bocksgesang" 
der Neoliberalen die Welt interpretierte und 
veränderte. 

lektuelle Leere und Desorientierung besteht 
ein enger Zusammenhang. 

Linke und Neoliberalismus 
Die Ursachefir dieSerievon Wahlniederlagen 
derSozialdemokraten in Euro~a sieht Albrecht 
Müller in deren Anpassung andie neoliberalen 
Glaubenssätze. Die neoliberale Hegemonie ist 
dabei vor allem auch eine Herausforderung für 
die intellektuellen Diskurse, in denen mittelfris- 

xistische Konzept noch lange vorherrschend tig die Weichen für die praktische Politik ge- 
blieb.näherte sich nach der vorioen Jahrhun- Identitätsverlust der sozialistischen Lin- stelltwerden.Dort hat im letztenviertel des20. - - ~ ,  2 

dertwende die praktische Politik der SPD,vor 
allem auch der Gewerkschaften, immer mehr 
dem revisionistisch-reformistischen Konzept 
Bernsteins an. Eine klare programmatische 
Entscheidung gegen das marxistischeund für 
das reformistische Sozialismuskonzept fällte 
die SPD erst 1959 mit dem Godesberger Pro- 
gramm. Theoretische Grundlage für die Re- 
form- und Wirtschaftspolitik der soziallibera- 

ken 
Nur eine Teilwahrheit enthält Müllers Feststel- 
lung:.Der vom marxistischen Weltbild gepräg- 
ten West-Linken ging die Desillusionierung von 
1989mar andie Nieren,aberselten wirklichan 
die Identität." Tatsächlich führte die bedeu- 
tendste historische Zäsur nach 1917 für viele 
zum Identitätsverlust, zur völligen Verwerfung 
aller früheren identitätsstiftenden sozialisti- 

Jahrhunderts die selbstbewusste neoliberale 
Rechtedie Hegemonie und schließlich Allein- 
herrschaft nicht dank ihrer intellektuellen 
Überzeugungskraft gewonnen. sondern nur 
deshalb,weil.die gesamte Linke" ihre Positio- 
nen aus dem geistigen Wettbeweh z u ~ c k g e  
zogen hat. 
Was viele als bedauerlicheraber unvermeidli- 
che,,Kollateralschäden"der an sich heilsamen 

len Koalition unter Brandt war dann weniger xhen und marxistischen Positionen.Die meis- Globalisierung beklagen, ist in viel stärkerem 
Marx.sondern weit mehr John M.Kevnes. tenmarxistischenSozialisten.diebis 1989imRe Maßedieaewollte Foloeder neoliberalen He- 
~ ~ .~~ 
Seit Ende der sechziger Jahre lösten Neue visionisten Bernstein ein Haupthindernis auf 
Linke und Studentenbewegung eine uner- dem Weg zum Sozialismus sahen, verwarfen 
wartete Marxismus-Renaissance aus, in der seineÜberzeugung,,,dassderSozialdemokratie 
auch alte revolutionäre Illusionen und Dog- ein Kant Not tut, der einmal mit der überkom- 
men den klaren Blick auf die gesellschaftli- menen Lehrmeinung mitvollerSchärfe kritisch- 
che Realität und die sichtend ins Gericht 
politischen Hand- geht, ... der mit überzeu- 
lunqsmöqlichkeiten 1989 wurde es plötzlich gender Schärfe bloß- . 
trübten. Das äußerst legte, was von dem 
heterogene Spek- die heute werke unserer großen 
trum neolinken Den- noch gültigen Einsichten Vorkämpfer wert und - - 

kens war tendenziell von Marx und der bestimmt ist fortzule- 
nicht nur antikapita- ben und was fallen 
listisch.sondern auch aeSamten sozialistischen mussund fallen kann". 

d 

antirevisionistisch In einem gewissen lin- 
(jede Revision und Tradition als ewige Irrtümer ken Milieu war es bis 

Korrektur marxisti- ZU verwerfen. 1989 opportun, auch 
scher Positionen ist an nachweislichen Irr- 
zu verurteilen) und 
antireformistisch ( nicht Reformen, nur die 
,,Revolution" führt zum Sozialismus). Aber 
auch diewiederkehr eines realitäts- und pra- 
xisfernen Weltbildes hat keineswegs dem 
Stalinismus zugearbeitet, sondern eher die 
Handlungsfähigkeit dieser akademischen 
Linken gegen die Rechte eingeschränkt. 
Andererseits wirkte aber das motivierende 
und mobilisierende,,revolutionäre Bewusst- 
sein" einer intellektuell einflussreichen aka- 
demischen Linken wieein Stachel im Fleisch 
der pragmatischen Reformpolitiker. Antire- 
formistisches Bewusstsein (auch bei den 
damals medienwirksamen Jungsozialisten) 
hat paradoxerweise sogar das Reformpo- 
tenzial und -bewusstsein der sozialliberalen 
Koalition unter Willy Brandt gestärkt. 
Trotzdieser kurzfristig indirekt positiven Wir- 
kungen sind dogmatische Positionen im mar- 
xistischen Denken kritisch zu bewerten.Ob- 
wohl einerseits seit Ende der siebziger Jahre 
selbstkritisch über eine,,Krise des Marxismus" 
diskutiert wurde,entfernte sich die reale Welt 
immer mehr vom dogmatischen Weltbild vie- 
ler Marxisten. Aus dem Vorwurf von Marx an 

tümern von Marx und 
Engels als ewige Wahrheiten festzuhaiten. 
1989 wurde es plötzlich opportun, auch die 
heute noch gültigen Einsichten von Marx 
und der gesamten sozialistischen Tradition, 
auch das,,was wert und bestimmt ist fortzu- 
lebenZ',als ewige Irrtümer zu verwerfen. 
Exemplarisch für tausende Fälle der undiffe- 
renzierten und pauschalen Distanzierung von 
allen marxistischen und sozialistischenTradi- 
tionen sei hier nur Joschka Fischer zitiert,der 
schon 1989 den Endsieg des Kapitalismus 
überden Sozialismus verkündete und 1992 in 
seinem Buch,,Die Linke nach dem Ende des 
Sozialismus" den Eindruck erweckte,dass der 
stalinistische Massenmord aus der sozialisti- 
schen Idee hervorgegangen sei, so wie der 
Massenmord der Nazis aus der Rassenideolo- 
gie; denn .ohne diese großen Ideen hätten 
vermutlich selbst dieTäter und ihre Mitläufer 
nicht die innere, die ,moralische' Kraft zum 
Massenmord gehabt". 
Zwischen den nach 1989 massenhaften Pau- 
schalverurteilungen marxistischer und sozi- 
alistischer Denktraditionen und den aktuel- 
len Klagen über programmatische und intel- 

gemonie: Wachsende Kluft zwischen Reich 
und Arm, Zurückweichen des sozialstaatli- 
chen,.rheinischenr'vor dem expandierenden 
neoamerikanischen Kapitalismus. Schon 
1992 sah Michel Albert in seinem Buch,,Kapi- 
talismus contra Kapitalismus" die Ursachefür 
den Rückzug des ökonomisch effizienteren 
und sozial gerechteren,,rheinischen Modells" 
darin. dass .die grundsätzlichen Gedanken 
und Werte.die ihm voranaehen. weitaehend < . -  
ignoriert und bestritten werden". Und das 
~ind~diegrundsätzlichen Gedanken und Wer- 
te" aus der pluralen sozialistischen Tradition. 
Um ein Urteil von Erhard 0.Müller abzuwan- 
deln: Für dasvordringen des Neoliberalismus 
unddes neoamerikanischen Kapitalismus mit 
verheerenden sozialen Folgen nach 1989 
trägt ..die gesamte Linke (von marginalen 
Ausnahmen abgesehen)",durchaus,,kollekti- 
ve Mitverantwortung". Durch die pauschale 
Absage an ihresozialistischenTraditionen hat 
sie den weltweit verheerenden Erscheinungs- 
formen des entfesselten Kapitalismus~uge- 
arbeitet, sie mitzementiert und mitlegiti- 
miert". In diesem Sinne sieht Albrecht Müller 
die,,Modernisierer" der Sozialdemokratie in 
Europa als.Gefangene ihrer Anpassung" an 
die neoliberale Ideologie.,,Sie sind deshalb 
blind dafür,dass Millionen Menschen Orien- 
tierung suchen.Und sie merken gar nicht,wie 
modern die traditionellen Erkenntnisse der 
Sozialdemokratie, ihre Werte und Konzeptio- 
nen sind und wie desavouiert und geschei- 
tert die Wirtschaftsliberalen und Konservati- 
ven mit ihrer Ideologie sind." (F. R.27.5.) 
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D isz ip l in  fr isst Seelen auf. .. 
Anmerkungen zur AGENDA 201 O-Diskussion 

Von Reinhold Rünker 

Am 28.April fand im Maritim-Ho- 
tel zu Bonn dieerste der vier Regionalkon- 
ferenzen statt, auf denen die Parteifüh- 
rung das Parteivolk geladen hatte, um sie 
von Sinn und Notwendigkeit der AGENDA 
2010-Ziele zu überzeugen. 
Die Rede, die der Kanzler und SPD-Vorsit- 
zende dort vortrug,war zwarvon inbrüns- 
tiger Gestik und heiserer Stimme geprägt. 
inhaltlich setzte sie sich aber kaum mit 
dem Thema der Veranstaltung auseinan- 
der.Stattdessen warb Schröder um Lob für 
seine Irak-Politik und um die Einsicht,dass 
sich Deutschland ähnlich wiezu Weimarer 
Zeiten des 20. Jahrhunderts in einer Pha- 
se epochalen Umbruchs befinde. Insofern 
versuchte er zwar,seine Initiative in einen 
historischen Kontextzu stellen,doch blieb 
er die erwartete Ausgestaltung seiner 
Agenda 2010 schuldig. 
Eine wirkliche Debatte wollte daher auch 
nicht so recht in Gang kommen.Dazu trug 
auch die eigentümlich Redeliste bei, auf 
der zwarwohl über siebzig Namen gestan- 
den haben, seltsamerweise aber außer ei- 
ner Hand voll ,,Basis"-Funktionäre die ge- 
samte anwesende Prominenz u.a.aus Bun- 
desministerlnnen und Ministerpräsidenten 
an das Mikrofon musste, um die störrische 
Basis von der Notwendig- und Richtigkeit 
des Kanzler-Ansatzes zu überzeugen. Kriti- 
sche Stimmen wurden zwar nicht vollstän- 
dig außen vor gelassen,doch allein Ottmar 
Schreiner durfte als prominenter Initiato- 
ren des Mitgliederbegehren einen Beitrag 
halten. Der Applaus war groß, die Mienen 
auf dem Podium versteinert. 
Die Erfahrungen aus den anderen Regio- 
nalkonferenzen waren ähnlichewenn auch 
die Strategien für die Redeliste geändert 
wurden. So wurde auf der Regionalkonfe- 
renz in Nürnberg offenbar die Variante 
gewählt,zunächst sehr viele und vor allem 
unbekanntere Basis-Rednerlnnen zu Wort 
kommen zu lassen,ohne dass Agenda-Be- 
fürworterlnnen erkennbar argumentative 
Auseinandersetzungsfläche geboten hät- 
ten.wodurch sich die formulierte Kritikan 
den Agenda-Plänen,,totlaufen" sollte. De- 
zidierte und bekannte Befürworter des 
Mitgliederbegehrens kamen nicht oder 
erst sehr spät zu Wort. 

Im gleichen Maße selektiv wurden diever- 
treterlnnen der Medien.informiert" -das 
Mitgliederbegehren würde ohne groRes 
Echo in der Partei verhallen, die übergro- 
ße Mehrheit aufden Regionalkonferenzen 
unterstütze Schröder, etc. 
Der wirkliche Erfolg der SPD-Führungs- 
Bemühungen ist jedoch eher zweifelhaft: 
.Ein Beobachter dieser Konferenz muss 
uns für schizophren halten, wenn die bei- 
den Redner mit den entgegengesetzten 
Positionen den deutlichsten Applaus er- 
halten" formulierte sinngemäß Dietmar 
Nietan, einer der wenigen jungen MdBs 
der SPD-Fraktion und Vorsitzender des 
SPD UB Düren-als er auf die Publikumsre- 
aktionen nach den Reden von Schröder 
und Schreiner verwies. 
Überhaupt - Dietmar Nietan brachte ei- 
nen charakteristischen Beitrag - zumin- 
dest für die Regionalkonferenz am 28. 
April in Bonn, denn er warb in geradezu 
staatsmännischer Manier um den Kanzler 
und Parteivorsitzenden Gerhard Schröder. 
Schröder möge anerkennen,dassdie sozi- 
ale Frage eine wichtige in der SPD sei,dass 
die SPD eine diskussionsfreudige Partei 
und dies gut so sei, dass sie aber immer 
auch den Willen zur Einigung und Regie- 
rungsfähigkeit habe. 
Stellvertretend für sicherlich die Mehrheit 
der anwesenden SPD-Mitglieder reckte er 
symbolisch seinem Vorsitzenden die aus- 
gebreiteten Arme entgegen in der Hoff- 
nung, dass dieser sie ergreife, um die vor- 
getragene Kritik zumindest zu akzeptie- 
ren, sie ernst zu nehmen. sich damit 
auseinander zu setzen. 
Doch Schröder schlug die dargebotenen 
Hände brüsk aus. schalt seine Kritiker re- 
alitätsfern, stellte sich stur. Sicher: Es 
mag ihm so gelingen,die SPD i n  die von 
ihm vorgegebene Disziplin zu zwingen 
und damit auf dem Sonderparteitag 
eine Mehrheit zu erreichen. Eine aktive 
Unterstützung seiner Partei, des sozial- 
demokratischen Umfelds, die ,,sozialde- 
mokratische Seele" wird er so nicht er- 
reichen. Es gehört wenig Visionäres 
dazu, ihr Dank Schröder und seinem 
Kreis die politische Vereinsamung in der 
SPD zu prognostizieren. 

Reinhold Rünker. Mitglied der spw-Redaktion, lebt und arbeitet in Leichlingen 
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Aber was noch schlimmer ist: Mit der Art 
und Weise, wie die Debatte in der Partei 
geführt wird, ist die inhaltliche Auseian- 
dersetzung, die doch konstitutiv für eine 
Demokratie istreinmal mehr diskreditiert. 
Und sollte esdoch irgendwann zum Rück- 
tritt Schröders kommen,stehen genug be- 
reit, die wie zu Schmidts Zeiten eine 
Dolchstoßlegende in die Welt setzen wer- 
den. 
Doch es ist Schröder selbst,der den Dolch 
im Gewande führt. M- 0 ~ 2 1  
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Förderprogramme auf dem Prüfstand 
Von Dorothea Hegele 

12 Jahre werden die neuen Bun- 
desländer durch die Regionale Wirtschafts- 
förderung für die Gewerbliche Wirtschaft und 
die Europäische Sozialfondsförderung der 
Europäischen Union in ihrem Aufbaubemü- 
hen begleitet - 2006 werden die Ziel-l-För- 
derprogramme der Europäischen Union für 
die neuen Bundesländer in ihrer flächend- 
eckenden Wirkung auslaufen. Die Europäi- 
sche Union hat Ziele der Förderung und all- 
gemeine Bestimmungen über die Struktur- 
fondsvorgegeben.Der Bund und die Länder 
haben ihren Einfluss auf die Förderung von 
Unternehmen, Bildungsträgern und Verei- 
nen durch zahlreiche operationelle Pro- 
gramme und Ausführungsvorschriften aus- 
geübt. In diesem Zusammenhang stellen 
wir in der täglichen Arbeit immer häufiger 
folgende Fragen: 

Erreicht die Strukturfondsförderung der 
Europäischen Gemeinschaft ihre Ziele? 
Kommen die Fördermittel wirklich bei 
den ostdeutschen Unternehmen an. die 
sie brauchen? 
Ist mit den Förderbestimmungen der 
Subventionsbetrug nicht schon einge- 
plant? 

Warum berichtet die Presse in letzter Zeit so 
häufig über unzureichende Verwendungs- 
nachweise? 
Mit diesem Diskussionsbeitrag möchte ich 
diesen Fragen nachgehen und auf Fehlent- 
wicklungen im Fördermittelrecht anhand 
meiner Erfahrungen bei der Beratung jun- 
ger Unternehmer aufmerksam machen: 
1. Der Europäische Fonds für regionale Ent- 
wicklung ( EFRE) soll in erster Linie zur Ver- 
wirklichung des Ziels der Entwicklung und 
strukturellen Anpassung der Regionen mit 
Entwicklungsrückstand sowie zur wirt- 
schaftlichen und sozialen Umstellung der 
Gebiete mit Strukturproblemen beitragen ( 
Verordnung (EG) Nr. 126011999 des Rates 
vom 21.0.1999). 
Diesem Ziel werden nationale Förderpro- 
gramme kaum gerecht, die in der regiona- 
len Wirtschaftsförderung fast überwiegend 
nach der Positivliste des Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe das produzierende 
Gewerbe fördern. Ostdeutsche Städte ha- 
ben trotz der Förderung kaum produzieren- 
des Gewerbe. 
a. Gefördert werden ausder Positivliste des 

Rahmenplans der Gemeinschaftsaufga- 

be z. B.große,ohnehin schon leistungs- 
starke westdeutsche Autofirmen wie 
BMW (Standort Leipzig) und VW (Gläser- 
ne Fabrikin Dresden).Die Milliarden flie- 
ßen in große westdeutsche Firmen für 
ohnehin geplante Investitionen, die sie 
nunmehr -motiviert durch den Förder- 
mittelanreiz - in  den neuen Bundeslän- 
dern bauen.DasgutausgebildetePerso- 
nal bringen sie häufig aus den westdeut- 
schen Bundesländern mit. Für die klei- 
nen ostdeutschen Firmen bleiben in der 
Regel ein paar Zulieferaufträge, was 
allerdings dennoch nicht gering zu 
schätzen ist. 

b. In derVergangenheit wurde landespoli- 
tisch eine bevorzugte Förderung von 
,.Megaprojekten" favorisiert, welche im 
Effektdieverfügbaren Förderressourcen 
auf diese Projekte konzentrierte. Diese 
standen somit für eine dezentralisierte 
Förderung von mittelständischen Pro- 
jekten und Kleinunternehmen nur noch 
sehr beschränkt zur Verfügung. 
Besonders traurig und verlustreich er- 
wies sich diese Politik der Fokussierung 
auf.Megaprojekte" im Falle ihres Schei- 
terns (Cargo-lifter, Lausitzring). 

2. Ostdeutsche Firmen können zwar auch 
Fördermittel aus der regionalen Wirtschafts- 
förderung beantragen, aber sie scheitern 
regelmäßig an einer der vielen Hürden: 
a. Viele ostdeutsche Firmen wollen ins 

Dienstleistungsgewerbe investieren: 
dies kann auch nach dem Rahmenpian 
grundsätzlich gefördert werden. Die 
möglichen Einschränkungen sowie der 
Ausschluss der Förderung durch die 
Bundesländer lässt aber von diesen För- 
dermöglichkeiten für das Dienstleis- 
tungsgewerbe kaum nennenswertes: 
Sachsen schließt dieZiffern35.36.38.39, 
42,43,45,46 und 47 der Positivlisre gänz- 
lich von der Förderung aus. 

b. Nach der Positivliste ist für den Leipziger 
Süden die Förderung von Fremdenver- 
kehrsbetrieben möglich; doch welches 
Unternehmen will schon angesichts der 
Hotelüberkapazitäten in Leipzig die 
zwingend vorgeschriebenen 30 % des 
Umsatzes mit eigenen Beherbergungs- 
gästen erreichen. Dem Ideenreichtum 
sind damit für diese besonders ausge- 
wiesenen Entwicklungsgebiete enge 

Prof Dr. Dorothea Hegele, Direktorin des Meißen Institutes e.V. fürangewandteKammunal- und 
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Grenzen geseta;letztlich werden wieder 
nur große Vergnügungsparks westdeut- 
scher Unternehmen gefördert und die 
kleinen ideenreichen Unternehmen.2.B. 
Peer 1, gehen leer aus. 

C. Informations- und Kommunikations- 
dienstleistungen werden nach der Posi- 
tivliste gefördert, aber die regionale 
Wirtschaftförderung wird durch die Bun- 
desländer in den Ausführungsbestim- 
mungen überwiegend auf die investiti- 
onsförderung beschränkt, also vorwie- 
gend auf die geringen Hardwarekosten. 
Kosten fürdiearbeitsintensive Software- 
entwicklung werden nicht gefördert. 
Softwareentwicklung müsste das Unter- 
nehmen.outsourcen" und teuer einkau- 
fen - Was machen die Unternehmen 
dann eigentlich noch?? 

d. Kann die Förderfähigkeit angenommen 
werden, kommen wir aber zum eigentli- 
chen Problem:Welchesostdeutsche Un- 
ternehmen kann als Eigenkapital schon 
25 %, wie vorgeschrieben, aufbringen 
(Beispiel von 2 Millionen 500.000 Euro). 
Schon die unausweichlichen 10 % sind 
nichtvorhanden.Venture capital Firmen 
als Ka~italbrinoer sind bekanntermaßen 
auch Leder  aus Westdeutschland und 
die lassen sich ihre Einsätze vergolden 
undversilbern und das kann kein Förde- 
rinstitut oder keine Förderbank verhin- 
dern - auch wenn ihre Merkblätter den 
KMU-Begriff immer mehr einschränken. 
Die Förderung der kleinen ostdeutschen 
Firmen bleibt auf der Strecke. 

e. Haben wir nun tatkräftige förderfähige 
iunae Unternehmer mit Geschäftsideen , * 

und ,,Unternehmergeist" gefunden, 
dann studieren wir mit ihnen die Förder- 
gebietskulisse. Dabei zeigt sich: In den 
Grenzgebieten nach Polen und Tsche- 
chien ist die Förderung besonders hoch. 
Das ist zwar löblich, aber der junge Un- 
ternehmer will dort nicht leben und ar- 
beiten. Im ländlichen Raum wurde so 
eine Politik der.Perlenketten" betrieben 
(Erlebnisbäder). Vorrangig sollen die 
schönen beleuchteten Schafswiesen 
ehrgeiziger Bürgermeister kleiner Ge- 
meinden in den Randgebieten mit Le- 
ben erfüllt werden. 

f. Die abgestufte Förderung führt einer- 
seits dazu, dass die Investitionen nicht 
gerade umweltfreundlich in den großen 
Städten getätigt werden ( für Leipzig 
gibt es Abschläge von 7 % und dann 
noch mal 8%). Weil die Förderung der 
regionalen Wirtschaftsförderung direkt 
hinter den Stadtgrenzen der Großstädte 

die,,Vereinigung" von KPD und SPD zur SED, 
von der sowjetischen Besatzungsmacht ge- 
waltsam durchgesetzt. 

,,Totalitarismus" - Kampibegriff gegen 
Entspannungspolitik 
Wie hat sich,,die gesamte Linke" in der Bun- 
desrepublik Deutschland verhalten, die ja 
auf Bundesebene bis zur Großen Koalition 
1966 von der Regierungsverantwortung 
ausgeschlossen war? Schon kurz nach dem 
Mauerbau 1961 begannen Teile dieser.ge- 
samten Linken",unterstütztvon zahlreichen 
sozialistischen. liberalen und liberal-konser- 
vativen Intellektuellen außerhalb der SPD 
(vor allem in Medien wie Frankfurter Rund- 
schau und Die ZEIT) den "antitotalitären 
Konsens"des Kalten Krieges aufzukündigen, 
indem sie die Rolle derTotalitarismustheorie 
kritisch hinterfragten. Denn während die 
wissenschaftliche Totalitarismustheorie 
kaum eine Rolle spielte. war in den politi- 
schen Auseinandersetzungen das Schlag- 
wort Totalitarismus ein Kampfbegriff für die 
ideologische Konfrontationspolitik des Kal- 
ten Krieges und gegen Ansätze einer prag- 
matischen Entspannungspolitik. 
Für die Entspannungspolitik entschieden 
sich im September 1972 nicht nurdiewähler 

wiesener Unschuld zu beantragen. Mit,,mar- 
ginalen Ausnahmen" al1erdings:Denn wäh- 
rend Müller bei seiner Anklage gegen .die 
gesamte Linke" nur von ,,marginalen Aus- 
nahmen abgesehen" hatte, trifft sein Vor- 
wurf vom,,Totalitären im Sozialismus" gera- 
de auf ,,marginale Ausnahmen" zu: Die als 
Zerfallsprodukte der antiautoritären Studen- 
tenbewegung nach 1968 entstandenen sta- 
linistisch-maoistischen Mini-Parteien waren 
in der Tat totalitär, in ihrer inneren Struktur 
und gesellschaftspolitischen Zielsetzung. 
Nur das stalinistische und das maoistische 
Terrorsystem anerkannten sie als .Sozialis- 
mus",während sie die Entstalinisierung un- 
ter Chrustchow, vor allem die Offnung der 
Lager und die Rehabilitierung von Stalins 
Opfern, als Verrat am Sozialismus und Re- 
stauration des Kapitalismus denunzierten. 
Dennoch sollteauch gegen diese..marginalen 
Ausnahmen" von einer Anklage abgesehen 
werden. Denn ihnen vorzuwerfen, sie hätten 
damit dem stalinistischen und maoistischen 
Totalitarismus,,zugearbeitet", hieße sie maßlos 
überschätzen. Die großen Tragödien der 
Menschheit, stalinistischer und maoistischer 
Terror, wiederholten sich in der Performance 
der stalinistisch-maoistischen Mini-Parteien, 
glücklicherweise - im Sinne einer Marx'schen 

der sozialliberalen FDP, sondern auch die Einsicht - nur als Farce.Und das einzigeverge- 
45.8% SPD-Wähler. die darüber hinaus noch hen.das man ihnenvorwerfen könnte.nämlich 
einer Partei,,zuarbeiteten",die sich nicht nur 
in ihrem Godesberger Grundsatzprogramm. 
sondern auch in ihrem Wahlprogramm von 
1972 ausdrücklich z~m~demokratischen So- 
zialismus" bekannte. Damals war übrigens 
nur Südkorea,wo die in Westeuropa soein- 
flussreiche ,.gesamte Linke" ausgeschaltet 
war,dem,,antitotalitären KonsensS'gegenü- 
ber dem Feind Nord- 

grober Unfug,ist inzwischen längst verjährt 

Fehler, Irrtümer und Fehleinschätzungen 
der Linken 
Die,,gesamte Linke" von der Anklage freizu- 
sprechenraus geistiger Verwandtschaft dem 
Stalinismus zugearbeitet zu haben. heißt 
nicht, ihr einen ,,Persilschein" auszustellen. 

Denn in ihrer langen 
korea treu geblieben. Geschichte hat sie 
Während für Müller Aus dem Vorwurf Marx durchaus aravieren- 
aus dem sozialisti- an die Philosophen,die de Fehler gemacht. 
schen Weltbild der Irrtümer und Fehlein- 
.gesamten Linken" Weit nur verschieden haben 
erst .NACH dem Zu- interpretiert zu haben, fatale Folgen gehabt; 
sammenbruch der und im Weltbild der 
entsprechenden ge- Zogen manche den demokratisch-mar- 
seilschaftlichen Reali- KUrZSCh(USS,dass sie die xistischen Linkengab 
tät einerkollektive Mit- es auch Gemeinsam- 
verantwortung'(resul- Welt nicht ZU interpretieren keiten mit dem Mar- 
tlert)", hat die große brauchen, weil es darauf xismus-Leninismus. 
Mehrheit der Linken Dieser hat zwar das 
schon lange vor Etab- ankomme, den Marxismus Konzeptder Diktatur 
lierung des Sowjetsys- zu interpretieren. des ~roletariats unter 
tems und während Führung der Partei 
seiner über siebziu nicht aus der marxis- - 
Jahre dauernden Existenz das ihm zugrun- 
deliegende ideologische Weltbild abgelehnt 
und n permanenter Kritik 'hre ~erantwor- 
tung L r  Freiheit Lno Demokratie rechtleitig 
wahrgenommen 

Freispruch für,,die gesamte Linke" 
Da der historische Rückblick alle Anklage- 
punkte Müllers empirisch widerlegt hat, ist 
für,.die gesamte LinkeZ'Freispruch wegen er- 

tischen Tradition der westeuropäischen Ar- 
beiterbewegung übernommen. Aber der 
Geschichtsdeterminismus und das Patentre- 
zept,,Sozialismus = Sozialisierung plus Plan- 
wirtschaft" waren durchaus weltanschauli- 
che Grundlagen der marxistischen Sozialde- 
mokratie, insbesondere des Erfurter Pro- 
gramms von 1891. 
Der Zusammenbruch des Sowjetkommunis- 
mus hat in der Tat sowohl das marxistische 

Sozialismuskonzept als auch einen Leitge- 
danken der ökonomischen Kritikam Kapita- 
lismus widerlegt,nämlich die angeblich wis- 
senschaftliche Erkenntnis von Marx:Die ka- 
pitalistischen Produktionsverhäitnisse, also 
Privateigentum an Produktionsmitteln und 
Marktwirtschaft, werden zu Fesseln für die 
Weiterentwicklung der Produktivkräfte und 
beschleunigen den wirtschaftlichen Nieder- 
gang und den unabwendbaren Zusammen- 
bruch des Kapitalismus. Sozialistische Pro- 
duktionsverhältnisse dagegen, also verge- 
sellschaftete Produktionsmittel und Plan- 
wirtschaft, werden die Produktivkräfte 
wieder entfesseln und zu einem stürmischen 
ökonomischen und wissenschaftlich-tech- 
nologischen Fortschritt führen. 
Dieser Grundirrtum des Marxismus hatte zur 
Folge, dass bis in die jüngsteVergangenheit 
die meisten Marxisten die Lebens-. Entwick- 
iungs- und Innovationsfähigkeit des Kapita- 
lismus unterschätzt haben und nicht er- 
kannten: Eine kapitalismuskritsche Politik 
muss nicht die Produktivkräfte entfesseln, 
sondern versuchen,die im Kapitalismus ent- 
fesselten Produktivkräfte unter gesellschaft- 
liche Kontrolle zu bringen, um die destrukti- 
ven Nebenwirkungen einzudämmen. 
Die reale Geschichte hat die Prognosen von 
Marx umoekehrt: Die sozialistischen Produk- - 
tionsverhältnisse,vergesellschaftete Produk- 
tionsmittel und Planwirtschaft, wurden zu 
Fesseln für die Produktivkräfte und führten 
zu jenem ökonomischen Niedergang und 
Zusammenbruch, den Marx für den Kapita- 
lismus vorausgesagt hatte. 
Doch lange bevor die Geschichte den Ge- 
schichtsdeterminismus und das marxisti- 
sche Sozialismuskonzept widerlegt hat, hat- 
ten oroßeTeile der Linken in intensiven kon- 

A 

troversen Diskussions- und Lernprozessen 
zahlreiche Irrtümer und Fehleinschätzungen 
selbstkritisch korrigiert. Als Eduard Bern- 
stein in einer Aufsatzserie und 1899 in sei- 
nem Buch.,Die Voraussetzungen des Sozia- 



Sowohl Bismarckals auch der real existieren- schen Tradition heraus entwickelt. etwa 
de Kapitalismus leisteten jedoch mehr Über- nachdem er die von Müller angeführten 
zeugungsarbeit als die besten marxistischen Stellen in den Marx-Engels-Werken gefun- 
Agitatoren: Arbeiter, die für einen Hunger- den hatte.Erst nach Ausarbeitung seinerdik- 
lohn täglich 14 Stunden schuften mussten, tatorischen Konzeption wurden zur Legiti- 
brauchten nicht Marx zu lesen, um sich aus- mierung des Marxismus-Leninismus ent- 
gebeutet und unterdrückt zu fühlen. Für sie sprechende Zitate herangezogen,die in der 
bedeutete,,Klassenkampf",dass sich Arbeiter westeuropäischen Arbeiterbewegung nicht 
gegen den,Klassenkampf"von oben organi- im Sinne Lenins rezipiert und interpretiert 
sierten und solidarisch zur Wehr setzen. So wurden. Daher lehnte hierauch,,die auf Mar- 
wurden ohnmächtige Arbeiter zu einem xens Weltbild bezogene Linke", vor allem 
Machtfaktor im .Klassenkampf", so dass sie auch der orthodox-marxistische Parteitheo- 
späterschließlichzu..Sozialpartnern"derUn- retiker Karl Kautsky, das leninistische Kon- 
ternehmer werden konnten. zept von Anfang an kompromisslos ab.also 
Empirisch erkennbar ist,dass der von Müller schon vor der Etablierung des Sowjetkom- 
denunzierte Geschichtsdeterminismus ein munismus, und erst recht lange vor seiner 
Geschichtsoptimismus war, der zahlreiche Implosion. 
Menschen ermutigte. sich trotz aussichtslo- Es darf nicht apologetisch unterschlagen 
ser Lage politisch zu engagieren. In einer ex- werden,dass Marx und Engels tatsächlich das 
trem ungerechten Gesellschaft motivierte Wort,,Diktatur des Proletariats" mehrmals ge- 
die Vision einer ge- braucht haben, 
rechten Gesellschaft allerdings ohne wie 
zahlreiche .Aktivpro- Den Praxistest für das Lenin ein konkretes 
letarier", selbstlos Konzept der Machter- 
und ooferbereit für Bekenntnis zu Freiheit und oberuna und -ausü- 
~ ~ , 
eine bessere Gesell- Demokratie bestand die bung auszuarbeiten. 
Schaft zu kämpfen. ,,gesamte Linke" im Da auch in einigen ab- 
Ohne kurzfristig Er- strakten Theoriedis- 
folg oder persönliche Dezember 191 8. kussionen der vage 
Vorteile erwarten zu 
können, opferten sie 
ihre knappe Freizeit. nahmen sie Nachteile 
undVerfolgung in Kauf. 

Sozialistische Arbeiterbewegung für Frei- 
heit und Demokratie 
Wie entwickelte sich im Verlauf der Ge- 
schichte das Verhältnis der Arbeiterbewe- 
gung zu Freiheit und Demokratie? Von An- 
fang an kämpfte sie als politische Partei ge- 
aen die ..unfreiheitlich-undemokratische - ~ 

Grundordnung" des deutschen Obrigkeits- 
staates für politische Freiheit und Demokra- 
tie, für,,das allgemeine gleiche und direkte 
Wahlrecht" (Lassalle 1863) und für die,,Ab- 
Schaffung ... aller Gesetze, welche die freie 
Meinungsäußerung, das freie Denken und 
Forschen beschränkenr'.(1875,Gothaer Pro- 
gramm der Sozialistischen Arbeiterpartei 
Deutschlands). Und auch im Erfurter Pro- 
gramm von 1891, von den marxistischen 
Jungsozialisten in den siebziger Jahren des 
20,Jahrhunderts als.das marxistischste Pro- 
gramm,das die SPD je hatte" geadelt. ist das 
Bekenntnis zu Freiheit und Demokratie so 
eindeutig und unmissverständlich formu- 
liert wiein allen früheren und späteren Pro- 
grammen. 
Auch die marxistische Sozialdemokratie,also 
die SPD bis zum Godesberger Programm 
von 1959, hat nie das Wort,.Diktatur des Pro- 
letariats" in ihr Programm aufgenommen 
und sich immer als Partei der politischen 
Freiheit und Demokratie verstanden. Lenin 
hat sein Konzept der Diktatur des Proletari- 
ats unter Führung der Partei nicht aus der 
westeuropäischen marxistischlsoziaiisti- 

Begriff ,,Diktatur des 
Proletariats" auftauch- 

te und Verwirrung stiftete, lehnte es Eduard 
Bernstein schon vordervorigen Jahrhundert- 
wende, also noch vor dem Auftreten Lenins. 
ausdrücklich ab,.die Phrase von der Diktatur 
des Proletariats festzuhalten",zumal diese nur 
.die Diktatur von Klubrednern und Literaten" 
bedeuten würde. 

,Die Demokratie ist Mittel und Zweck 
zugleich" 
Auf Müllers Vorwurf,.Demokratie galt ... der 
Linken seit ihren Anfängen nicht alsein Wert 
an sich,sondern in erster Linie als Mittel zum 
... Zweck" ,antwortete Bernstein schon vor- 
beugend: .Die Demokratie ist Mittel und 
Zweck zugleich. Sie ist das Mittel der Er- 
kämpfung des Sozialismus, und sie ist die 
Form der Verwirklichung des Sozialismus." 
Und dieser Sozialismus schließtnichtnuralle 
demokratischen, sondern auch alle Werte 
und Ideen des geistig-politischen Liberalis- 
mus mitein.Denn er ist,,nicht nur derzeitfol- 
ge,sondern auch dem geistigen Gehalt nach 
sein legitimer ErbeU.Wenn dennoch Sozialis- 
ten in Gegnerschaft zu liberalen Parteien 
stehen,dann deshalb.weil„die Parteien,die 
sich den Namen liberal zulegten ... imverlauf 
reine Schutzgarden des Kapitalismus (waren 
oder wurden)". 
Auch August Bebel, bis zu seinemTod 1913 
unbestrittener Führer der marxistischen So- 
zialdemokratie, betonte immer wieder, alle 
Prinzipien der.bürgerlichen Demokratie"zu 
akzeptieren. aber darüber hinaus im Sinne 
der.Sozialen Demokratie" von der Einsicht 
auszugehen: Damit alle Bürger die demokra- 

tischen Grund- und Freiheitsrechte nutzen 
können, sind besondere soziale und ökono- 
mische Voraussetzungen notwendig: .Was 
nützt ihm (dem Arbeiter) die bloße poiiti- 
sche Freiheit,wenn seine Lage sich nichtver- 
bessert,er vor wie nach der vom Kapitalisten 
ausgebeutete Mensch ist, der sein ganzes 
Leben sich plagen und abrackern muss,um 
schließlich elend zu Grunde zu gehen!" (Be- 
bel 1870) 
Den Praxistest für das Bekenntnis zu Freiheit 
und Demokratie bestand die.gesamte Lin- 
ke" im Dezember 1918. Die Mitglieder der 
Arbeiter- und Soldatenräte, denen im No- 
vember die Macht zugefallen war,entschie- 
den sich auf ihrem Kongress mit großer 
Mehrheit für Wahlen zur Nationalversamm- 
lung, also für die parlamentarische Demo- 
kratie. Und das. obwohl die meisten jener 
,,sozialistischen Ideologie" anhingen, die 
nach Müllers geschichtsdeterministischer 
Meinung ,,gesetzmäßig in totalitären und 
stalinistischen Erscheinungsformen enden 
musste". 

Stalins,,Sozialfaschismustheorie" 
Im Verlauf der Weimarer Republik hat 
allerdings die KPD das außerhalb der west- 
europäischen marxistisch/sozialistischen Ar- 
beiterbewegung entwickelte leninistisch- 
stalinistische Diktaturkonzept übernom- 
men.Aber selbst damit hat sie nicht dem sta- 
linistischen System.zugearbeitetn, sondern 
nurdemTotalitarismus Hitlers zur Machtver- 
holfen. Denn unter Stalins Parole von der 
,,Sozialfaschismustheorie" bekämpfte sie als 
Hauptfeind jene,.gesamte Linke", die zwar 
,,MarxensWeltbild anhingTaber Freiheit und 
Demokratie gegen ihre rechts- und linksext- 
remistischen Feindeverteidigte.Oder haben 
sich die "Marxens Weltbild" anhängenden 
Reichstagsabgeordneten am 23. 3. 1933 
doch im Sinneder Anklage.objektiv"schul- 
dig gemacht? Auch wenn sie .subjektiv" 
glaubten, mit ihrer Ablehnung des Ermächti- 
gungsgesetzes die Demokratie zu verteidi- 
gen, wollten sie damit,,objektiv" nur Hitler 
daran hindern, das deutsche Volk wirksam 
vordem marxistischenTotalitarismus Stalins 
zu schützen?! Drängt sich diese Deutung 
Müllerschen Musters nicht angesichts der 
unbestrittenen Tatsache auf, dass für dieses 
,,Gesetz" nur alle- ohne Ausnahme - Reichs- 
tagsabgeordneten stimmten, die nicht zur 
,,gesamten Linken" mit,,Marxens Weltbild" 
gehörten!? 
Prüfen wir noch die.Mitverantwortung"der 
,,gesamten Linken3'für die Entwicklung nach 
1945.Obwohl es Stimmen gibt,die der mar- 
xistischen SPD in der SBZ die Schuld für die 
Etablierung eines kommunistischen Sys- 
tems in der DDR zuweisen, besteht doch 
weitgehend Konsens über eine andere Deu- 
tung:Während Hitler in freien Wahlen durch 
das deutsche Volk an die Macht gewählt 
worden war,wurde die Etablierung der kom- 
munistischen Diktatur in der DDR, und zuvor 

viel lukrativer ist.zieht es die Unterneh- 
men dorthin - in ein paarJahren zeigen 
sich aber die Probleme der Stadtflucht 
und verlangen wiederum die Einge- 
meindung der kleinen Umlandstädte in 
die Großstädte. 

g. Zuletztsei noch angemerkt:Nach Ablauf 
der Fördermittelbindungsfristen - regel- 
mäßig von 5 Jahren -stehen mancher- 
orts die Produktionshallen aus Wellblech 
leer! 

Quintessenz: Eine nachhalte Stabilisierung 
der regionalen Wirtschaftsförderung kann 
angesichts dieser benannten Hürden und 
rückblickend zu konstatierenden Erfahrun- 
gen in der von der Europäischen Gemein- 
schaft beabsichtigten Weise nur unzuläng- 
lich erreicht werden. 
3. Die Aufgaben des Europäischen Soziai- 
fonds (ESF) sollen angepasst werden,um die 
europäische Beschäftigungsstrategie zu be- 
rücksichtigen und umzusetzen ( Verord- 
nung (EG) Nr. 126011999 des Rates vom 
21.0.1999). Die Förderung durch den Euro- 
päischen Sozialfonds haben in den ostdeut- 
schen Bundesländer aber nicht Unterneh- 
men,sondern hauptsächlich die Bildungsin- 
stitute für sich erschlossen.Was in den ers- 
ten Jahren sicherlich sehr sinnvoll war,ent- 
puppt sich heute immer mehr als Warte- 
schleifenprogramme. Denn neue Arbeits- 
plätze werden mit diesen Mitteln kaum ge- 
fördert,obwohl dies vor allem bei den Ge- 

meinschaftsinitiativen durchaus möglich 
wäre - aber auch hier ist die Lobby der Bil- 
dungsträger stark, die Unternehmen ken- 
nen die ESF- Förderung kaum und beantra- 
gen sienicht.Meine konkreten Erfahrungen 
als Dozentin in diesem Bereich (sicher exem- 
plarisch und subjektiv wahrgenommen. 
nicht unbedingt repräsentativ): Arbeitslose 
Bauleiter werden zu arbeitslosen Euro-Bau- 
Leitern ausgebildet. Außer dem Monat 
Pflichtpraktikum geht ohnehin kaum einer 
ins europäische Ausland, und ob auf den 
Baustellen gerade Englisch gesprochen 
wird, lässt sich nach der Lebenserfahrung 
auf ostdeutschen Baustellen schwerlich be- 
stätigen. 
4.Vor allem die Kommunen in Ostdeutsch- 
land haben mit ihren Beschäftigungsgesell- 
schaften (BfB Leipzig) in positiver Weise zur 
Beschäftigungsförderung beigetragen. Die 
Förderbestimmungen der Bundesanstaltfür 
Arbeit waren allerdings so angelegt, dass 
sich kaum Unternehmen beworben haben. 
Unternehmerisches Ziel ist es eben nicht, 
zusätzliche und gemeninützige Tätigkeiten 
auszuführen.Wie soll ich aber einen Arbei- 
ter erfoloreich auf den ersten Arbeitsmarkt ~~ ~ 

vorbereiten, wenn er nur zusätzliche und 
gemeinnützige Tätigkeiten ausführen darf, 
aber eben nicht das tun darf, was ihn für 
seine spätere Arbeit befähigt. So habe ich 
die Erfahrung gemacht, dass zum Beispiel 
im Betrieb für Beschäftigungsförderung ab- 

seits des Zoos Beräumungsarbeiten durch- 
geführt werden durften - die größten Lö- 
cher in den Hauptwegen des Zoos bei Frost 
durften nach den Förderbestimmungen 
nicht geebnet werden. Die ABM - Kräfte 
durften ein Jahr lang Schun wegräumen. 
Sobald sie aber auch mal einen Pinsel zum 
dringend notwendigen Anstrich des Schui- 
gebäudes in die Hand nahmen, vermochte 
die Stadt die Höhe der möglichen Rückfor- 
derungen des Arbeitsamtes kaum noch ab- 
zuschätzen. Gescheitert sind die Beschäfti- 
gungsgesellschaften letztlich daran, dass 
die Förderbestimmungen des Arbeitsamtes 
die gemeinsame Anleitung und Arbeit von 
Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern 
nicht zuließen. Die Abrechnung der Over- 
headkosten und dersachkosten beschäftigt 
heute die Untersuchungsausschüsse der 
Städte und die Rechnungsprüfungseinrich- 
tungen der Arbeitsämter. 
Nach meinen Erfahrungen hindern die nati- 
onalen Ausgestaltungen der Förderbestim- 
mungenfürdie Europäischen Strukturfonds. 
dass die Fördermittel wirklich bei den ost- 
deutschen Unternehmen und Arbeitneh- 
mern ankommen, die sie brauchen und wie 
sie sie brauchen. Sind die Mittel dennoch 
zweckentsprechend. aber förderrichtlinien- 
widrig verwendet worden, arbeiten heute 
Untersuchungsausschüsse, Rechnungsprü- 
fungsämter und Verwaltungsgerichte an der 
Vergangenheitsbewältigung. b,umou, 

spw lädt alle Leserlnnen zur Jubiläumsfeier ein. 

Am 25. Oktober 2003 diskutieren spw-Autorlnnen von 
gestern, heute und morgen über drei Leitfragen radikal- 
reformerischer Politik im 21. Jahrhundert: 

Anders Arbeiten, anders Leben - ist die Gestaltung der 
Ökonomie obsolet? 
Friedensmacht Europa - gibt es eine geopolitische 
Alternative zur US-Hegemonie ? 
Vorwärts, Rückwärts, Seitwärts - der alte und neue Weg 
der SPD? 

Tagungsort: Willy-Brandt-Haus, Berlin. Beginn Ca. 13.00 Uhr 
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eine Gebühr entrichten zu 
lassen. . - I  - - V  

Von Horst Peter 

Bundeskanzler Gerhard Schröder hat 
bei der Vorstellung seiner Agenda 2010 im 
Deutschen Bundestag am 14.März2003seine 
sozialpolitischen Vorschläge zum Umbau des 
Sozialstaats damit begründet. dass dieser 
Umbau unabweisbar geworden sei. um ihm 
die Substanz erhalten zu kdnnen. 
Wer erwartet, dass die.Substanz des Sozial- 
staatsidieerhalten werden soll,benanntwird, 
wartet bis heutevergeblich.Al1erdings werden 
die vorgeschlagenen Maßnahmen alsalterna- 
tivlos bezeichnet. 
Zur Beurteilung der vorgeschlagenen Maß- 
nahmen ist es jedoch erforderlkh, die Sub- 
stanzdesSozialstaatszunächstzu konkretisie- 
ren 

Die Substanz der solidarischen Gesetzli- 
chen Krankenversicherung (GKV). 

und dauerhaft funktionsfähigen Versorgung 
mit zweckmäßigen, notwendigen und ausrei- 
chenden Gesundheitsleistungen für die g e  
Samte Bevölke~ng.Grundlage ist Qualität und 
Effizienz der eingesetzten Ressourcen. 

Stniktur~roblerne der GKV 
Die krisenhafte Entwicklung auf dem Arbeits- 
markt, wachsende Armut und der Trend zu 
neuen Formen der Selbstständigkeit schwä- 
chen die finanzielle Basis der GKV strukturell. 
Der Wettbewerb der Krankenkassen um Ver- 
sicherte, die zu den so genannten guten Risi- 
ken gehören (50 %der Versicherten verursa- 
chen nur 3 %der Behandlungskosten der ge- 
setzlichen Kassen!), belässt die so genannten 
schlechten Risiken (25 %der Versicherten ver- 
ursachen 90 % der Behandlungskosten) im 
gesundheitspolitischen Abseits. 

Der Kern gründet auf der staatlichen Verant- Dieser Wettbewerbder Kassen sowiedleöko- 
wortuna.das Risiko Krankheit aesellschaftlich nomischeVerhandlunasmacht der Pharmain- > < 

abzusichern und nicht als privates Risiko zu dustrie und der Industrie für medizinische 
betrachten. Großgeräteraber auch die die Ausgabenseite 
Jeder hat das Anrecht auf angemessene me- belastende Vergütungsform der Einzelleis- 
dizinlsche Versorgung ohne ökonomische tungsvergütung der Ärzteverursachen ineff- 
und soziale Diskriminieruna. Basis ist der ein- zienteVersoraunasstrukturen. Es besteht ein - 
heitliche und gemeinsame Leistungskatalog 
für alle gesetzlichen Krankenkassen auf der 
Basis des Sachleistungsprinzips. 
Die Kosten für die Sachleistungen werden in 
einem solidarischen Umlageverfahren aufge- 
bracht, in dem die Beiträge vom individuellen 
Risiko abgekoppelt und nach der wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit der Versicherten er- 
hoben werden. 
Dadurch wird das mehrdimensionale Solidar- 
prinzipeinge1öst.E~ beruht aufdem Ausgleich 
zwischen Gesunden und Kranken, zwischen 
besser und weniger gut Verdienenden, zwi- 
schen jung und alt, zwischen Männern und 
Frauen, Familien und Singles. 
Der Leistungskatalog wird von den Leinungs- 
erbringern auf Vertragsbasis gegenüber den 
Kassen als lnteressenvertreter der Versicherten 

- > 

Nebeneinander von Unterversorgung, Über- 
sorgung und Übermedikalisierung und Fehl- 
Versorgung. 
DieVernachlässigung der Patienteninteressen 
insbesondere der Interessen chronisch Er- 
kranktecdie Linderung ihres Leidens suchen, 
weil sie Heilung nicht erwarten können,zeigt 
sich in unzureichenden Präventions- und Be- 
ratungsstrukturen. Sie ist Folge der ineffizien- 
ten Versorgungsstrukturen. 
Es istpolitisch und wissenschaftlich strinig,ob 
der Sicherstellungs- und Steuerungsauftrag 
beim Staat liegt oder dem Markt überlassen 
werden kann. 
Ist die Absicht der Agenda 2010. den Arztbe- 
such mit einer Gebühr zu belasten,ein geeig- 
netes Instrument zur Lösung der Strukturpro- 
bleme der G W  

erfül1t.DieLeistungendienen derErfüllung des Sieträgt nichtzur Lösung der strukturbeding- 
aesundheitswlitischen Hau~tziels: der Sicher- ten Finanzierunasorobleme der GKV bei. son- 

2 ,  , ~ ~ 

stellung einer erreichbaren, bedarfsgerechten dern kassiert diejenigen ab, die sich am we- 

HorstPeter (1980- 1994MdB. Mitgliedim Sozial- und Gesundheitsousschuss; 1988- 1994 Bundes- 
vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten im Ge- 
sundheitswesen [ASG]), Sprecher der spw-Herausgeberlnnen. 

nigsten wehren können. Betroffen sind rund 
15 Milli~nenVersicherte~die häufiger oder Iän- 
ger krank sind.Damit wird die Solidarität zwi- 
schen Gesunden und Kranken ausgehöhlt. 
Zwar erhalten im Wettbewerb der Kassen die 
Kassen einen gewissen finanziellen Ausgleich 
für die so genannten schlechten Risiken. 
Allerdings gibt es in einer Erweiterung des Ri- 
sikostrukturausgleichs um eine Morbiditäts- 
komponente und dieVerteilung von Härtefäl- 
len eine bessere und wirkamere Alternative. 
Die Belastung des Arztbesuchs mit einer indi- 
viduellen Gebühr ist gesundheitspolitisch 
schädlich,da siedie Unterversorgung stärken 
wird. Gerade die ärmeren Kranken finden 
schon jetzt trotz objektiven medizinischen 
Behandlungsbedarfs seltener den Weg zur 
ärztlichenVersorgung.Finanzielle,soziale. kul- 
turelle. sprachliche und psychologische Hln- 
dernisse sind Ursache ihrer Untewersorgung, 
diedazuführt,dasssiedoppeltso häufigernst- 
haft erkranken und eine deutlich geringere 
Lebenserwartung habenalsdiesogenannten 
guten Risiken.DieseSituation durch Erschwe- 
rung des Arztbesuchs zu verschärfen i s t  ge- 
sundheitspolitisch nicht verantwortbar. 
Auch die Fehlversorgung wird verschärftwer- 
den, da die Präventionsschwelle durch die 
geplante Eintrittsgebühr für den Arztbesuch 
erhöht wird. 
Die geplante Maßnahme lässt sich der Strate 
gie der neoliberalen Gesundheitsökonomen 
zu ordnen.diediegesundhe1tlicheVersorgung 
nach den Gesetzen des Marktes steuern wol- 
len. Aber die gesundheitliche Versorgung 
selbst der oft propagierten mündigen Patien- 
ten ist kein ökonomischen Gesetzen gehor- 
cnender Diensrieistungsmarkt. Der Krame ist 
Hilfesuchenoer ~ n d  nicht okonomisch Diensr- 
leistungen nachfragender Marktteilnehmer. 
Zusammenfassend: Die Praxisgebühr ist eine 
unsoziale,gesundheitspolitisch kontraproduk- 
tive Maßnahme. Sie darf nicht realisiert wer- 
den. F~~~ 0u1 

Deutschland und Europa.Die Ostverträge si- 
cherten den freien Zugang zu Westberlin 
und normalisierten die Beziehungen zwi- 
schen den beiden deutschen Staaten. Die 
staatliche - nicht völkerrechtliche - Aner- 
kennung der DDR schuf die Grundlage für 
Verhandlungen über menschliche Erleichte- 
rungen. 
Die Motivation der Ostpolitik war für die So- 

men, die mit der Einheit verbunden waren. 
wurde nicht mit politischem Erfolg belohnt. 
Dies lag unter anderem auch daran,daß die 
Menschen eine innere Distanz Lafontaines 
zur geeinten Nation verspürten. 
Die ostdeutschen Sozialdemokraten,die äl- 
teren Politiker, der Parteivorsitzende Hans- 
Jochen Vogel und insbesondere der Ehren- 
vorsitzende Willy Brandt. sahen dies anders. 
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Nicht alle Wege des Marxismus 
führten nach Moskau 
Von Horst Heimann 

Angeklagt: Karl Marx und ,,die gesamte 
Linke" 

Erhard 0.Müllers Essay,,DasTotalitä- 
reim Sozialismus" (F.R.29.4.02) enthält drei 
historisch bedeutsame Aussagen, die einige 
Anmerkungen verdienen: 
1. Die geistigen Wurzeln, und damit die Ur- 

sachen. des stalinistischen Totalitarismus 
und Massenmordes sind nicht erst bei Lenin, 
sondern schon bei Marx zu finden. 
2.Wo auch immer die marxistisch/sozialisti- 
sche ldeologieeinechanceder Machtergrei- 
fung erhielt,.(musste sie) offenbar gesetz- 
mäßig in totalitären und stalinistischen Er- 

hand der realen Geschichte geprüft wer- Geschichtsdeterrninisrnus und Klassen- 
den,ob sich für diese Menschenmassen karnpf 
nicht vor einem endgültigen Urteil eini- Der von Müller als Wurzel des Totalitaris- 
ge mildernde Umstände oder sogar ent- mus besonders hervorgehobene ..Ge- 
lastende Tatsachen finden lassen. Denn schichtsdeterminismus" und der,,Klassen- 
belastet wird kampf" spielen im marxistischen Selbst- 
3.,,Die gesamte Linke", die sich - nach verständnis der Arbeiterbewegung des 19. 
Müllers Meinung,,eine unbestritteneTat- Jahrhunderts in derTat einezentrale Rolle. 
sache" -,,an die Kernelemente des sozia- Die massenhafte Rezeption des Marxis- 
listischen Weltbilds ...g ebunden fühlte" mus, die 1891 im Erfurter Programm der 
und daher eine,,kollektive Mitverantwor- SPD gipfelte, erfolgte vor allem in der Zeit 
tung" für das zurückliegende ,,Jahrhun- des Sozialistengesetzes (1878 - 1890),und 
dert des Totalitarismus" trägt. Und noch zwar mit Hilfe populärer und vereinfa- 
schlimmer, diese ,,gesamte Linke" hat chenderSekundärliteraturAngesichtsder 
sosar..auch dann, wenn sie sich subjek- Ohnmacht, der polizeistaatlichen Verfol- 

schein..ngsformen enden". In seiner Ant- t'v in der Opposition z-m .realen Sozia- gung Uno Lnterdrückung durcn Birmarcks 
Wort in oer Frankfurter Rundschau vom 25. iismus' w a h n t ~  - durch h r e  extreme -a- .Gesetzgegen degemeingefahrlichen Be- 
Ma; 2002 hat Ulrich Schöler oen durcn diesp oermenra t a t  und ihren Bezug a ~ f  das- strebungen oer Sozialoemokratie". fiel die .~ ~ ~~ ~~~~~ 

Aussagen schwer belasteten Karl Marx en- selbe Ideologiegebäude seinen unter- ,,geschichtsdeterministische" Botschaftdes 
gagiert verteidigt. drückerischen Erscheinungsformen zu- Historischen Materialismus bzw. Wissen- 
Da die dritte Aussage sehr viel mehr gearbeitet, sie mitzementiert und mitle- schaftlichen Sozialismus bei den Arbeitern 
Menschen schwer belastet. sollte an- gitimiert". auf fruchtbaren Boden..Viele tausend Sei- 

ten tiefsinniger philosophischer Begrün- 
dungen für Marxens Geschichtsoptirnismus 
fasste Bebel in der Kurzformel zusammen: 

Dr. Horst Heimann. lebt in Dortmund, Mitgliedim Vorstandder Hochschulinitiative Demokrati- ,,Den Sozialismus in seinem Lauf halten we- 
scher Sozialismus e. K der Ochs noch Esel auf!" 



SPD wird zur Partei der deutschen Wie- 
dervereinigung 
In Westdeutschland trat nach 1945 Kurt Schu- 
macher, ehemaliger Reichstagsabgeordneter 
und langjähriger KZ-Häftling,als charismati- 
scher Parteiführer an die Spitzeder SPD.Er be- 
jahteals kämpferischer Sozialist das Bekennt- 
nis der Sozialdemokratie zu Staat und Nation. 
Er bestand auf der Gleichberechtigung und 
der nationalen Selbstbestimmung für 
Deutschland. 
Den politischen und moralischen Führungs- 
anspruch der Sozialdemokratie und Schu- 
machers konnte jedoch die Mehrheit der 
Deutschen nicht nachvollziehen. Sie waren 
ja weitgehend freiwillig den Weg in die nati- 
onale Katastrophe mitgegangen. Im ersten 
Bundestag wurde die Christlich-Demokrati- 
sche Union (CDU) stärkste Partei; Bundes- 
kanzler wurde der katholische Rheinländer 
Konrad Adenauer, und dessen Westbin- 
dungspolitikverbunden mit der Wirtschafts- 
politik von Ludwig Erhard entsprach am 
ehesten dem Bedürfnis der breiten Masse 
der Bevölkerung nach Ruhe,Sicherheit und 
materiellem Wohlstand. 
Als loyale Opposition war die SPD in den 
fünfziger Jahren die deutsche Wiedervereini- 
gungspartei. Für die Adenauer-CDU hatte 
die politische. wirtschaftliche und militäri- 
sche Bindung an den Westen erste Priorität, 
aber die SPD Kurt Schumachers und seines 
Nachfolgers Erich Ollenhauer hatte andere 
außen- und sicherheitspolitische Vorstellun- 
gen.Sie lehnte die Westbindungspolitikab, 
weil jeder Schritt zur Bindung der Bundesre- 
publikan den Westen einen weiteren Schritt 
zur Bindung der DDR an den Osten zur Folge 
hatte. Die Bündnisfreiheit Deutschlands in 
einem gesamteuropäischen Sicherheitssys- 
tem erschien ihr als Ergebnis eines Wieder- 
vereinigungsprozesses akzeptabel. Anders 
als die Adenauerregierung war die SPD also 
bereit,einen Preis für die Freiheit der Men- 
schen im Osten zuzahlen. 
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Zwischen Konfrontation und Kooperation 
In der Deutschlandpolitik der SPD wechsel- 
ten sich Phasen der Kooperation mit Phasen 
der Konfrontation ab. 
Das war schon zu Kurt Schumachers Zeiten 
so. Er hatte 1949 Adenauer in überspitzter 
Formulierung-aber nicht ganzohneGrund - 
als den ..Kanzler der Alliierten" bezeichnet. 
Oberster Maßstabfüralleeuropäischen Initia- 
tiven warfürSchumacher,,,daßsiederWieder- 
gewinnung der deutschen Einheit dienen 
müßten". (Albrecht, 1985.S.73.) Dennoch war 
die Schumacher-SPD zu gemeinsamen Initia- 
tiven mit der Regierung fähig. Dies galt 
besondersaufdem Feld der Deutschlandpoli- 
tik. Auf diesem war Herbert Wehner alsvorsit- 
zender des zuständigen Bundestagsaus- 
schusses seit 1949 Schumachers wichtigster 
Zuarbeiter. 

" .  - ~ . . ,  . . -  - .  
, -., , .  . 
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Um die Westbindung der Bundesrepublik zu 
verhindern,eröffnetedie Sowjetunion am 10. 

März 1952einen Notenwechsel.Die,,Stalinno- 
re bot die W~edcrverein gung Deutschlands 
m t fielen Wan en an aPr Pr@ s o a f ~ r  war ole 
militärische Neutralität.HerbertWehner hatte 
erheblichevorbehalte gegen den Inhalt der 
Notersprach sich aber für die Aufnahmevon 
Verhandlungen aus. (Köhler, 1994.5.686) Der 
Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen. 
Jakob Kaiser vom Gewerkschaftsflügel der 
CDU,plädierte ebenfalls dafür,die Stalinnote 
ernsthaft zu prüfen. 
Adenauer und die Westmächte lehnten das 
ab.Siefühlten sich in ihren Bemühungenge- 
stört, einen westeuropäischen Militärblock 
zu schaffen. Herbert Wehner sagte 1979 in 
einem Interview zu der Note:.Es sind keine 
verpaßten Gelegenheiten,sondern nicht ge- 
wollte Gelegenheiten." (Zeugen der Zeit. V. 

29.10.1979) Und er fügte hinzu, .der alte 
Herr" habe ja einmal gesagt. wenn man das 
ablehne, dann würden die Sowjets schon 
mit einem besseren Vorschlag kommen. 
Aber Adenauer habe sich geirrt,,,um es milde 
zu sagen". 
Der Aufstand vom 17. Juni 1953 scheiterte 
ebenso wie die Berliner Außenministerkon- 
ferenz im Januar 1954. Eine Folge dieses 
Scheiterns war die Mitwirkung der SPD an 
einer überparteiiichen,,Volksbewegung für 
die Wiedervereinigung", dem ..Kuratorium 
Unteilbares Deutschland". 
In dieser Organisation war fast alles vertre- 
ten,was in der bundesrepublikanischen Poli- 
tik und Gesellschaft damals Rang und Na- 
men hatte:Vertreter aller Bundestagspartei- 
en. Arbeitgeber und Gewerkschaften, 
Schriftsteller und Wissenschaftler, Kirchen 
und Städtetag. Federführend für die Grün- 
dung war der CDU-Bundesminister Jakob 
Kaiser.Von der SPD war Herbert Wehnervon 
Anfang an ganz vorne dabei. Der geistige 
Kopf des Kuratoriums warwilhelm Wolfgang 
Schütz.Von ihm stammen die Begriffe,,Neue 
Ostpolitik" und,,Politik der kleinen Schritte". 
(vgl.Meyer, 1997) 

Die Politik der kleinen Schritte 
Für Herbert Wehner bedeutete die Mitwir- 
kung im Kuratorium Unteilbares Deutsch- 
land zumindest die Gelegenheit,mit solchen 
Politikern aus dem Regierungslager im Ge- 
spräch zu bleiben, ,,die doch irgendwo in 
ernsten Zweifeln gegenüber der offiziellen 
Bonner Politik sich befinden". 
Solche Bemühungen um einen Konsens 
wechselten sich ab mit Phasen scharfer Kon- 
frontation. 1954155 wirkte die SPD maßgeb- 
lich an einem anderen Vorhaben mit, das 
sich,,Volksbewegung für die Wiedervereini- 
gung" nannte. Es handelte sich um die in 
Frankfurt ins Leben gerufene..Paulskirchen- 
bewegung". Diese richtete sich mit Kundge- 
bungen und einer Unterschriftensammlung 
gegen den Beitritt der Bundesrepublik zur 
NATO. Getragen von Intellektuellen, Sozial- 
demokraten und Gewerkschaftern, kam die- 
se Bewegung nach der Ratifizierung der 

Geramfdeutiihe Spitzenpolittker: 
Jakob Kaiser (CDUI und Herbert Wehner ISPDI 

Westverträge im Bundestag im Februar 1955 
zum Stillstand. (Rupp, 1970,S.49ff.) 
In deutschlandpolitischen Grundsatzfragen 
kam es zu gemeinsamen, von allen Fraktio- 
nen getragenen Resolutionen des Deut- 
schen Bundestags, wie zum Beispiel am 2. 
Juli 195B.Als dann die Berlinkrise 1959zu ei- 
ner erneuten Außenministerkonferenzführ- 
te, legte die SPD ihren eigenen ,,Deutsch- 
landplan" vor.Verantwortlich zeichnete vor 
allem Herbert Wehner. 
Der,,Deutschiandplan" beinhaltete Schritte 
zur militärischen Entspannung und Schritte 
zur Wiedervereinigung Deutschlands. Am 
Ende sollte der Abzug aller fremden Mächte 
stehen und ein nach freien Wahlen wieder- 
vereinigtes Deutschland im Rahmen eines 
europäischen Sicherheitssystems. Der Plan 
der SPD ging fehl. 
Mit der Westbindung wurde gleichzeitig die 
deutsche Teilung zementiert. Damit war 
auch die Wiedervereinigungspolitik der %!D 
gescheitertJetzt kam es daraufan.den Men- 
schen im Osten auf längere Sicht zu helfen. 
Die Zeit oppositioneller Bewegungen und 
Kundgebungen war vorbei. Von nun an 
konnte die SPD nur noch den einen der bei- 
den Wege weiter beschreiten: den der Koo- 
peration. 
Als CDU und SPD im Bund 1966 eine Große 
Koalition bildeten. taten sie das auch mit 
dem Vorsatz, die Deutschlandpolitik voran- 
zubringen. Die Regierung ging die angekün- 
digten kleinen Schritte,aber an der Anerken- 
nungsforderung der DDR fuhr sich die Ent- 
spannungspolitik schon bald fest.CDUICSU 
waren nicht bereit, hier weitere Zugeständ- 
nisse zu machen. und so war die Entzweiung 
in der Deutschlandpolitik die wesentliche 
Ursache für den Koalitionswechsel der SPD 
hin zur,,kleinen Koalition" mit der FPD ab 
1969. 

Die Entspannungspolitik 
Die sozialliberale Koalition,geführt von Bun- 
deskanzler Willy Brandt, vollzog die Aner- 
kennung der politischen Realitäten in 

Systemveränderer - ganz 
ohne Ziel zuhaus 
Bemerkungen zur Modern is ierung 
Deutschlands. 

G. Günter Voß 

Sie sind wieder unter uns,die Sys- 
temveränderer! Mancher Bürger wird sich 
noch an die Zeit erinnern, als sie während 
der berüchtigten 68er-Jahre ihr Unwesen 
trieben.Das bundesdeutsche,,System" woll- 
ten sie ändern, eine ganz neue Gesellschaft 
aus dem Boden stampfen.Zwar hatten die 
Versuche,sie nach,,drüben" zu schicken,nur 
wenig bewirkt,aber Gott sei Dank, so dach- 
ten wohl nicht wenigerhatte sichder ganze 
Spuk dann ausgewachsen. 
Und nun gibt es schon wieder Umstürzler. 
Sie tragen jetzt dunkle Anzüge, besetzen 
machtvolle Positionen und finden sich in 
allen politischen Lagern. Auch ist die breite 
Offentlichkeit nicht mehr gegen sie.Im Ge- 
genteil: weithin erschal- 

tems. ,,Radikale Strukturveränderungen 
ohne Rücksichtnahmen" heißt es da -ein 
Spruch,für den man vor 30 Jahren den Ar- 
beitsplatz und das Parteibuch riskiert hätte. 
Und es sind nicht nur Sprüche,wie ehedem. 
Wurde in den Sechzigern viel geredet und 
wenig erreicht, ist es nun umgekehrt: jetzt 
wird wirklich die Gesellschaft verändert, 
aber kaum einer redet darüber- auch wenn 
ganzaktuell sich ein wenig Widerstand regt. 
Dabei stehtjetzt,so hört man,,,alles"zur Dis- 
position. Was da so alles gedacht und poli- 
tisch gewerkelt wird, ist tatsächlich beein- 
druckend.Da kann sich der Systemverände- 
rer von damals nur verwundert die altern- 
den Augen reiben,falls er jetzt nicht selber 

einer der neuen 
len Forderungen nach Wühler und Wand- 
tieforeifendem wandel, Das neue Deutschland 10, ic9 .L, .>.. 
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werden Reformstau. Blo- wird harte Nehmen wir etwa 
ckadementalität. Besitz- die Empfehlungen 
standwahrung und lnteressendurchsetzuna desmunterenMa- - 
Angst vor Veranderung und kurzfristigen ~ ~ f ~ l ~  chers Hartz, den 
beklagt. Selbst Konser- sogar die Opposi- 
vativen kommt der  RU^ mehr belohnen als soziale tion liebt. ~ u c h  
nach einer,,Revolution" 
über die Lippen. Verantwortlichkeit und wenn nären die Hasenher- kOa'itiO- 

Nicht mehrdieletzte Kri- nachhaltige zen nuraealättete 
se des Kapitalismus er- ~uver~ässigkeit. Kompromisse um- 
kennt man jedoch mit setzen werden, es 
wohligem Schauer, aus 
der eine andere Gesellschaft erwachsen 
werde. Jetzt geht es um die realkapitalisti- 
sche Überwindung desehemaligen Modells 
Deutschland - eines,wieviele meinen,ziem- 
Iich unglücklichen Landes an der internati- 
onalen Sozialhilfegrenze, das man im Dun- 
kel des Elendstunnels nur noch an seiner 
roten Laterne am Ende des Globalisierungs- 
zuges erkennt. 
Die neuen Revolutionäre sind jedoch sehr 
aktiv,auch wenn man kaumerkennt,wassie 
mit dem,,Sanierungsfall" Deutschland vor- 
haben. Dabei ist nichts öffentlicher als das, 
wasabiäuft:Nicht geradegeliebt-aberdoch 
nur Izumindest bis vor kurzem1 selten kriti- 
siert sägen sie vor aller Augen an den Fun- 
damenten des bisher uns behausenden Sys- 

sind Schritte in 
eine wahrlich neue We1t:Spätestens seit des 
Kanzlers Agenda-Rede solltenwir wissen 
was uns blüht: Ich-AGs für Arbeitslose und 
befristete Verträge für die jenseits der Le- 
bensmitte,subventionierte Dienstmädchen 
für die Erfolgreichen, Niedriglöhne für die 
Gescheiterten, Leiharbeit vom Arbeitsamt 
und massenweise Billigjobs vom Wühltisch 
des Arbeit~marktes~die totale Mobilität für 
alle ohne Anhang und vieles mehr-gepaart 
mit Arbeits- und Einkaufszeiten ohne Ende, 
sich inflationär ausdünnendem Kündi- 
g~ngsschutz~einer Demontage desTarifsys- 
tems mit kontinuierlichem Lohn und Sozial- 
abbau, allseits privatisierten öffentlichen 
Leistungen, Kinderbetreuung rund um die 
Uhr (damit sich nun wirklich alle um die ra- 

Dr. rer. pol. habil. G. Günrer Voß, Jahrgang 1950, Professor für industrie- und Techniksoziologie 
an der Technischen Universität Chemnitz 

GGünter Voß 

ren Arbeitsplätze schlagen können), Ost- 
deutschland als Sonderwirtschaftszone usw. 
Dass dadurch auf breiter Front anspruchs- 
volle Arbeitsverhältnisseentstehen werden. 
glaubt niemand ernsthaft - aber alles soll 
anders werden. 
Der nächste rührige Herr ist schon heftig 
dabei und seine Kommission soll das sozial- 
politische Gegenstück zur Hartzschen Zu- 
kunft der Arbeit präsentieren. Auch wenn 
immer wieder alles und jedes dementiert 
wirdaes ist nicht schwer zu erkennen-wohin 
die Reise geht:DieSchweizer kommen doch 
auch ohne ÖffentlicheVersicherung für ihre 
gepflegten Zähne aus,oder? Und ganz klar: 
mehr.Eigenverantwortung" ist das Motto 
der Zeit - die Amerikaner machen es vor. 
Wer wagt schon. gegen.Verantwortung'zu 
sein? Aus weniger soll jetzt mehr werden 
(kein ,,Abbau", sondern .Umbau" ... was 
immerdas heißt)-und esist klar,dassesviel 
weniger sein wird.Vor allem für die am un- 
teren EndederGesellschafspyramide,damit 
sie sich endlich ordentlich anstrengen und 
Arbeitsplätze schaffen - auch wenn keiner 
weiß, wie das gehen soll. 
Was sind Stammzellenversuche gegen sol- 
che Experimente? Hier und jetzt wird die 
Weltverändert -zumindest die Arbeits- und 
Sozialwelt.Wo ist da der sich allseits sorgen- 
de Herr Rifkin? Seine Warnungen vor der 
Biorevolution verstellen ihm (und uns) den 
Blick auf das. was am gesellschaftlichen 
Endeder Evolution abläuft.Der hoch gelob- 
te US-Ökonom Paul Krugman erkennt da 
eher, worum es in Deutschland geht.Er for- 
derte unlängst erst eine deutsche Margret 
Thatcher. Ob er sich Gerhard Schröder als 
späte Berliner Kopie der handtaschenbe- 
wehrten Systemveränderin vorstellt (oder 
doch eher Frau Merkel), wissen wir nicht. 



THEORIE & STRATEGIE I . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
aber die message ist klar: Ende mit German 
Gemutlichkeit! Schluss mit rheinisch do- 
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mestiziertem Kapitalismus! Die Armen müs- 
Sen ärmer werden. damit das Sozialsvstem 

rpw 3 12003 

nicht kollabiert - oder so ähnlich .... 
Nimmt man die sich abzeichnenden Um- 
bauten der Arbeits- und Sozialverhältnis- 
se. dann muss man bei allem Lamento 
über unsere so ängstliche Nation festhal- 
ten:es geht um Veränderungenvon wahr- 
haft systemsprengender Qualität. Interes- 
sant ist dabei weniger, was kurzfristig po- 
litisch durchsetzbar ist. sondern die lang- 
fristige Tendenz. Wenn der Zug so fährt. 
wie man ihn jetzt los schickt, dann ist er 
tatsächlich auf dem Weg in eine neue Ge- 
sellschaft. 
Uns erwartet ein Sozialmodeil,das dem ei- 
nen oder anderen gut passen mag (weil 
gut ausgebildet, jung und mutig, gesund 
und ohne lästige Familie...); für die meis- 
ten aber (für die nicht ~ofit ten~dieälteren, 
für die auf den falschen Arbeitsmärkten 
und für die-dieauf Kinder nicht verzichten 
wollen ... ) wird es anstrengend werden, 
wirklich anstrengend. 
Das ist dann nicht mehr das rundum funk- 
tionierende Deutschland,,die wohlhaben- 
de und nur wenig von Konflikten gepräg- 
te Bonner Republik. Das sich abzeichnen- 
de neue Deutschland wird jedem Einzel- 
nen auf ganz neue Weise die Belastungen 
für das persönliche 
Leben und Überle- 
ben zumuten. ES Man gibt vor, 

keit und vor allem aus der Eile, mit der 
jetzt ,,schmerzhafte Einschnitte" vorge- 
nommen werden. Da wird hektisch hin 
und her .reformiertr' und ,,modernisiert", 
alles auf den,,PrüfstandW gestellt, was sich 
nicht wehren kann, noch die letzte Sozial- 
nische mit grober Axt „durchgeforsteto. 
Und dabei werden tiefgreifende gesell- 
schaftliche Veränderungen vorgenom- 
men, deren langfristige Folgen kaum The- 
ma sind. Eingriffe. die an die Basis der So- 
zialordnung gehen, für die aber keine 
überzeugenden Orientierungen und 
Rechtfertigungen vorgelegt werden. 
Da werden hyperpragmatisch die mo- 
mentan leider leeren Kassen vorgescho- 
ben oder ieerforrnelhaft die,,Globalisie- 
rung" bemüht und dann wird munter ge- 
bastelt. Aber wo sind ernsthafte gesell- 
schaftliche Leitideen für die Strukturver- 
änderungen? Wo ist eine langfristig aus- 
gerichtete Sozialutopie,an denen sich die 
Flickerei hier und jetzt orientiert? Ganz 
ernsthaft ist zu fragen, ob die Beteiligten 
wirklich wissen, was sie da tun. Man hat 
den unguten Eindruck,dass hier unter ex- 
tremem Zeitdruck ein postmodern zu- 
sammengeschustertes Programm abläuft, 
ohne erkennbare weitergehende Regie 
und mit begrenztem Unterhaltungswert. 
Einige erste Stimmen fordern zwar 
inzwischen ein paar präsentable Ziele für 

die von tagespoliti- 
schen Zwängen und 

'den Arbeits- krassen Haushalts- 
~~~ ~ ~~ 

wird harte Interes- markt und das Sozialsys- nöten getriebene 
sendurchsetzung Politik. Es sollte aber 
und kurzfristigen Er- tem zu reformieren, be- um mehr gehen: um 
folg mehr belohnen treibt aber faktisch einen die ~rag; wie ei- 

~ - 

als soziale Verant- gentlich die Gesell- 
wortlichkeit und Streng kOnze~tfreien schaft aussehen soll, 
nachhaltige Zuver- Systemwandel. auf die wir uns mi t  
iässigkeit. Ja selbst der allseits beschwo- 
Abwarten oder Vor- renen ,.Modernisie- 
sicht und natürlich Misserfolg und Schwä- rung" Deutschlands hinbewegen wollen? 
che werden nicht mehr verziehen (Pech Es gibt, außer in ein paar Nischen, keine 
gehabt! Der Markt verzeiht kein Zaudern!). tiefergehende Diskussion über gesell- 
Und vor allem erwarten uns massive Un- schaftspolitische Langfristziele oder eine 
gleichheiten mit wenig ästhetischen sozi- Konzeption für die Zukunft der Gesell- 
alen Zuständen. Schaft. Man gibt vor, ein wenig den Ar- 
Nur, wem steht wirklich klar vor Augen, beitsmarkt und das Sozialsystem zu refor- 
was hier abläuft? Schlimmer noch: mit mieren, betreibt aber faktisch einen 
welchen langfristigen Zielen und Pro- streng konzeptfreien Systemwandel. Und 
grammen wird hier das Gemeinwesen noch einmal:Wo ist die demokratische Le- 
umgekrempelt? Und wo ist die politische gitimation für diesen Komplettumbau des 
Legitimation für den Umbau einer ganzen Sozialwesens? Das Parlament beschließt 
Gesellschaft,der da hektisch mit,,Eilgeset- eine Strukturänderung nach der anderen 
zen" eingeleitet wird?. Wo ist die breite und geht damit Schritt auf Schritt in eine 
öffentliche Debatte? anderegesellschaftliche Welt -aber kaum 
Manchen kann es zwar nicht genug ru- jemand spricht darüber, wo es eigentlich 
ckeln,abervielen wirdangesichtsdervor- hingehen soll. Eine Frühlingsfahrt .ins 
Zeichen ernsthaftertektonischerVerschie- Blaue" hat ihren Reiz - gesellschaftspoli- 
bungen des Sozialgefüges zunehmend tisch sollte man damit vorsichtig sein. 
ungemütlich. Selten, weil die Notwendig- Und nur nebenbei gefragt: wo sind dieje- 
keit eines Wandels nicht eingesehen wird. nigen,die sich professionell mit dem Wan- 
Eher speist sich das Unbehagen aus der del der Gesellschaft beschäftigen? Bisauf 
politischen Blindheit und Perspektivlosig- ein paar Ausnahmen gönnt sich die Sozi- 

alwissenschaft den unruhigen Schlaf der- 
jenigen, die sich angesichts des Sturms 
die Decke über die Ohren ziehen. Immer 
noch reden manche von der bunten Viel- 
falt der Lebensstile und merken nicht, 
dass die,,lndividualisierung" der neunzi- 
gerJahrezunehmend eine hässliche Rück- 
seite enthüllt: harte neue Ungleichheiten, 
steigende Anforderungen bei der Bewäl- 
tigung von Arbeit und Leben. erste Sym- 
ptome einer Überforderung großer Grup- 
pen. zunehmende Vereinzelung und ab- 
nehmende gemeinschaftliche Bindunqen, 
wachsendesoziale Spannungen ... Dasses 
eine soziologische Aufgabe sein könnte. 
zum sich abzeichnenden Svstemwandel 
kritisch Steilung zu nehmen und eine 
neue Debatte über gesellschaftliche Leit- 
ideen zu führen, scheint zu schrecken. Zu 
sehr Ist wohl noch in Erinnerung,wie sehr 
man fürdieLiebelei mit den frühen System- 
veränderern geprügelt wurde. Statt dessen 
überlässt man das geselischaftspolitische 
Nachdenken einigen J~urnalisten~Literaten, 
Theologen und rüstigen Altpoiitikern auf 
sinnierenden Podien und in geschwätzigen 
talk-shows.Im Zweifel sind es ohnehin wei- 
se Ökonomen und mächtige Managermilli- 
onäre, die als Berater für die Zukunft der 
Welt gefragt werden - deren Weisheit aber 
über abstrakte neoklassische Wahrheiten ~ ~~ 

und den strammen Blick auffragwürdige Bi- 
lanzen und börsengeschüttelte Unterneh- 
menswerte nicht hinauskommt.Sind das die 
Experten für die Generalsanierung unserer 
Gesellschaft? 
Ein sozialer Strukturwandel steht angesichts 
der weltweiten Veränderungen wohl tat- 
sächlich an. Und Systemveränderer haben 
daher wahrscheinlich zu Recht wieder Kon- 
junktur.Abersiemüssen ihrTun offen legen, 
Ziele und integrierende Perspektiven für 
den Umbau präsentieren,sich öffentlichen 
Debatten und Entscheidungen stellen. Ein 
klandestiner und in seinen Wirkungen nicht 
legitimierter Fundamentalumbau der Ge- 
sellschaft sollte nicht hingenommen wer- 
den! 
Die Zeit ist reif für eine breite Debatte 
darüber, wie eine zukünftige Gesellschaft 
insgesamt aussehen kann und soll: Etwa, 
ob das Ziel eine zähe Verteidigung des 
bisherigen, stark durchregulierten Sys- 
tems um jeden Preis sein soll. Oder ob es 
um einen Rückbau geht, zugunsten einer 
marktförmigeren Gesellschaft des schwa- 
chen Staates und der individualisierten 
Verantwortung mit steigenden Risiken für 
alle. Oder soll man sich auf die mühsame 
Suche machen nach einem neuen Modell 
für eine zwar,.offenerer', aber nach wie vor 
sozial verantwortliche Gesellschaft in kon- 
tinentaleuropäischer Tradition? Wir soll- 
ten die Modernisierung unseres gesell- 
schaftlichen Zuhauses nicht ziellosen Sys- 
temveränderern der neuen Art überias- 
senl F~~~ DU? 

Und so trat die revolutionäre Fernerwartung 
mehr und mehr in den Hinterarund.DieSozi- - 
aidemokratie wirkte durch konkrete parla- 
mentarische Initiativen für die schrittweise 
Verbesserung der Lebensverhältnisseder Ar- 
beiter. Führende Theoretiker versuchten, 
diesen Widersoruch aufzulösen. so Karl Kau- 
tsky,derdie S ~ D  als eine revoluionäre, nicht 
aber Revolution machende Partei bezeich- 
nete.Noch weiter ging Eduard Bernstein,der 
in seiner Abhandlung .Die Voraussetzung 
des Sozialismus und die Aufaaben der Sozi- - 
aldemokratie" (1899) die Notwendigkeit ei- 
ner Revolution überhaupt in Abrede stellte 
und von einem organischen Hinüberwach- 
sen in den Sozialismus durch Parlamentari- 
sierung, Demokratisierung und Sozialreform 
ausging. 
Den Widerspruch zwischen Theorie und 
Praxis gab esauch auf dem Gebiet der Hal- 
tung zu Nationalstaat und Internationalis- 
mus.50 kam es im ersten Jahrzehnt des 20. 
Jahrhunderts immer wieder zu Frieden 
und internationale Solidarität beschwö- 
renden Resolutionen auf Kongressen der 
Sozialistischen Internarionaie.Gleichzeitig 
wirkte die auch von Bernstein beschriebe- 
ne Identifikation der meisten Sozialdemo- 
kraten mit dem,,Vaterland".egal ob sie ein- 
fache Arbeiter waren oder in Parlament 
und Parteiführung wirkten. Diese Identifi- 
kation mit der,,Nationn wirkte sich auf das 
Bewusstsein aus, aber eben nicht auf die 
politische Strategie der Partei. So war es 
eine Leerstelle an der Schnittstelle zwi- 
schen Theorie und Praxis. die maßgeblich 
dafür sorgte, dass die SPD-Reichstagsfrak- 
tion am 4. August 1914 geschlossen den 
Kriegskrediten zustimmte. 
Während der gesamten Weimarer Periode 
von 1918 bis 1933 war die SPD die verläss- 
lichste Stützederdemokratischen Republik. 
Diese Republik allerdings war in sich tief zer- 
stritten. Große Teile der Eliten. die Reichs- 
wehr,die Beamten in Justiz und Verwaltung, 
Industrielle und GroRgrundbesitzer, entwi- 
ckelten kein positives Verhältniszur Demo- 
kratie.in Parlament und Regierung (in letzte 
rer zeitweise) mochten die Soziaidemokra- 
ten mitwirken können, im gesellschaftlichen 
Leben blieben sie Außenseiter. 
Während der gesamten Weimarer Periode 
von 1918 bis 1933 war die SPD die verräß- 
lichste Stützeder demokratischen Republik. 
Diese Republikallerdings war in sich tief zer- 
stritten. Den Parlamentarismus meinten die 
Sozialdemokraten allein im Bündnis mit 
rechten Militärs durchsetzen zu können. Die 
Reichswehr war ein Staat im Staate,ohne in- 
nere Loyalität zur Demokratie und zur parla- 
mentarisch zustande gekommenen Regie- 
rung.JustizundVerwaltung bliebenvon mo- 
narchistischen,obrigkeitsstaatlich orientier- 
ten Beamten dominiert.Große Teile der In- 
dustriellen und Großgrundbesitzer entwi- 
ckelten kein positives~erhältnis zur Demo- 
kratie.ln Parlament und Regierung (in letzte- 

rer zeitweise) mochten die Sozialdemokra- 
ten mitwirken können,im gesellschaftlichen 
Leben blieben sie Außenseiter. 

Spaltung der Arbeiterbewegung 
Die Arbeiterbewegung in Deutschland war 
seit 1917 gespalten.Aufder Linken gründete 
sich 1918 die Kommunistische Partei 
Deutschlands (KPD).Theoretisch stand diese 
streng auf der Basis der internationalisti- 
schen marxistischen Ideologie. Praktisch un- 
terwarf sich die KPD ab den zwanziger Jah- 
ren den Anweisungen der von Moskau ge- 
steuerten Kommunistischen Internationale 
mit ihren Versuchen, die .Weltrevolution" 
nach Mitteleuropa zu exportieren.Wie Lenin 
sich durchaus nationalistischer Strömungen 
und nationaler Unabhängigkeitsbewegun- 
gen bedienen konnte.um letztlich die Macht 
der Bolschewiki durchzusetzen, hatten auch 
die deutschen Kommunisten bei allem theo- 
retischen Internationalismus ein durchaus 
opportunistisches, instrumentelles Verhält- 
nis zur deutschen nationalenThematik. 
So rief die KPD im Januar 1923 auf:,,Nieder 
mit dem Raubfrieden von Versailles!", und 
versuchte auf diese Weise, nationale Stim- 
munoen auf ihre Mühlen zu leiten. - 
Die Anbiederung der Kommunisten an das 
nationalistische Vokabular änderte nichts 
daran, daß die Nationalsozialisten nach den 
Wahlen im September 1930 mit über 100 
Abgeordneten in den Reichstag einzogen 
und die Mehrheitsbasis für eine parlamenta- 
risch-demokratische Regierung fortan fehi- 
te. Letztlich profitierte die nationalistische 
Rechte von der antidemokratischen und an- 
tisozialdemokratischen Haltung der Kom- 
munisten. 
Dieselben Kräkdiedie Arbeiter und ihre Be- 
wegung als ,,vaterlandslose Gesellen" diffa- 
miert und ausgegrenzt hanen,zerstörten 1933 
dieerste Demokratie in Deutschland und leite 
ten damit den Untergang des Deutschen Rei- 
ches im Zweiten Weltkrieg ein. Für Sozialde- 
mokraten und Kommunisten blieben nur er- 
zwungene Untätigkeit,Illegalität,Widerstand, 
Emigration,Verfolgung.Gerade dieses Schick- 
sal legitimierte die Arbeiterbewegung und 
ihreOrganisationen aber,nach 1945 eine Füh- 
rungsrolle bei der Gestaltung von Nachkriegs- 
deutschland zu beanspruchen. 

Die deutscheTeilung nach 1945 
Die Kommunisten konnten dabei in der sow- 
jetisch besetzten Zone auf die Unterstüt- 
zung ihrer Besatzungsmacht zählen. Die 
KPD-Führung gehorchte wie schon vor der 
NS-Diktatur den Anweisungen aus Moskau - 
mit dem Unterschied, daß,,Moskau" jetzt in 
einem Teil von Deutschland die unum- 
schränkte Macht direkt durch seine Besat- 
zungstruppen ausüben konnte. Und die so- 
wjetischen Kommunisten taten alles,um ih- 
ren deutschen GenossenVorteile in dem von 
der Besatzungsmacht lizenzierten Parteien- 
wettbewerb zu sichern. 

Als dann schon im Laufe des Herbst 1945 
klar wurde,daß die Massen nicht von selbst 
in erwünschtem Maße der KPD zuliefen, be- 
seitigte man die stärkste Konkurrenz, in- 
dem mit Druck und Zwangsmaßnahmen im 
Frühjahr 1946 KPD und SPD zur„Sozialisti- 
schen Einheitspartei Deutschlands" (SED) 
vereint wurden. Diese vorgebliche.,Einheit" 
der Arbeiterbewegung innerhalb einer 
Zone war allerdings nicht echt. In Wahrheit 
dienre sie der politischen Ausschaltung des 
sozialdemokratischen Teils der Arbeiterbe- 
wegung. Im übrigen bedeutete diese,,Ein- 
heit"g1eichzeitig die Spaltung,nämlich die 
Spaltung der Arbeiterbewegung in natio- 
nalem Maßstab entlang der Demarkations- 
linie zwischen den Besatzungszonen. Mit 
der erzwungenen Gründung der SED hat 
die Führung der deutschen Kommunisten 
schon sehr früh einen wichtigen Beitrag zur 
deutschen Teilung geleistet. Sie übernah- 
men nun ohne echte demokratische Legiti- 
mation die Macht in der Zone und in der 
späteren DDR - so weit es die Sowjetszulie- 
ßen. 
Die innerdeutsche Grenze wurde schon zu 
Beginn der S0er Jahre abgeriegelt.Nur über 
das Schlupfloch Westberlin konnten die 
DDR-Bürger entkommen, und sie nutzten 
diese Gelegenheit in großer Zahl:Allein im 
Jahre 1960 verließen 199.000 Menschen die 
DDR, bis Juni 1961 waren es schon 103.000. 
(Staritz, 1985, S. 136.) Das Regime wußte 
sich nicht anders zu helfen als durch die 
Sperrung der Sektorengrenzen und den 
Bau der Berliner Mauer.Offiziell weiter nati- 
onale Parolen verkündend, taten Walter UI- 
bricht und seine Genossen in Wirklichkeit 
nichts anderes als dieTeilung immer mehr 
zu vertiefen. 
Schrin für Schritt rückte die SED-Führung 
seit den sechziger Jahren vom Ziel der deut- 
schen Einheit ab.Dies hängt mit dem begin- 
nenden Entspannungsprozeß zwischen den 
deutschen Staaten zusammen. Eine Ent- 
spannungspolitik sollte für die DDR-Füh- 
rung vor allem den Zweck haben,den eige- 
nen,auRenpoiitisch isolierten und demokra- 
tisch nicht legitimierten Staat zu stabilisie- 
ren. Der Preis für menschliche Erleichterun- 
gen wardie internationale Anerkennung der 
DDR. Im Vordergrund stand die Stabilisie- 
rung der SED-Herrschaft. Das Festhalten am 
Wiedervereinigungsziel wurde unter den 
neuen Bedingungen von einem Propagan- 
damittel zum Zwecke der Sicherung von 
Herrschaft zur Gefahr, diese Herrschaft in 
Verhandlungenoderauch nurdurchdas We- 
cken von Erwartungen in der eigenen Bevöl- 
kerung zur Disposition zu stellen. 
Unter der Oberfläche aber blieb die DDR 
deutsch, in Sprache, Kultur, und natürlich 
durch die negative wie positive Fixierung so- 
wohl der Obrigkeit wie auch der Bevölke- 
rung auf die westdeutsche Bundesrepublik. 
Der Ausstieg aus der deutschen Nation war 
der DDR nicht möglich. 



onen aulgehoben:,.Mit dem Gegensatz aer tiona demokratischen i(onzeption. Dies ,st in die organisarorische und politische Sero- 
Klassen im lnnern der harion lallt d e  feina i- ein Widers~r~ch. aer ~nrerstrichen wir0 standa~eit zu Enoe: Im Aua~s t  1869 qrun- 
che Stellung der Nationen gegeneinander." 
Bei aller theoretischen Distanz: Für die prak- 
tische Politik der von Marx als international 
gedachten Arbeiterbewegung hatte die Na- 
tion sehr wohl eine hohe Bedeutung.Gegen 
Ende des Manifests wurden eben unter- 
schiedliche nationale Strategien „der Kom- 
munisten" in Frankreich, der Schweiz, Polen 
und in Deutschland angedeutet: ,,In 
Deutschland kämpft die Kommunistische 
Partei, sobald die Bourgeoisie revolutionär 
auftritt, gemeinsam mit der Bourgeoisie ge- 
gen die absolute Monarchie, das feudale 
Grundeigentum und die Kleinbürgerei." 

durch die Beobachtung.daßauch Marx und 
Engels von nationalen Sentiments und 
chauvinistischen Ressentiments nicht frei 
waren.Häufig wurde ein politischer,ein Klas- 
sengegner,den es beißend zu kritisieren galt, 
..unter der Gürtellinie" mit heute geradezu 
rassistisch anmutendem Spott überschüttet. 

Ausgrenzung von der ,,bürgerlich-natio- 
nalen Reichsgründung" 
Die Gründung des Allgemeinen Deutschen 
Arbeitervereins (ADAV) am 23. Mai 1863 in 
Leipzig durch Ferdinand Lassalle ist zwar der 
Beginn der Parteigeschichte der Sozialde- 

Der Kampf gegen die postfeudalen Klein- mokratiein Deutschland,aber mehr noch als 
Staaten schloßden Kam~ffüreineneinheitii- um eine im enaeren Sinne sozialdernokrati- 
chen, bürgerlich-demokratischen National- sche Partei h a k t e  es sich um eine Samm- 
staat in Deutschland ein. In der dann tat- lung von radikalen 1848er Revolutionären 
sachlich ausbrechenden Revolution von und ihrer Anhänger, also um einen Schluß- 
1848 wirkte Marx in Köln als Chefredakteur punktder 1848erBewegung.(Grebing,l987, 
der..Neuen Rheinischen Zeituna". Der Kurs 5.60) Die-Trennuna der büraerlichen von ~ - ., - ~ -  > . .. - - 
der Redaktion war ein linksdemokratischer, der proletarischen Demokratie" (G. Mayer) 
großdeutscher,also auf die Schaffung einer erfolgte endgültig erst im Laufe der zweiten 
demokratischen Republik in Deutschland Hälfte der 1860er Jahre,und sie war eng mit 
ausgerichtet, welche auch die deutschspra- dem Reichsgründungsprozeß verbunden. 
chigen Teile der österreichisch-ungarischen Denn das Jahrzehntder Bismarck'schen Eini- 
Habsburgermonarchie umfassen sollte. Um gungskriege zeitigte Ergebnisse, die ganz 
die einheitliche, unteilbare und demokrati- und gar nicht mit der nationaldemokrati- 
sche Republik durchzusetzen und ihren Be- schen Zielstellung übereinstimmten. Mit 
stand zu sichern,forderten Marx und Engels dem Krieg von 1866 wurde Österreich-un- 
einen revolutionären Angriffskrieg gegen garn aus Deutschland verdrängt und damit 
das zaristische Rußland. der außerdem zur die aroßdeutsche Konze~tion eines deut- - 
nationalen Wiederherstellung Polensführen schen Nationalstaats unter Einschluß 
sollte. (Hager, 1966,S.S-40,5.25,30.) Deutsch-Österreichs zunichte gemacht. 
Die frühe marxistische politische Theorie Standessen dominierte die preußische Mo- 
hielt die Nation für kein zukunftsweisendes narchie im neu geschaffenen Norddeut- 
oolitisches Konzeot.Gleichzeitia kalkulierte schen Bund. der ein Zusammenschluß von ,~~ ~~~ -~ ~ - ~ ,  2 

sie in ihren Bewertungen und praktischen überwiegend undemokratisch-monarchisch 
Aktivitäten die nationalen Gegensätze und regierten Staaten war. Auch wenn das 
die Zielsetzungen des Nationalismus in Reichstagswahlrecht (für Männer) demokra- 
~eutschlanddurchausein,ja sie machte sich tisch war, so blieb die Regierung doch allein 
selbst zum Sprachrohr einer bestimmten na- der Krone verantwortlich und nicht dem Par- 

lament.ln dieser Situ- 
,Licht Ober Mauer und Stacheldraht': 

Willy Brandt rtelltm Weihnachten Kerzen InsFensterseinerWohnung ation spaltete sich 

7 i a der Liberalismus in 
Deutschland. Die 

. . :  Konstitutionell-Libe- i ,  . : .  raien sahen ihre we- 
sentlichen Ziele mit 
der Einigung unter 
preußischer Vorherr- 
schaft erfüllt, wäh- 
rend die Linkslibera- 
len auf weitere 
Schritte hin zum Par- 
lamentarismus poch- 
ten. Unter dem Ein- 
druckder Erfolglosig- 
keit der bürgerlich- 
d e m o k r a t i s c h e n  
Emanzipationsbewe- 
gung nach 1866 ging 
die überwiegende 
Mehrheit der Arbei- 
tervereine den Weg 

deten Äugust Bebel und ~ i ~ h e ~ m  ~iebknecht 
in Eisenach die,,Sozialdemokratische Arbei- 
terpartei". 
Bebel und Liebknecht waren die einzigen, 
die sich bei der Abstimmung über die Finan- 
zierung des deutsch-französischen Krieges 
im Norddeutschen Reichstag der Stimme 
enthielten. Damit setzten sie sich.in Wider- 
spruch zur Mehrheitsmeinung der Partei, 
auch Sozialisten hätten ,als Deutsche für 
Deutschland' einzustehen" (MillerIPotthoff, 
5.45.). Als jedoch als Ergebnis des Sturzes 
des bonapartistischen Regimes die Pariser 
Arbeiter die Kommune ausriefen, stellten 
sich beide Arbeiterparteien gemeinsam ge- 
gen den Krieg. und sie kritisierten scharf und 
öffentlich die Reichseinigung von oben. 
Liebknecht stellte sich im Reichstag aufden 
Boden der bürgerlich-demokratischen Nati- 
ona1bewegung;im Dezember 1870 betonte 
er bei den Beratungen über die Verfassung 
des neuen preußisch-deutschen Kaiser- 
reichs,die deutschen Einheitsbestrebungen 
hätten eine ganz andere Einheit Deutsch- 
lands zum Ziel gehabt,.als jene, die jetzt ge- 
schaffen werde". Es handle sich um einen 
,.Gewaltakt von oben", und die neueverfas- 
sung habe,,im Heerlagervon Versaiiles ihren 
Ursprung" (Bebel, 1978.5.332). Für ihre Hai- 
tung zum Kriege und ihre scharfe Kritik an 
der undemokratischen Reichseinigung wur- 
den Bebel und Liebknecht des Landesver- 
rats bezichtigt. Im März 1871 wurden sie zu 
jeweils zwei Jahren Festungshaft wegen 
Hochverrat verurteilt. 
Die Ausgrenzung durch die herrschenden 
Kreise, die Desintegration aus dem politi- 
schen und gesellschaftlichen System des 
Kaiserreichs führte nicht zum Verschwinden 
der Sozialdemokratie, im Gegenteil. sie 
schweißte sie zusammen. Selbst unter dem 
Sozialistengesetz, als die Parteiorganisation 
verboten war, legten die Sozialdemokraten 
bei den Reichstagswahlen zu. 

Gesellschafiliche Desintegration und Ent- 
wicklung einer proletarischen Subkultur 
Als Gegenöffentiichkeit zur ,,bürgerlichen" 
konstituierte sich seit den 60er Jahren eine 
eigenständige.proletarische Öffentlichkeit", 
die sich ..von der bürgerlichen ~est-Öffent- 
lichkeit in vielerlei Hinsicht inspirieren ließ". 
(Düding. 1988,s. 10-24.5.21.) Spätestens in 
den 1890er Jahren bildete sich ein sehr diffe- 
renzierte8,weit gegliedertes Netzaus Selbst- 
hilfe- und Kommunikationsstrukturen der 
Arbeiterbewegung heraus. 
Mißlang die gesellschaftliche und politische 
lntegration der Arbeiterschaft im Kaiserreich 
also nahezu vollständig, so daß sie eine an- 
nähernd komplette,,Sub-" bzw.,,Gegenkul- 
tur" herausbiideten.~~ gab es durch dieSozi- 
algesetzgebung und durch gewerkschaftli- 
che und Streikaktionen erkämpft doch be- 
deutendeVerbesserungen der sozialen Lage. 

Die Entsorgung der Frauenpolitik 
Überlegungen zur Perspektive von Frauenpolitik 
in Zeiten des Gender-Mainstreaming 

Von Margrit Zauner 

Ein Gespenst geht um in der Frau- 
enpolitik, genannt Gender-Mainstrea- 
ming. Gender-Mainstreaming (gm) speist 
sich aus zwei wesentlichen Wurzeln: . Der entwicklungspolitischen Zusam- 

menarbeit . und der EU-Politik. 
In beiden politischen Kontexten hat sich 
die konzeptionelle Entwicklung des gm. 
wie auch die praktische Umsetzung des 
gm, stets auf die ökonomische Situation 
bezogen. Durch die Verbesserung der Si- 
tuation von Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
bzw.als selbständige Unternehmerin, soll- 
te sowohl der geseilschaftliche Wohlstand 
erhöht,als auch ein effizienter Einsatz der 
verausgabten Mittel zur Entwicklung von 
Regionen erreicht werden. 
Die Europäische Beschäftigungsstrategie 
war auf EU-Ebene Anlass und Wirkung des 
Interesses an gm. Der Gender-Aspekt be- 
ruht auf europäischer Ebene im wesentli- 
chen auf praktischen arbeitsmarkt- und 
wettbewerbspolitischen lnteressen der 
Mitgliedsstaaten und der europäischen 
Kommission.Die vor diesem Hintergrund 
entwickelten rechtspolitischen instru- 
mente und lnstitutionen dienen der Um- 
setzung der beschäftigungs- und wettbe- 
werbspolitischen Interessen.Eine abstrak- 
te Betrachtung und Beurteilung der 
rechtspolitischen lnstrumente ohne Be- 
zug auf die dahinter liegenden beschäfti- 
gungspolitischen lnteressen hieße, den 
konzeptionellen und inhaltlichen Rahmen 
zu missachten,zu dessen Zweckeben jene 
lnstrumente eingeführt wurden und birgt 
darüber hinaus die Gefahr, dass bei ihrer 
Weiterentwicklung wesentliche Aspekte 
vernachlässigt werden. Gleichzeitig be- 
steht die Gefahr, dass die Methode Gen- 
der-Mainstreaming auf ihr eines Bein -die 
geschlechtergerechte Gestaltung aller Po- 
litiken - reduziert wird und das andere 
Bein-positive Aktionen für das benachtei- 
ligte Geschlecht- in der Regel Frauen, aus 
dem Blickfeld verloren wird.Verliert sich 
dieses zweite Standbein in der Debatte, 
könnte über kurz oder lang das gesamte 
Konzept des gm scheitern, mit der Konse- 
quenz, etablierte lnstitutionen der Frau- 
en~o l i t i k  mit sich zu reißen.. 

Margrit, Zauner, Mitglied des AsF-Landesvorsta 
Bezirksverordnetenversarnrnlung von Berlin Te 

Gefahren des Gender-Mainstreaming 
Wenn gm als Instrument betrachtet wird, 
dann sollten die Erfahrungen. aus ,,star- 
ken" Politikbereichen, wie z. B. der Be- 
schäftigungspolitik, angemessen berück- 
sichtigt werden. Ansonsten besteht die 
Gefahr, dass gm auf der Ebene der politi- 
schen Verlautbarungen stehen bleibt und 
die dem Konzept innewohnendenTücken, 
auf die aus einigen feministischen Zusam- 
menhängen hingewiesen wird. sich tat- 
sächlich manifestieren.. 

Beispiel Hartz-Kommission 
Die Umsetzung der Vorschläge der sog. 
Hartz-Kommission sind dafür ein warnen- 
des Beispiel: Frauen waren in der Kommissi- 
on unterrepräsentiert. Die einzelnen Vor- 
schläge der Hartz-Kommission wurden 
NICHT im Hinblick auf ihre Auswirkung auf 
die verschiedenen Lebenslagen von Frauen 
und Männern überprüft;im Bericht ist,ohne 
jede Beziehung zum umfangreichen Text- 
werkreine allgemeine Absichtserklärung zur 
Bedeutung von Gender-Mainstreaming in 
der Beschäftigungspolitik zu finden:genau 
an der Stelle einer sonst in wissenschaftli- 
chen Werken zu findenden Widmung an die 
Ehefrau und sonstigen ..HelferleinU. Das in 
den ersten Fassungen des Vorschlags der 
Hartz-Kommission beschriebene anachro- 
nistis~he~patriarchale Bild vom.arbeitslosen 
Familienvater" als Zielgruppe der.familien- 
freundlichen ~uickverkittlung'ist lediglich 
oberflächlich und sprachlich etwas geglät- 
tet worden. Grundsätzlich ist die Vermei- 
dung der Methoden und Prinzipien des 
Gender-Mainstreaming trotz seiner Veran- 
kerung im Amsterdamer Vertrag bei einem 
zentralen Politikvorhaben als Präzedenzfall 
für die weitere Umsetzung vom Gender- 
Mainstreaming ein Hinweis darauf,dass die 
Bedeutung von Gender-Mainstreaming in 
der Politik noch gering ist und nur dann 
angewendet wird, wenn dieses durch die 
jeweils verantwortlichen Instanzen auch 
tatsächlich gewollt ist. Offen ist damit die 
Frageswie in Fällenverfahren wirdrin denen 
dieses gegen den Willen der lnstanzen erfol- 
gen soll und wie Gender-Mainstreaming 
mehr als eine.Schönwetter-Politik" werden 
kann. 

ndes Berlin, Vorsitzende der SPD-Fraktion in der 
mpelhof-Schöneberg 

Mehr als Schönwetter-Politik 
Alle Prozesselemente von gm müssen 
letztlich auf die in den jeweiligen Berei- 
chen zur Verfügung stehenden Ressour- 
cen - materiell, personell und ideell - be- 
zogen werden.Hier ist angesichts des bis- 
herigen Fehlens von adäquaten finanzpo- 
litischen gm-Instrumenten (Gender-Bud- 
get) noch ein großer .blinder Fleck der 
gm-Debatte.lnsbesonderefehlen konzep- 
tionelle Überlegungen und Umsetzungs- 
vorschläge für die lntegration in alle Ebe- 
nen des Haushaltswesens (Haushaltspla- 
nung. -beratung,-wirtschaft und -kontrol- 
le) sowie eine Verknüpfung mit den In- 
strumenten der in der Verwaltung einge- 
führten Kosten-Leistungsrechnung. 
Die Erfahrungen aus gm-Prozessen zei- 
gen, dass um frauen- und genderpoliti- 
sche lnteressen deutlich zu verankern,es 
wichtig warSneben dem Willen der obers- 
ten Entscheidungsinstanzen, dass starke 
Frauen-NGO und zahlreiche kompetente 
Expertinnen sich aktiv in die Debatte ein- 
gemischt haben. Generell bedeutsam 
waren zentrale Zielvorgaben und - bei 
unzureichender Erfüllung - die Nutzung 
aller Sanktions- bzw. Handlungsmöglich- 
keiten im Verhandlungsprozess. Dabei 
waren starke Institutionen und Organisa- 
tionen von Fraueninteressen notwendig, 
um fachkompetent Kriterien zu entwi- 
ckein.an denen der gm-Prozess bewertet 
werden kann und die gleichzeitig den 
Prozess aktiv begleiten und bei Abwei- 
chungen genderpolitische Korrekturen 
einfordern. 
Die gegenwärtige Gefahr der gm-Prozes- 
se liegt darin.dass selbst frauenpolitische 
Akteurinnen voller Fixiertheit auf die am- - 
Prozesse die Bedeutung der dahinter lie- 
genden Vernachlässigung von .traditio- 
neller" Frauenpolitik verkennen. Alle Bli- 
cke richten sich auf das Neue.die beste- 
henden, bewährten lnstitutionen der 
Frauenpolitik, teilweise mühsam er- 
kämpft, geraten aus dem Blickwinkel und 
werden Schritt für Schritt zunächst in ih- 
rer Bedeutung und dann in ihren Ressour- 
cen reduziert. Damit schadet sich die Frau- ~~ ~ ~ 

enpolitik letztlich doppelt: erreichte Fort- 
schritte werden rückgängig gemacht,und 
gleichzeitig verringern sich die Möglich- 
keiten, in den allgemeinen Politikprozes- 
Sen, gender- und frauenpolitische Fort- 
schritte zu erreichen. ~~~ 0 ~ 2 1  



Sozialstaat im Streit - 
Einle i tung zum Hef tschwerpunkt  

von Andrea Nahles/Björn Böhning/Kai Burmeister/Felix Welti 

Die sozialpolitische Diskussion in 
Deutschland hat seit der Bundestagswahl 
2002 durch die Hartz- und Rürup-Kommis- 
sion. die Regierungserklärung Gerhard 
Schrödersvom 14.März und die seitheran- 
dauernden Kontroverse um die darin ent- 
haltenen Vorschläge an Grundsätzlichkeit 
und Schärfe aewonnen.WichtioeTeile der < 2 

sozialen Sicherung sind vor allem von Ver- 
bandsvertretern der Arbeitgeber, von 
Journalisten und Professoren streitig ge- 
stellt worden. Auch in der SPD werden 
bisher unbestrittene Positionen von der 
Parteispitze aufgegeben -auch gegen das 
erst wenige Monate alte Wahlprograrnm. 
Stil und Verlauf der Diskussion auszuwer- 
ten bleibt späteren Analysen vorbehalten. 

,,Reformstau" und lnteressenpolitik 
Schon heute bedenkenswert dazu sind die 
Anmerkungen von Günter Voß in diesem 
Heft. Bei aller wissenschaftlich motivierten 
Empörung über panische Planlosigkeit in 
Kommissionen und Kanzleramt wird spw 
als politische Zeitschrift nicht die Analyse 
von lnteressen vernachlässigen. Dazu soll 
an dieser Stelle Albrecht Müller, früherer 
Leiter der Planungsabteilung bei Willy 
Brandt und Helmut Schmidt und SPD-MdB 
zitiert werden:.Kollektiver Wahn ist eine 
nicht ganz korrekte Charakterisierung der 
gängigen Reformstaudebatte. Denn eini- 
ge der Akteure wis- 
Sen genau, was sie 
wollen. SO Z.B. die Eine uni 

nannte,demografische Problem.' Auch die 
Initiatoren der Arbeitgeber-Initiative Neue 
Soziale Marktwirtschaft (..I wissen genau, 
warum sie den Reformstau beklagen. Sie 
haben den schönen Begriff Reformen im 
konservativen Sinne besetzt und benut- 
zen ihn als Hebel zur Systemänderung - 
weg von sozialstaatlichen Regelungen." 
(WSI-Mitteilungen 4/2003,5.206). 

Es gibt  Alternativen 
Dieses Heft soll Analysen und Argumente 
zur laufenden Diskussion beitragen.Deut- 
lich wird dabei nicht nur, dass erhebliche 
Teile der .Agenda 2010". der Vorschläge 
von Rürup und des Einheitsdenkens der 
Kommentare von BlLDSPlEGELZElT einsei- 
t ig den lnteressen der Vermögensbesitzer 
und der Versicherungswirtschaft entspre- 
chen. Klar wird auch, dass der Vorwurf, es 
fehle der linken Kritik an Alternativen zur 
Reform des Sozialstaats, nicht zutrifft. In 
spw sind seit 1998 Vorschläge zu einer 
nachhaltigen Modernisierung von Finan- 
zierung und Inhalten der sozialen Siche- 
rung vorgebracht worden, die in diesem 
Heft im Lichte der aktuellen Diskussion ak- 
tualisiert werden. 

Erwerbstätigenversicherung 
Für die Finanzierung der sozialen Siche- 
rung ist dies das Konzept einer universel- 

len Erwerbstätlgen- 
versicherung, das 

verselle von Marait Schrat- - 
Versicherungswirt- 
Schaft und andere 

Sozialversicherung kann "n"al"er In gesamt- 
w i r t s c h a f t l i c h e r  

Teile der Finanzin- eine stabilere und Sicht, von Rolf 
dustrie. Sie arbeiten Schmucker für die 
weltweit an der Ero- gerechtere Finanzierung Gesundheitssiche- 

sion des Vertrauens der sozialen Sicheruna runq und von u l f -~ i r -  
< 

in die sozialen Al- gewährleisten. ger j ranz für die AI- terssicherungsde- terssicherung darge- 
batte und gewinnen stellt wird. Eine uni- 
mit der inzwischen verselle Sozialversi- 
gängigen Fiktion, Kapitaldeckungsverfah- cherung kann und soll eine stabilere und 
ren und Privatvorsorge lösten das soge- gerechtere Finanzierung der sozialen Si- 
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cherung ebenso gewährleisten wie eine 
Beteiligung verschiedener Einkommens- 
quellen und den Schutz bisher vernachläs- 
sigter Bevölkerungsgruppen. 
Das gleiche Ziel verfolgt der in der sozial- 
demokratischen Linken auch diskutierte 
Ansatz eines stärker steuerfinanzierten 
Systems, den Werner Kindsmüller vertritt. 
Eine Abkopplung der sozialen Sicherheit 
von der Wertschöpfung durch Arbeit und 
vom gesellschaftlichen Verteilungskonflikt 
könnte auch ein solcher Systemwechsel 
nicht leisten - seineVerteilungswirkungen 
hängen stark vom realen Steuersystem ab. 

Internationaler Vergleich 
Im europäischen und internationalen Ver- 
gleich gibt es keinen Beleg für dieThese, 
Sozialabbau und niedrige Lohnnebenkos- 
ten führten zu niedriger Arbeitslosigkeit 
oder höherem Wachstum. Max Koch be- 
legt anhand eines Vergleichs der briti- 
schen und der niederländischen Politik, 
dass ein sozialstaatlicher Weg erfolgreich 
sein kann.Auch andere Staaten wie Däne- 
mark, Schweden und Österreich zeigen, 
dass ein hohes Sozialniveau bei niedriger 
Arbeitslosigkeit möglich ist. 

Neue Arbeitsformen 
Der Wandel der Erwerbsgesellschaft stellt 
den Sozialstaat in der Tat vor neue Heraus- 
forderungen.Flexible Arbeitsformen und ra- 
scher technologischer Wandel sind jedoch 
kein Araument für Sozialabbau.sondern er- - 
fordern eine neuartige Sicherung der qualifi- 
zierten Arbeitskraft. Andrea Nahles und Joa- 
chim Schuster stellen das hierzu entwickelte 
Konzept der Arbeitsversicherung vor. 

Demographische Entwicklung 
Auch die demographische Entwicklung wird 
oftmals sehr undifferenziert als Argument 
fürden Abbau sozialer Sicherung gebraucht. 
Ulf-Birger Franz untersucht die voraussichtli- 
chen Folgen und kommt zu deutlich ande- 
ren Ergebnissen. Klar wird, dass eine Alterssi- 
cherung über die Kapitalmärktedie Proble- 
me der Bevölkerungsentwicklung nicht Iö- 
sen könnte. Der Beitrag von Hermannus 
Pfeiffer enthält weitere Auiklärung darüber, 
warum schon die.Riester-Rente" kein Bei- 
trag für eine bessere Alterssicherung war. 
Deutlich macht Franz auch,dass die demo- 
graphische Entwicklung zu einem Abbau 
der Arbeitslosigkeit und einer höheren Er- 

,,Made in Gerrnanr 
Der Begriff desSozialismus steht zwar noch im 
gültigen Parteiprogramm derSPD,istaber be- 
deutungslos,wieSchröderjaganzoffenerklärt. 
Sigmar Gabriel plädierte statt dessen im nie- 
dersächsischen Wahlkampffür eine..next eco- 
nomy" Gabriel:,,Es ging in der Vergangenheit 
nie und geht auch in der Zukunft nie um die 
.new" oder die,,old economy. Es geht immer 
um die Integration der-new" in die,,old"econo- 
my. Es geht immer um die next economy. 
Daraus entsteht wirtschaftlicher, sozialer und 
kultureller Erfolg. Daraus entsteht Kraft, Dyna- 
mik und auch soziale Sicherheit." Bei Peter 
Glotz heißt oie..nen economy'..Digitalkapla- 
Ismus".Wie locker iiocd o dasVokaoJar auch 
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ausfallen mag. Stets wird gefordert,,Made in 
Germany solleauf der Welt wieder ganz nach 
oben rücken. Rückt,,Made in Germany nach 
oben. dann würde das den deutschen Arbei- 
tern und Angestellten auch nutzen. 
Die Ökonomie der Gesellschaft ist jedoch kei- 
ne Geistermacht die uns Menschen Fakten 
diktiert,sondern sie ist Produkt menschlicher 
Arbeit, die sich hinter dem Rücken der Men- 
schen zu einer engen Verbindung derVölker 
entwickelt hat.Dies ist ia einerseits eine Chan- 
ce, die Arbeit bewusst gattungsmäßig zu ori- 
entieren. Anderseits, wenn die Ökonomie im 
bürgerlichen Kategoriensystem eingebun- 
den bleibt,führt dieseVerbindung zu intensi- 
verer Konkurrenz auf dem Weltmarkt. Plön- 
lich treten neue Stahlproduzenten.neueÖlin- 
teressenten, neue Autoproduzenten in Er- 
scheinung und der Kampf wird noch härter 
und blutiger. In dieser Situation wirft der 
Schlachtruf,.Made in Germany" Feuer ins Öl. 
Ein klarer Blick auf die Kategorie Arbeit und 
das bürgerliche Kategoriensystem ist nötig, 
um Politik im Sinne der einen Menschheit 
praktizieren zu können.Das,was sich gern R e  

alpolitik nenntist in der Regel nichts anderes, 
als die eitle NuQung einer Eintrittskarte in die 
VIP Riege dererzdie für den Schlachtruf Made 
in Germany die politischen Rahmenbedin- 
gungen abstecken möchten und als selbster- 
nannte Lichtaestalten durch die Medien tin- < 

geln. Die Realpolitiker der SPD oderder Grü- 
nen nennen sich Realos,weil sie am bürqerli- . 
chen Kategoriensystem unbedingt mitwirken 
wollen.Müde lächelnd erklären siedas Experi- 
ment Sozialismus für aescheiten. - 
Dieser scheinbaren Weisheit werden viele 
Menschen aufden Leim gehen,wenn sozialisti- 
xhe  Politiknicht klar macht,dasses im wesent- 
lichen desgesellschaftlichen Seins eben nicht 
um Deutschland oeht.sondern.um intensivere 
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bürgerliche Nutzung der Kategorie Arbeit.Ge- 
gen diese Nutzung braucht es starke Gewerk- 
schaften und eine Partei,die Demokratie nicht 
im Sinne bürgerlicher Realpolitik interpretiert, 
sondern als bewussten Willen von Arbeitern 
und Angestellten begreift, deren Bewusstein 
und derenTat schließlich die Kategorie Arbeit 
aus ihrer bürgerlichen Fessel befreien muss. 
Diesgeht nur durch Be~usstheitjener~die mit- 
tels ihrer Arbeitjenen Mehrwen produzieren, 
zu dessen unmittelbarer und mittelbarer Erhö- 
hung das Kapital um die Weltmeere zieht. 
Nicht der Profit dominiert die bürgerliche Ge- 
sellschaft, sondern das Wesen der Kategorie 
Arbeit tut dies. Der Profit ist ja, wie der Lohn, 
Anteil am Produkt des Arbeiters. Er basiert 
nicht auf Betrug-sondern ist-wie Zins und Ren- 
te,nur der industrielleTeil des Mehrwerts,der, 
wie bekannt,absolut und relativ erhöht wer- 
den kann. 

Ende der Vorgeschichte 
Mit dem Sozialismus, so Marx. beginnt die ei- 
gentliche Geschichte der Menschheit ja erst. 
Hier herrscht.anders als in derVorgeschichte, 

Vaterlandslose Gesellen? 
Arbe i te rbewegung und Nat ion  

Von Christoph Meyer 

EineTheorie,die nicht fest im Boden 
der gesellschaftlichen Wirklichkeit wurzelt, 
entwickelt sich schnell von der Wissenschaft 
zur Utopie. So ist es der Sozialdemokratie 
auch mit ihrem offiziellen Internationalis- 
mus gegangen, der die reale Wirksamkeit 
des Konzepts der Nation zu lange ignorierte. 

Die Nation i m  Kommunistischen Manifest 
Das Kommunistische Manifest legte Marxals 

internationales Programm an, vom .Ge- 
spenst", das in Europa umging. am Anfang 
bis hin zu dem berühmten Appell,,Proletari- 
er aller Länder vereinigt Euch!", der an sei- 
nem Ende stand. Der Kommunismus werde 
"bereits von allen europäischen Mächten als 
eine Macht anerkannt", behaupteten die 
Verfasser des Manifests und kündigten die 
Veröffentlichung .in englischer, französi- 
scher,deutscher,italienischer,flämischer und 
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nicht die vergegenständlichte Arbeit über die 
lebendige Arbeit. Hier folgen die lebendigen 
Arbeiter und Angestellten mittels direkter De- 
mokratie bewusst gattungsmäßig gesetzten 
Zielen in ihrer Arbeit und nichtwie in dervor- 
geschichte, nur partikularen lnteressen jener, 
die sich dievergegenständlichte Arbeit aneig- 
neten. Die bewusste Geschichte der Mensch- 
heit beginnt erst an dem Punkt,an dem die Ar- 
beit die Gattunasmäßiakeit aanz bewusst und - 2 - 
gezieltverfolgSwenn die Arbeit sozusagen hu- 
manisiert und aus ihrer fetischisierten Verding- 
lichung befreit istWenn sie,wieMarxsagt,zum 
ersten Lebensbedürfnis werden kann und 
nicht länger bloßals Mittel zum Überleben ka- 
tegorisiert wird. Schließlich ist der Mensch 
durch Arbeit Mensch geworden.Doch dazu ist 
ein Wechsel des Kategoriensystems unerläss- 
lich. W W 2  

dänischer Sprache" an. (MarxlEngels: Mani- 
fest der Kommunistischen ~artei, 5.525.) Auf 
den Vorwurf.die Kommunisten wollten die 
Nationalität abschaffen, antwortete das Ma- 
nifest:,,Die Arbeiter haben kein Vaterland. 
Man kann ihnen nicht nehmen,was sie nicht 
haben. Indem das Proletariat zunächst sich 
die politische Herrschaft erobern. sich zur 
nationalen Klasse erheben,sich selbst als Na- 
tion konstituieren muß,ist es selbst noch na- 
tional,wenn auch keineswegs im Sinne der 
Bourgeoisie." 
Grundsatzlich galt für Marx,daß die nationa- 
len Gegensätzedervölker schon mit der Ent- 
wicklung von Handelsfreiheit und Welt- 
markt - heute würde man sagen: mit der 
Globalisierung - verschwinden wtjrden. 
Aber auf dem Weg zur Eroberung der Macht 
durch das Proletariat ging es darum, 
zunächst auf der nationalen Ebene die Herr- 
schaftzu erobern.Und wenn dann die Aus- 
beutung der Individuen wegfalle, werde 
auch die gegenseitige Ausbeutung der Nati- 



verbunden ist. Dementsprechend universell 
wirkend ist das bürgerliche Kategoriensystem, 
was der allgemeine Ruf nach Arbeit, dem 
minierweilealle Parteien im Bundestag verfal- 
len sind, beweist. 
Engeiswolltediesem bürgerlichen Kategorien- 
System ein sozialistisches entgegen setzen,das 
kein uto~isches mehr sein sollte.Erfaszinierte. 
nachdem ~othaer~arteitag,seine~esermit ei: 
ner materialistischen Übertragung der Hegel- 
schen Konstruktion einer angeblichen Negati- 
on der Negation in der Natur und Gesellschaft. 
Ebenso mit der These des Umschlagens von 
Quantitäten in Qualitäten. lm Ergebnis führte 
dieseTheorie mit dazu, dass viele Sozialdem* 
kraten an eine mechanische Notwendigkeit 
des Sozialismus glaubten. Man glaubte, es 
komme nur darauf an,die Produktivkräfte sich 
entfalten zu lassen. um letztlich deren mono- 
polistische Konzentration durch einen entfal- 
teten Parlamentarismus zentral steuern zu 
können,schon sei der Sozialismusverwirklicht. 
Die bewusst zu erkämpfende menschliche 
Zielsetzung in der Arbeit schätzte diese M e  
chanisierung des gesellschaftlichen Seinspro- 
zeßesfalsch ein. 
Fünf Monate vorseinemTod vemrsacht Engels 
innerhalbder SPD noch eine irritation,die künf- 
tig die Partei nicht mehr verlassen sollte. Er 
schreibt am 6.März 1895 aus London:,,Wir,die 
'Revoiutionäre',die 'Umstürzler', wir gedeihen 
weit besser bei dengesetzlichen Mitteln als bei 
den ungesetzlichen und dem Umsturz." (MEW 
22,s. 509-527.) 
Enaels bestätiot hiermit Lassalle. Nicht mehr 
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die Kategorie Arbeit wurde als prägende des 
gesellschaftlichen Seins erkannrderen bürger- 
lichen Charakter es zu ändern gilt, sondern 
man begann innerhalbdes bürgerlichen Kate- 
goriensystems auf staatliche Veränderung zu 
hoffen.Ein irrtum mit verheerenden Folgen. 

1891 sai3 die SPD erstmals i n  der Reform- 
falle 
Wenige Tage vor dem Erfurter Parteitag von 
1891, auf dem sich die Partei in SPD umbe- 
nannte,gab GeorgvonVollmardie Losung aus: 
,Dem guten Willen die offene Hand, dem 
schlechtendieFaust."Dadie herrschende Klas- 
se ihren harten Kurs nach den Soziaiistengeset- 
Zen aeändert habe.soVollmar.müssedie Sozi- - 
aidemokratie ihren revolutionären Kurs ändern 
und einen reformistischen einschlagen.Revo- 
lution und Reform wurden erstmals unver- 
söhnlich gegenüber gestelit.Oder anders aus- 
gedrückt. Man dachte innerhalb des bürgerli- 
chen Kategoriensystems. Die SPD saß erstma- 
lig in der Reformfaile.Marx hatte Reformen,wie 
das Erkämpfen der Herabsetzung der Arbeits- 
zeit,stets intensiv unterstützt.Aber gleichzeitig 
war dieser Fortschritt für ihn ein unabtrennba- 
ren Schritt auf dem Wege zur vollständigen 
Umwälzung der Gesellschaft. 
Manche behaupteten bereits, es gebe keine 
Kapitalisten und keine Arbeiter mehr.DieVer- 
allgemeinerung der Kategorie Arbeit hatte zu 
einerTäuschung des Bewusstseins geführt. Es 

ginge nur um Deutschland,wurde behauptet, 
nicht mehr um Klassen. 
Eduard Bernstein glaubte in derVerbesserung 
der Lebenslage der Arbeiter zu Beginn des20. 
Jahrhunderts die Tatsache zu erkennen, dass 
die kapitalistische Gesellschaft ..langsam und 
allmählich"in den Sozialismus hinein wachse. 
Diese Bewegung bedeute alles für ihn -..das, 
was man gemeinhin Endziel des Sozialismus 
nenne", sei dagegen nichts. Rosa Luxemburg 
hielt dagegen beharrlich an einer Ontologie im 
Sinne von Marx fest. In der LeipzigerVolkszei- 
tung schrieb sie 1899,Bernstein konstruiereei- 
nen Gegensatz zwischen Revolution und Re- 
form,dies seineineTheorie der sozialistischen 
Versumpfung,vulgär-ökonomisch begründet 
durch eine Theorie der kapitalistischen Ver- 
sumpfung." 
Rosa Luxemburg nahm die Formveränderung 
der Kategorie Arbeit, wie sie durch zunehmen- 
de Konzentration und Vergesellschaftung ent- 
standen warsehrwohlzur Kenntnisundfragte: 
.Was bedeutet aber volkswirtschaftlich die 
immer größere Verbreitung des Aktienwe- 
sens? Sie bedeutet die fortschreitende Vergeseil- 
schaftung der Produktion in kapitalistischer 
Form,dieVergesellschaftung nicht nur der Rie- 
sen-, sondern auch der Mittel- und sogar der 
Kleinproduktion, also etwas, was der Marx- 
schenTheorie nicht widerspricht, sondern sie 
in denkbar glänzendster Weise bestätigt." 
Diese ökonomischen Verhältnisse seien es, 
durchdiederSoziaiismus.auseinem.ldeal'.das 
jahrtausendelang der Menschheit vorschweb- 
te, zur geschichtlichen Notwendigkeit gewor- 
den." (in:Sozialreform oder Revolution'~ 
Diese Formulierungen machen jedoch deut- 
lich. das sie die philosophischen Schwächen 
von Engels fortsetzte. Den Sozialismus, be- 
schreibt sie als Notwendigkeit und nicht als 
objektive Möglichkeit,die aber mit einer sub- 
jektiven Bewusstheit gepaart sein muß.Dieser 
scheinbar kleine Unterschied hat schwere Fol- 
gen.Denn wenn sich ein Prozess notwendig zu 
einer neuen Oualität entwickelt. braucht es 
nicht mehr dasgezielte und bewusste Eingrei- 
fen der Menschen, die schließlich aber die 
Schöpfer ihrer Geschichte und Kategoriensys- 
teme sind. 

Demokratie und Sozialismus 
Im November 1918 wurde die Diskussion von 
Demokratie und Sozialismus wieder auf dieTa- 
gesordnung gesetzt.Am 20.1 1.18 bezeichnete 
Rosa Luxemburg in der.Roten Fahne" die Ge- 
genüberstellung von,,Diktatur* und,,Demokra- 
tie" als,,gegenrevolutionäre Maßnahme" der 
Regierung Ebert:,,Nichtdarum handeltessich 
heute, ob Demokratie oder Diktatur. Die von 
der Geschichte auf dieTagesordnung gestellte 
Frage lautet: bürgerliche Demokratie oder sozi- 
alistische Demokratie." 
Nach dem zweiten Weltkrieg war nicht d iege 
sellschaftlichen Kategorien und besonders der 
bürgerliche Charakter der prägenden Katego- 
rie Arbeit Ausgangspunkt der Analyse der SPD, 
sondern es ging um bürgerliche Rechte oder 

Menschenrechte,die nun im Godesberger Pro- 
gramm gefordert wurden.Diese Rechte stün- 
den mit der Entwicklung der bürgerlichen Ge- 
sellschaft in direkter Beziehung. Denn die 
Lohnarbeit sei freie Arbeit. Ihre Aneignung er- 
folgt gerecht auf der Basis der bürgerlichen 
Warenproduktion und solidarisch ist sie Mit 
Menschlichkeit und bewusster Gattungsmä- 
ßigkeit hat dies Vorstellung des Godesberger 
Programmsabernichtszu tun.Für Man basier- 
te das Menschenrecht der Freiheit eben,,nicht 
auf der Verbindung des Menschen mit dem 
Menschen.sondernvielmehraufderAbsonde 
rung des Menschen von dem Menschen.Es ist 
das Recht dieser Absonderung. das Recht des 
beschränkten,auf sich beschränkten individu- 
ums." (MEW 1) 

Godesberg und bssalle 
In dem Moment,wo dieses bürgerliche Recht 
zum leitenden Faktor der SPD wurde,stützte 
sie nicht nur das bürgerliche Kategoriensys- 
tem,sondern sie negierte gleichzeitig die Ka- 
tegorie Arbeit als prägende Kategorie des ge- 
sellschaftlichen Seins.Fast wörtlich Lassallezl- 
tierend will das Godesberger Programm für 
den.gerechten Anteil der Arbeitnehmer am 
Ertraa der aeseilschaftlichen Arbeit" soraen. 
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Gerechtigkeit und Freiheit basieren aber auf 
der bürgerlicher Produktionsweise und deren 
partikularen Interessen.Jeder bekommt den 
Wert seiner Ware in Geld ausbezahlt. So 
jedenfalls ist das Prinzip. Die vielfältig ge- 
schmückten Lobeshymnen auf die Freiheit 
und die Menschenrechte sind ohne klaren Be- 
zug zu einem,über partikulare Interessen hin- 
ausgehendem Kategoriensystem,das sich auf 
eine gattungsmäßige Nützlichkeit von Arbeit 
konzentriert, nur Fetische.mit denen sich Ma- 
nipulationen geschicktester Art verstecken 
lassen. 
Es sollte an diesen Beispielen deutlich werden, 
wie die SPD nicht nur innerhalb des bürgerli- 
chen Kategoriensystemszu denken und zu ar- 
gumentieren versteht. Die Kategorie Arbeit 
wird als deutsche Wertarbeit gepriesen und 
mitallen Mitteln unterstütztHinterdem Motto 
.Made in Germany" das die Reformer Clement, 
5chröder.aber auch die sogenanntenTraditio- 
nalisten auf ihre Fahnen geschrieben haben. 
versteckt sich die chauvinistische Konsequenz, 
derjede Partei folgen muß.wenn sie die Kate- 
gorie Arbeit nicht in ihrem Banne bürgerlicher 
Partikularinteressen sieht.„Made in Germany" 
istzum modernen,fürvieleOhren noch unver- 
fänglichen, Schlachtruf aller großen Parteien 
im Bundestag geworden. Er wird von Friedrich 
Merz aus der CDU genauso gerufen, wie von 
Oskar Lafontaine,Edelgard Bulmahn oder An- 
gela Merkel. Letzt genannte rief in ihrer Ant- 
wort auf die Kanzlerrede am 14.Mär;t.Wirwol- 
len an die Spitzevon Europa!" Sie glauben alle 
an das Primat der Politik und ihrer Ideen.Sie 
bemerkengar nicht,dasssieelner Dynamikfol- 
gen,die in der Aneignung undVerwertung der 
Ware Arbeitskraft ihre eigentlichen Ursachen 
hat. 

werbsbeteiligung vor allem von Frauen füh- 
ren kann und muss. Voraussetzung ist je- 
doch,dass die in Deutschland völlig unzurei- 
chende öffentliche Kinderbetreuung end- 
lich ausgebaut wird.Kai Burmeisterverdeut- 
licht, dass entsprechende Investitionen 
schon heute nötig sind und positive Effekte 
für Arbeitsmarkt und Sozialversicherung 
hätten. Das schwere Defizit bei qualitativen, 
aktiven Familienleistungen erweist sich 
mehr und mehr als eigentlicher Reformstau 
des deutschen Sozialstaats- während Milli- 
arden Eurofür passive und wenig bedarfsge- 
rechte Leistungen an Besserverdiener durch 
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Kinderfreibeträge und Ehegattensplitting 
ausaeworfen werden. Dass dies kaum the- 
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matisiert wird,zeigt wie sehr die öffentliche 
Debatte aus der satten Sicht des gehobenen 
Mittelstands von Beamten, Chefredakteuren 
und Professoren geführt wird. 

Foto: Felix Welti (Lübeck) 

Generatianengerechtigkeit 
Mit einer sachlichen Sicht auf die tatsächli- 
chen Folgen der demographischen Entwick- 
lung und die falschen Schwerpunkte der 
deutschen Familienpolitik bricht ein weite- 
res Standardargument für den Sozialabbau 
in sich zusammen. Für mehr Generationen- 
gerechtigkeit ist es vor allem erforderlich, 
der heute jungen Generation gute und giei- 

che Startchancen zu geben.Michael Klundt 
stellt dar, wie die letzten Reformen der Ar- 
beitsförderung genau das Gegenteil bewir- 
ken und die Herausbildung einerchancenlo- 
Sen Armutsschicht für die nächsten Jahr- 
zehnte befürchten lassen. Friedrich Putz 
zeigt auf, dass die geplanten Kürzungen für 
Arbeitslose nicht nur das verfassungsrecht- 
lich verbürgte Exis- 

Argumente statt Ideologien 
Die hier angebotenen Analysen und Al- 
ternativen können denen helfen, die sich 
an der Diskussion beteiligen wollen, wei- 
che Reformen des Sozialstaats sinnvoll 
sind und welche nicht. Festgefügte und 
gegen Kritik immunisierte ideologische 
Vorverständnisse werden sie nicht er- 

schüttern können. Für 
tenzminimum ge- die Verfechter des So- 
fährden. sondern Schlimmer als die zialabbaus steht fest, 
auch besonders Fa- Unfairness und soziale dass eine Senkung der 
miiien mit Kindern Lohn- und Sozialkos- 
gefährden. Schieflage der Reformen ten Arbeitsplätze 

Sind ihre Unvernunft und schaffe. Dass dies we- 
Geschlechterge- der historisch noch 
rechtigkeit erwiesene Wirkungs- empirisch, weder im 
Die verengte Sicht losigkeit. Unternehmen noch in 
der,,Sozialreformer" der Volkswirtschaft zu 
von Hartz bis Rürup belegen ist, ficht sie 
zeigt sich daran, dass sie weder die Bedeu- nicht an. Dazu kann man mit Albrecht 
tungder BildungschancenjungerMenschen Müller nur konstatieren: 
und ihrer gesellschaftlichen Integration ,,Es gibt gute Gründe. die Auseinanderset- 
noch das veränderte Verhältnis der Ge- zung mit dieser Art von Modernisierern in 
schlechter zur Kenntnis genommen haben. Wissenschaft und Politik nicht allein auf die 
Während Hartzoffenvom Leitbild der Ein-Er- Unfairness und soziale Schieflage der betrie- 
nährer-Familie ausging, werden die Auswir- benen Reformen zu konzentrieren. Schlim- 
kungen von Ab- und Umbau auf das Ge- mer sind die Unvernunft und die erwiesene 
schiechterverhältnis bei Rürup ausgeblen- Wirkungslosigkeit der propagierten Thera- 
det. wie Judith Reuter zu Recht feststellt. pien." %PU ~ 1 2 ~ 3  



Wer bezahlt die Rechnung? 
Zur F inanz ie rung d e s  Sozialstaats aus  finanzwissenschaftlicher Sicht  

Von Margit Schratzenstaller 

Dass sich Deutschland den Sozial- 
staat in seiner jetzigen Ausgestaltung nicht 
mehr leisten könne, ist eine der Thesen, die 
Rot-Grün nach der Übernahme der Regie- 
rung aus der Erbmasse der konservativ-libe- 
ralenvorgängerregierung übernommen hat: 
Die steigenden Sozialversicherungsbeiträge 
erhöhten die Lohnnebenkosten und gefähr- 
deten die internationale Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft. Zudem 
hemmten diezu großzügig gewährten Sozi- 
altransfers die Leistungsbereitschaft der Ar- 
beitnehmerlnnen. 
Dieser Beitrag will deutlich machen,dass die 
sich verschärfenden finanziellen Restriktio- 
nen, denen die Systeme der sozialen Siche- 
rung in Deutschland unterliegen, nicht die 
Folge unabwendbarer ökonomischer Ge- 
setzmäßigkeiten sind,sondern der Preisgabe 
politischer Handlungsspielräume geschul- 
det sind.Dabei erfolgt wegen deren quanti- 
tativer Bedeutung eine Fokussierung auf die 
gesetzliche Renten- und Krankenversiche- 
rung. 

Prinzipien der Finanzierung sozialer 

sehen im Grunde Äquivalenzzwischen Bei- 
tragszahlungen und erhaltenen Leistungen. 
Eine konsequente Umsetzung des Äquiva- 
lenzprinzips liefe auf das reine Versiche- 
rungsprinzip hinaus, d.h. die Beiträge der 
Versicherten würden ausschließlich durch 
deren individuelles Risiko (z.B.Krankheitsri- 
siko oder Lebenserwartung) determiniert. 
Auf Grund von sozialen und gesellschaftspo- 
litischen Zielsetzungen wird jedoch das 
Äquivalenzprinzip durch Umverteilungsele- 
mente durchbrochen: So soll nach dem Soli- 
darprinzip eine gleichmäßigeVersorgung al- 
ler Versicherten mit den als notwendig er- 
achteten Leistungen sichergestellt werden 
(etwa bei den beitragsunabhängigen Sach- 
leistungen in der Krankenversicherung).Und 
es soll vermieden werden, dass Versicherte 
mit hohen individuellen Risiken nicht oder 
nur gegen sehr hohe Beiträge versichert 
werden (z. B. wird bei der Gesetzlichen Ren- 
tenversicherung bei der Beitragsgestaltung 
die geschlechtsspezifisch unterschiedlich 
hohe Lebenserwartung und damit Renten- 
bezugszeit nicht berücksichtigt). Den ekla- 
tantesten Verstoß qe- 

aktiven Teils der Bevölkerung (der Erwerbs- 
tätigen) werden unmittelbar für die Leistun- 
gen an den nicht aktiven Teil der Bevölke- 
rung (verrentete, kranke oder arbeitslose 
Personen) verausgabt. 

Defizite i n  der Finanzierung des deut- 
schen Sozialstaats - Beispiele: Renten- 
und Krankenversicherung 
Die aktuellen Finanzierungsprobleme der 
deutschen sozialen Sicherungssysteme im 
Allgemeinen und von gesetzlicher Renten- 
und Krankenversicherung im Besonderen 
sind hauptsächlich auf der Einnahmenseite 
zu suchen und überwiegend kurzfristiger 
Natur. Das schwache Wachstum der Bruno- 
löhne sowie die steigende Arbeitslosigkeit 
höhlen die Bemessungsgrundlage der Sozi- 
alversicherungsbeiträge zunehmend aus. 
Zudem wird ein steigender Anteil der Brut- 
tolohn- und Gehaltssumme der Versiche- 
rungspflicht entzogen, weil die Einkom- 
mensgrenzen für geringfügige sozialversi- 
cherungsfreie Beschäftigungsverhältnisse 
erhöht und die Beitragsbemessungsgrenzen 

nicht adäauat an die 
Sicherungssysterne gen das Äquivalenz- Lohn- und ~ehaltsent- 
Für die Finanzierung sozialer Sicherungssys- prinzip stellen so ge- Die aktuellen Finanz~roble- wicklung angepasst 
teme sind die folgenden grundlegenden nannte abgeleitete dw deutschen sozialen werden. 
Prinzipien relevant: Erstens das Äquivalenz- Ansprüche nicht ei- Die oft zitierte,,Ausga- 
prinzip, wonach die Beitragszahlungen des genständig versi- Sicherungssysteme sind benexplosion" dage- 
einzelnen Versicherten seinen individuellen cherter Personen dar, auf der Einnahmenseite zu gen, die im Bereich 
Ansprüchen entsprechen sollen. Und derenGewährungfa- der Gesundheitsver- 
zweitensdas Prinzip der individuellen Leis- mi l ienpol i t ischen suchen und überwiegend sorgung einem rasant 
tungsfähigkeit; danach bemessen sich die Zielen entspringt. So kurzfristig. ansteigenden techni- 
Beiträge des einzelnen Versicherten nach erhaltenz.B.Ehepart- schen Fortschritt, der 
seiner (durch Einkommen undfodervermö- nerlnnen, die nicht Anspruchsmentalität 
gen bestimmten) individuellen finanziellen erwerbstätig waren, nach dem Tod deslder der Versicherten sowie der demographi- 
Leistungsfähigkeit, unabhängig von seinen versicherten Partnersfpartnerin eine Hinter- schen Entwicklung zugeschrieben wird. hat 
Ansprüchen. bliebenenrente. bei weitem nicht die behauptete Dimension: 
In der deutschen Sozialversicherung ist SämtlicheZweigederdeutschen Sozialversi- Der Anteil der Ausgaben der Gesetzlichen 
zunächst Gruppenäquivalenz gegeben:Aus- cherung werden paritätisch finanziert, d.h. Krankenversicherung am Bruttonationaiein- 
schließlich der Gruppe der gesamten Versi- die Beiträge werden zur Hälfte von Arbeitge- kommen (BNE) stieg von 1991 bis 1996 von 
cherten kommen die aus deren Beiträgen fi- bern und Arbeitnehmerlnnen geleistet. Be- 6,S% auf 7%. um bis zum Jahr 2000 wieder 
nanzierten Leistungen zugute. Weil der gründet wird dies mit der gerechten und auf 6.2% zurückzugehen (vgl.Verband der 
deutsche Sozialstaat sich an einem Bis- gleichmäßigenVerteilung derBeitragslasten Angestelltenkrankenkassen 2002; vgl. Pae- 
marckianischen Leitbildorientiert (vgl.Chris- auf Unternehmen und Arbeitnehmerlnnen, tow,spw 125,312002.S.17-21).Auch zeigen 
tenlMicheifRätz 2003) -die Geldleistungen als die an der Erhaltung und dem Schutzder aktuelle Schätzungen, dass sich der demo- 
aus den einzelnen Sozialversicherungszwei- Arbeitskräftevor sozialen Risiken interessier- graphisch bedingte künftige Anstieg der Ge- 
gen richten sich in ihrer Höhe nach den ein- ten Parteien.Ein zentrales Merkmal der deut- sundheitskosten in Grenzen halten wird (vgl. 
kommensabhängigen Beiträgen der Pflicht- schen Sozialversicherung ist darüber hinaus BreyerfUlrich 2000). 
versicherten -. besteht auch individuell ge- die Umlagefinanzierung: Die Beiträge des Für die Entwicklung der Finanzierungsbasis 

der Gesetzlichen Rentenversicherung sind 
dagegen nicht nur die derzeitigen kurzfristi- 
gen Einnahmenprobleme, sondern auch die 

Dr. Margit Schratzenstaller, Jahrgang 1968, wiss. Referentin für Steuer- und Budgetpolitik im künftige demographische Entwicklung von 
Österreichischen Institut für Wirtschafrsforschung (wifo) Wien. Bedeutung. Laut aktueller Bevölkerungspro- 

rung menschlicher Arbeitskraft im technisier- 
ten Arbeitsprozesszu tun hat,aufgehalten wer- 
densoll.ln dieserJagd erschlägtein Kapitalvie 
leandere.Kapital ist ja nichts anderes alsaufge 
häufte Arbeit,die eine eigensinnigeTeleologie 
verfolgen muss.wenn sie im bürgerlichen Ka- 
tegoriensystem bestehen bleiben will. 
DieMenschen,diedas bürgerlicheKategorien- 
systemaufrechterhalten,sind keine Bösewich- 
te, sondern sie folgen nur einer bürgerlichen 
Kausalität.deren Personifikationen sie werden. 
wennsiesichdie Unterwerfung unterdiesach- 
IichenZwängediesesKategoriensynems nicht 
bewusst machen. 
Dielransformat onsmog ichke t in eine sozia 
~stischeGesellschaftzeiat sich led al ch in e, - - 
ner immer höheren Vergesellschaftung des 
hochtechnisierten Produktionsprozesses,nicht 
aber in ihrer bürgerlichen Nutzung. 
Wenn Gerhard Schröder am 14,Märzsagt:,,Wir 
haben die Arbeitsmärktefür neue Formen der 
Beschäftigung und der Selbständigkeit geöff- 
net.Wir haben das Programm nKapital für Ar- 
beite aufgelegt." So schildert er die Herrschaft 
der vergegenständlichten und vergangenen 
Arbeit.das meint ia Kaoital.über die lebendiae , , .  
~rbeit'ganz richtig. Doch er beschreibt daAt  
lediglich die Arbeit im bürgerlichen Kategori- 
ensystem.Diesesführte bislang immerzurver- 
nichtungvonvergegenständlichterArbeit und 
von lebendiaen Menschen. 
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Mit der Arbeit trat der Menschzunächst aus ei- 
ner stummen in eine arbeitende und spre- 
chende Ganungsmäßigkeit als Menschheit 
ein. Die Arbeit ist erst Gemeinschaftsarbeit in 
der Natur,dann Sklavenarbeit.dann Leibeige- 
nenarbeit.schließlich LohnabeitStets warzur 
Veränderung der Kategoriesysteme Bewusst- 
heit jener Menschen und Klassen erforderlich, 
die durch ihre Arbeit ein neuesmehr humani- 
siertes Sein schaffen wollten. aber auch konn- 
ten. weil die entsarechenden Daseinsformen 
und ~xistenzbedingungen ein neues Kategori- 
ensystem auch objektiv ermöglichten. 

Geburtsstunde der SPD 
Die SPD entstand als erste Arbeiterpartei mit 
dem gesellschaftlichen Formwechsel der Kate 
gorie Arbeit. Eine Partei ist ja immer konzent- 
rierter Reproduktionspunkt der gesellschaftli- 
chen Kategorien,sie bezieht sich alsTeil eines 
gesellschaftlichen Ganzen immer auf ein gan- 
zesgesellschaftliches Kategoriensystem mit ali 
seinen Kategorien.Parteien sind deshalb keine 
Projektedie aus den Köpfen von Menschen in 
dieWirklichkeitspringen.Je nach dem,aus wel- 
cher Perspektive Parteien die Kategorie Arbeit 
betrachten, verhalten sie sich in ihrem Pro- 
gramm ablehnend oder befürwortend zum 
bürgerlichen Kategoriensynem. 
,,Freiheit,Gleichheit,Brüderlichkeit!" und.,Einig- 
keit macht stark" so steht es auf einer roten 
Fahne, die im Parteiarchiv der SPD gehütet 
wird.In ihrer Mittedas Bild eines Handschlags 
in einem Kranz aus Eichenlaub, unter dem zu 
lesen isc,23.Mai 1863,Ferdinand Lassalle." Dies 
ist dieGeburtsstunde der deutschen sozialde- 

mokratischen Bewegung.Was 1848 nicht voll- 
endet wurde,sollte in Deutschland endlich Ge- 
stalt annehmen: Die bürgerliche Demokratie 
sollte hergestellt werden. Doch dessen nicht 
genug.setzte man sich eine neue Gesellschaft 
zumZiel.denSozialismus.IndieserAmbivalenz 
zwischen zwei Kategoriensysteme, bürgerliche 
Demokratie und Kapitalismus hier und Sozia- 
lismus dort, war es für die Arbeiterpartei SPD 
sehr schwierig. einen festen Kurs zu halten. 
Denn während das kapitalistische Kategorien- 
System in Deutschland noch nicht richtigfunk- 
tionierte. schlummerte das sozialistische erst 
alswinzige Möglichkeit hinter der immer mehr 
sich vergesellschafteten Arbeif hervor. 

Lassalle oder M a n  
SoLassallewolltedieBildungvon Produktivge 
nossenschaften forcieren, zu denen der Staat 
BismarcksZuschüsse leisten sollte.Er glaubte, 
dass das geheime und direkte Wahlrecht die 
Abgeordneten der Arbeiter einesTages zu de- 
ren Mehrheit im Reichstag führen würde. So 
könne ein Sozialstaat errichtet werden, der 
dann für Gerechtigkeit sorge tragen müsse. 
Lassalle blieb im Kategoriensystems der bür- 
gerlichen Gesellschaft verhaftet. 
Marx forderte dagegen, die Arbeiter müssten 
sich im Bewusstsein und in derTatkraft für den 
alltäglichen Arbeitskampf durch starke G e  
werkschaften stärken, und dürften keine zu 
großen Illusionen in die bürgerliche Demokra- 
tie setzen, deren Verwirklichung er allerdings 
während seines ganzen Lebens forderte. 1875, 
in seiner Kritikan der Forderung des,,Gothaer 
Parteiprogramm",in demnach gerechterver- 
teilung des Arbeitsertrags" verlangt wurde, 
schreibt Marx: 
.Was ist,Arbeitsertrag'? Das Produktder Arbeit 
oder sein Wert? Und im letzteren Fallsder G e  
samtwert des Produkts oder nur der Wertteil, 
den die Arbeit dem Wert der aufgezehrten Pro- 
duktionsmittel neu zugesetzt hat? ,Arbeitser- 
trag'isteineloseVorstellung,die Lassalleandie 
Stelle bestimmter ökonomischer Begriffe ge- 
setzt hat.Was i s t  .gerechte' Verteilung ?'....Die 
jedesmaligeVerteilung der Konsumtionsmittel 
ist nur Folge derVerteilung der Produktionsbe- 
dingungen selbst; letztere Verteilung aber ist 
ein Charakter der Produktionsweiseselbst.Die 
kap tal stische Produkt onsweise z.B oer-ht 
oara-f. daß a e sachlichen Prod-kt~onsbedin- 
gungen Nichtarbeiternzugeteilt sind unterder 
Form von Kapitaleigentum und Grundeigen- 
tum, während die Masse nur Eigentümer der 
personlicnen Pr~dun~onsbed nqunq. der Ar- 
be~tskraft.~st.S~nd o e Elementeaer Produntion 
derartverteilt,soergibt sichvon selbstdie heu- 
tigeverteilung der Konsumtionsmittel." 
Die Anhänger Lassalles schrieben damals:,Die 
Arbeit i s t  die Quelle alles Reichtums und aller 
Kultuf.Marx 1875 antwortet: 
.Die Arbeit ist nichtdie Quelle alles Reichtums. 
Die Natur ist ebenso sehr die Quelle der Ge- 
brauchswerte (und aus solchen besteht doch 
wohl der sachliche Reichtum!) alsdieAbeit,die 
selbst nur die Äußerung einer Naturkraft ist, 

der menschlichen Arbeitskraft.Jene Phrase fin- 
det sich in allen Kinderfibeln und ist insofern 
richtig,als unterstellt wird, daß die Arbeit mit 
den dazugehörigen Gegenständen und Mit- 
teln vorgeht. Ein sozialistisches Programm darf 
aber solchen bürgerlichen Redensarten nicht 
erlauben,die Bedingungen zu verschweigen, 
die ihnen allein einen Sinn geben.Nur soweit 
der Mensch sich von vornherein als Eigentü- 
mer zur Natur,der ersten Quelle aller Arbeits- 
mittel und -gegenstände. verhält, sie als ihm 
gehörig behandelt, wird seine Arbeit Quelle 
von Gebrauchswerten, also auch von Reich- 
tum.Die Bürger haben sehr gute Gründerder 
Arbeit übernatürliche Schöpfungskraft anzu- 
dichten;denn gradeaus der Naturbedingtheit 
der Arbeit folgt,daßder Mensch,der kein and- 
res Eigentum besitztals seine ArbeitskraRin al- 
len Gesellschafts- und Kulturzuständen der 
Sklavederandern Menschen sein muß.diesich 
zu Eigentümern der gegenständlichen Ar- 
beitsbedingungen gemacht haben. Er kann 
nur mit ihrer Erla~bnisarbeiten~also nur mit ih- 
rer Erlaubnis leben."( MEW Bd.19.5.15) 

DieVerallgemeinerung der Arbeit 
Mit der Ware ArbeitskraRtrin gleichzeitig eine 
Verallgemeinerung der Arbeit in der Gesell- 
schaft ein. Alle scheinen gleich zu sein, denn 
allearbeiten.Der Manager arbeitet häufig Iän- 
gerals mancherArbeiter.Für allescheint es nur 
noch ein gemeinsames Kategoriensynem zu 
geben, das bürgerliche, gern auch pluralisti- 
sche genannt. Diese Verallgemeinerung von 
Arbeit unterscheidet sich starkvon derfeuda- 
iistischen Gesellschaft,woesfürdie herrschen- 
de Aristokratie eine Schande war zu arbeiten. 
Daraus entsteht,wie Marx schreibt,,,die Religi- 
on des Alltagslebens, diese Personifizierung 
der Sachen und Versachlichung der Produkti- 
onsverhältnisse" (MEW 27,S.838, Berlin, 1949). 
Diese Versachlichung und Verallgemeinerung 
der menschlichen Beziehungen verdunkeln 
das Klassenverhältnis,das mit dem Auftreten 
der Ware Arbeitskraft im Kapitalismus immer 



Am 23.Mai 2003 feiert die SPD ihr Jubiläum als älteste demokratische Partei Deutschlands.spw erinnert in dieser und den nächsten Ausgaben 
an wichtige Fragestellungen, mit denen sich sozialistischeTheorie und Politikentwicklung in der SPD auseinander zu setzen hatte.Wir begin- 
nen mit einer philosophischen Betrachtung von Jürgen Meierzur.Arbeit"alszentraie KategoriesozialistischerTheoriebildung,Christoph Mey- 
er stellt das schwierigeVerhältnis zur Nation dar und Horst Heimann verteidigt die marxistischeTheorieentwicklung gegen ihre Kritiker. 
spw Redaktion 

Vom Sozia l ismus in die Reformfa l le? 
Die SPD zwischen den Kategoriesystemen. 

Von Jürgen Meier 

Mitder Fehlentwicklung und dem Un- 
tergang der DDR scheint für viele Menschen in 
Ost und West der Kapitalismus dieeinzige Ge- 
sellschaftsform zu sein, in der moderne, auf 
Freiheit setzende, Menschen überhaupt noch 
leben können. Doch eine Gesellschaftsform 
entsteht nicht als Idee in den Köpfen, um sich 
dann in Materie zu verwandeln, sondern sie 
gedeiht im Sein selber. 
Was ist also Sozialismus? Eine Idee-ein Projekt, 
ein Exoeriment? Oder eine Diktatur.in der sich 
der~inzelnenichtfreientfaitendarf!~deraber 
artikuliert sich hinter dem Schild des Sozialis- 
mus gar eine Kampffrontjenerewig Gestrigen, 
dieden Fortschritt des Kapitalismus nicht aner- 
kennen wollen? 
Jede dieser genannten Antworten führt auf 
philosophisches Glatteis.Dieses Giatteiszeich- 
net sich dadurch aus, dass es die Entstehung 
der Dinge nicht in ihrer historischen Entwick- 
lung zu verstehen versucht, sondern aus ihren 
subjektiven Erfahrungen herausversucht, Ant- 
worten zu Rnden. 

Entstehungdes Individuums 
Um eine Gesellschaft in ihrer historischen Ent- 
wicklung verstehen zu wollen,darf man nicht 
nur die ldeen vom besseren Leben zur Kennt- 
nis nehmensondern diese ldeen müssen in ih- 
rer Beziehung zu der Geschichte der Gesell- 
schaftgesehen werden.Bei Marx sind diese B e  
obachtungen-die wir über das Seiende anstel- 
len,die Kategorien,im Prozess der objektiven 
Wirklichkeit entstanden. Jedes Ding ist bei 
Marx primär ein mit einer Qualität,einer Ding- 
lichkeit und einem kategorialen Sein,also einer 
Substanz,einerQuantität,einem Wesen,ausge 
stattetes Etwas.DieGeschichte ist dementspre 
chend die Geschichte derVeränderung der Ka- 

und freiheitliche Entwicklung wir überall auf 
der Welt gewährleisten möchten,so war dazu 
eine geschichtliche Entwicklung des gesell- 
schaftlichen 5einserforderlich.Das lndividuum 
entstand erst mit der bürgerlichen Gesell- 
schakin der Renaissance.Während die idealis- 
tische Philosophie die Kategorien als Produkte 
unserer Köpfe über die Beschaffenheit des 
Seins stellt, sind die Kategorien bei Marx Da- 
seinsformen oder Existenzbestimmungen. 
Der Irrtum der idealistischen Philosophie,ent- 
steht dadurch,dass wir in unseren Köpfen zwi- 
schen Allgemeinheit und Einzelnem oft tren- 
nen müssen,um überhaupt etwas analysieren 
zu können.50 trennen wir das lndividuum von 
der Gattung, um aus der einzelnen Betrach- 
tung allgemeine Schlussfolgerungen ziehen 
zu können und umgekehrt.Dem Bewusstsein 
,,erscheintdaherdie Bewegung der Kategorien 
als derwirkliche Produktionsakt" (MEW Bd. 13, 
S,632).Wirglauben daher,dieAllgemeinheitsei 
lediglich eine Abstraktion unseres Denkvermo 
aens.Doch die Alloemeinheit ist eine Seinsbe 
d - 
Stimmung derGattungsmäßigkeit.Marx nennt 
deshalb den einzelnen Menschen das „En- 
semble gesellschaftlicher Verhältnisse." 

Mensch durch Arbeit 
DieKategorien reproduzierendieseinsbestim- 
mungen.Diese Reproduktionen sind entweder 
richtig oder falsch, was die Praxis beweisen 
muß.DieAntwortaufdie Frage:Was ist Sozialis- 
mus? ist also abhängig von der Einschätzung 
dessen, ob die Antwortenden die Kategorien 
als Reproduktionen des Seins verstehen oder 
nicht.Wenn Marx die geschichtliche Verände- 
rung alsVeränderung des Kategoriensystems 
begriffzeigt sich auch.wieerReformen in einer 
sozialistischen Politik einschätzte. nämlich als 

tegorien. dynamische Unterstützung zur Stärkung eines 
DieseVeränderung geschiehtnach Marxaber neuen Kategoriensystems.Bei Betrachtungder 
nicht innerhalb des Kategoriensystems. son- verschiedensten seinsebenen wird deutlich, 
dern die Geschichte bewirkt dieVeränderung ausdem anoroanischen sein derwelt, 

Jürgen Meier, Jahrgang 1950, freier Publizist; Letzte Buchveröffentiichungen,,Fortunas Kinder- 
Eine kleine Geschichte des Giücks'~Aufbau Taschenbuch Veriag (2002). Mitgiiedder Georg Lukdcs 
Gese1ischafte.V. undder Erich Fromm Geseiischofte.V. 
Der Text war Grundlage eines Referates in Berlin am 4,Marz 03 in einem internationalen Work- 
shop der Rosa Luxemburg Stiftung. 

Nimmt unser Kategoriensystem diese drei 
Seinsebenen nicht in ihrer Dialektikzur Kennt- 
nis, kann die spezifische Qualität des gesell- 
schaftlichen Seins,nicht begriffen werden.Die- 
Ses unterscheidet sich von den anderen Seins- 
ebenen dadurch.dass es durch eineTeleoloaie < 

und nicht bloß durch eine Kausalität bestimmt 
wird. Gleichzeitig kann das gesellschaftliche 
Sein dem Natursein nie entfliehen. 
Mit zunehmender Bewusstheit des teieologi- 
schen Prinzip wächst der subjektive oder 
menschliche Faktor des gesellschaftlichen 
Seins. 
Der Mensch entsteht erst durch und mit der 
Arbeit. Die Arbeit oder die Praxis ist also die Ka- 
tegorie der Entäußerung dieserTeleologie. Ar- 
beitend dnickt der Mensch dem Natursein, mit 
immer zunehmender Intensität,seinen teleo- 
logischen Stempel auf. Doch mit wachsender 
~ o i l ö s u n ~  aus dem Natursein prägt die Arbeit 
gleichzeitig dieQualität desgesellschaftlichen 
Kateaoriensvstem. Durch Wissenschaft und - 
Technikgelingt es dem Menschen immer bes- 
ser,die Kausalketten der Natur zu seinemvor- 
teil und Nutzen zu gestalten. 
Doch die Arbeit prägt nicht nur die Mensch- 
Natur-Beziehung,sie prägt auch dieMensch zu 
Mensch Beziehung.Durch Arbeitsteilung ent- 
steht nicht nureineandereGeschlechterbezie- 
hung als in der Natur, es werden auch die 
Grundlagen für klassenmäßige Beziehungen 
der Menschen gelegt. Diese Grundlagen fin- 
den wir bei unserer Geburt vorSie uns bewusst 
zu machen, ist mühsam. Die Teleologie der 
Menschen,die sich mit dem Arbeitseinsatzent- 
äußertwird von diesen klassenmäßigen Bezie 
hungen und Bestimmungen geprägt und 
nicht vom menschlichen Wollen an sich.Klasse 
meint dabei nichtsanderesals,.classis",und das 
bedeutet soviel wie,,HerbeirufungU. Die heutl- 
ge Scheu den Begriff Klasse zu gebrauchen 
entspricht einer Verschleierung der gesell- 
schaftlichen Teleologie, die jene herbeirufen 
wollen,denen das Kommando über die Arbeit 
unterliegt 
Die Naturbeziehung der Arbeit scheint nun in 
immer mehr in den Hintergrund zu treten,ob- 
gleich sie immer die Basis der Arbeit bleibt.Im 
Kapitalismus führt die Teleologie der Arbeit, 
Marx hat dies ausführlich bewiesen. 
letztendlich zu einerinternationalenJagd nach 
Extraprofiten, durch den der tendenzielle Fall 
der Profitrate.die ja mit der zeitlichen Reduzie- 

gnosen ist eine zunehmende Alterung der 
Gesellschaft mit einer permanentansteigen- 
den Altenquotezu er~arten~welchezu einer 
wachsenden Belastung der Rentenbeitrags- 
zahlerlnnenführen kann.Obdiestatsächlich 
eintritt, hängt allerdings davon ab,mit wel- 
cher Rate das Sozialprodukt im Vergleich 
zum Anteil der Rentnerinnen an der Gesamt- 
bevölkerung steigt,da - gemäß dem Anfang 
der 1950erJahre formulierten Mackenroth- 
Theorem - stets das laufende Volkseinkom- 
men die Sozialleistungen abdecken muss. 
Somit sind die zentralen Determinanten der 
langfristigen Tragfähigkeit eines umlagefi- 
nanzierten Rentensystems die Entwicklung 
von Arbeitsproduktivität und Arbeitsange- 
bot, das wiederum durch Bevölkerungsent- 
wicklung. Erwerbsquoten und Zuwande- 
rung beeinflusst wird. 
Neben den genannten akuten Finanzie- 
rungsproblemen weisen die deutsche Ren- 
ten- und Krankenversicherung aber auch 
Defizite sowohl bezüglich der personellen 
als auch der funktionalen Lastenverteilung 
auf.Zwar steigen die Beitragszahlungen bis 
zur so genannten Beitragsbemessungsgren- 
ze, oberhalb derer das Bruttoeinkommen 
beitragsfrei bleibt, proportional mit dem 
Bruttoeinkommen an. aufgrund der Bei- 
tragsfreiheit des darüber hinausgehenden 
Anteils des Bruttoeinkommens tritt jedoch 
eine (indirekte) regressive Wirkung ein:Versi- 
cherte, deren Einkommen die Beitragsbe- 
messungsgrundlage übersteigt, zahlen ei- 
nen mit zunehmendem Bruttoeinkommen 
sinkenden Prozentsatzihres Einkommens als 
Sozialbeiträge. Diese Regressionswirkung 
steht in fundamentalem Widerspruch zum 
Leistungsfähigkeitsprinzip,dasje nach Inter- 
pretation mindestens eine proportionale, 
wenn nicht progressive Abgabenbelastung 
verlangt. 
Verteilungspolitisch problematisch ist auch 
die zu beobachtende Verschiebung der Fi- 
nanzierungsanteile zwischen den sozio-öko- 
nomischen Gruppen: Während beispiels- 
weise 1980 die privaten Haushalte 22.4% der 
gesamten Sozialleistungen finanzierten, er- 
höhte sich dieser Anteil bis zum Jahr 2000 
auf 26.7%. Umgekehrt verlief die Belastung 
der Unternehmen, deren Anteil von 33.3% 
auf 27,7%abnahm. 

Zu den aktuell diskutierten Finanzie- 
rungsalternativen für Kranken- und Ren- 
tenversicherung 
Anfang April 2003 legtedie Kommission zur 
nachhaltigen Finanzierung der Sozialen Si- 
cherungssysteme (die so genannte Rürup- 
Kommission) eine Beschlussvorlage mit 
Empfehlungen für Reformen in der Geseuli- 
chen Krankenversicherung vor (vgl. Lauter- 
bach/RürupANagner 2003). In einer Stufe 
eins werden zunächst kurzfristige ausgaben- 
wie einnahmenseitige Maßnahmen zur un- 
mittelbaren finanziellen Entlastung der 
Krankenversicherung vorgeschlagen. Zwar 

finden sich einige in Bezug auf die oben ge- abhängige Kopfprämien erfolgen, was auf 
nannten Prinzipien grundsätzlich vernünfti- die Beseitigung sämtlicher Umverteilungs- 
ge Vorschläge (insbesondere die Steuerfi- elemente innerhalb der Krankenversiche- 
nanzierung gesellschaftspolitisch relevanter rung hinausliefe. Die Belastungswirkung 
Leistungen wie Schwangerschafts- und wäre direkt regressiv.Gleichzeitig würde die 
Mutterschaftsleistungen oder Sterbegeld), paritätische Finanzierung völlig aufgege- 
der Löwenanteil der vorgeschlagenen Aus- ben; die Beitragslast trügen alleine die Kran- 
gabenkürzungen bzw. Einnahmeerhöhun- kenversicherten. Der laut Beschlussvorlage 
gen würde allerdings das Solidarprinzip un- ,,zwingend erforderliche soziale Ausgleich" 
terminieren und die bestehenden vertei- soll über das staatliche Steuer- undTransfer- 
lungspolitischen Probleme vertiefen: Dies System hergestellt werden. Angesichts der 
betrifft die Heraus- abnehmenden Progres- 
nahme der Finan- sivität des deutschen 
zierunq des Kran- Die,,Ausqabenexplosion" steuersystems (vg1.z.~. - 
kengeides aus der Schäfer 2002). der 
paritätischen Fi- 

im Bereich der Gesund- bereits durchgesetaen 
nanzierung, das heitsversorgung hat bei und noch geplanten - - 
von den Versicher- weitem nicht die Senkungen bei den di- 
ten individuell ver- rekten Steuern sowie 
sichert werden soll behauptete Dimension der anvisierten Ein- 
(Einsparvolumen schnitte im Transfersys- 
7.5 Mrd. Euro) tem ist dies verteilungs- 
ebenso wie die Erhöhung der Zuzahlungen politisch ein distributiv ausgesprochen pro- 
(z.B.in Form einer Praxisgebühr und erhöh- blematischer Vorschlag. 
ten zahnärztlichen Zuzahlungen; Volumen Das System der Erwerbstätigenversicherung 
über 10 Mrd. Euro). Diese Maßnahmen wür- würdedagegen die Umsetzung von Solidar- 
den die Unternehmen deutlich entlasten. und Leistungsfähigkeitsprinzip ermögli- 
bewirkten jedoch eine steigende Belastung chen. Es erlaubt eine Erhöhung der Bemes- 
der privaten Haushalte, die insgesamt die sungsgrundlage ebenso wie die Ausdeh- 
unteren und mittleren Einkommen in über- nung des Kreises derversicherten und damit 
durchschnittlichem Maße beträfe. langfristig dieVerbesserung der Einnahmen- 
Aufgrund von unüberbrückbaren inhaitli- basis. Langfristig wäre allerdings der Ausbau 
chen Differenzen konnte sich die Reform- dieser Erwerbstätigenversicherung hinzuei- 
kommission hinsichtlich der Stufezwei,der ner so genannten Volksversicherung sinn- 
Etablierung neuer Finanzierungsgrundlagen voll,in der alle Bürgerinnen unabhängig von 
für die GKV, nicht auf einen gemeinsamen Erwerbsstatus und Familienstand versichert 
Modellvorschlag einigen,sondern skizzierte sind und in der die Beiträge im Falle niedri- 
zwei Alternativen für einen Regimewechsel: ger Einkommen staatlich subventioniert 
Ein System einkommensunabhängiger Ge- werden.Dies impliziert den Fortfall der Priva- 
sundheitsprämien inVerbindung mit einem ten Krankenversicherung und damitderak- 
steuerfinanzierten sozialen Ausgleich oder tuell bestehenden Möglichkeit, dass sich 
einediegesamteBevölkerungeinschließen- hohe Einkommen der solidarischen Kran- 
de ~rwerbstätigenversicherung. kenversicherung entziehen. Gleichzeitig er- 
Das Gesundheitsorämienkonzeot ents~richt leichtert die Abschaffunq von Familienmit- -~~ ~~~~ 

der generellen~~ndenzdergegenwä;tigen versicherung und abgeleiteten Leistungen 
Reformdiskussion auf Regier~ngsebene~die die Überwindung überkommener Modelle 
sich in der so genannten Agenda 2010 wi- der innerfamiliären Arbeitsteilung. 
derspiegelt und verteilungspolitischen Er- Auch zur Reform der Gesetzlichen Renten- 
wägungen nur wenig Gewicht beimisst. Die versicherung wird die Rürup-Kommission 
Finanzierung der Krankenversicherung soll noch 2003Vorschläge vorlegen.Vermutlich 
nach diesem Modell über einkommensun- wird darin ein weiterer Ausbau der Kapital- 
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deckung,zu Lasten des umlagefinanzierten hinaus zusätzliche Risiken auf, da sie den 
Standard-Renten-Niveaus,gefordert.Weiter Schwankungen der Finanzmärkte unterwor- 
oben wurde bereits argumentiert, dass die fen ist. Zudem ist sie aus verteilungspoliti- 
aufgrund der künftigen demographischen schen Überlegungen höchst problematisch, 
EntwickiungoftvorhergesagteGefährdung weil sie keine Umverteilungselemente 
der Finanzbasis des Rentensystems nicht kennt,sondern das reineversicherungsprin- 

7 I -,- ,:. ' ,- 9 .  . '- -,-)Tq- . - .  1 .. . 5 .  5 : . \ - ,  
rpw 3 12003 

zwingend eintreten zip verwirklicht (vgl. 
muss. Es ist vielmehr Welti,spw 117,112001. 
plausibel anzuneh- Eine Umfinanzierung der s. 43-46: Deml, sDw . . 
men.dasssichdie Re- sozialen Sicherung durch 128,6/2002,S.47-51). 
lation aus Aktiven Die Sicherung der Fi- 
und Inaktiven auf- die Mehrwertsteuer würde nanzierungsbasis des 
grund einer steigen- die Umverteilungswirkung Rentensystems erfor- 
den Frauenerwerbs- dert ebenso wie bei 
beteiligung, durch des deutschen SteuersyS- der Krankenversiche- 
Zuwanderung und tems weiter verringern. rung eine Umstellung 
durch einen Abbau auf eine die gesamte 
der Arbeitslosigkeit 
nicht sodramatisch wie erwartet verschlech- 
tern wird.Selbst wenn man die Annahme ei- 
ner die finanzielleTragfähigkeit der Alterssi- 
cherung bedrohenden demographischen 
Verschiebung teilt, so ist die Ersetzung des 
Umlage- durch ein Kapitaldeckungsverfah- 
ren keine Lösung: Denn auch die Renditen 
der Kapitalanlagen müssen erwirtschaftet 
werden. Die Kapitaldeckung weist darüber 

Wohnbevölkerung 
umfassende, umlagefinanzierte Volksversi- 
cherung sowie eine auch langfristig tragfä- 
hige Umstrukturierung der Einnahmenbasis, 
die nicht nur aus konzeptionslosen und 
kurzfristigen Einzelmaßnahmen besteht. 
Zunächst muss die Beitragsbemessungs- 
grenze erhöht werden, um die regressive 
Verteilungswirkung abzuschwächen und 
die Finanzbasiszu stärken.Parallel ist die Ein- 

kommensgrenze für geringfügige Beschäfti- 
gungsverhältnisse deutlich herabzusetzen. 
Allerdings sollte die Bemessungsgrundlage 
nicht. wie gelegentlich diskutiert, durch die 
Einbeziehung von Kapitaleinkünften (Zin- 
sen, Mieteinnahmen etc.) der Versicherten 
ausgeweitet werden-da dies einem Ausstieg 
aus der paritätischen Finanzierung gleichkä- 
me.Sondern ein wachsender Teil der Ausga- 
ben der sozialen Sicherungssysteme sollte 
statt durch Sozialbeiträge aus dem allgemei- 
nen Steueraufkommen finanziert werden: 
Nicht etwa, weil die Lohnnebenkosten zu 
hoch wären (dass sie dies nicht sind, zeigt 
sich daran. dass die realen Lohnstückkosten 
in Deutschland seit langem sinken und sich 
im internationalen Vergleich günstig entwi- 
ckeln), sondern aus verteilungspolitischen 
Gründen. Auch in rot-grünen Kreisen wird 
eine zunehmende Steuerfinanzierung des 
Wohlfahrtsstaates diskutiert.allerdings ohne 
die erwähnte abnehmende Progressivität 
desdeutschen Steuersystems zu berücksich- 
tigen.Zudem wird hier der größte Spielraum 
für die nötigen Steuererhöhungen bei der 
Mehrwertsteuer gesehen - eine solche Um- 
finanzierung der sozialen Sicherungssyste- 
me würde jedoch die ohnehin abnehmen- 
den Umverteilungswirkungen des deut- 
schen Steuersystems weiter verringern. 
Die Reform der Finanzierung der Sozialversi- 
cherung ist vielmehr in eine langfristige Um- 
strukturierung des gesamten Steuersystems 
einzubetten, so dass das Prinzip der Leis- 
tungsfähigkeit wieder gestärkt wird und die 
sozio-ökonomischen Gruppen gleichmäßig 
an der Finanzierung der sozialen Sicherung 
beteiligt werden. Eckpunkte einer solchen 
Steuerreform-Agenda sind die Wiedererhe- 
bung der Vermögensteuer und die Erhö- 
hung der Erbschaftsteuer, die stärkere Be- 
steuerung von Unternehmensgewinnen 
und die Rücknahme bereitsdurchgeführter 
bzw. noch geplanter Maßnahmen zur Privile- 
gierung von privaten Kapitaleinkünften 
(Halbeinkünfteverfahren bei der Besteue- 
rung von Dividenden und Spekulationsge- 
winnen,Abgeltungssteuerfür Zinseinkünfte 
und Spekulationsgewinne). #W 312005 
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Reform der Regelsätze entscheidend durch ein Einkommensni- 
Die,,RegelsätzeM der Hilfe zum Lebensun- veau beeinflusst wird,das nach bisherigen 
terhalt sind Pauschalen,die die laufenden Maßstäben nicht bedarfsdeckend ist und 
Leistungen für Ernährung, hauswirtschaft- daher zu nicht bedarfsdeckenden Regel- 
lichen Bedarf einschließlich Haushaltsen- Sätzen führt. Das gilt auch für eine Kap- 
ergie sowie für persönliche Bedürfnisse pung der Regelsätze durch Anwendung 
des täglichen Lebens umfassen. Auch bei dessog..Lohnabstandsgebots" (5 22 Abs.4 
der im Rahmen der angekündigten Sozial- BSHG). 
hilfereform erfolgenden Neuregelung ih- Das Lohnabstandsgebot muss - falls es 
res Inhalts und Aufbaus sowie der rechtli- überhaupt aufrecht erhalten wird - 
chen Rahmenbedingungen ihrer Bemes- zumindest in folgenden Punkten geändert 
sung und Fortschreibung muss darauf ge- werden: 
achtet werden, dass das bisherige Sozial- Nach der derzeitigen Fassung dieses Ge- 
hilfeniveau nicht abgesenkt wird.Der vor- bots muss,vereinfachend ausgedrückt,die 
gegebene Umfang Hilfezum Lebensun- 
dieses Beitrags ge- terhalt für ein Ehe- 
stattet es nicht, auf Da das Sozialhilfeniveau paar mit drei Kin- 

lndividuaiisierungsgrundsatz nicht mög- 
lich.Auch ein ALG II, neben dem es keine 
ergänzende Sozialhilfe gibt,darf daher die 
Gewährung eines im Einzelfall erforderli- 
chen ..Nachschlags" nicht ganz ausschlie- 
ßen. 
Überhaupt keine Abgeltungswirkung hat 
die Zahlung von monatlichen Pauschalbe- 
trägen zur Beschaffung von Gebrauchsgü- 
tern von längerer Gebrauchsdauer und 
höherem Anschaffungswert (z. B. Kühl- 
schrank, Elektroherd, Waschmaschine) 
oder für .besondere Anlässe" (z. B. Hoch- 
zeit. Schwangerschaft. Geburt), weil ein 
solcher Bedarf nicht in Höhe eines statis- 
tisch ermittelten Durchschnittsbedarfs 
eintritt, sondern so unreqelmäßiq, dass er . 

die zahlreichen und ,ie ein ~ i ~ d ~ ~ ~ l ~ h ~  wirkt, dern niedriger sein durch Ansparen der in der Pauschale ent- 
in vielen wissen- als das Haushalts- haltenen monatlichen Teilbeträge 
schaftlichen Gutach- ist Sozialhilfe~olitik einkommen einer allenfalls zufällia und nach Iänoerer An- ~~-~ ~ 

ten ausführlich erör- 
terten Probleme ei- zugleich L 
ner Regelsatzreform 
näher einzugehen. 
Ich möchte daher hier nur kurzauf foigen- 
de Gefahrenquellen hinweisen: 
Eine neue Abgrenzung von laufendem 
und einmaligem Bedarf und eine Einbezie- 
hung bisheriger einmaliger Leistungen in 
einen neuen Regelsatz muss transparent 
sein und darf nicht zu einer Kürzung der 
Summe der bisherigen Leistungen bzw. 
Leistungsteile führen. 
Bedarfsuntersuchungen haben ergeben, 
dass der derzeitige Regelsatz für den 
Haushaitsvorstand und den Alleinstehen- 
den (Eckregelsatz) imverhältniszu den Re- 
gelsätzen für minderjährige Haushaltsan- 
gehörige zu niedrig ist. Eine Korrektur die- 
sesverhältnisses darf nicht durch eine Ab- 
Senkung der Regelsätze für die Kinder bzw. 
Jugendlichen. sondern nur durch eine An- 
hebung des Eckregelsatzes erfolgen. Eine 
andere Lösung wärefamilienfeindiich und 
familiensprengend sowie geeignet,die all- 
gemein beklagte Kinderarmut weiter zu 
verschärfen. 
Ein,,Familienregelsatz",der niedriger ist als 
die Summe der Regelsätze der einzelnen 
Familienangehörigen, ist abzulehnen. Die 
seit Jahren immer wieder behaupteten 
Einsparungen durch gemeinsame Haus- 
haltsführung konnten bisher noch nicht 
wissenschaftlich überzeugend nachge- 
wiesen werden. 
Nach 5 22 Abs. 3 BSHG hat die Regelsatz- 
bemessung Stand und Entwicklung von 
Nettoeinkommen, Verbraucherverhalten 
und Lebenshaltungskosten zu berücksich- 
tigen. Bei der erforderlichen Konkretisie- 
rung dieser Bemessungskriterien und ih- 
res Verhältnisses zu einander ist darauf zu 
achten,dass die jeweilige Referenzgruppe 
nicht zu tief, insbesondere nicht im Nied- 
riglohnbereich oder an dessen Rand ange- 
siedelt wird,da andernfalls die Gefahr be- 
steht, dass die Höhe der neuen Regelsätze 
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Arbeitnehmerfami- 
-ohnpo'itik lie der selben Größe 

mit einem Alieinver- 
diener unterer 

Lohn- und Gehaltsgruppen. Damit wird 
unterstellt, dass ein solches Einkommen 
ausreicht, um einer fünfköpfigen Familie 
ein menschenwürdiges Leben zu ermögli- 
chen. Da zu befürchten ist,dass das in Zu- 
kunft infolge einer negativen Entwicklung 
der Nettolöhne nicht mehr der Fall sein 
wird, dürfen künftig allenfalls kleinere Fa- 
milien. bei starken Lohnsenkungen sogar 
nur Alleinstehende miteinander vergli- 
chen werden. 
Als Mindestabstand sieht das Lohnab- 
standsgebotderzeit einen Betrag in Höhe 
des Freibetragsfür Erwerbstätigevor.Wür- 
de dieser .Abstandshalter" beibehalten, 
hätte die - als Anreiz zur Arbeit sinnvolle - 
Erhöhung dieses Freibetrags zur Folge, 
dass das Lohnabstandsgebot früher greift 
und zur Absenkung der Regelsätze für alle 
Sozialhilfeempfänger - einschließlich der 
erwerbstätigen - führt (dazu ausführli- 
cher: Putz, spw 4f1996.5.12 ff.). 

Pauschalierung einmaliger Leistungen 
Von den vielfältigen Problemen einer Pau- 
schalieruna dieser 
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sparzeit gedeckt werden kann und es da- 
her auch keinen für den Regelfall abgelt- 
baren .Regelbedarf" gibt. Werden für ei- 
nen solchen Bedarf trotzdem monatliche 
Teilbeträge gezahlt, lässt sich der mit 
rechtlich gebotenen,,Nachbewiliigungen" 
verbundene Verwaltungsaufwand aber 
dadurch minimieren, dass die für einmali- 
ge Leistungen insgesamt gezahlte Mo- 
natspauschale so hoch bemessen wird, 
dass ,,Schwankungsreserven" angespart 
werden können. 

Schlussbemerkungen 
Wie hoch das Niveau der Sozialhilfe und des 
von diesem abhängigen ALG II ist, hat nicht 
nur für Arbeitslose Bedeutung, sondern 
auch fürdiejenigen,die (noch) Arbeit haben. 
Da das Sozialhilfeniveau - und demnächst 
auch das Niveau des ALG II -wie ein Min- 
destlohn wirkt und daher eine wichtige Auf- 
fangfunktion für die untersten Löhne und 
über diese hinaus auch für den unteren bis 
mittleren Teil der Einkommenspyramide hat, 
ist Sozialhilfepolitik zugleich Lohnpolitik. 
Wenn sich herausstellen sollte, dass ich mit 
diesem Beitrag offeneTüren eingerannt habe, 
würde mich das freuen. Aber ich fürchte. die 
Verhältnisse,sie sind nicht so. OPW 9 1 m 3  
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nes Bestandteils,,lndividualisierungsgrund- 
satz" ein,,verfassungsfestes"Strukturprinzip 
des Sozialhilferechts.das nicht zur Dispositi- 
on des Gesetzgebers steht (ausführlicher: 
Rothkegel. ZfSHISGB 2002). Die sog.,Ewig- 
keitsgarantie" für die in den Artikeln 1 und 
20 GG niedergelegten Grundsätze (Art. 79 
Abs.3 GG) steht sogar einer Änderung dieser 
Rechtslage durch den Verfassungsgesetzge- 
ber entgegen. 
Dem Bedarfsdeckungsgrundsatz muss das 
ALG Ii allerdings nur dann Rechnung tragen, 
wenn für seine Bezieher ein Anspruch auf er- 
gänzende Sozialhilfe (Hilfe zum Lebensun- 
terhalt) ausgeschlossen wird. Das aber ist in 
dem Bericht der Hartz-Kommission vorgese- 
hen:,,lm Anschluss an den Bezug von Ar- 
beitslosengeld I oder bei Nichterfüllung der 
Anspruchsvoraussetzungen für dieses wird 
es künftig nur eine Leistung zur Sicherung 
des Lebensunterhalts geben. Diese neue 
Leistung wird als Arbeitslosengeld II be- 
zeichnet." 

Absenkung des Leistungsniveaus durch 
nicht bedarfsdeckende Pauschalierun- 
gen? 
Die Pauschalierung von Leistungen der Sozi- 
alhilfe ist in einigen Bedarfsbereichen unver- 
zichtbar (Beispiel: Regelsatz). in anderen 
zumindest zweckmäßig (Beispiel: Beklei- 
dungsbeihilfe).Auch im ALG II werden Pau- 
schalen enthalten sein müssen. Bestimmte 
Leistungen kann man ailerdingsnicht-oder 
zumindest nicht mit wirtschaftlich vertret- 
barem Aufwand - 
pauschalieren, ohne 
aeoen den Bedarfs- Ein..Familienr 

nen Umfang nicht übersteigen. Soweit sie 
über dieser Angemessenheitsgrenze (,,Miet- 
obergrenze") liegen,sind sie als Bedarf nur 
so lange anzuerkennen, wie es dem Hilfe- 
empfänger und den mit ihm in Bedarfsge- 
meinschaft lebenden Personen nicht mög- 
lich oder nicht zumutbar ist, diese Kosten 
durch einen Wohnungswechsel oder in 
sonstiger Weise zu senken. ,,Tatsächliche" 
Aufwendungen im Sinne dieser Vorschrift 
und zugleich im Sinne des Bedarfsde- 
ckungsgrundsatzes sind die lm jeweiligen 
Einzelfall für die d e r z e i t  i g e Wohnung 
tatsächlich entstehenden Unterkunftskos- 
ten, nicht irgendwelche fiktiven Kosten, die 
in irgend einer anderen, mit der Pauschale 
bezahlbaren Wohnung entstehen würden. 
Davon geht auch das Bundesverwaltungs- 
gericht in seiner Rechtsprechung zur Unver- 
einbarkeit einer Unter- oder Überdeckung 
von Unterkunftskosten mit dem Bedarfsde- 
ckungsgrundsatz aus und stellt dazu fest: 
.Nach dem sozialhilferechtlichen Bedarfsde- 
ckungsgrundsatz darf kein ungedeckter Be- 
darfsrest hinsichtlich der Unterkunftskosten 
übrig bleiben ... Andererseits ist dem Hilfesu- 
chenden nurdaszu gewähren,was eraus so- 
zialhilferechtlicher Sicht benötigt ..." 
Da ein ALG II. neben dem es keine ergänzen- 
de Sozialhilfe gibt, nur insoweit an den Be- 
darfsdeckungsgrundsatz gebunden ist, als 
dieser eine Unterdeckung der Unterkunfts- 
kosten verbietet, wäre eine Pauschalierung 
des Unterkunftsbedarfs in der neuen Sozial- 
leistung in Höhe der Angemessenheitsgren- 

ze zwar rechtlich zu- 
Iässig,aber in der Pra- 

'eaelsatz", der xis wohl nicht bezahl- - - 2 

deckungsgrundsatz bar, da das bedeuten 
ZU verstoßen. Das gilt niedriger ist als die Summe würde, dass jeder Hil- 
besonders für laufen- der Reselsätze der feempfänger eine 
de Leistungen für die Pauschale in Höhe der 
Unterkunft (Miete einzelnen Familienangehö- höchsten noch als an. 
und Betriebskosten) rigen, ist abzulehnen. gemessen anzuerken- 
sowie für Heizung. Da nenden Aufwendun- 
in neuerer Zeit einige gen erhalten müsste. 
Sozialhilfeträgerdie Pauschalierung des Un- Auch für die Pauschalierung von Unter- 
terkunfts- und Heizungsbedarfs als Sparpo- kunftskosten im Rahmen des ALG II gilt da- 
tential entdeckt haben und in Modellversu- her die Beurteilung im Arbeitskreis Sozialhil- 
chen nach der,,Experimentierklausel" des 5 ferecht des Deutschen Vereins für öffentli- 
101 a BSHGerproben,und Pauschalierungen che und private Fürsorge,,,der Versuch der 
in diesem Bereich tatsächlich ein besonders Einführung von Pauschalen für Unterkunfts- 
wirksames und ergiebiges Instrument der kosten sei wegen unvermeidbarer undKosten 
Leistungskürzung sein können, verdienen steigender Fehlallokationen, bei denen es zu 
die damit zusammenhängenden Probleme Leistungen für nicht vorhandenen Bedorfund 
und Gefahren besondere Aufmerksamkeit. zu ausbleibender Deckung von vorhandenem 

Bedarf komme, abzulehnen; bei einem ent- 
Pauschalierung der Unterkunftskosten sprechenden Modellversuch eines hessischen 
Nach geltendem Sozialhilferecht ist eine Soziolhilfeträgers sei eine signifikante Erhö- 
Pauschalierung der Unterkunftskosten hung von Räumungsklagen gegen HLU-Emp- 
schon aus folgenden Gründen rechtswid- fängerfestzustellen" (Höft-Dzemski, wissen- 
rig9): schaftlicher Referent im DV, zitiert nach ei- 
Nach § 3 Abs. l Regelsatzverordnung (RSVO) nem Bericht im Nachrichtendienst des Deut- 
werden laufende Leistungen für die Unter- schenVereins3/2003,110. 
kunft in Höhe der t a t  s ä C h I i C h e n Auf- Bei dem erwähnten hessischen Sozialhilfe- 
wendungen gewährt, soweit diese den der träger handelt es sich um die Stadt Kassel, 
Besonderheit des Einzelfalles angemesse- deren Modellversuch U. a. auch wegen fol- 

gender Auswirkungen lehrreich ist: Die Un- 
terk~nftr~auscna efür A leinstenende wur- 
deauf monatlich460.- DM (235.20 E"ro)fesl- 
gesetzt. während vorher Unterkunftskosten 
bis ca. 580,- DM, in vielen Fällen sogar bis Ca. 
600,- DM als angemessen akzeptiert wurden: 
Wie sich auseinem Bericht des Kasseler Ma- 
gistrats ergibt, hat das zur Folge, dass ca. 
3.000 Personen, deren Unterkunftskosten 
bisher vom Sozialamt als angemessen aner- 
kannt und voll übernommen worden waren, 
ihre Wohnungskosten mit der Pauschale 
nicht mehr bezahlen können.Die Zahl der in 
Haushalten mit zwei und mehr Personen le- 
benden Hilfeempfänger, die unter ihren 
bisher anerkannten Wohnungskosten lie- 
gende Pauschalen erhalten, beträgt 
schätzungsweise Ca. weitere 6.000. Eine 
Übertragung dieses .Kasseler Modells" auf 
die ganze Bundesrepublik könnte dazu füh- 
ren,dass Hunderttausende,evtl.sogarMillio- 
nen Sozialhilfeempfänger und Beziehervon 
ALG II mit der Pauschale ihre tatsächlichen, 
nach bisherigen Maßstäben angemessenen 
Unterkunftskosten nicht mehr bezahlen 
könnten und vor die Wahl gestellt würden, 
ihre Wohnung zu verlieren oder die fehlen- 
den Beträge durch Zweckentfremdung an- 
dererTeile der Sozialhilfe aufzubringen. Die 
Notwendigkeit, auf einem in der Regel im 
unteren Teil des Preisspektrums besonders 
angespannten Wohnungsmarkts nach Ein- 
tritt der Arbeitslosigkeit möglichst bald eine 
bezahlbare Wohnung zu finden und daher 
statt auf Arbeitssuche zunächst vorrangig 
auf Wohnungssuche zu gehen, wäre mit 
dem Reformziel einer möglichst schnellen 
Eingliederung von Arbeitslosen in Arbeit un- 
vereinbar. 

Pauschalierung der Heizkosten 
Auch laufende Leistungen für Heizung sind 
nach geltendem Recht in Höhe dertatsächli- 
chen Aufwendungen zu gewähren (5 3 Abs. 
1 i.V. m.Abs.2 RSVO).Auch sie sind aus den 
oben hinsichtlich der Unterkunftskosten 
aufgeführten Gründen, insbesondere wegen 
Unvereinbarkeit mit dem Bedarfsdeckungs- 
grundsatz nicht pauschalierbar. Als weiterer 
Grund kommt hinzu, dass die Hilfe zum Le- 
bensunterhalt nach dem BSHG nurden,,not- 
wendigen" Lebensunterhalt sichert und der 
Unterkunftsbedarf daher nur einfachen 
Wohnraum im unteren Preisbereich umfasst, 
billige Wohnungen aber erfahrungsgemäß 
wegen schlechter Wärmeisolierung,verake- 
ter Heizungstechnik etc. einen besonders 
hohen Heizungsaufwand erfordern. Eine in 
der Regel bedarfsdeckende Heizungspau- 
schale müsste daher sehr hoch sein, da 
andernfalls nach dem Individualisierungs- 
grundsatz allzu oft von ihr abgewichen wer- 
den müsste, was aber einen wesentlich hö- 
heren Verwaltungsaufwand verursachen 
würdeals einevon Anfang an nicht pauscha- 
lierende Gewährung in tatsächlicher.ange- 
messener Höhe. 

Von den Nachbarn lernen? 
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Von Max Koch 

In der .Standortdebatte" werden 
Deregulierung und Einschnitte bei den 
staatlichen Sozialausgaben meist alseinzige 
Handlungsoption gesehen. die nationalen 
Regierungen zur Verfügung steht. Doch die 
These vom sozialen und ökologischen Ab- 
senkungswettlauf der Nationalstaaten 
bleibt unbelegt, wenn nicht gezeigt wird. 
dass die arbeitsmarkt- und sozialpolitischen 
Reformen seit den späten siebzigerJahren in 
der Tat auf bloße Deregulierung hinausge- 

andersetzungen zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern um Arbeitsentgelte und 
Arbeitsbedingungen verengt (Kiodt 1998). 
Politisch motivierte Streiks und Solidaritäts- 
Streiks waren nicht mehr zulässig. Zudem 
konnten nun die Gewerkschaftsorganisatio- 
nen selbst und nicht mehr nur die ShopSte- 
wardszivilrechtlich zurVerantwortung gezo- 
gen werden. Schließlich war vor der Regie- 
rungsübernahme der Konservativen die Po- 
sition der Gewerkschaften in vielen Betrie- 

gehabt hattebgravierende Einkommensun- 
gleichheiten zu entschärfen, zwar nicht 
wieder eingeführt, aber ein gesetzlicher 
Mindestlohn etabliert. Überdies unter- 
schrieb man die Sozialcharta der Europäi- 
schen Union. Die Hauptdimensionen des 
New Deal sind: . die Modernisierung des Steuer- und Ab- 
gabensystems: Making Work Pay; . die Beschäftigungspolitik: Schaffung ei- 
ner neuen Balance zwischen sozialen Min- 

laufen sind und einseitig Kapitalinteressen ben so stark gewesen. dass sie zu Closed deststandards und ökonomischer Wertbe- 
aedient haben. Die Möalichkeit. dass Dere- Sho~s erklärt wurden.zu denen nur Gewerk- werbsfähi0keit:Fairness at Work: 

~ - 
gulierung in Reregulierung umschlagen und 
sich ein postfordistischer Prosperitätspakt 
unter Einschluss der Gewerkschaften her- 
ausbilden könnte, bleibt zumeist ausgeblen- 
det. Der Europäischen Union bieten sich für 
neue Wachstumsmodelle insgesamt ganz 
andere Möglichkeiten als den vom Welthan- 
del teilweise oder ganz ausgegrenzten Regi- 
onen Lateinamerikas oder Afrikas. In Europa 
sind die Niederlande und Großbritannien 
Vorreiter tiefgreifender Reformen von Ar- 
beitsmarkt und Wohlfahrtsstaat. Dabei ver- 
folqen beide sehr unterschiedliche Entwick- 
luigsrouten. Dies bietet Nachzüglern wie 
Deutschland dieChance,von ihren Erfahrun- 
gen zu lernen. 

Großbritannien 
Großbritannien verfolgt seit den achtziger 

~chiftsmit~l ieder zugang hatten. Nach 1979 . ~ e f o r m  der ~rbeitslosen- und Sozialver- 
wurde der Erklärung eines Betriebs zum sicherung:Welfare to Work. 
Closed Shop ein Boprozentiges Quorum in Die Modernisierung des Steuer- und Abga- 
einer Urabstimmung vorgeschrieben. ZU- bensystems zielt darauf, Arbeit für Arbeitslo- 
sätzllch erhielten Arbeitnehmer Kündi- se finanziell attraktiver zu machen, die Ver- 
aunasschutz, die in ei- binduna von Kinder- - - 
nen Closed Shop ein- und Altenbetreuung 
traten, sich nach Un- Die Wettbewerbsorientie- mit ~rwerbsarbeit zu 

terzeichnung beitsvertrages des aber Ar- 
rung hat mehrwachstum erleichtern und die 

Beschäftigungsrate 
weigerten, einer Ge- gebracht - der Preis ist eine „ erhöhen, indem 

werkschaft ten. Wurden beizutre- sie trotz- 
entsolidarisierte,vielfältig Arbeitslose des Entzugs bei Strafe ihrer 

dem entlassen, stand gespaltene und polarisierte Leistungen zur huf- 
ihnen eine Entschädi- britische Gesellschaft. nahme von Arbeit 
auna von 10.000 oder Qualifikations- - - 
Pfund zu, für die die maßnahmen ver- 
Gewerkschaft haftete. Die Closed Shops pflichtetwerden(Employability).Beiderpas- 
spielen heute keine Rolle mehr. siven Arbeitsmarktpolitik knüpft New La- 

Jahren eine kapital- und angebotsorientier- Zur Reaktivierung der Marktkräfte Sollte bour nahtlos an die vorhergehende Regie- 
te Wachstumsstrateaie.deren Kern es ist. die auch die Privatisieruna öffentlicher Unter- runa an.lnsbesondere hielt man an der Job- 
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arbeitsmarktpolitische Regulation von der 
gesellschaftlichen auf die individuelle und 
die Unternehmensebene zu verlagern. Heu- 
te machen,,Vereinbarungen,die mehr als ei- 
nen Arbeitgeber betreffen (multi-employer- 
contracts) ... nur noch ein Viertel allerverträ- 
ge aus." (DIW-Wochenbericht 44/97: 862) 
Eine wichtige Etappe bei der Individuaiisie- 
rung der industriellen Beziehungen war die 

- 
nehmen - vor allem BritishTelecom und Bri- 
tish Gas Corporation - beitragen. Bis zum 
Ende der achtziger Jahre ging der Anteil der 
in öffentlichen Unternehmen beschäftigten 
Arbeitskräfte an der Gesamtbeschäftigung 
von B%auf4%zurück,und der Beitrag dieser 
Unternehmen zum Bruttoinlandsprodukt 
sankvon 10%auf 5%. 
Die seit 1997 regierende New Labour Regie- 

< 

seekers Allowance fest, die die Lohnersatz- 
leistungen von der vorherigen Beitragsein- 
Zahlung entkoppelt, auf geringem Niveau 
vereinheitlicht und auf sechs Monate redu- 
ziert.Die Bezugsberechtigung von Arbeitslo- 
sengeld wurde sogar noch enger als zuvor 
an das Engagement der Arbeitslosen bei der 
Arbeitsplatzsuche geknüpft. Die Ausgaben 
für aktive Arbeitsmarktpolitik gemessen am 

von den konservativen Regierungen betrie- rung hat unterTony Blair einen New Deal in Bruttoinlandsprodukt bleiben im europäi- 
bene Entmachtuna der Gewerkschaften. der Wirtschafts- und Sozialpolitik beqonnen, schen Veraieich niedrio. 
Diese begann mit d e r ~ u f h e b u n ~  der lmmu- dessen erklärtes Ziel es i s i  die mitunter de- 
nität von Gewerkschaftsfunktionären (Shop saströsen sozialen Auswirkungen zu korri- 
Stewards), die Solidaritätsstreiks in anderen gieren ohne die marktorientierte Entwick- 
Betrieben organisierten (Secondary Picke- lungsstrategie zu verlassen. So wurden die 
ting). In weiteren Gesetzesnovellen wurde von MargaretThatcher abgeschafften Wage 
dieDefinitiondes Arbeitskampfsauf Ausein- Councils, welche ursprünglich die Aufgabe 

Dr. habil. Max Koch, Jahrgang 1966, ist Lecturer in Sociology an der School of Sociology and 
Applied Social Studies der University of Ulster, Nordirland. 
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Die gesellschaftlichen Auswirkungen der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik der achtziger 
und neunziger Jahre sind zwiespältig. 
Einerseits ist eszu einem bedeutenden Rück- 
gang der Arbeitslosigkeit und zu einem sub- 
stanziellen Beschäftigungswachstum ge- 
kommen, so dass die Arbeitslosenquote im 
Jahresdurchschnitt2001 bei 5,1% lag. Auf der 
anderen Seite besteht unter Experten Einig- 
keit darüber, dass dieser Beschäftigungszu- 
wachs - der Wiedereinführung des Mindest- 



lohns zum Trotz - durch zunehmende Ein- 
kommensungieichheit und wachsende Ar- 
mut erkauft wurde. Nach Angaben von Wal- 
ker & Walker (1997) hat sich zwischen 1979 
und 1994 die Zahl der Working Poor -der ar- 
beitenden Armen - von 1.710.000 auf 
4.360.000 erhöht. Damit ist rund ein Fünftel 
der ökonomisch aktiven Bevölkerung - sei es 
in abhängiger Beschäftigung oder im sich 
ausweitenden Bereich der Selbstständigen - 
arm. Die stärkere Wettbewerbsorientierung 
hat zwar für mehr Wachstum gesorgt - der 
Preis aber ist eine entsolidarisierte, vielfältig 
gespaltene und polarisierteGesellschaft. 
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zurückhaltung.Statt in kollektiver Form voll- 
zog sich der Rückgang der Arbeitszeit vor al- 
lem individuell - als Teilzeitarbeit. Schon zu 
Beginn der neunziger Jahre arbeiteten die 
Niederländer durchschnittlich fünf Wochen- 
stunden weniger als ihre deutschen Nach- 
barn.Es galt die 32-Stunden-Woche.Die ent- 
sprechende Einbuße bei den Bruttolöhnen 
wurde durch eine gleichzeitige Verminde- 
rung von Steuern und Abgaben auf Arbeits- 
und Gewinneinkommen teilweise aufgefan- 
gen. Die Arbeitszeitverkürzung ging einher 
mit zunehmender Flexibilisierung. Der Anteil 
der sogenannten..flexiblen Beschäftigung"- 
befristete Beschäftigung, Leiharbeit und Ar- 
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beitslosengeld gelang es allmählich,das De- 
fizit zu reduzieren. 1996 war die zum Eintritt 
in die Eurozone notwendige 3%-Marke er- 
reicht. Beim qualitativen Umbau des Sozial- 
Staats verständigten sich die korporatisti- 
schen Akteure auf einen Wechsel von einem 
Arbeitssubstitutions- zu einem Partizipati- 
onsparadigma. Das alte Paradigma beinhal- 
tete relativ großzügige Regelungen und lief 
auf eine Ausschließung vom Arbeitsmarkt 
via Krankheit und Invalidität bzw. vorzeiti- 
gen Ruhestand hinaus. Noch in den achtzi- 
ger Jahren hatten von 10.000 älteren Lohn- 
abhängigen 980 eine Invaliditätsrente,wäh- 
rend es in Deutschland lediglich 262 waren. 

Die Niederlande beitsverträge mit einer variablen Anzahl an ~ i e  ökonomische ~ktivitätsrite warentspre- 
Auch das niederländische Wirtschafts- und Arbeitsstunden - nahm zwischen 1987 und chend aerino.Das neue Paradioma zielt da- 
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Sozialmodell befand sich zu Beginn der 1996von B%auf 1 2 % ~ ~  (Stille 1998:301 f.). gegen darauf, so viele Menschen wie mög- 
achtziger Jahre in einer Krise. Die Wachs- Zudem wurdendie Arbeitszeiten stärker den lich ökonomisch aktiv zu machen.Einerseits 
tumsraten von Bruttoiniandsprodukt und Betriebszeiten angepasst. Der Arbeitsmarkt wurden die Kriterien passender und zumut- 
Produktivität waren zurückgegangen. Die sollte nicht nur fle- barer Arbeit weiter ge- 
Arbeitslosigkeit lag über 10%.Anders als in xibler, die in diesem fasst, andererseits 
Form eines,,Klassenkampfsvon oben" wie in Sektor entstehenden Im den Niederlanden ist wurden die Lohner- 
Großbritannien reagierte man dort jedoch Arbeitsplätze sollten das Armutsrisiko durch ein SatZIeiStunCJen ein9e- 
im Rahmen des bewährten Poldermodells. besser abgesichert schränkt, indem ihre 
Nach wie vor werden grundlegendeverän- werden (,,Flexibilität univer~elle~ Wohlfahrtssys- Höhe vom Alter der 
derungen der arbeitsmarkt- und sozialpoliti- 
schen Regulation in den zentralen Gremien 
der Arbeitsmarktparteien STAR (Stichting 
von de Arbeid) und SER (Sociaal Economi- 
sche Raad) verabschiedet, während die kon- 
krete Umsetzung dieser allgemeinen Richtli- 
nien dezentralisiert wurde, um spezifischen 
Bedürfnissen einer Branche oder eines Be- 
triebs stärker Rechnung zu tragen. Die neue 
Wachstumsstrategie läuft im Kern auf indivi- 
duelle Arbeitszeitverkürzung und eine Mo- 
dernisierung des Sozialstaats hinaus. Das 
inzwischen berühmte Abkommen von Was- 
senaar (1982) wurde von allen Arbeitsmarkt- 
parteien akzeptiert: von den Gewerkschaf- 
ten, weil sie aufgrund der hohen Arbeitslo- 
sigkeit nicht wirksam gegen Reformen des 
Arbeitsmarkts und des Sozialstaats hätten 
Widerstand leisten können;und von den Un- 
ternehmern, weil sie einen Akkoord einem 
Gesetzvorzogen,mitdem kollektive Arbeits- 
zeitverkürzung hätte verfügt werden kön- 
nen (wie zu Beginn der achtziger Jahre in 
Frankreich und Belgien). 
Kernstückvon Wassenar war die Doppelstra- 
tegie von Arbeitszeitverkürzung plus Lohn- 

und Sicherheit"). Anspruchsberechtig- 
Einerseits wurden tem wirksam eingedämmt. ten abhänaia ae- 
aufeinanderfolgende 
befristete Verträge zugelassen und Kündi- 
gungen erleichtert, andererseits wurden die 
Zugangsbedingungen zu Renten- und Ar- 
beitslosenleistungen etwa für Arbeitnehmer 
in befristeten Beschäftigungsverhältnissen 
oder in Zeitarbeitsfirmen durchlässiger. 
Nach dem ,.Fiex-Act" von 1999 verbessert 
sich die arbeitsrechtliche Position eines be- 
fristet beschäftigten Arbeitnehmers. je Iän- 
ger er von Job zu Job wechselt. Eine weitere 
Initiative erlaubt Arbeitnehmern mit unbe- 
fristeten Verträgen die Ansammlung soge- 
nannter-Trainina Miles".Wird man arbeitslos 
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oder wird eine alternative Berufskarriere ge- 
wünscht, so besteht damit die Möglichkeit 
der Finanzierung entsprechender Bildungs- 
maßnahmen. 
Die Reform des wohlfahrtsstaatiichen Sys- 
tems wurde an den Ausgleich des öffentli- 
chen Finanzdefizits gekoppelt, das bis 1982 
auf 10% angewachsen war. Unter anderem 
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macht wurde. Sie wur- 

den zudem auf fünfJahre begrenzt. Danach 
findet eine Überprüfung des Gesundheits- 
zustandes und der Zumutbarkeit von Arbeit 
statt.Der Bezug von Arbeitslosengeld wurde 
stärker von der Bereitschaft der Arbeitslosen 
abhängig gemacht, angebotene Jobs anzu- 
nehmen undloder an Trainee-Maßnahmen 
teilzunehmen. 
Zwei weitere Gesetze sollen die Eingliede- 
rung bzw. Wiedereingliederung von Behin- 
derten er1eichtern:Seit 1997 sind sogenann- 
te Einstellungsbudgetsfür Arbeitgeber und 
die Ausweitung von Wiedereingliederungs- 
beihilfen vorgesehen. Seit 1998 zahlen 
lediglich Unternehmer Beiträge zur Invalidi- 
tätsrentenka~se~während Arbeitnehmervon 
diesen Beiträgen befreit sind.Um die Präven- 
tion von Invalidität zu erhöhen, können die 
Arbeitgeber neben einem obligatorischen 
Basisbeitrag je nach Invaiiditätsrisiko des 
Unternehmens einen freiwilligen Beitrag in 

durch Lohnstopps im öffentlichen Beschäfti- die Invaliditätsrentenkasse entrichten. Äuf 
gungssektor und durch Einschnitte beim Ar- diese Weise sollen Unternehmen finanziell 

stimuliert werden. die Arbeitsbedinaunaen 
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zu verbessern, um den Zustrom zur Invalidi- 
tätsrentenkasse einzudämmen, Arbeitsbe- 
hinderte einzustellen, bzw.in Beschäftigung 
zu halten. 
Das System der Lohnfortzahlung im Krank- 
heitsfail wurde ebenfalls reformiert. Seit 
1997 sind Arbeitgeber gesetzlich verpflich- 
tet, ihren Arbeitnehmern im Krankheitsfall 
bis zu 52 Wochen 70% des Lohnszu zahlen, 
wobei die Dauer der Lohnfortzahlung mit 
der Betriebsgröße variiert und bestimmte 
Arbeitnehmer die Kosten der ersten beiden 
Krankheitstagezu übernehmen haben.Neu 
ist, dass die Arbeitgeber das aus der Krank- 

Einbeziehung von Familienphasen 
Eine Arbeitsversicherung kann wichtige Bei- 
träge zur Verbesserung der sozialen Absi- 
cherung von Kindererziehungszeiten leisten. 
Zu gewährleisten wäre: 

Abmilderung des Einkommensverlustes. 
wenn der Arbeitsplatz aufgegeben werden 
muss - Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit etwa 
durch Qualifizierungsmaßnahmen im Falle 
längerer Erwerbsunterbrechung 

Gewährleistung einer eigenständigen 
sozialen Sicherung (Krankheit und Alter) 
Konkret könnte folgendes vorgesehen wer- 
den: 

Anspruchsberechtigt sind Personen,die 
im Zusammenhang mit der Erziehung von 
Kindern unter drei Jahren ihre Erwerbstätig- 
keit aufgeben oder im Umfang reduzieren 

Als Lohnersatzleistungen wird den an- 
spruchsberechtigten Personen Arbeitsio- 
sengeld ausgezahlt, bis das Kind drei Jahre 
alt ist.Soilten die Personen weiterhin in Teil- 
Zeit beschäftigt sein, mussten aber ihre Ar- 
beitszeit reduzieren, wird für den reduzier- 
tenTeil Arbeitslosengeld ausgezahlt. 

Kranken- und Rentenversicherungsbei- 
träge werden analog zur.normalen' Arbeits- 
losigkeit ausgezahlt. 

Die Personen können die aktiven Leis- 

tungen der Arbeitsvermittlung in Anspruch 
nehmen. 

Finanzierung 
Im Saldo würden bei dem hier vorgeschlage 
nen Modell einer Arbeitsversicherung etwa 7.6 
Mrd.Euro Mehrkosten imvergleichzu den Aus- 
gaben für die Arbeitslosenversicherung entste 
hen.Allerdinas müsste aleichzeitia einVolumen - < - 
von etwa 20 Mrd.Eurozwischen den verschie 
denen Gebietskörperschaften und Sozialversi- 
cherungen umveneilt werden. Die Finanzie 
rung der Mehrkosten könnte durch eine Erhö 
hung des steuerfinanzierten Anteils der Arbeits- 
losenversicherung erfolgen. Sm a/em 

Arbeitslosengeld II - Sozial hilfeniveau 
oder noch tiefer? 
von Friedrich Putz 

In dem Bericht der Hartz-Kommissi- 
on vom August 2002 wird noch offen gelas- 
sen. auf welchem Niveau Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe in der neuen Leistung .Ar- 
beitslosengeld II" (ALG II) zusammengeführt 
werden sollen. Eine Arbeitsgruppe der Kom- 
mission zur Reform der Gemeindefinanzen 
hat außer einer Lösung auf Sozialhilfeniveau 
auch Alternativen durchgerechnet, nach de- 
nen die Leistungshöhe durch Zuschläge 
über dieses Niveau angehoben werden soli- 
te. Berücksichtigt wurde dabei ein allgemei- 
ner Zuschlag von 29,- Euro pro Monat (ca. 10 

folgender in dem Antrag aufgeführter Zu- 
sammenhang dieser Reform mit dem ALG II: 
.Bei der Reform ist die Ausgestaltung der 
neuen Leistung .Arbeitslosengeld II" 
besonders zu berücksichtigen.Sie soll paral- 
lel zur Zusammenlegung von Arbeitslosen- 
hilfe und Sozialhilfe zum 1. Januar 2004 in 
Kraft treten: 
Das könnte bedeuten, dass die Zusammen- 
führung nun doch aufeiner über-dem Sozi- 
alhilfeniveau" liegenden Höhe erfolgen soll, 
dieses Niveau der Sozialhilfe aber ein neues, 
abgesenktes ist, so 

der Sozialhilfe und seiner Bedeutung für die 
beabsichtigten,,Reformen"die Rede sein. 

Muss das ALG II bedarfsdeckend sein? 
Der sozialhilferechtliche Bedarfsbegriff ist 
aus der Aufgabe der Sozialhilfe herzuleiten, 
dem Empfänger der Hilfe ein Leben zu er- 
möglichen, das der Würde des Menschen 
entspricht (5 1 Abs.2 BSHG) ... Bedarvsind da- 
her die Bedürfnisse, die befriedigt werden 
müssen. damit der Hilfeempfänger men- 
schenwürdig leben kann, bzw. die dazu er- 

forderlichen Mittel. 
% des ~ckregelsatzes in den alten Bundes- da& auch ein über Die Erfüllung der Auf- 
Iändern) sowie ein besonderer Zuschlag für diesem neuen Niveau Der Bedarfsdeckungs- gabe der Sozialhilfe 
Leistungsbezieher, die aus dem Bezug von liegendes ALG II nied- grundsatz is t  ein in jedem konkreten 
Arbeitslosengeld in die neue Leistung kom- riger sein kann als das Einzelfall wird durch 
men (für Alleinstehende maximal 160 Euro bisheriqesozialhilfeni- verfassungsfestes Prinzip den ,,lndividualisie- 
monatliche Halbierung nach einem Jahr, veau. 
Wegfall nach zwei Jahren). Worauf ist bei der Re- 

des Sozialhilferechts,das ~u~gsgrundsatz" (§ 3 
Abs. 1 BSHG) sicher- 

In der Reaierunaserkläruna vom 14.03.03 form der Sozialhilfe nicht Zur Disposition des oestellt.derdaherein d~~~~ ~ , ~ -  ~~ -~ - ~ 

hat der Bundeskanzlerdann - überraschend und bei der Ausge- ~esetz~ebers steht. untrennbarer Be- 
und entgegen dem Wahlprogramm der SPD staltung des ALG II standteil des Bedarfs- 
zur Bundestagswahl 2002 - angekündigt, besonders zu achten, deckungsgrundsat- 
die (dort ais,,Zusammenlegung" bezeichne- damit der Lebensstandard bisheriger Bezie- zes ist. Die Definition des Bedarfsdeckungs- 

. te) Zusammenführung werde einheitlich auf her von Arbeitslosenhilfe und von Sozialhilfe grundsatzes lautet daher unter Einbezie- 
einer Höhe erfolgen.,,die in der Regel dem nicht unter das bisherige Sozialhilfeniveau hung des für die Sozialhilfe ebenfalls uner- 
Niveau der Sozialhilfe entsprechen wird". abgesenkt wird? Auf der Erfüllung welcher lässlichen Strukturprinzips der Nachrangig- 
Der Leitantrag des Parteivorstands für den Mindestvoraussetzungen sollten auch dieje- keit (5 2 BSHG) in Kurzfassung: 
Sonderparteitag der SPD lässt offenrauf wel- nigen bestehen,die diesem Teil der,Agenda ..Ein BedarfirnSinnedessozialhilferechtlichen 
chem Niveau die Zusammenführung erfol- 2010" im Grundsatzzustimmen? Davon soll Bedarfsbegriffs muss unter Berücksichtigung 
gen soll,sieht aber eine Reform der Sozialhil- im Folgenden nach einführenden Überle- des Nachrangigkeits- und des Individualisie- 
fe vor. Besondere Aufmerksamkeit verdient gungen zum ,,Bedarfsdeckungsgrundsatz" rungsgrundsatzes rechtzeitig undvollständig 

gedeckt werden."(PutzTuP 2002.5.84 ff.). 
Wegen seiner verfassungsrechtiichen Veran- 
kerung insbesondere im Schutz der Men- 

Friedrich Putz, Prof a. D., hat an der Verwaltungsfochhochschule in Wiesbaden,Abteilung Kassel, schenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) und im Sozial- 
Sozialrecht mir dem Schwerpunkt Sozialhilferechf gelehrt und ist dort z. Z. wieder als Lehr- staatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) ist der Be- 
beauftragter tätig. darfsdeckungsgrundsatz einschließlich sei- 
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Forum DL 21 hat eine Studie zur 
konzeptionellen Ausgestaltung einer Ar- 
beitsversicherung in Auftrag gegeben. Die 
Ergebnisse werden am 20. Mai der öffent- 
lichkeit vorgestellt werden. Vorab einige 
Auszüge, die auch in der Debatte um die 
Agenda 2010aktuell sind: 
Die Diskussion um die Reform der Sozialsys- 
teme ist in vollem Gange. Allerdings herrscht 
in der Debatte ein einseitiger Blickwinkelvor. 
Angeblich seien die bestehenden Sozialsys- 
teme ohne grundlegende Korrekturen auf- 
grund demographischer Entwicklungen 
und wegen der hohen Arbeitslosigkeit nicht 
mehr dauerhaft finanzierbar. Diese Argu- 
mentationskette ist ebenso schlicht wie 
falsch. 
Dem Vorschlaa einer Arbeitsversicheruna - - 
liegt eine vollständig andere Herangehens- 
weise zugrunde. Er knüpft an programmati- 
sche Aussagen der 
SPD etwa auf dem 

geschlechtsspezifisch zugeordnet, 
allerdings erheben Frauen gleichzeitig deut- 
lich größere Ansprüche auf eine parallele Er- 
werbstätigkeit. 

Inzwischen ist eine relevante Gruppevon 
neuen Selbständigen entstanden,die sich in 
vielen qualitativen Merkmalen nur wenig 
von abhängig Beschäftigten unterscheiden. 
Mit dem Ansatz der Arbeitsversicherung 
wird also danach gefragt, welches veränder- 
te sozialpolitische Arrangement erforderlich 
ist,um die alten und neuen Friktionen in den 
Erwerbsbiographien sozialstaatlich abzusi- 
chern. 
Elemente einer Arbeitsversicherung 
Übernahme der erwerbsfähigen Sozialhilfe- 
empfängerlnnen in die Arbeitsversicherung 
Im Rahmen einer Arbeitsversicherung schla- 
gen wir eine Übernahmeder nicht dauerhaft 
voll erwerbsgeminderten Personen aus der 

Sozialhilfe in die neue 
Arbeitsversicheruna - - - 

Nürnberger Parteitag Alle Selbständigen und bedeuten. Die Zusam- 
im Jahr 2001 oderder menführung beider 
IG Metall im Rahmen Freiberufler sollten in die „„eme„„tein den 
ihrer Zukunftsdebat- Arbeitsversicherung Verantwortungsbe- 
te an. lm Mittelpunkt reich des Bundes fal- 
stehtdieFraae.obdie len. - .  
derzeitige Arbeitslo- weil sie genauso Für eine Arbeitsversi- 
senversicherung die cherung folgt als Kon- 
ihr zugedachten schutzbedürftig sind wie sequenz: 

Funktionen unter den Beschäftigte. .Überführung aller 
Bedingungen verän- nicht dauerhaft voll 
derter Erwerbsbio- erwerbsgeminderter 
graphien und einesflexibilisierten Kapitalis- Personen von der Sozialhilfe in die Arbeits- 
mus noch erfüllt.Der Sinn der Arbeitslosen- versicherung 
versicherung besteht darin,mögliche Frikti- . Passive Leistungen wie bisherige Ar- 
onen in der Erwerbsbiographie sozialpoli- beitslosenhilfe 
tisch zuflankieren.MöglicheArbeitslosigkeit . Einführung eines armutsfesten Sockel- 
ist heute aber nur noch eine unter mehreren betrag 
möglichen Friktionen in den individuellen . Teilhabean allen aktiven Leistungen des 
Erwerbsbiographien: SGB III und gegebenenfalls Ergänzung um 

Die Unterbrechung der Erwerbstätigkeit Leistungsangebote des BSHG 
zum Zwecke der Weiterbildung gewinnt in . Abwicklung der verschiedenen Leistun- 
der sogenannten Wissensgesellschaft einen gen über die neu einzurichtenden Job-Cen- 
größeren Stellenwert. ter, wie sie von der Hartz-Kommission vorge- 

Kindererziehung wird zwar immer noch schlagen wurden. 
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Zentrale Lernzeitkonten u n d  Qualifizie- 
rungsgutscheine 
Zur Einbeziehung des Bedarfes an Weiterbil- 
dung sollten zentrale Lernzeitkonten einge- 
richtet werden. Organisatorisch sollten die 
Lernzeitkonten von der Bundesanstalt für 
Arbeit geführt werden. Die..Einzahlung"auf 
zentrale Lernzeitkonten sollte über zwei 
Wege erfolgen. . Erstens können Arbeitnehmerlnnen Zeit- 
guthaben aus Arbeitszeitkonten auf die 
Lernzeitkonten einzahlen. Gleichzeitig wäre 
vom Unternehmen die entsprechende Ver- 
aütuna der Arbeitszeit an die Bundesanstalt - 
für Arbeit zu überweisen werden. - Der zweite Weg der,,Einzahlung" könnte 
in der Vergabe von Qualifizierungsgut- 
scheinen bestehen.Durch Qualifizierungs- 
gutscheine erhält jeder Erwerbstätige die 
Option, für eine begrenzte Zeit an Weiter- 
bildungsmaßnahmen teilzunehmen. Denk- 
bar wäre ein Zeitraum von einem halben 
Jahr, verteilt über die gesamte Lebensar- 
beitszeit. Die Kosten der Gutscheine sollten 
direkt von der Arbeitsversicherung getra- 
gen werden. 

Einbeziehung Selbständiger 
Alle Selbständigen und Freiberufler sollten 
in die Arbeitsversicherung aufgenommen 
werden,weil für sie individuell im Grundsatz 
die gleiche Schutzbedürftigkeit besteht wie 
für sozialversicherungspflichtig Beschäftig- 
te. Über Beitragsbemessungsgrenzen ist si- 
cherzustellen, dass auf der einen Seite ange- 
messene aber eben nicht überhöhte Beiträ- 
ge an die Sozialversicherungen zu entrich- 
ten sind.Um die Beitragsbelastung in Gren- 
zen zu halten,sollten für die Arbeitsversiche- 
rung wie auch für die Renten- und Pflegever- 
sicherung jeweils nur die Arbeitnehmerbei- 
träge entrichtet werden. Die Bezugsgröße 
für passive Leistungen der Arbeitsversiche- 
rung wären dementsprechend nur 50 Pro- 
zent des für die Beitragszahlung zugrunde 
gelegten Einkommens. 

heit ihrer Belegschaft folgende Risiko der 
Lohnfortzahlung selbst tragen und entspre- 
chend bei einer privaten Versicherung absi- 
chern können. Da dieVersicherungsprämien 
desto niedriger sind, je geringer der Kran- 
kenstand ist, soll das lnteresseder Unterneh- 
mer stimuliert werden, ihre Belegschaft ge- 
sund zu halten.im Gegenzug wurden die Ar- 
beitgeber bei den Sozialversicherungsabga- 
ben und Steuern entlastet. 
Aber es herrschte nicht nur Konsens über die 
qualitative Reorganisierung des Sozialstaats, 
sondern auch über seinen Erhalt auf hohem 
quantitativen Niveau.lm Gegensatz zum bri- 
tischen Weg ist das Armutsrisiko durch ein 
universelles Wohlfahrtssystem wirksam ein- 
gedämmt.das gerade auch unterschiedliche 
Kombinationen von Erwerbs- und Transfer- 
einkommen vorsieht.Ein sinnvoller Indikator 
zur Messung der staatlichen Aktivität bei der 
Vermeidung von Working Poverty ist der 
Umfang der Ausgaben für aktive und passi- 
ve Arbeitsmarktpolitik. Gegen Ende der 
neunzigerJahre gaben die Niederlande fast 
5% ihres Brunoinlandsprodukts und damit 
dreimal so viel wie Großbritannien dafür aus. 
Kein Wunder, dass Arbeitsmarktforscher die 
Einkommensungleichheit in den Niederlan- 
den als ver~ieichsweise 

rung derwettbewerbsfähigkeit durch dieOp- 
timierung der Produktivität der Arbeit durch 
Arbeitszeitverkürzungflexicurity" (flexibility 
plus security) sowie einen qualitativen Um- 
bau des Sozialstaats gelingen (,,auszuhan- 
delnde Flexibilisierung",ebd.). 
Bei aller Lust zurVerallgemeinerung ist zum 
Schluss einzuschränken, dass Reformversu- 
che anderer Länder nicht einfach kopiert 
werden können-da sie auf spezifischen his- 
torisch-institutionellen Bedingungen basie- 
ren.Ein gutes Beispiel ist die im Falleder Nie- 
derlande erfoigreicheTeilzeitstrategie. Diese 
macht nur Sinn,wenn sie..nicht mit der Sus- 
pendierung des Grundsatzes existenzsi- 
chernder Arbeit verknüpft ist (und sei es 
durch eine Kombination von Teilzeitarbeit 
plus Sozialtransfers), wenn zweitens Arbeit- 
nehmerrechte und dabei vor allem das 
Recht auf qualifizierte Arbeit und Qualifizie- 
rung gewährt bleiben, und drittens Teilzeit 
im erwerbsfähigen Alter nicht Armut im Al- 
ter programmiert." (Detje 1998:42) Diese so- 
zialen Schieflagen lassen sich vermeiden. 
wenn ein Konsens zum Erhalt bzw. Aufbau 
leistungsfähiger Sozialsysteme besteht. In 
den Niederlanden sind mit Grundrente,Min- 
destlohn und Sozialhilfe die notwendigen 

institutionellen Vo- - 
gering ansehen (Gorter raussetzungen ge- 
2000). Dies ist umso be- Im deutschen Wohlfahrts- geben, um die mit 
merkenswerter, als die system würde eine der Arbeitszeitver- 
Niederlande auf dem kürzung verbun- 
besten Weci zurück zur Ausweitung von TeilZeit dene relative Ver- - 
Vollbeschäftigung sind zu PartTime armung der Ar- 
und das eingesetzte Ar- beitnehmerhaus- 
beitsvolumen trotz Ar- P0verty und Altersarmut haltenichtinabso- 
beitszeitrückgang an- führen iute Verarmung 
steigt. Der niederländi- umschlagen zu las- 
sche Beschäftigungser- sen. im derzeitigen 
folg ist in derTat,,substantiell und nicht eine deutschen Wohlfahrtssystem würde eine 
reineArbeitsumverteilung."(Stille1998:298) Ausweitung von Teilzeit dagegen 

geradewegs zu PartTime Poverty und Alters- 
Fazit armut führen. Wird mehr Beschäftigung 
Angesichts einer manchmal zum Fatalismus durch eine Ausweitung von Teilzeitregelun- 
neigenden Globalisierungsdiskussion,des Re- gen angestrebt,soilte über die Einführung ei- 
formbedarfs in Deutschland undder Notwen- ner einkommensunabhängigen Grundrente 
digkeit der Gestaltung eines europäischen und eineErweiterungderKombinationsmög- 
Arbeitsmarkt- und Sozialmodells sind die bri- iichkeiten von Erwerbs- undTransfereinkom- 
tischen und niederländischen Erfahrungen men nachgedacht werden - im nationalen 
interessant: Sie stellen alternative Entwick- wieeuropäischen Maßstab. W* 31200Z 

lungswegezum Postfordismus dar,an denen 
sich andere europäische Länder oder auch Literatur: 
die EU insßesamt orientieren können. Derje. R., Auswege aus der Arbeitrlorigkeit, in: Sozialir- 
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Experten haben Konjunktur in 
Deutschland: DieVorschläge der Hartz-Kom- 
mission sind zum Teil bereits Gesetz. Über 
die mageren Vorschläge der Rürup-Kommis- 
sion wird noch gestritten.Mit ihnen im Rü- 
cken streben SPD und Grüne deutlichever- 
änderungen der Sozialversicherungssyste- 
me an. Die Zutaten einer rot-grünen Reform 
sind dabei bereits bekannt: Entlastung der 
Arbeitgeber; teilweise Aufgabe der paritäti- 
schen Finanzierung: Verteilung der Lasten 
auf vielen Schultern und zwar auf den Schul- 
tern derer,die sich am wenigstens zur Wehr 
setzen, Arme, Arbeitslose, Frauen. Das Ziel: 
Senkung der Lohnnebenkosten und Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen. Schon die Neure- 
gelungen der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung wiesen im Jahr 2000 in diese Richtung. 
Rentenreform gegen Frauen 
Bereits diese so genannte Rentenreform war 
eine Umgestaltung auf Kosten der Schwä- 
cheren,und zu diesen gehören noch immer 
nicht zuletzt Frauen.Mit der Einführung der 
Riester-Rente wurden die Arbeitgeber aus 
einem Teil der paritätischen Finanzierung 
der Rentenversicherung entlassen. Die För- 
derung privater Vorsorge soll nun das Weg- 
brechen der Beiträge ausgleichen. Anders 
als in der gesetzlichen Rentenversicherung 
werden jedoch in der privaten Rentenversi- 
cherung Beiträge entsprechend der vorhan- 
denen Risiken erhoben.Frauen,die aufgrund 
diskontinuierlicher Erwerbsbiographien, 
Teilzeitarbeit und niedrigeren Löhnen 
ohnehin im Vergleich zu Männern deutlich 
niedrigere Renten erhalten, müssen hier w e  
gen ihrer längeren Lebenserwartung zusätz- 
lich mit höheren Beiträgen oder niedrigeren 
Rentenzahlungen rechnen,falls sie zu einer 
solchen zusätzlichen Absicherung finanziell 
überhaupt in der Lage sind. Ihnen droht 
mehr noch als früher Armut im Alter. Die 
Lohnnebenkosten wurden so gesenkt. Die 
Arbeitslosenzahlen steigen trotzdem. 

Gesundheitsreform auf dem Rücken der 
Frauen 
Auch viele der bevorstehenden Veränderun- 
gen in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung betreffen Frauen besonders. und das in 
mehrfacher Hinsicht:Sie treffen dieieniaen. , - .  
für die 15 Euro pro Arztbesuch viel Geld ist - 
und damit besonders Geringverdienende 
und die überdurchschnirtlich von Armut be- 
drohten und betroffenen alleinerziehenden 
Mütter und Rentnerinnen. Es ist abzusehen, 
dass bei diesen Personengruppen auch me- 
dizinisch notwendige Arztbesuche unter- 
bleiben werden,was eine frühzeitige Krank- 
heitserkennung undTherapie erschwert.Ob 
eine solche Neureaeluna tatsächlich - 2 

insgesamt zu einer Entlastung der Kranken- 
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versicherung führen wird, muss daher be- 
zweifelt werden. Die Situation armer und ge- 
ring verdienender Menschen verschlechtert 
sich hingegen mit Sicherheit. 
Frauen sind darüber hinaus als Angehöri- 
ge von Kranken betroffen.Auf ihren famili- 
alen und ehrenamtlichen Pflegeleistun- 
gen beruht bereits heute das System der 
Pflegeversicherung.Künftig sollen Patient- 
innen und Patienten früher aus dem Kran- 
kenhaus entlassen werden, da die Bezah- 
lung sich nicht mehr nach der Länge des 
Krankenhausaufenthaltes, sondern nach 
den gestellten Diagnosen (sog. Fallpau- 
schalen) abgerechnet wird. Viel spricht 
dafür, dass auch hier Frauen die pflegeri- 
sche Versorgung zuhause sicherstellen 
werden. Zusammen mit der weiterhin 
weitgehend von Frauen übernommenen 
Kinderbetreuung erschwert dies den Zu- 
gang zum Arbeitsmarkt und in ein Normal- 
arbeitsverhältnis. Frauen weichen auf ge- 
ringfügige Beschäftigungsverhältnisse mit 
verminderter sozialversicherungsrechtli- 
cher Absicherung aus. So fehlt es ihnen 
unter anderem an einer adäquaten Absi- 
cherung im Alter. Zugleich fehlen sie als 
Beitragszahlerinnen in der Sozialversiche- 
rung. 

Nötig wäre anderes 
Die dargestellten Maßnahmen benachtei- 
ligen Frauen und sind nicht geeignet, die 

nilienleistungsausgleichskommission des Deut- 

sozialen Sicherungssysteme langfristig zu 
stabilisieren. Eine grundlegende Verbesse- 
rung des Bestehenden sucht man vergeb- 
lich. Hier wird nur an Symptomen herum- 
gedoktert, dabei ist die Diagnose längst 
gestellt. Abhilfe schaffen können nur wirk- 
lich mutige Veränderungen: eine Verbrei- 
terung der Beitragszahlerbasis nicht nur 
indem Selbständige und Beamte in die So- 
zialversicherungszweige einbezogen wer- 
den, sondern auch, indem von den Neure- 
gelungen geringfügiger Beschäftigungs- 
verhältnisse Abstand genommen und Kin- 
derbetreuung gewährleistet wird, damit 
auch für Frauen eine eigenständige Siche- 
rung durch Erwerbsarbeit möglich ist. 

Hilfe aus Europa? 
Zumindest bei der Frage nach geschlechts- 
neutralen Tarifen für die private Rentenversi- 
cherung tut sich etwas:lm Frühjahr 2003 will 
die EU-Kommission eine Richtlinie zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern au- 
ßerhalb des Erwerbslebens vorstellen, die 
u.a. geschlechtsneutrale Tarife in der priva- 
ten Kranken- und Rentenversicherung vor- 
schreiben soll. Dies wäre ein deutliches Sig- 
nal in die richtige Richtung,auch wenn die 
Begründung der,,Experten der Kommission" 
verwundert.50 wird dort angeführt, mit zu- 
nehmender Berufstätigkeit von Frauen stei- 
ge der Stress und senke ihre Lebenserwar- 
tung.50 gesehen könnten Politiker,die Frau- 
enerwerbstätigkeit fördern,einen ungeahn- 
ten Beitrag zur Stabilität der Rentenbeiträge 
leisten.Oder sich endlich fragen,ob der Nut- 
zen von Expertenmeinungen in der Politik 
nicht begrenzt ist. W 81- 

im Alter und bei längerer Krankheit. Bei zu 
niedrigem Einkommen aus dem Erwerbssys- 
tem funktioniert dieses Bürgergeld als staat- 
lich garantiertes Mindesteinkommen. Dafür 
ist eine grundlegende Umgestaltung der So- 
zialhilfezu einem Bürgergeld erforderlich. 
Mit Ausnahme der Krankenversicherung 
wird das System der Beitragsfinanzierung 
durch eine Steuerfinanzierung abgelöst. Die 
Lohnnebenkosten können so mittelfristig 
um etwa 25 Punkte gesenkt werden.Die Fi- 
nanzierung erfolgt künftig durch entspre- 
chende Erhöhung der Mehrwertsteuer, die 
Verteuerung des Energieverbrauchs und 
eine höhere Besteuerung leistungsloser Ein- 
kommen (Vermögen,Erbschaft,Zinserträge). 
Damit soll die Finanzieruna unseres Solidar- 
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Systems auf eine breitere und gerechtere Fi- 
nanzierungsbasis gestellt werden. 
An Stelle der beitragsfinanzierten und lohn- 
bezogenen Rente tritt die staatlich garan- 
tierte und steuerfinanzierte Mindestrente, 
die durch Betriebsrenten und verschiedene 
Formen der privaten Altersvorsorge ergänzt 
wird. Ein Systemwechsel in der Altersversor- 
gung wird erhebliche Umsteliungsproble- 
me während eines Übergangszeitraums von 
25 - 30 Jahren aufwerfen.weil der Staat Ren- 
tenzahlungen der heutigen Rentengenera- 
tion übernehmen muss ohne dafür Beitrags- 
einkommen einzunehmen. Zudem wird~er 
die Anwartschaften der noch im Arbeitsle- 
ben stehenden Beitragszahler übernehmen 
und soweit sie über die staatlich garantierte 
Mindestrente hinaus gehen, aus Steuermit- 
teln später bedienen müssen. Relativ unpro- 
blematisch lassen sich dagegen die Umstel- 
lung der Arbeitslosen- und der Pfiegeversi- 
cherung vornehmen. 
Wer arbeitsfähig ist, hat im Falle von Arbeits- 
losigkeit einen Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld nur dann, wenn er die Zeit zur Qualifi- 
zierung seiner Arbeitskraft nutzt oder aber 
seine Arbeitskraft für Leistungen zur Verfü- 
gung stellt, die der Allgemeinheit zu Gute 
kommen (2.B. kommunale Dienstleistungen, 
ehrenamtliche und gemeinnützige Arbeit, 
etc.). Dies ist die Kehrseite des Solidarprin- 
zips. Es ermöglicht dem Einzelnen die Inte- 
gration in soziale Lebenswelten, die heute 
nicht selten im Fallevon Arbeitslosigkeit ver- 
loren geht. 
Für die gelingende soziale Integration und 
Teilhabe ist ein für alle zugängliches,qualifi- 
ziertes System der öffentlichen Daseinsfür- 
sorge essentiell, das die Bereiche der Ju- 
gendhilfe,der öffentlichen Gesundheitsvor- 
sorge, der Kinderbetreuung und öffentli- 
chen Begegnungsstätten für Jung und Alt 
genauso einschließt, wie den Zugang zu öf- 
fentlichen Bädern sowie die Revitalisierung 
des öffentlichen Raums. Diese Dienstleistun- 
gen werden unter dem Eindruck der leeren 
kommunalen Kassen immer mehr Opfer des 
Rotstiftes. Eine Stärkung der Kommunalfi- 
nanzen und eine Reform des öffentlichen 
Dienstes sind deshalb elementare Voraus- 

setzungen für eine Erneuerung der sozialen 
Demokratie in Deutschland. 
Zu einer umfassenden Reform des Systems 
der Arbeit zählt neben der Senkung der Ar- 
beitskosten und der Konditionierung des 
Bezugs des Arbeitslosengeldes auch die 
Ausweitung a-typischer Beschäftigungsfor- 
men. In den bis vor kurzem noch sozialde- 
mokratisch regierten Niederlanden (Arbeits- 
losenquote 2% ) ist bereits fast jedes zweite 
Beschäftigungsverhältniss a- typisch. lm so- 
zialdemokratisch reoierten Schweden (Ar- 
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beitslosenquote 4%) sind es ca. 40%. In 
Deutschland (Arbeits- 
losenquote 9.8 %) ar- 

heitsdienste und Beratungsangebote aus- 
gebaut und in ihrer Wirkung gestärkt wer- 
den. Statt Einrichtungen und Angebote der 
Jugendhilfe zu streichen, müssen diese aus- 
gebaut werden. Es bleibt richtig:jeder Euro, 
der in soziale Prävention und Integrationsar- 
beit gesteckt wird, wird später doppelt ein- 
gespart. Nur eine aufs betriebswirtschaftli- 
che reduzierte Betrachtung will das nicht 
verstehen ! 
Ein Hauptproblem unserer heutigen sozia- 
len Sicherungssysteme ist die abnehmende 
Akzeptanz durch die Beitragszahler. Wer 

kann. verlässt die Ge- 
setzliche Krankenkas- 

beitet gerade einmal se und kaum jemand 
jeder vierte in einem Das System der Arbeit unter 40, der seine 
a-typischen Arbeits- bleibt für die Zukunft des Beiträge an die Ren- 
verhältnis. Unter a-ty- tenversicherung ent- 
pischen Beschäfti- Sozialstaates zentral. Eine richtet, glaubt mehr 
gungsformen werden Rückkehr zurvollbeschäfti- daran,dasserim Alter 
befristete Arbeitsver- wenigstens die ein- 
hältnisse. Teilzeitbe- gUng im klassischen Sinne ezahlten „iträoe - d 

schäftigung und selb- und zum Normalarbeitsver- zurück bekommt. 
ständige Beschäfti- Ein wichtiger Grund- 
gungsverhältnisse hältnis wird es aber nicht bei der Moder. 
verstanden. Die Zah- mehr geben. nisierung des Sozial- 
len beziehen sich auf staates muss des- 
das Jahr 2001 (Gra- halb der Aspekt der 
bow, 2002). Durch eine soziale Grundsiche- Akzeptanz des Sozialstaates auch bei der 
rung, die im Falle von Niedrigeinkommen sozialen Mitte sein. Deshalb ist es wichtig, 
wie ein staatlicher Zuschuss zum Einkom- an dieserstelle noch einmal daran zu erin- 
men wirkt. Iäßt sich die Attraktivität von Teil- nern. dass dervorstelluna vom Sozialstaat 
Zeitarbeit erhöhen. 
Schließlich muss in Deutschland endlich der 
sog.,,dritte Sektor" gestärkt werden. Arbeits- 
leistungen, die der Allgemeinheit zugute 
kommen-wie z.B.ehrenamtliche Leistungen 
in der Jugendhilfe, Hausaufgabenbetreuung 
in Ganztagsschulen, ehrenamtlicher Natur- 
und Umweltschutz, usw. sollten steuerlich 
honoriert werden.Vormittags im Büro arbei- 
ten und nachmittags in der Schule bei der 
Hausaufgabenbetreuung helfen oder die Ju- 
gendfußballmannschaft trainieren ist für 
den Einzelnen womöglich befriedigender 
und für dieGesellschaft allemal sinnvollerals 
das heutige System aus Vollzeitbeschäft- 
gung und kommerziell häufig auch gar nicht 
angebotenen Dienstleistungen. 
Von besonderer Bedeutung ist der Umbau 
des Systems auf präventive Maßnahmen.Sie 
sind nicht nur  reisw wert er. sondern letztlich 
auch humane; Welche ~"sgaben könnten 
die Krankenkassen z.B.sparen,wenn sie statt 
teurer orthopädischer Behandlungen jedem 
ab dem 30. Lebensjahr ein Jahresabonne- 
ment für ein Fitness- Studio in Höhe von 
etwa SO0 Euro zurVerfügung stellen dürften, 
in dem er unter Anleitung lernt, seine Rü- 
ckenmuskulatur zu stärken, sich gesund zu 
ernähren und durch Bewegung Kreislaufer- 
krankunaen vorzubeuoen. Selbstverständ- 
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lich solltejeder,der sich dieser Form von Prä- 
vention verweigert, durch höhere Beiträge 
zur Krankenkasse belastet werden. 
Überhaupt sollten die öffentlichen Gesund- 

und dem System der sozialen Demokratie 
kein ökonomisch - materielles System, 
sondern ein sozial -moralisches Konzept 
von einer gerechten Gestaltung unseres 
Zusammenlebens in der Gesellschaft 
zugrunde liegt. 
Thomas Meyer hat darauf hingewiesen,dass 
ein Sozialstaat. der soziale Gerechtigkeit 
schaffen will, die Zustimmung großer Teile 
der Mittelschichten benötiat.Die neuesozia- 
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le Mitte (,,Neues Arbeitnehmer-Milieu" und 
,,Neues Bürgertum"),ohne die es in Deutsch- 
land keine Mehrheit gibt. ist für eine Siche- 
rung des Sozialstaats nur zu gewinnen, 
wenn das System der sozialen Gerechtigkeit 
eine differenzierte Leistungsorientierung 
einschließt. Dies kann nur erreicht werden 
durch eine-differenzierte Gerechtigkeitspo- 
litik ... in der die elementaren Gleichheiten 
und die gerechten Ungleichheiten glaub- 
würdig aufeinander bezogen sind. Politisch 
wird die Anerkennung der gerechten Un- 
gleichheiten zur Voraussetzung der Siche- 
rung der gerechten Gleichheit (Meyer 2002. 
S.81)." spw 312- 
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zeitbeschäftigung, kaum Unterbrechung 
durch Arbeitslosigkeit) beruhten. gerieten 
von zwei Seiten durch steigende Arbeitslo- 
sigkeit unter Druck: die Leistungen, 
insbesondere der Arbeitslosenversicherung 
wurden nun häufiger beansprucht und 
gleichzeitig fehlten Beitragseinnahmen. 
Unter den Bedingungen niedriger (und kurz- 

Vor einer Neubegründung des Wohl- 
fahrtsstaates 
Linkes Denken muss in historisch wechseln- 
den Horizonten immer wieder neue Antwor- 
ten aufdiegieichen Fragen finden:Was heißt 
soziale Gerechtigkeit heute- und wie muss 
der Staat dafür sorgen ? 
Die im Folgenden skizzierten Maßnahmen 

nen Kräften stehende tut, um auf Leistungen 
der Allgemeinheit nicht angewiesen zu sein 
bzw.zum Solidarsystem beizutragen. 
Wenn wir verhindern wollen,dass der Sozial- 
staat auf das amerikanische System der Ar- 
menfürsorge schrumpft.müssen wirdas Sys- 
tem seiner Zweckbestimmung und seiner Fi- 
nanzierung nach vom Beschäftigungssys- - - 

fristiger) Arbeitslosigkeit, wie sie in Deutsch- sehen den Staat hauptsächlich in derverant- tem Iösen.Die Leistungsfähigkeit des Sozial- 
land bis Mitte der 70er Jahre aeherrscht ha- wortuna.zwei Ziele im Rahmen einer Politik staats bleibt aleichwohl an die Produktivität 
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ben und vonvollzeit - bzw.Standardarbeits- 
verhältnissen konnteder Staat die sozialpoli- 
tischen Versprechen - hohe soziale Absiche- 
rung und eine vergleichsweisegute Einkom- 
menssicherung bei Arbeitslosigkeit, Krank- 
heit und im Alter - halten. Die Arbeitslosen- 
versicherung beispielsweise sollte in den un- 
terstellten kurzen Unterbrechungen der Er- 
werbsbiographie des männlichen Arbeiters 
dazu dienen,das Familieneinkommen zu si- 
chern. 
Seit den SoerJahren haben die Regierungen 
versucht, durch eine Kombination von Bei- 
tragserhöhung, Staatszuschüssen und Leis- 
tungskürzungen das schwächelnde System 
immer wieder zu stützen. Diesen Weg setzt 
die Agenda 2010fort. 
Es fehlt letztlich an der fundamentalen Ein- 
sicht,dass die beiden Pfeiler des Soziaistaa- 
tes,die Regulierung des nationalen Arbeits- 
marktes und das Normalarbeitsverhältnis im 
Laufe des vergangenen Vierteljahrhunderts 
unwiderruflich unterspült worden sind. Da- 
mit schwindet die Basis für die Versprechen 
des Sozialstaates: Vollbeschäftigung, eine 
hohe Absicherung bei Arbeitslosigkeit, bei 
Krankheit und im Alter sowie der Generatio- 
nenvertrag. 

-. 
der sozialen Gerechtigkeit zu verwirklichen: 
Erstens: Eine Politik der sozialen Gerechtig- 
keit mussdie Menschen vor Armut und ma- 
terieller Not schützen. 
Zweitens:Sie muss jeder und jedem die giei- 
chen Chancen anbieten, um die eigenen 
Vorstellungen vom.guten Leben" (Aristote- 
les) nachden eigenen Fähigkeiten und Mög- 
lichkeiten zu gestalten und als Teil der Ge- 
meinscnaft Anerkenn-ng zu finden. 
Die Freiheit oes Einzelnen ist uno bleibt an 
materielle Voraussetzungen geknüpft. Je 
prekärer und unsicherer die ökonomischen 
Verhältnisse sind, um so wichtiger ist es, sich 
vor existentieller materieller Not geschützt 
zu wissen. 
Eine Politik der sozialen Gerechtigkeit ist 
mehr denn je verantwortlich für die Gewäh- 
rung gleicher Startchancen. Damit ist der 
gleiche Zugang zu öffentlichen Gütern wie 
Bildung, Gesundheitsversorgung, dem Sys- 
tem der Erwerbsarbeit,der Kultur sowie glei- 
chenTeilhaberechten gemeint. 
Der Staat ist aber nicht für die Gleichheit der 
Ergebnisse verantwortlich. Was jemand aus 
den Startchancen macht-ist seine oder ihre 
5ache.Ungleichheit i s t  also mit dem Prinzip 
der sozialen Gerechtigkeit durchaus verein- 

bar, so weit es sich 
dabei um eine Un- 
gleichheit handelt. 
die durch eigene 
Leistung oder Nicht- 
Leistung begründet 
i s t  
Aus dem Prinzip der 
Freiheit,dem die sozi- 
ale Gerechtigkeit 
dient, folgt. dass es 
auch ,,gerechte Un- 
gleichheiten" (Tho- 
mas Meyer) geben 
darf. Aus dem Grund- 
satz "gleicher Lohn 
für gleiche Leistung" 
folgt z.B.,dass unglei- 
che Leistungen auch 
nicht zu gleichem 
Lohn führen können. 
Soziale Gerechtigkeit 
als sozial - morali- 
sche Norm schließt 
die Pflicht zur Eigen- 
Verantwortung ein. 
Die Allqemeinheit 

der Ökonomie gebunden. Deshalb sind die 
Stärkung der Innovationsfähigkeit der Wirt- 
schaft und Investitionen in Bildung und Wis- 
senschaft als Elemente der Steigerung der 
Konkurrenzfähigkeit der europäischen Wirt- 
schaft für die Leistungsfähigkeit des Sozial- 
staats ausschlaggebend. Dass eine konzer- 
tierte internationale Politik gegen die unge- 
regelte Macht der globalen Finanzmärkte 
dringend geboten ist, sei der Vollständigkeit 
halber erwähnt (ausführlicher: Kindsmüller, 
1997) 
Der Sozialstaat muss wieder als Solidarsys- 
tem organisiert werden,zu dessen Finanzie- 
rung alle beitragen und dessen Leistungen 
für alle da sind.Soziale Demokratie ist mehr 
als die Summe seiner monetären Sozial- 
transfers.SozialeTeilhabe, die Chance in der 
Gemeinschaft Anerkennung und soziale Zu- 
gehörigkeit zu finden, gehören zur Lebens- 
qualität eines sozialen Staates. Freiheit und 
das .gute Leben" setzen materielle Bedin- 
gungen voraus. Aber sie lassen sich nicht 
realisieren ohne ein intaktes System gesell- 
schaftlicher Integration,das dem Einzelnen 
die Chance gibt,Anerkennung und Respekt 
zu erwerben. 
Das System der Arbeit bleibt für die Zukunft 
des Sozialstaates zentral. Eine Rückkehr zur 
Vollbeschäftigung im klassischen Sinne und 
zum Normalarbeitsverhältnis wird es aber 
nicht mehr geben.Deshalb geht es um eine 
andereVerteilung der Erwerbsarbeit und die 
Entkoppelung des Sozialeinkommens vom 
System der Erwerbsarbeit.Zudem muss eine 
Kultur der Arbeit entstehen, die Arbeit als 
eine sozial - emanzipativeTätigkeit auffasst, 
die in zunehmendem Maße auch außerhaib 
des Systems der Erwerbsarbeit stattfindet. 
Soziale Grundsicherung - Steuerfinanzie- 
rung -Öffentliche Daseinsfürsorge 
Ein Umbau unseres Wohlfahrtsstaates nach 
den eben skizzierten Prinzipien erfordert 
langfristig angelegte und mehrere Politikbe- 
reiche umfassende Maßnahmen: 
Die Einführung einer sozialen Grundsiche- 
rung als Bürgerrecht soll ein menschenwür- 
diges Leben, unabhängig von der erbrach- 
ten individuellen Leistung ermöglichen.Sie 
soll das moralisch-soziale Gebot realisieren, 
das bereits Adam Smith vor Augen hatte,ais 
er schrieb, dass jedermann die materiellen 
Möglichkeiten haben solle,sich.ohne Scham 
in der Öffentlichkeit zu zeigen."Sie dient der 
Vermeidung sozialer Exklusion,als materielle 

hat ein Flicht darauf, Voraussetzung der sozialen Teilhabe und als 
dass jeder das in sei- Regelsicherung im Falle von Arbeitslosigkeit, 

Der Sozialstaat unter dem 
/I d e m o g r a p h i s c h e n  Fallbeil"? 
Die zukünftige Bevölkerungsentwicklung erfordert eine 
vorausschauende und mutige Politik 

Von Ulf-Birger Franz 

In der Diskussion um die Zukunft 
der sozialen Sicherungssysteme in Deutsch- 
land wird das Argument von der,,demogra- 
phischen Falle" häufig gebraucht. Einzelne 
Analysten sehen Deutschland gar ,,unter 
dem demographischen Fallbeil" (Lorz 2003). 
Mit Hinweis auf die Alterung unserer Gesell- 
schaft und die sinkende Anzahl von Bei- 

scheinlich, zumal andere Länder in Europa 
mit den gleichen Entwicklungen zu kämp- 
fen haben und der Bevöikerungsrückgang in 
Osteuropa noch stärker sein wird als bei uns. 
Haben wir heute noch rund 81 Mio.Einwoh- 
ner, so werden es 2050 je nach Zuwande- 
rungszahi voraussichtlich zwischen 65 und 
70 Mio. sein (vgl. Statistisches Bundesamt 

Städten" kommen. Das Statistische Landes- 
amt Sachsen-Anhalt rechnet etwa für die 
Stadt Dessau bis zum Jahr 2030 mit einem 
Einwohnerrückgang um 35 Prozent.In wei- 
ten Teilen Ostdeutschlands, aber auch in 
westdeutschen Regionen wie dem Saarland, 
Nordhessen und Südniedersachsen drohen 
Abwärtsspiralen aus Bevölkerungsabwan- 

tragszan ern im Vergleich zt. den Leistungs- 2000). derung. .Vergreis,nq". Gescnaftsaufqaben, 
beziehern wird vielfach das Ende oer solida- Von dem Bevolkerunasrückqanq ~ n d  der A - Wonnungsleerstanaen,Steuera~sfällen una -- . . 
rischen und überwiegend umlagefinanzier- terung werden wirtschaftlich schwächere dem~bbau  öffentlicher Infrastruktur. 
ten Sozialversicherunqen, insbesondere der 

der privaten Vorsorge. i m m  I 1 1  1 I I  l l l  I Die demographische Entwicklung in 

. 
Rentenversicherung, prognostiziert. Vorge- 

Deutschland 

schlagen werden aus diesem Grunde Leis- 
tungseinschränkungen der gesetzlichen So- 
zialversicherungen und ein stärkerer Ausbau 

Für die künftige Bevölkerungsentwicklung 
in Deutschland -wie im übrigen Europa - 
sind vor allem zwei grundlegende Trends 
von Bedeutung.Zum einen wird die Bevöl- 

'" Abbildung 1: Bevölkerungsentwicklung nach 

90 
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Altersgruppen 

kerung im Durchschnitt immeräIter,zum an- 
deren wird die Bevölkeruna trotz Zuwande- - 
rung abnehmen (vgl. Abbildung l).Die Alte- 
runq lässt sich am besten anhand des Medi- 
analters darstellen.also jenes Aiters,das die 
Bevölkerung in zwei gleich große Gruppen 
von älteren und jüngeren Personen teiit.Die- 
Ses Medianalter lag 1975 in Deutschland 
noch bei 35 Jahren, ist inzwischen bei 40 
Jahren und wird bis zum Jahr 2035 voraus- 
sichtlich auf über50 steigen (vgl.Sinn 2003). 
Die Ursachen für die Alterung liegen zum ei- 
nen in der gestiegenen durchschnittlichen 
Lebenserwartunq, zum anderen in der sin- 

1990 1995 2WO 2005 2010 2015 2020 
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kenden ~eburteirate.30-jährige Frauen ha- 
ben heute im Durchschnin 1.3 Kinder.Das ist 
zu wenig, um die Bevölkerungszahl in 

Q U ~ I ~ ~ ~ :  statistischer Bundeiarnt [weite fur1990-20001 
PROGNOS Deutschland Repart 2002-2020 (Werte fur 2005-20201 

Deutschland mittelfristig konstant zu halten. 
Daran wird auch Zuwanderung nur wenig 
ändern. Denn um die Wohnbevölkerung Regionen sehr viel stärker betroffen sein als Folgen für Wirtschaft und Arbeitsmarkt 
konstant zu halten,müssten in den nächsten wirtschaftlich starke.Dadurch kann es in ein- Wirtschaftlich wird mit dem Bevölkerungs- 
50 Jahren 17,2 Mio. Menschen nach zelnen Regionen zu dramatischen Entwick- rückgang wohl auch die Binnennachfrage 
Deutschland einwandern. Dies ist unwahr- lungen und zur Entstehung von ,,Geister- sinken. Dies ist insbesondere für Branchen 

probiematisch,die nicht oder kaum export- 
orientiert sind. Das Wirtschaftswachstum 
und damit auch das Steueraufkommen der 
öffentlichen Hand dürfte zukünftig eher 

Ulf-Birger Franz, Jahrgang 7966,Mitgliedim SPD-UnterbezirksvorstandHannover-Stadt, lebt in schwächer verlaufen. Dabei sollte allerdings 
Honnover und arbeitet 01s Wlrtschoft~gutochter bei einer Bonk nicht die gegenwärtige Konjunkturkrise 



zum Maßstab genommen werden.Auch ist 
deutlich zu unterstreichen, dass ein schwä- 
cheres Wachstum bei sinkender Einwohner- 
zahl keinesfalls zu einem sinkenden Sozial- 
produkt pro Kopf und damit zu keinem 
Rückgang des Wohlstandsniveaus führen 
muss. 
Eine entlastende Wirkung wird die demogra- 
phische Entwicklung aller Voraussicht nach 
auf den Arbeitsmarkt haben. So darf auf 
Grund der abnehmenden erwerbsfähigen 
Bevölkerung mit einer spürbar sinkenden Ar- 
beitslosigkeit gerechnet werden. lnteressan- 
terweise vernachlässigen konservative und li- 
berale Kommentare diese Auswirkung und 
die damit verbundene entlastende Wirkung 
für Arbeitslosenversicherung und Staatsfi- 
nanzen allzu gern (vgl.EZB 2003,Sinn 2003). 
Diezukünftige Entwicklung kann sehr plas- 
tisch am Beispiel des ostdeutschen Arbeits- 
marktes verdeutlicht werden. Heute stehen 
den fast 250.000 Berufsanfängern auf dem 
ostdeutschen Arbeitsmarkt nur wenige Be- 
schäftigte im Renteneintrittsalter gegenü- 
ber, wobei einerseits die geburtenstarken 
DDR-Jahrgänge der 70er180er-Jahre und 
andererseits die zahlreichen Frühverrentun- 
gen in Ostdeutschland in den 90er-Jahren 
die Ursachen sind (vgl.Abbildung 2).Dies er- 
klärt im übrigen auch die gegenwärtigezu- 
spitzung der Lage auf dem ostdeutschen Ar- 
beits- und Ausbildungsmarkt. Ab dem Jahr 
2012 wird jedoch selbst in Ostdeutschland 
die Zahl der Verrentungen über der Anzahl 
der Berufseinsteiger liegen. was zu einer 
spürbaren Verbesserung sowohl der Ausbil- 
dungsplatzsituation als auch der Beschäfti- 
gungschancen Jüngerer führt. In West- 
deutschland wird diese Entspannung deut- 
lich früher eintreten. 
Sosehr diese Entwicklung positive Aspekte 
für die einzelnen Beschäftigten hat, sosehr 
ist sie auch mit Risiken für die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung verbunden. Als Fol- 

ge der Reduzierung des Erwerbsfähigenpo- ligung von Frauen einnehmen.Eine produk- 
tenzials droht ein spürbarer Fachkräfteman- tive Volkswirtschaft kann es sich nicht leis- 
ge1,gleichzeitig wird sich durch diesinkende ten. dass gut qualifizierte Frauen im besten 
Zahl von Berufseinsteigern das Durch- Alter aus dem Erwerbsleben gerissen und an 
schninsalter der Belegschaften erhöhen. Heim und Herd verbannt werden. Nach Un- 
Dies könnte sich negativ auf die Innovati- tersuchungen des Instituts für Arbeitsmarkt- 
onsfähiskeit von Unternehmen auswirken. und Berufsforschuna wird sich die Erwerbs- - 
schließlich werden lnnovationsprozesse zu 
einem großenTeil über Generationswechsel 
implementiert - man denke nur an die Ein- 
führung moderner EDV. 
Dem Arbeitskräftemangel kann allerdings 
durch eine höhere Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und älteren Beschäftigten entgegen- 
gewirkt werden. In 

- 
tatigkeit von Frauen nach der Familienphase 
in Zukunft weiter erhöhen. So wird mit ei- 
nem Anstieg der Erwerbsquote bei verheira- 
teten Frauen im Alter von 40 bis 44 Jahren 
von 75 % 1996 auf 93 bis 98 % 2040 gerech- 
net.Bei Frauen im Alter von 55 bis 59 Jahren 
wird ein Anstieg von 45 auf 76 %für realis- 

tisch erachtet (vgl. 
beiden Feldern hat ThonIFuchs 2001). Da- 
Deutschland im Ver- Die Finanzmärkte sind mit würde sich die Er- ~ ~ - ~~- - 

gleich zu anderen ebenso abhängig von der werbsbeteiligung von 
Ländern noch deutli- Frauen in Deutschland 
che Potenziale. wäh- demographischen internationalen Stan- 
rend in der Schweiz Entwicklung wie die dards annähern. 
71 % der 55- bis 64- Für eine solche Ent- 
Jährigen erwerbstä- realwirtschaftliche wicklung müsste aber 
tig sind, in Japan 64 Entwicklung und die die Vereinbarkeit von 
% und in den USA Familie und Beruf 
immerhin noch 58 %, umlagefinanzierten deutlich besser wer- 
sind es in Deutsch- ~ ~ ~ i ~ l ~ ~ ~ ~ i ~ h ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ .  den.Wievie1 hiernoch 
land weniqer als 39 im Araen ließt. ver- - 
%. Dies ist nur zu ei- 
nem kleinen Teil Folge der bereits geschil- 
derten Frühverrentungen in Ostdeutsch- 
land. Hauptsächlich ist diese geringe Er- 
werbsquote älterer Arbeitnehmer die Kon- 
sequenz aus der Unternehmenskultur in 
Deutschland. Viele Unternehmen trennen 
sich von älteren Mitarbeitern, Arbeitslose 
über 50 sind kaum vermittelbar, Erfahrung 
wird als Ressource in deutschen Unterneh- 
men wenig geschätzt (vgl.Giger 2003). Dass 
es auch anders geht, zeigen uns Volkswirt- 
schaften,die in den letzten Jahren erfolgrei- 
cher waren als die deutsche. 
Eine Schlüsselrolle bei der Entwicklung un- 
seres Arbeitsmarktes wird die Erwerbsbetei- 

2 .  

deutlich exempla- 
risch die Gegenüberstellung der Kindergar- 
tenunterbringung in den OECD-Staaten (vgl. 
Abbildung 3). Die kümmerliche Position 
Deutschlands auf dem vorletzten Platz do- 
kumentiert nicht nur die mangelhafte öf- 
fentliche Infrastruktur in diesem Bereich, 
sondern auch die damit verbundene Menta- 
lität,nach der Kinderzu Hause bei den Eltern 
am besten aufgehoben seien. 
Interessant ist in diesem Zusammenhang 
ein weiterer Aspekt: So wird der Kinder- 
wunsch potenzieller Eltern (die..Fertilitäts- 
entscheidung") sehr wohl durch ökonomi- 
sche Anreize,durch die Qualität der Famili- 
enförderuns und nicht zuletzt durch die DD- 

d 

schiedene Beispiele belegen dies eindrucks- 
voll. 
Ein Vergleich zwischen Deutschland und 
dem Nachbarland Frankreich, in dem es eine 

portunitätskosten für die ~indererziehung- 

starke Orientierung auf Ganztagsbetreuung 
von Kindern und eineerheblich stärkere di- 
rekte Förderung von Kindern gibt,zeigt eine 
traditionell deutlich höhere französische Ge- 
burtenrate von 1,9 im Vergleich zu 1.3 in 
Deutschland (Eurostat 2002). Betrachtet 
man nundasSaarland,das biszum Jahr 1957 
unter französischer Verwaltung stand und 
erst dann Teil der Bundesrepublik wurde,so 
ist Folgendesauffällig:Das Saarland weist bis 
1957 eine am höheren französischen Niveau 
orientierte Geburtenrate auf. die sich dann 

Abbildung 2: Ersatzbedarf und Nachwuchskohorten in 

I Ostdeutschland 

I heute ~rwerbrtäti~e erreichen das 65. Lebensjahr -Neuzugänge der2ljährigen 1 mit dem Beitritt zur rasch 

Quelle: zsh - Zentrum für sozialdforrchung nalle 
auf das deutsche Niveau absenkt. Als we- 
sentliche Ursache für diese bemerkenswerte 

also das berufliche und finanzielle Opfer,das 
Eltern und überwiegend die Mütter für ein 
Kind erbrinaen müssen - beeinflusst. Ver- 

Zweifel über die positiven Bildungs- und So- 
zialisationseffekte durch frühkindliche Be- 
treuung. Nach den Pisa-Ergebnissen wurde 
gerade die Integration von ausländischen 
Kindern und die Sprachentwicklung häufig 
angesprochen. Doch in der Praxis ist die Bil- 
dungsfunktion des deutschen Kita-Systems 
im internationalen Vergleich eher unterent- 
wickelt. Insofern muss eine bedarfsgerechte 
Flexibilisierung der Öffnungszeiten mit einer 
Aufwertung des pädagogischen Konzeptes 
der Kitaseinhergehen.Zentra1 hierfür istdie 
Aufwertung des Erzieherberufs hinsichtlich 
der Qualifikation und der Bezahlung. Das 
bisherige Berufsbild zeichnet sich vor allem 

durch niedrige Einkommen und hinsichtlich 
des Erwerbsverlaufs alsSackgasseaus.Wie in 
Europa üblich solltedie Ausbildung auch in 
Deutschland an Fachhochschulen stattfin- 
den.,ein,,Bachelor of Education" wäre anzu- 
streben.Die in der oben vorgestellten Studie 
möglichen Beschäftigungseffekte sollten 
also nicht nur quantitativ,sondern vor allem 
qualitativ beachtet werden. Sm 5 1 W S  

Literatur: 
Hanr-Günter Beil1 Alexander Recht. Lebenslagen in 

Deutschland -Der erste Armutr- und Reichtumrbe- 

Kai Burmeirter, Kinderbetreuung - soziale lnfrartruktur 
und Arbeitrmarktinrtiument in: Sozialismus 101 
2002.5.7 f. 

DiW Beriin,.Aurbau von Kinderbetreuung bringt äkono- 
mischen NuQen: Abschätzung der (Brutto-IEinnah- 
meneffekteöffentlicher Haushalte und der Sozialver- 
richeningrtiäger bei einem Ausbau von Kindenager- 
einrichtungen" im Auftrag der Bunderminirteriumr 
für Familie.Senioren.Frauen und Jugend,Bonn 2003 

Karin Erch I Sybiile Stöbe-Blorrey. Kinderbetreuung: 
Ganrtagr hii alle? in:IAT-Report 2002109 

Michaei Kiundt, (Kinder)Aimut und Generationendebat- 
te InSPW 129(1/20031.S.29ff. 

Konrad Nabel1 Felix Welti. Frauen und Kinder zuerrt.rpw 
82 (2119951.S.52 R 

Stefan Seil, Bedarfsorientierte Modernirierung der Kin- 
derbetreuunorinfrartruktur in Deutschland, in:WSI- 
Mitteilungen 312002.5.147 R 

Was heißt soziale Gerechtigkeit heute ? 
Wirk l iche Reformen wären  notwendig. 

Werner Kindsmüller 

Das tradierte System der sozialen wacnstum Kommt in Gang.Bei menrals l,SOb gen internationalen Verflecntung der Welt- 
Sicher..na tauat nicht mehr als F~ndament Wachst~m - so ein SPD - Ara~mentations- okonomie und hoher Wachstumsraten oen 
für die Zikunft der sozialen Demokratie in 
Deutschland.Ein umfassender Systemwech- 
sel ist notwendig. wenn soziale Gerechtig- 
keit nicht zum Nostalaiewert verkommen 
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soll oderaberendgültig der neoliberalen Lo- 
gik der Konkurrenzfähigkeit am "Standort 
Deutschland geopfert wird. Unbequeme 
Einsichten und Schritte sind für die Linke un- 
ausweichlich.Jeder Umbau braucht Zeit und 
darf die politische Mehrheitsfähigkeit nicht 
aus dem Auge verlieren. 

Eine Logik,die nicht mehr funktioniert 
In der Auseinandersetzung um die Agenda 
2010 versucht Gerhard Schröder seine Kriti- 
ker mittlerweile mit Marx- und Engelszun- 
gen zu überzeugen: .Wenn sich die wirt- 
schaftliche Basis einer Gesellschaft so radikal 
verändert, kann man nicht so tun.als hätte 
das keine Auswirkungen auf den gesell- 
schaftlichen Überbau" (Der Spiegel. Ostern 
2003). Recht hat er. Wenn das aber so ist, 
dann braucht der Sozialstaat ein neues Fun- 
dament. Agenda 2010 ist eine unsoziale 
Sparoperation,der weitere bald folgen müs- 
sen. Ein neues Konzept von sozialer Gerech- 
tigkeitvermag man nichtzuerkennen. 
Die Logik von Agenda 2010 ist der Logikder 
70er Jahre verhaftet: Indem die Kosten des 
Faktors Arbeit gesenkt und die Sozialsyste- 
me entlastet werden. verschwinden .Be- 
schäftigungshemmnisse". Das Wirtschafts- 

- 
papier - wird dienBeschäftigungsschwelle" 
überschritten und es entstehen neue Ar- 
beitsplätze. Damit steigen die Einnahmen 
der sozialen Sicherungssysteme und auch 
Hans Eichel freut sich, weil mehr Beschäftig- 
te mehr Steuern zahlen.Unser Sozialstaat ist 
wieder intakt. 
Während Schröder mit seinen Kürzungsplä- 
nen a-f der Aostenseite ansem.g auben seine 
nks- traa~tionel en Krit ker d ~ e  Probleme auf 

der Finanzierungsseite lösen zu können. Beide 
Antworten gründen aufder Illusion,die Funda- 
mente des Sozialstaats ließen sich durch Rück- 
kehr zum System der beschäfrigungsbasierten 
sozialen Sicherung restaurieren. 

Wohlfahrtsstaat auf morschen Pfeilern 
Es ist schon erstaunlich: seit 25 Jahren erle- 
ben wir, wie die Grundlagen des Wohlfahrts- 
staates und seiner sozialpolitischen Verspre- 
chen schwinden - und trotzdem glauben 
wir, wir könnten die Zukunft unseres Sozial- 
staates darauf gründen. 
Die kontinentaleuropäische Version des 
Wohlfahrtsstaates. wie sie sich nach dem 2. 
Weltkrieg entfaltet hat. beruht im Wesentli- 
chen auf zwei Pfeilern: dem national regu- 
lierten Arbeitsmarkt und dem Normalar- 
beitsverhältnis unter ldealbedingungen der 
Vollbeschäftigung. 
Die europäischen Staaten konnten nach 
dem Krieg, unter Bedingungen einer gerin- 

Werner Kindsmüller, Jg. 1954 lebt bei Düsseldorf und leitet die Abteilung Europa- und Internatio- 
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Sozialstaat aufbauen. Das Kapital besaß 
kaum.Fluchtmöglichkeiten".Ökonomische 
Grenzen für sozialstaatliche Leistungen 
und Transfers gab es in den 60er und 70er 
Jahren kaum.Steigende Lohn- und Lohnne- 
benkosten trafen die Unternehmen 
gleichermaßen und wurden an dieverbrau- 
cher weitergegeben. Die keynesianisch ge- 
prägte nationale Wirtschaftspolitik setzte 
die Zinspolitik und die Haushaltspolitik ein. 
um die mit der kapitalistischen Akkumulati- 
on einher gehenden Krisen zu dämpfen 
und den Arbeitsmarkt und die sozialen Sys- 
teme zu sichern. 
Die Liberalisierung der Märkte für Güter, 
Dienstleistungen und vor allem für Kapital 
seit Mitte der 70er Jahre führte, ausgelöst 
durchdieölkrise 1973,zueinemAbbau nati- 
onaler Schutzwälle gegen das internationale 
Umfeld und nahm dem Nationalstaat viele 
Möglichkeiten der nationalen Regulierung 
der Arbeitsmärkte und der Abschottung der 
sozialen Systeme.Seitdem befinden sich die 
nationalen Wirtschafts- und Sozialräume im 
Wettbewerb um die günstigsten Verwer- 
tungsbedingungen des Kapitals. Die Libera- 
lisierung hat die.exit Options" des Kapitals 
erweitert und in der Folge den Spielraum für 
eine nationale Sozialstaatspolitik untergra- 
ben. 
Bei gleichzeitigem Anstieg der Staatsver- 
schuldung in den 80er Jahren gelang es 
immer weniger, den Druck auf die Arbeits- 
märkte durch nationale Politik abzufedern. 
Die Finanzierungssysteme der sozialen Si- 
cherung, die auf Vollbeschäftigung und ei- 
nem stabilen Normalarbeitsverhältnis (Voll- 



Art ike l  zur Famil ienpol i t ik 
in den letzten spw-Heften: 

bestätigt. Zwar besteht eine beeindrucken- 
de Kosten-Nutzen-Relation: Von jährlichen 
Investitionen in Kita-Plätzen in Höhe von 
5.200 Euro eroibt sich ein Ertraa von 20.000 - - 
Euro. Doch fallen die Kosten bei den Kom- 

Felix Welti, Wege und Irrwege der Familienförderung,spw 119 (612001), 5.5-6 munen an, wohingegen der Nutzen sich auf 
Kai Burmeister/ Myriam Kagischke, Nachfrageorientierte Kindereinrichtungen, spw 120 anderen Staatsebenen einstellt. Neben ei- 
(4/2001),5.9-10 nem stärkeren Engagement des Bundes 
Girela Notz, Emanzipation durch Lohn für Hausarbeit?, spw 126 (412002). 5.47-48 bzw.einer veränderten Gewichtuno von Kin- < 

dergeld und Investition in Kitas wäreeineso- 
Die Artikel können als Datei oder Kopien bei spw angefordertwerden.Für Kopien bittefran- 

Zialversicherungsähnliche Kinderkasse 
kierten Rückumschlag beilegen. denkbar,an deren Finanzierung auch die Ar- 

beitgeber beteiligt wären (vgl. Nabel1 Welti, 
spw 82,S.S2 ff.). 

der Arm~tsforsch~ng W ra davon ausgegan e nnahmen oel der Ein6ommensteuer sowie 
aen oass ieaes funfte Kino n IE nkommens- bei oen Soz alversicherunaen und <arm o e ~lexibleöffnunqszeiten notwendig 
d ~ , ~  , - 
)Armut aufwächst (vgl.Bell/ Recht,spw 120, Ausgaben für die Sozialhilfe reduzieren.An- TabelleZzeigtdieZunahmevon atypischen 
5.26 ff.: Klundt spw 129, S. 28 R). Einen be- dere Effekte wie die Multiplikatorwirkung Arbeitszeiten für die Jahre 1995 und 2000. 
deutenden Anteil hieran dürfte die Abhän- durch die gestiegenen Einkommen der Müt- Dabei zeigt sich eine langsame aber stetige 
gigkeit von der Sozialhilfe gerade bei aliein- ter oder kindbezogene Wirkungen wie bes- Ausdifferenzierung von Arbeitszeiten. 
erziehenden Müttern haben.Tatsächlich be- sere S~rachentwickluna und aaf. höherer Immer mehr Beschäftiate sind zumindest - - -  -~ ~~ < - 
zogen 1997 in den alten Bundesländern Schulerfolg bleiben hierbei noch unberück- zeitweilig mit atypischen Arbeitszeiten kon- 
knapp 250.000 alleinerziehende Mütter mit sichtigt.Um diese positiven Effekten nutzbar frontiert. Die dominierende Arbeitszeitform 
Kindern unter 13 Jahren laufende Hilfezum machen zu können, müssen Bund. Länder von Frauen mit Kindern ist weiterhin dieTeil- 
Lebensunterhalt. Die Sozialhilfeträger wen- und Kommunen zu- zeitarbelt, wobei sich 
deten für diese Gruppe differenziert nach sätzliche Betreu- die Struktur dieser Ar- 
dem Alter des ieweils iünasten Kindes fol- unaska~azitäten be- Für 1.000 in Erwerbsarbeit beitsform stetiq ver- , - 
gende Mittel auf: Kinder im Krippenalter Ca. 
230 Mio. Euro, Kinder im Kita-Alter fast 490 
Mio. Euro und Ca. 750 Mio.Euro für Kinder im 
Hortalter. 
Für jeweils 1.000 in Erwerbsarbeit gebrachte 
alleinerziehende Mütter würde es zu poten- 
ziellen Einsparungen in der Sozialhilfe von 
6.5 Mio. Euro kommen. Würden nur alle al- 
leinerziehenden Akademikerinnen erwerbs- 
tätig, so würde dies zu Einsparungen von 
insgesamt über 25 Mio.Euroführen. 
Sicherlich Iässt sich gegen das Gutachten 
einwenden. dass auch wenn das Beschäfti- 
gungshindernis fehlende Kinderbetreuung 
ausgeräumt ist, angesichts der angespann- 
ten Lage auf dem Arbeitsmarkt sowie ab- 
hängig von der individuellen Qualifikation 
nicht alle Mütter erwerbstätig würden.Doch 
sind weniger die konkret errechneten Zah- 
len als vielmehr die Grundaussage ist ar- 
beitsmarkt- und sozialpolitisch bedeutsam: 
Der bedarfsgerechte Ausbau der Kinderbe- 
treuung ermöglicht Frauen mit Kindern Er- 
werbsarbeit. Dies wiederum führt zu Mehr- 

- ,  

reitstellten und mit ändert. Nach dim So- 
der Einstellung zu- 

gebrachte alleinerziehende ziökonomischen Pa- 

sätzlicher Erzieherin- Mütter Spart die Sozialhilfe nel (SOEP) bezieht 
nen und Erzieher in 
Vorleistuna treten. 

6,5 Mio. Euro. sich Teilzeit nur noch 
zu einem Drittel auf 

Das vier Milliarden 
Euro umfassende Förderprogramm des Bun- 
des zum Ausbau von Ganztagsschulen ist 
zwar unterstützenswert,doch bleibt die vor- 
schulische Betreuung hiervon ausdrücklich 
ausgenommen. Diesen Bereich finanzieren 
derzeit die Kommunen mit bis zu 85 %,der 
Rest wird vor allem durch Eigenanteile der 
Kita-Träger sowie durch Elternbeiträge fi- 
nanziert. Angesichts der angespannten 
Haushaltslage vieler Kommunen und der 
Tatsache,dass sich die positiven Effekte nicht 
unmittelbar bei den Kommunen nieder- 
schlagen werden, i s t  ein Ausbau der Kinder- 
betreuung allein durch die Städte und Ge- 
meinden nicht zu erwarten. Diese..föderale 
Finanzierungsgeflechtsfalle" wurde durch 
eine Studie im Auftrag der GEW für Kitas in 
Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen 

eineTätigkeit am Vor- 
mittag. Mehr als die Hälfte derTeilZeitarbeit- 
enden haben wechselnde Arbeitszeiten, bei 
denen vielfach an einigenTagen voll und an 
anderenTagen gar nicht gearbeitet wird.Am 
Beispiel des Lebensmitteleinzelhandels wird 
deutlich, dass zunehmend auch Wochen- 
endarbeit wichtiger wird.Kindergärten müs- 
sen auf diezunehmend flexiblen und immer 
weniger klar planbaren Arbeitszeiten mit 
ebenso zeitlich flexiblen Betreuungsange- 
boten wie z. Kverlängerten Öffnungszeiten 
in der Woche und Notfall-,Wochenendange- 
boten antworten (vgl.Burmeister/Kagischke, 
spw 120.5.9 f.). Ein häufig geäußerter Ein- 
wand gegenüber einer Flexibilisierung der 
Betreuungszeiten mündet im Vorwurf, dass 
die Kindertagesstätten zu reinen Aufbewah- 
rungsstationen verkämen. Es besteht kein 

-- 
Tabelle 2: Entwicklung atypischer Arbeitszeiten von 1995 - 2000 in % I 

I Abendarbeit Nachtarbeit Sarnstagsarbeit Sonntagsarbeit 

Iirnrner 1 3.5 3.51 1.4 1.81 13.4 12.81 5.1 

/0uelle: Esch/ Stöbe-Blossev I 

Entwicklung machen Experten den Wegfall 
der umfassenden französischen Familienför- 
derung zugunsten der mageren fiskalischen 
Förderung in Deutschland aus (vgl. Sinn 
2003). 
Die demographische Entwicklung lässt sich 
durch gesellschaftliche Rahmenbedingun- 
gen beeinflussen. Der Aspekt einer aktiven 
Kinder- und Familienpolitik kommt in der 
Diskussion um die Entwicklung und ihre 
Auswirkungen bisher jedoch eindeutig zu 
kurzGefragt wäre vor allem eine umfassen- 
de direkte Förderung von Kindern und El- 
tern durch kostenlose Angebote an Stelle 
bisheriger steuerlicher Vergünstigungen. 
Dazu würde dann auch eine obligatorische 
und für die Eltern kostenlose Kindergarten- 
pflicht gehören,die schon auf Grund der zu 
erbringenden lntegrationsleistung gegenü- 
ber Kindern von Zuwanderern - ihr Anteil 
wird sich rasch weiter erhöhen -geboten ist. 

Folgen für den Sozialstaat 
Die am häufigsten beschriebene Konse- 
quenz der demographischen Entwicklung 
für den Sozialstaat ist der Rückgang der Be- 
völkerung im erwerbsfähigen Alter im Ver- 
gleich zu den Älteren. Kamen im Jahr 2000 
auf 100 Personen im Alter zwischen 20 und 
59 Jahren noch 40 Personen über 60 Jahre, 
so werden es im Jahr 2050 etwa 80 sein (Sta- 
tistisches Bundesamt 2000). Damit sinkt die 
Zahl potenzieller Beitragszahler für die ge- 
setzlichen Sozialversicherungen im Verhält- 
nis zur Zahl der Leistungsbezieher. Insbe- 
sondere für die gesetzliche Rentenversiche- 
rung kann dies nicht ohne Konsequenzen 
bleiben.Auch die Krankenversicherung und 
speziell die Pflegeversicherung werden zu- 
sätzlich belastet, während die Arbeitslosen- 
versicherung künftig spürbar entlastet wird. 
Grundsätzlich zieht ein Anstieg der Rentner- 
anzahl im Vergleich zu den Beitragszahlern 
noch kein Zusammenbruchsszenario für die 
Rentenversicherung nach sich. Das zeigt 
schon der Blickaufdie deutsche Nachkriegs- 
entwicklung,in der wires kontinuierlich mit 
diesem Phänomen zu tun hatten.Das Niveau 
der Altersversorgung ist in diesem Zeitraum 
stark angestiegen, zusätzlich konnte eine 
Kraftanstrengung wie die deutsche Einheit, 
die zu erheblichen Teilen über die gesetzli- 
chen Sozialversicherungen finanziert wurde. 
gemeistert werden. Die Ursache dafür liegt 
vor allem in der gestiegenen Produktivität. 
Heute können wir pro Kopf mehr Rentner 
versorgen, weil jeder einzelne mehr Werte 
schafft. In den nächsten Jahrzehnten wird 
sich die Alterung allerdings beschleunigen, 
während der Produktivitätszuwachs gerin- 
ger sein könnte. Dadurch entsteht die Not- 
wendigkeit, entweder zusätzliche Finanzie- 
rungsquellen zu erschließen, Leistungen 
einzufrieren oder die Alterssicherung grund- 
sätzlich neu zu organisieren. 
In welchem Maßedies erforderlich sein wird. 
hängt vor allem von der künftigen wirt- 
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schaftlichen Entwicklung und der Produkti- 
vitätsentwicklung ab. Dabei wird der Rück- 
gang der erwerbsfähigen Bevölkerung zu ei- 
nem Teil kompensiert: 
-Die Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und Älteren wirkt dem Rückgang der 
Jahrgänge im erwerbsfähigen Alter 
entgegen, ohne diesen allerdings ausglei- 
chen zu können. 
- Die von vielen prognostizierte günstigere 
Lohnentwicklung in der Folge des geringe- 
ren Arbeitskräftepotenzials erhöht das Bei- 
tragsaufkommen, beides wirkt sich tenden- 
ziell produktivitätssteigernd aus. 
Große Präsenz in der aktuellen Rentendis- 
kussion hat die Forderung nach einer - 
zumindest teilweisen - Umstellung des um- 
lagefinanzierten Systemsauf eine private ka- 
pitalgedeckte Alterssicherung. Der Boom 
der Aktienmärkte in den 90er-Jahren hat 
auch in der Sozialdemokratie die Illusion ei- 
ner wundersamen Reichtumsvermehrung 
durch Altersvorsorge über die privaten Kapi- 
talmärkte aufkommen lassen. Mit der..Ries- 
ter-Rente", die sich bisher allerdings nur ge- 
ringer Nachfrage erfreut, Ist ein erster Schritt 
in diese Richtung unternommen worden. 
So wenig die Begeisterung für eine Alters- 
vorsorge über die Aktienmärkte angesichts 
des Aktien-Hypes vor zehn Jahren verwun- 
dern konnte,so erstaunlich ist dieTatsache. 
dass sich diese Forderung auch heute noch 
großer Beliebtheit erfreut.Denn die Illusion 
eines dauerhaften Booms an den Finanz- 
märkten. der unabhängig von der realwirt- 
schaftlichen Basis verläuft, sollte nach dem 
Ende der New Economy-Euphorie und des 
.Neuen Marktes" mittlerweile zerplatzt sein. 
Zusätzlich lohnt sich ein Blick auf die Ent- 
wicklung und die Prognosen für die Aktien- 
märkte, um festzustellen: Die Finanzmärkte 
sind ebenso abhängig von der demographi- 
schen Entwicklung wie die realwirtschaftli- 
che Entwicklung und die umlagefinanzier- 
ten Sozialversicherungen. So ist der Aktien- 
boom der 90er-Jahre,der von den USA aus- 
ging,auch auf die dortigen geburtenstarken 
Jahrgänge (die,,Baby Boomerr'-Generation) 
und deren Nachfrageverhalten zurückzu- 
führen (vgl.BHF-Bank2000).Der Eintritt die- 
ser Jahrgänge in das Rentenalter und eine 
dann zu erwartendestarkeVeräußerung von 
Aktien und lnvestmentzertifikaten bei 
gleichzeitig geringerer Nachfragedurch die 

zahlenmäßig schwächere Nachfolgegenera- 
tion stellt eine erhebliche Belastung für die 
Kursentwicklung dar (vg1.Deutsche Bank Re- 
search 2003). 
Diese Entwicklung ist mit Zeitverzögerung 
auch für Deutschland zu erwarten. So rech- 
net die HypoVereinsbank für 2015 mit er- 
heblichen demographiebedingten Kursein- 
brüchen an den Finan~märkten~andere Ex- 
perten erwarten diese Entwicklung um 
2020 herum (vgl. Lorz 2003). Dort, wo Be- 
triebsrenten in garantierter Höhevereinbart 
wurden, die vom Arbeitgeber auf Basis von 
Kapitalanlagen gedeckt werden, stellen die- 
se Regelungen mittlerweile ein erhebliches 
lnsolvenzrisiko dar und führen zu einer spür- 
baren Absenkung der Kreditwürdigkeit der 
betroffenen Unternehmen (vgl. Handels- 
blatt 23.9.2002, Lorz 2003). 
Zu besichtigen sind die Kollateralschäden ei- 
ner kapitalgedeckten Alterssicherung 
bereits heute in den USA.So haben allein die 
Pensionsfonds der US-Unternehmen zwi- 
schen 1999 und Mitte 2002 Verluste von 
insgesamt 630 Mrd. Dollar eingefahren. Die 
gegenwärtigen Finanzierungslücken wer- 
den auf rund 300 Mrd.Dollar geschätzt.Nach 
einer Umfrage unter den 500 größten US- 
Unternehmen haben 70 % angegeben, er- 
hebliche Probleme mit den eigenen Fonds 
zu haben (vgl. Kuckelkorn 20031. Ein erhebli- 
cher Teil der Beschäftigten wird - ähnlich 
wie in den Niederlanden und Großbritanni- 
en übrigens - bis deutlich über die Alters- 
grenze hinaus arbeiten müssen oder sich 
auch als Rentner dauerhaft mit Gelegen- 
heitsjobs über Wasser halten müssen. Dies 
alles sind die Folgen eines allzu großen Ver- 
trauens in die Entwicklung der Aktienmärk- 
te. 
Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, 
die enormen Risiken einer Umstellung des 
deutschen Rentensystems auf Kapitalde- 
ckung realistisch einzuschätzen.Befürworter 
einer solchen Umstellung argumentieren in 
Bezug auf die demographischen Risiken mit 
dem Argument, dass Kapitalmarktorientie- 
rung im Gegensatz zum Umlageverfahren 
den Vorteil internationaler Ausweichmöglich- 
keiten habe (vgl.EZB 2003).Diese Möglichkei- 
ten sind jedoch reduziert, denn neben 
Deutschland haben alle anderen europäi- 
schen Staaten und auch Japan nahezu identi- 
sche Probleme, lediglich die USA stehen 



Abbildung 3: Unterbringung in Kindergärten*) 
(naatiicheundprivateEinrichningen) 
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Erweiterung der ge- 
setzlichen Renten- 
versicherung zu ei- 
ner echten Volksver- 
Sicherung unter Ein- 
beziehung aller Ein- 
kommensarten. 
Dabei geht es um 
eine Ausweitung der 
gesetzlichen Renten- 
versicherung auf alle 
Erwerbspersonen. 
Dies ist weniger ein 
Beitrag zur Siche- 
rung der finanziellen 
Basis als vielmehr zur 
Absicherung prekä- 
rer Beschäftigung 
und damit auch zur 
Steigerung der Ak- 

günstiger da.50 bliebevor allem eine Orien- zeptanz. So würde die Rentenversicherung 
tieruna auf die Finanzmärkte in Schwellen- derTatsachenerecht werden.dass Erwerbs- 
rändern Südost-Asiens und Lateinamerikas. 
Dies ist jedoch vor dem Hintergrund der Er- 
fahrungen aus den Finanzkrisen in Mexiko 
und Argentinien und den Börsen-Zusam- 
menbrüchen in Südost-Asien eineausgespro- 
chen risikoreiche Angelegenheit. Außerdem 
setzt eine erfolgreiche Strategie auch nach 
Ansicht von Befürwortern grundsätzlich vor- 
aus,,,dass die Anleger rational und voraus- 
schauend agieren und Anpassungen in der 
Portfoliostruktur über einen sehr langen Zeit- 
raum erfolgen" (Deutsche Bank Research 
2003).Das allerdings würde allen bisherigen 

- ~ ~~ 

biographien immer stärker aus verschiede- 
nen Phasen sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung, zeitlich befristeter Tätigkei- 
ten ohne Versicherungspflicht und echter 
Selbstständigkeit bestehen werden. lnteres- 
santerweise gehen viele der Vorschläge für 
eine Kapitaldeckung - wie etwa die stärkere 
Einrichtung betrieblicher Rentenfonds - von 
einer lebenslangen Zugehörigkeit zu einem 
Betrieb aus und beinhalten deshalb extrem 
bürokratische Regelungen bei Betriebs- 
wechseln.Hier ist die gesetzliche Sozialversi- 
cherung erheblich flexibler. Zudem würden 

Erfahrungen widersprechen. durch die Ausweitung desversichertenkrei- 
Weitere Nachteile einer orivaten und k a ~ i -  sesdievielen kleinen 5eibstständioen.diein 
talgedeckten ~lterssicherung liegen in der 
sozialen Schieflage.50 werden Beschäftigte 
mit geringen Einkommen und Ausfallzeiten 
kaum in der Lage sein, einen ausreichenden 
Kapitalstock aufzubauen. Dadurch droht in 
Zukunft auch bei uns wieder eine spürbare 
Zunahme derAltersarmut.Außerdem lassen 
sich gesellschaftlich sinnvolle Ausgleichs- 
komponenten wie die Anerkennung von Er- 
ziehungszeiten oder ein ,,Kinderbonus" 
kaum realisieren. Frauen würden, wie schon 
bei der privaten Krankenversicherung, ge- 
genüber Männern erheblich diskriminiert. 
Denn sie würden im Gegensatzzur heutigen 
gesetzlichen Rentenversicherung ange- 
sichts ihrer geringeren Einkommen und ih- 
rer höheren Lebenserwartung im Verqleich 
zu Männern einen erheblich niedrigeren Le- 
bensstandard im Alter hinnehmen müssen. 

Fazit 
DieVorstellung,die Finanzierung unserer So- 
zialsysteme von der realwirtschaftlichen 
Entwicklung abkoppeln zu können, ist nicht 
realistisch.Nur eine wirtschaftlich leistunos- 

2 

fähige Gesellschaft wird in der Lage sein,ih- 
ren Bürgerinnen und Bürgern eine ange- 
messene Altersversorgung zu bieten. Die Al- 
ternative zu einer teilprivatisierten und kapi- 
talgedeckten Alterssicherung liegt in einer 

~ ~ - - . ~ - ~ ~  
ihrem Überlebenskampf oftmals an der Al- 
tersvorsorge sparen.mit einbezogen. 
Wichtiger als die Ausweitung des Personen- 
kreises ist für die Abfederung der demogra- 
phischen Auswirkungen die Einbeziehung 
aller Einkommensarten in die Beiträge zu 
den Sozialversicherungen. auch der Renten- 
versicherung. Denn in den letzten Jahrzehn- 
ten ist der Anteil der Bruttolöhne und -ge- 
hälter am Bruttoinlandsprodukt kontinuier- 
lich gesunken,zwischen 1992 und 2000 von 
46,s auf 42.8 Prozent (vgl. DIW 2003). Dem 
steht ein Zuwachs der Vermögenseinkünfte 
gegenüber. Diese Tatsache und der Um- 
stand,dassdie Bruttolöhne und -gehälter die 
Finanzierungsbasis für die Sozialversiche- 
rungen bilden,sind im Hinblick auf die Zu- 
kunft der Systeme - auch der gesetzlichen 
Krankenversicherung -problematisch. Des- 
halb ist es sinnvoll,die in der Bedeutung wei- 
ter wachsende ,Vermögensökonomie" mit 
ihren Einkünften aus Kapitalmarkt. Mieten, 
Erbschaften und Beteiligungen in die Bei- 
tragspflicht einzubeziehen. Das würde 
übrigens den Anteil der paritätischen Bei- 
tragsfinanzierung weiter zurückführen. Zu- 
sätzlich sollten die mittelfristig freiwerden- 
den Mittel aus der Arbeitslosenversicherung 
in die Rentenversicherung fließen. Daneben 
kann über den steuerlichen Anteil und die 

Herausnahme versicherungsfremder Leis- 
tungen aus der Rentenversicherung regu- 
liert werden. Perspektivisch ist eine Erhö- 
hung der Lebensarbeitszeit sinnvoll. Sie 
muss jedoch mit der Entlastung auf dem Ar- 
beitsmarkt verkoppelt werden. 
Eine intelligente und vorausschauende Poli- 
tikdiediedemoaraohischen Entwicklunaen 

Positive Effekte für Arbeitsmarkt und 
Sozialversicherung durch 
Kinderbetreuung 

- .  - 
ernst nimmt, kann den negativen Auswir- 
kungen der Bevölkerungsentwicklung weit- 
gehend entgegenwirken und die positiven 
Folgen gezielt nutzen.Wichtige Handlungs- 
ansätze dafür sind 
-eine wachstums- und innovationsorientier- 
te Wirtschaftspolitikdieauch die Produktivi- 
tät fördert. 
-die stärkere Einbeziehung aller Erwerbsfä- 
higen in den Arbeitsmarkt. Dazu kann auch 
die Abschaffung leistungsfeindlicher Sub- 
ventionen wie des Ehegattensplittings oder 
der kostenlosen Mitversicherung von Ehe- 
partnern beitragen. 
-eine aktive Qualifizierungspolitik, mit der 
auch die Vermittlungsfähigkeit bisheriger 
Randgruppen erhöht wird. 
-eine aktive Kinder- und Familienpolitik, die 
vor allem die Opportunitätskosten für die 
Kindererziehung deutlich senkt. 
- eine Einwanderungspolitik, die eine volle 
sprachliche. kulturelle, politische und wirt- 
schaftliche Integration bewerkstelligt. 
- eine Strukturpolitik die von Abwanderung 
und Alterung betroffenen Regionen neue 
Handlungsmöglichkeiten eröffnet. 3,m3 
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-doch öffentliche Investitionen s ind dafürVoraussetzung! 

Von Kai Burmeister 

Das Defizit an öffentlicher Kinder- 
betreuung in den westdeutschen Bundes- 
ländern ist hinlänglich bekannt.Zur Erinne- 
rung sei darauf hingewiesen,dass es an Krip- 
penplätzen nahezu gänzlich mangelt, der 
Rechtanspruch auf eine Halbtagsbetreuung 
für Kinderzwischen 3 und 6Jahren zwar be- 
steht,in der Praxis aber immer noch unzurei- 
chend erfüllt wird und die Hortbetreuung 
bzw. Ganztagsschule ebenso unterentwi- 
ckelt sind. 
An dieser Stelle sollen die Ergebnisse der 
Studie .Abschätzung der (Brutto-)Einnah- 
meneffekte öffentlicher Haushalte und der 
Sozialversicherungsträger bei einem Aus- 
bau von Kindertageseinrichtungen" darge- 
stellt werden,die im Januar 2003 im Auftrag 
des Bundesministeriums für Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend der Öffentlichkeit 
präsentiert wurde. In dieser Studie werden 
die volkswirtschaftlichen Auswirkungen ei- 
nes bedarfsgerechten Ausbaus der Kinder- 
tagesbetreuung auf die Erwerbsbeteiligung 
von Müttern in Form von zusätzlichen Ein- 
nahmen bei der Einkommensteuer und bei 
den Sozialversicherungen, die Einnahmen 
durch die Zunahme von Beschäftigung in 
Kindertagesstätten (Kitas) sowie die Einspar- 
effekte in der Sozialhilfe errechnet. Bei der 
Studie handelt es sich .nurn um eine Ab- 
schätzung der potentiellen Brutto-Einnah- 
me- und Einspareffekte Das heißt,die Ausga- 
ben für einen Ausbau des Angebots werden 
nicht berücksichtigt. Dennoch sind die Er- 
gebnisse beeindruckend [Die Untersu- 
chungsergebnisse beziehen sich auf das 
Jahr 2000 und sind im Gutachten daher in 
DM angegeben. Im Artikel werden verein- 
facht umgerechte Angaben in Euro ge- 
macht] 

Steigende Steuer- und Sozialversiche- 
rungseinnahmen 
Tabelle 1 zeigt, dass es 2000 in den alten 
Bundesländern ca.6.8 Millionen Mütter mit 
Kindern bis zu 16 Jahren gegeben hat.Von 
diesem waren ca. 800.000 in Vollzeit und 
knapp 2 Mio. in Teilzeit erwerbstätig. Wie 

Kaißurrneister, geb. 1976, ist Diplom-Volkswirt ur 

würde nun der Ausbau der Kinderbetreuung 
auf Einkommensteuer und Sozialversiche- 
rung wirken? Hierbei muss die Annahme vo- 
rangestellt werden, dass die fehlende Kin- 
derbetreuung das Haupthindernisfür die Er- 
werbstätigkeit ist und nach dem Ausbau die 
nach der Qualifikation der Mütterzu erwar- 
tenden Arbeitseinkommen auch auf dem 
Arbeitsmarkt realisiert werden können. Die 

würden die Steuermehreinnahmen 
immerhin noch 1,2 Mrd. Euro und die Mehr- 
einnahmen der Sozialversicherung 1,5 Mrd. 
Euro betragen. Fürjeweils 1.000 erwerbstäti- 
ge akademisch ausgebildete Mütter erzielen 
die Finanzämter knapp 8 Mio. Euro und die 
Sozialversicherungsträger mehr als 10 Mio. 
Euro und damit ungefähr doppelt so hohe 
Einnahmen wie die Gesamtgruppe. 

vorgestellten Ergebnisse beziehen sich in ei- 
ner optimistischen Variante auf eine Er- 
werbstätigkeit aller bisher nicht erwerbstäti- 
gen Mütter (arbeitslos gemeldete Mütter 
plus Stille Reserve) mit dem jüngsten Kind 
im Alter zwischen 2 und 12 Jahren,die auf- 
grund der derzeitigen Arbeitsmarktlage 
kurzfristig nicht realistisch ist. Die höchst- 
möglichen zusätzlichen Einnahmen bei der 
Einkommensteuer würden sich auf 6. Mrd. 
Euro und die der Sozialversicherungen auf 
ca.9 Mrd. Euro belaufen.Pro 1.000 zusätzlich 
in Beschäftigung gebrachte Mütter würden 
die Finanzämter durchschnittlich etwa 
3,5Mio. Euro und die Sozialversicherungen 
5,5 Mio. Euro pro Jahr Mehreinnahmen zu 
verzeichnen haben 
Eine vorsichtigerevariante bezieht sich hin- 
gegen auf alle akademisch ausgebildeten 
Mütter, die aufgrund ihrer Qualifikation 
leichter eine Beschäftigung finden können 
und höhere Einkommen erzielen würden. 
Bei Beschäftigung aller Akademikerinnen 

- 

Tabelle 1: Mütter (in 1000) im Jahr 2000 

Beschäftigungseffekt durch Kinderbe- 
treuung 
Der bedarfsgerechte ganztägige Betreuung 
würde auch zu einem steigendem Personal- 
bedarf in den Einrichtungen führen und 
stellt daher eine beschäftigungspolitische 
Option dar. Die zu erwartenden Beschäfti- 
gungseffekte werden hinsichtlich des Alters 
der zu betreuenden Kinder starkdifferieren. 
So wird hier bei den unter Dreijährigen von 
einem Personaischlüssel von einerlm Be- 
schäftigten für 5 Kinder, im Kita-Bereich von 
11 Kindern und im Hortbereich von 15 Kin- 
dern ausgegangen. Insgesamt wäre von ei- 
nem Fachkräftebedarf von bis 450.000 aus- 
zugehen. Bei einem (Brutto)Jahres- 
einkommen von durchschnittlich 24.500 
Euro würde dies insgesamt zu Steuermehr- 
einnahmenvon 1.3 Mrd.Euroundzu4.6Mrd. 
Euro bei den Sozialversicherungsträgern 
führen. 

Mit jüngstem Kinder 
im Alter von: 

bis ZU 3 Jahren 
von 4 bis zu 6 Jahren 

von 7 bis zu 16 Jahren 

Kommunale Einsparungen bei  der Sozial- 
hilfe 
Die Konjunktur des Begriffs,,lnfantilvisierung 
von Armut" weist auf die zunehmende Ar- 

Quelle: Sonderauswenung Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2000 (rechnerische 
Differenzdurch Rundung) 

Deutschland 
gesamt 

2570 

1348 
4591 

mut von Kindern und Jugendlichen hin. In 

Alte 
Bundesländer 

2233 
1182 
3442 

Neue 
Bundesländer 

336 
164 

1059 



schärfen sich - und das mit heute noch nicht 
absehbaren Folgewirkungen für die psychi- 
sche, mentale und soziale Entwicklung der 
davon betroffenen Kinder und Jugendli- 
chen." (FR v.7.3.2003) Wenn nur noch dieje- 
nigen Sozialhilfe (künftig..Sozialgeld") erhal- 
ten, die als nicht erwerbsfähig klassifiziert 
werden, befürchtet 

Bundesrepublik kann bereits jetzt - bei allen 
methodischen und empirischen Schwierig- 
keiten - als gesichert gelten, dass materielle 
bzw. soziale Armut immer auch negative 
Auswirkungen auf die Gesundheit hat. Per- 
sonen,die in sozial benachteiligten Verhält- 
nissen leben,sind gleich in mehrfacher Hin- 

sicht gefährdet. Wei- 
Bauer, dass auf dem tere Privatisierungen 
Wege überdie Defini- Die Verarmung hat noch im Gesundheitsbe- 
tion (und amtliche nicht absehbare Wirkungen reich könnten hier ka- 
Feststellung) der Er- tastrophale Wirkun- 
werbsfähigkeit bzw. für die psychische und gen hervorrufen. 
des Grades der Nicht- Entwicklung der Deshalb sind die Vor- 
erwerbsfäh igke i t  schläge der Hartz- 
eine neue ,Drehtürf betroffenen Kinder und und ~ürup-~ommissi- 
zwischen den Syste- 
men des Arbeitslo- 

Jugendlichen. on sowie der Kanzler- 
schen ,,Acienda 2010" 

Sen- und des Sozial- 
geldes eingebaut wird.,,Es besteht die Ge- 
fahr, dass davon auch bestimmte Gruppen 
von benachteiligten Jugendlichen betroffen 
sind und ins gesellschaftliche Abseits ge- 
stellt werden." (ebd.) 
Es liegt auf der Hand,dass dieverschiedenen 
Arbeitsmarkt; Bildungs-, Sozial- und Ge- 
sundheitskürzungen in Folgevon Hartz,Rü- 
rup und,.Agenda 2010" auch und besonders 
für junge Menschen gravierende Folgen bis 
zur Armutsgefährdung haben.FürdieSozia1- 
und Gesundheitsberichterstattung in der 

- 
abzulehnen,sofern sie 

Sozialabbau beinhalten. Dies gilt auch für 
die neuerlichen Kürzungspläne bei Weiter- 
bildungen und Berufsvorbereitenden Bil- 
dungsmaßnahmen durch die Bundesanstalt 
für Arbeit,deren Folgen für diesie besuchen- 
den etwa 125.000 jungen Männer und Frau- 
en bislang gar nicht abzusehen sind. Umso 
mehr besteht dringender Bedarf,alternative 
Vorschläge zur Bewältigung der Massener- 
werbslosigkeit aufzugreifen und zu unter- 
stützen,wie sie immer wieder - aber bislang 
ohne Chance auf mediale und öffentliche 

Wahrnehmung - vorgetragen werden.50 ist 
in diesem Zusammenhang beispielweiseauf 
den Aufruf.1 Million Arbeitsplätze durch öf- 
fentliche Daseinsvorsorge, Zukunftsinvestiti- 
onen, Arbeitszeitverkürzung und Umvertei- 
lung" (www.politikwechsel.org),die,,lnitiati- 
ve für eine sozialstaatliche Arbeitsmarktpoli- 
tik" (www.aktive-arbeitsmarktpolitik.de) so- 
wie die Forderungen (www.mitgliederbe 
gehren.de) des SPD-Mitgliederbegehrens 
ZU verweisen. $W s im9  
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Spiele für Kinder, Jugendliche und Erwachsene 
Diese Praxismappe gehört in jede Institution, die sich mit Kinder- und Jugendarbeit 
beschäftigt. Die sehr gute Strukturierung ermöglicht jedem einen schnellen 
Oberblick über die verschiedenen Spielarten, wie 2.8. Kennenlernspiele, 
Bewegungs- U. Kooperationssplele und Geländespiele, um nur drei der 15 im Buch 
beschriebenen Arten zu nennen. Somit kann jedelr Splelleiter/in aus einem schier 
unendlichen Vorrat von Spielvorschlägen schöpfen. Den eigenen Phantasien sind 
keine Grenzen gesetzt, da die vorgegebenen Spiele immer wieder abgeändert oder 
verknüpft werden können, und so für die gegebene Situation immer ein passendes 
Spiel zur Hand ist. Für die noch unerfahrenen Spielleiter/innen unter Euch ist auch 
gesorgt. Auf den Seiten 9-25 werden detaillierte Hilfestellungen gegeben. Diese 
wesentliche Arbeitserleichterung ist schon bei  vielen Betreuern/innen, 
Pädagogen/innen und Kindererrieher/innen, kurz allen Personen, denen das 
pädagogisch slnnvoile Spiel am Herzen liegt, äußerst beliebt. Diese 304 Seiten star- 
ke Publikation kostet 23,- DM plus Versandkosten. 

..X ........................................................................................................................................... 
Hiermit bestelle(n) ich/wir Name, Vorname 

Pubiikation<en) zum Preis Straße 

von 23,- DM plus Versandkosten. PLZ / Wohnort 
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Die pr iva te  Altersvorsorge hä l t  nicht,was die Pol i t ikverspr icht 
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Von Hermannus Pfeiffer 

Pünktlich mir dem politischen Start- bereits lautstarkdie Werbetrommel rührten, 
schuss zur Riester-Rente begann auch der all- warnten und warnen Verbraucherschützer 

I gemeine Reklame-Rummel. Kaum hatte im und Gewerkschaften vor einem voreiligen 
Mai2001 derBundesratdieRentenreformpas- Abschluss von Riester-Verträgen. Im Som- 
sieren lassen, legten Versicherungen und Fi- mer 2001 ließ der Hamburger Bund der Ver- 
nanzdienstleister los und warben lautstark für sicherten e.V. (BdV) der Provinzial Leben ihre 
die ersten ,,Riester-Produkte". Sie hatten Reklame juristisch untersagen, und die Ver- 
zunächst massenhaften Erfolg: Die Victoria- braucherdentrale Nordrhein-Westfalen er- 
Versicherung freute sich kurz darauf schon wirkte per Landgericht eine einstweiligever- 
über 175.000 abgeschlossene Verträge. der fügung gegen dievictoria Lebensversiche- 
Branchenführer Allianz sogar über 300.000 - rung. Beiden Gesellschaften wurden unzu- 
obwohl es zu diesem Zeitpunkt überhaupt treffende Werbeaussagen vorgeworfen, sie 
noch keine zugelassenen Produkte gab. Auf hatten voreilig für Riester-Renten geworben 
diesenAnfangserfolgenbliebdieGeldbranche und mit angeblichen staatlichen Prämien 
jedoch bis heute hocken.DerwichtigsteGrund gelockt,obwohl ihre Produkte kein Zertifikat 
für das Desaster der privaten Altersvorsorge vorweisen konnten - die ersten Zertifikate 
sind die potentiellen Kunden-sie weigern sich wurden nämlich erst viel später, in der Weih- 
standhakden Initiato- nachtszeit 2001 aus- 
ren in Politik und Wirt- Die aktien- und gestellt. 
schaftzu folgen.weil sie Um als förderungs- 
denNutzenderRiester- ka~itaimarktorientierte würdiges privates 
Produkte nicht erken- Rentenprodukt zu- 
nen können unddas Ri- private Altersvorsorge in gelassen zu wer+" ., 
siko entsprechend zu den USA, Großbritannien müssen die Anbieter 
hochausfällt. Dafürgibt und ihre Angebote 
es vier Gründe und und der Schweiz steht vor eine Zertifizierunos- - 
noch einen mehr. großen finanziellen stelle erfolgreich 
Der Frühstart der Fi- durchlaufen. Damit 
nanzbranche.aus dem Problemen. wird ein Mindest- 
ein Fehlstart wurde, Standard gesetzt, 
hatte - wie könnte es aber keine Qualitäts- 
anders sein - geschäftliche Motive. Schließ- norm vergeben. Eingerichtet wurde diese 
lich geht es um viel Geld und insbesondere Behörde bei der Bundesanstalt für Finanz- 
die Versicherungen sahen sich zunächst im dienstleistungsaufsicht (BAFin) in Bonn.Zum 
Vorteil gegenüber Banken und Investment- SchutzderVerbraucher hat die Bundesregie- 
fonds.,DieRentenreformisteinSegenfürdieFi- rung mit dem Zertifizierungsgesetz einen 
nanzbranche", freute sich freilich auch eine 11-Punkte-Katalog für die Förderung von 
Großbank. Bis zu 50 Milliarden DM pro Jahr Rentenprodukten festgelegt.Diese 
könnten die Bundesbürger zukünftig für ihre . müssen eine lebenslange Rente ermögli- 
private Altersvorsorge ansparen, hinzu kom- chen, 
men staatliche Prämien in Milliardenhöhe.er- - können zusätzliche Leistungen für den 
rechnete man in den Chefetagen. Minister Fall der Erwerbsminderung oder zur Hinter- 
Walter Riester (SPD) erwartete,dass.wir" -ge  bliebenenversorgung vorsehen. 
meintwarderStaat-pbdemJahr2008dafür - müssen das angesparte Kapital 
jährlich rund 20 Milliarden DM ausgeben". zumindest garantieren, jedoch wird keine 
Allerdings hat sich die Begeisterung in der Fi- Mindestverzinsung verbürgt! 
nanzbranche inzwischen gelegt, weil das Ob sich also später das private Rentensparen 
komplizierte und daher teure Regelwerk es wirklich gelohnt hat oder die Rendite nach 
nurden Branchenführern erlaubt, bei einem zwanzig oder dreißig Jahren fleißigen Spa- 
Boom satte Riester-Gewinne einzufahren. rens unterm Strich bei null liegt, hängtdaher 
11-Punkte-Katalog garantiert keine Rendite ganz entscheidend vom Anlage-Glück des 
Während Versicherungen und Banken beauftragten Unternehmens ab. 

Dr. Hermannus Pfeiffer, Jahrgang 1956, arbeitet als freier Wirtschaftspublizist in Hamburg, 
jüngstes Buch: Die Zähmung des Geldes - Finanzplatz Deutschlandgegen den globalen Crash, 
Rowohlt Verlag. 

Dass dieses Glück des Geldrausches auch in 
Wirklichkeit ausbleiben kann, hat sich seit 
dem Zusammenbruch des,,Neuen Marktes" 
und dem Beginn der bis heute andauernden 
Kurskrise an den Aktienmärkten im März 
2000 herumgesprochen. Die stark aktien- 
und kapitalmarktorientierte private Alters- 
vorsorge in den USA, Großbritannien und 
der Schweiz steht vor großen finanziellen 
Problemen und auch in viele betriebliche 
Pensionsfonds hat die Börsenbaisse große 
Löcher gerissen. Davon betroffen sind auch 
hierzulande Konzerne. So soll Siemens 
bereits mehrere Milliarden für seine betrieb- 
lichen Rentenverpflichtungen zurück ge- 
stellt haben. 
Hier haben wir den ersten guten Grund.war- 
um sich viele der staatlich verordneten pri- 
vaten Altersvorsorge verweigern. Da ledig- 
lich das eingesetzte Kapital garantiert wird, 
bleibt ein erhebliches Restrisiko über die 
Rendite (oder Nicht-Rendite) des Geldes,das 
ein Lohnabhängiger über dreißig odervier- 
zig Jahre anspart. Zudem wird sich 
spätestens in etwa zwanzig Jahren zeigen, 
dass bei gleicher Einzahlung erhebliche Un- 
terschiede in der Höhe der Riester-Renten 
auftreten werden, und zwar existentielle Un- 
terschiede, denn ob die private Rente dann 
500 oder 1.000 Euro beträgt, ist nicht allein 
eine quantitative Frage. 

Keine Alternativen 
Obendrein schreibt das Zertifizierungsge- 
setz vor, dass die Rentenprodukte für den 
Sparer transparent sein müssen. 
Dabei hatte sich die rot-grüne Bundesregie- 
rung einst von durchsichtigen Produkten ei- 
nen Schubfür nachhaltige,,grüne"Geldanla- 
gen erhofft, auf die bis dahin nicht einmal 
ein Prozent des deutschen Sparkuchensent- 
fielen.50 müssen Finanzdienstleister laut 5 1 
des Zertifizierungsgesetzes ihre Kunden 
einmal jährlich schriftlich informieren,,,ob 
und wie" sie ethische, soziale und ökologi- 
sche Kriterien berücksichtigen. Die Bundes- 
regierung setzt dabei auf.,eigenverantwortli- 
che Entscheidungen der Marktteilnehmer", 
betonte sie nochmals in ihrer Antwort auf 
eine Große Anfrage der Bundestagsfraktion 
der PDS (BT-Drs. 14/7736). Dafür seien die 
Unternehmen verpflichtet worden zu infor- 
mieren, inwieweit sie bei ihren Anlageent- 
Scheidungen ethische Bedingungen berück- 
sichtigen.Diealternative Finanzbranche,von 
der Umweltbank bis zur anthroposophi- 
schen GLS-Bank - die im April die linke Öko- 
bankübernahm und damitvorder Pleiteret- 



tete -erfüllte diese zunächst unscheinbare 
kleine Renten-Spezialität mit berechtigtem 
Optimismus für die Zukunft. 
Der alternative Jubel kam zu früh,denn die 
Bonner Bundesanstalt für Finanzdienstleis- 
tungsaufsicht ging, wohl mit Rückende- 
ckung aus Berliner Regierungskreisen, ihren 
eigenen Weg, und befreite Banken,Versiche- 
rungen und Fonds überraschend von der 
lästigen Pflicht zur Transparenz. Nur noch 
seibsternannte Öko-Anbieter müssen über 
ihre genaue Anlagepraxis detailliert infor- 
mieren. Für normale Finanzfirmen und ihre 
Produkte reicht es.,,einmalig im Vertrag"- so 
dass BAFin - darauf hinzuweisen. dass kei- 
ne(!) ethischen, sozialen oder ökologische 
Belange berücksichtigt werden,schreibt das 
Aufsichtsamt in seinen Erläuterungen. Wei- 
tere Informationen hält man im Aufsicht- 
samt für übertrieben. Damit verschwindet 
die riestersche Öko-Idee und auch dieTrans- 
parenz im Orkus des Kleingedruckten. 
Verbraucherschützer fühlen sich denn auch 
vom Bonner BAFin überrumpelt.,,Eigentlich 
sind die Anbieter verpflichtet, Verbraucher zu 
informieren, obsieökologische undsoziale As- 
pekte berücksichtigen", klagt der Verbrau- 
cherzentrale Bundesverband in Berlin.Dabei 
ist das Zertifizierungsgesetz eindeutig auf 
Seiten derverbraucher- siehe oben. 
Diese verpasste Chance.a!ternativen Finanz- 
konzepten eine faire marktkonforme Chan- 
ce zu geben, ist ein zweiter wichtiger Grund, 
warum die Riester-Begeisterten in der Min- 
derheit blieben. 

Zu viele Wege 
Obendrein verlief die Einführung der Ries- 
ter-Produkte schleppend. Die elf Kriterien 
des Zertifizierungsgesetzes erfüllten die 
klassischen Finanzprodukte nämlich 
zunächst allesamt nicht. Das Zertifizierungs- 
gesetz zwang daher Banken, Fonds und Ver- 
sicherungen, ihre Standardprodukte an die 
Riester-Rente anzupassen. Erst kurz vor 

Weihnachten 2001 versandte das Bundes- hieß es. dass nur 2,s %der Bundesbürger zu- 
aufsichtsamt danndieersten 3.461 Zertifika- sätzlich zur ihrer bisherigen Altersvorsorge 
te (eine Übersicht steht im Internet: eine Riester-Rente abgeschlossen hatten. 
www.altzena.bund.de). Weitere Zulassun- Doch selbst der Jahresend-Run auf die Ries- 
gen folgten seither. Die Verbraucher haben ter-Produkte im letzten Dezember kann nicht 
dieQual der Wahl. über die Ernüchterung der Branche hinweg 
Inzwischen ist das erste Riester-Jahr verstri- täuschen. Und auch für die Zukunft ist kaum 
chen und wer eine staatliche Prämie Besserung in Sicht:Eine Umfrage der Bertels- 
wenigstens für das Jahr 2003 einstreichen mann-Stiftung ergab,dass nur jeder sechste 
will. kann sich bis zum nächsten Dezember Förderberechtigte einen Riester-Vertrag ab- 
Zeit lassen. In Frage kommen dafür fast je- schließen wolle und sogar jeder zweite Be- 
dermann und jedefrau, grundsätzlich alle fragteseine Altersvorsorgenichterhöhenwili. 
rentenversicherungspflichtigen Beschäftig- da er sie für ausreichend hält. 
ten sowie Beamte und obendrein die jeweili- Diese Zahlen sind in gewisser Weise noch zu 
gen Ehepartner und teilweise sogar Freibe- optimistisch, denn ein Großteil der Riester- 
rufler. Aber nicht für jeden lohnt sich das Anleger hat lediglich einenTeil seiner bishe- 
Riester-Sparen fürs eigene Alter. Eindeutig rigen oder sowieso geplanten Ersparnisse 
sind die finanziellenvorteile nur für Arbeit- umgeschichtet in ein Riester-Produkt Dabei 
nehmer mit einem handelt es sich dann 
geringen Einkorn- um Mitnahmeeffekte, 
menundfürFamiiien Ein Großteil der Riester- um so die recht üooi- , . 
mit mehreren Kin- 
dern. Dafür sorgen Anleger hat lediglich einen ge "aat'iche Förde- 

rung zu nutzen.Dieser 
die staatlichen Zula- Teil Seiner Ersparnisse Mitnahmeeffekt ist 
gen. aus Sicht der Verbrau- 
Zunächst müssen an- umgeschichtet in ein cher- und diese Sicht 
gehende Riester- Riester-Produkt. Die wird ja hier einqe- - 
Sparer wählen zwi- nommen - zunächst 
schen einer betriebli- staatliche Förderung wird durchausnützlich,aus 

chen oder einer pri- mitgenommen. einem anderen, politi- 
vaten Riester-Rente. schen oder volkswirt- 
Im Betrieb kommen schaftlichen Blickwin- 
fünf Durchführungswege für eine individu- kel wäre er schon Grund genug, um die Ries- 
eile Altersvorsorge in Frage. Teilweise wer- terdeform zum Scheitern zu erklären. 
den sie durch direkte Zuschüsse gefördert 
(,,Riester-Rente"), teilweise durch Steuervor- Frauen droht Armut i m  Alter 
teile (..Eichel-Förderung"). Die Palette reicht Damit sind wir dann bei dem bedeutends- 
von der sogenannten Direktversicherung bis ten Grund.warum die Riester-Rente ein Flop 
zur klassischen Betriebsrente (ausführlich in: ist, und in diesem Grund schlummert die so- 
Verbraucher-Zentrale NRW, Betriebliche Al- ziale Frage. Zwar erhalten Menschen mit 
tersvorsorge - Gesetzliche Grundlagen, kleinerem Einkommen -denen lukrative An- 
staatliche Förderung, betriebliche Praxis, lageformen wie Börse oder Hedge-Fonds 
Düsseldorf 2003).Wirklich neu sind allein die zudem faktischverschlossen sind -eine rela- 
angelsächsisch in~pirierten~aktienorientier- tiv höhere staatliche Förderung, aber dies 
ten Pensionsfonds.Ähnlich kompliziert steilt löst nicht die eigentliche Crux, es mangelt 
sich derweszur privaten Aitersvorsorseau- vielen von ihnen am nötiaen Geld. um für . . - 
ßerhalbder Betriebedar.Füreine individuel- das Alter privat zu sparen. 
le Riester-Rente sind besonders vier Pro- Zu diesem Ergebnis kommt ebenfalls die 

, duktarten interessant: Lebensversicherun- Dresdner Bank:,,Geidmangelistderentschei- 
L ~ U L I C Z I -  sen. Banks~aroläne. lnvestmentanteile und dende Grund. nicht fürs Alter vorzusoraen." 

gesetzbuc: 
- .  . , 

immobilienanlagen, unter Umständen sogar 
das selbst bewohnte Eigenheim (siehe:Stif- 
tung Warentest. Finanztest Spezial: Riester- 
Rente, Beriin 2002).Der im Regelfall in Anla- 
gefragen unerfahrene Bundesbürger steht 
angesichts der üppigen Fülle des Finanz- 
marktes vor einem erheblichen Komplexi- 
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tätsproblem,er hat die Qual der Wahl. Dies 
ist der vierte wichtige Grund für das Schei- 
tern der Riester-Rente. 

Verhaltener Endspurt bei Riester-Rente 
Zum ~ahresende 2002 mussten einige Anbie- 

. . ter angeblich Sonderschichten einlegen, um 
die Flut der Anträae bewältiaen zu können. < J 

Dagegen lief das Geschaft in den Vormona- 
ten deutlich schlechter. Noch im November 

< 

Nach einer repräsentativen Umfrage der For- 
schungsgruppe Wahlen im Auftrag der 
Großbank nannte mehr als jeder Dritte (35,3 
%) Geldmangel als Grund für seine fehlende 
Vorsorge.Frauen sind davon stärker als Män- 
ner betroffen. 
Aber auch diejenigen,die für die Rente spa- 
ren, ob per Riester oder anders, haben oft 
eine niedrige finanzielle Schmerzgrenze. 
Durchschnittlich liegt diese bei 200 Euro 
monatlichen Rücklagen fürs Alter. Nach An- 
gaben der Dresdner Bank investieren 62.8 % 
nur 200 Eurooder weniger in ihren Lebensa- 
bend. Die meisten Frauen sparen sogar noch 
weniger, nämlich monatlich zwischen 50 
und 100Euro.NurS,4%der Frauen und 14% 
der Männer können mehr als 400 Euro mo- 

rung der Berufsausbildung zur Konsequenz Ausgrenzung.,,Diese wird als Folge ungenü- 
hat (wie sie bereits von der WTO im GATS- gender Flexibilität und Anpassungsfähigkeit 
Abkommen gefordert wird) und zur Ab- angesehen,während zugleich diedauerhaf- 
schaffung des dualen Ausbildungssystems te Ausgrenzung zum positiven Einrichten in 
führt (vgl. Hartz u.a.. S. 11Off.). Arbeitgeber1 der sozialstaatlich konstruierten,Hängemat- 
innen würden zunehmend aus ihrer Verant- te'uminterpretiert wird,was bei Nichtanpas- 
wortung für Ausbildung entlassen. Auch sung an aktivierende Maßnahmen in zuneh- 
wenn angeblich nur Zusatzkapazitäten aus mendem Maße staatlichen Zwang und Re- 
dem Fonds finanziert werden sollen. sind pression rechtfertigen soll." (ebd.) 
Mitnahmeeffekte vorprogrammiert. Die Be- 
reitstellung der zusätzlichen Ausbildungs- Bekämpfung der Armen statt der Armut7 
plätze erfolgt über eine gemeinnützige Stif- Das zu bekämpfende Problem sind aber 
tung,die die Mittel akquiriert.Ausbildungs- nicht die Armen, sondern es ist die Armut. 
plätze finanziert und vermittelt sowie die Die Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, scheint 
AusbildungsZeit-Wertpapiere verkauft. Der heute darin zu bestehen,dass Parteien und 
Erwerb dieser Papiere durch Eltern oderver- Politiker darum konkurrieren, wer die als 
wandtesichertjungen Schädlinge der Nati- 
Menschen individuell on identifizierten 
ie Ansprüche auf AUS- Armut wird nicht beseitigt, Personen (,,Sozial- - 
bildungsplätze. Damit indem man die ~ ~ ~ ~ ~ ü ~ h ~  schmarotzer' .Drü- 
wird aber - in derTra- ckeberger", .Faulen- 
dition des Lehraelds- auf staatliche Fürsorae zer") am härtesten 
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der Erhalt eines Aus- beseitigt. anpackt. Im öffentli- 
bildungsplatzes von chen Diskurs über so- 
der sozialen Herkunft zialstaatliche Verar- 
abhängig gemacht, da sich mit Sicherheit mung überbieten sich die politischen Reprä- 
nicht jede Familie solche Bildungsaktien leis- sentanten im Erfinden von Zumutungen an 
ten kann. die von der Wirtschaft Ausrangierten und 
Darüber hinaus wird mit den vorgenannten ,,Überflüssigen", damit das Elend aus der 
Maßnahmen die bisherige, von der Recht- Welt geschaffen wird -jedenfalls aus der 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts Welt, die dem Staat etwas kostet. Ignoriert 
bestätigteVerpflichtung der Unternehmen, wird dabei,dass Armut nicht beseitigt wird, 
im Rahmen des dualen Ausbildungssystems indem man die Ansprüche auf staatliche 
ein ausreichendes und auswahlfähiges (d.h. Fürsorge beseitigt und dass durch Zwang 
1.25-faches der Nachfrage) Ausbildungs- keine Perspektiven für die Betroffenen ge- 
platzangebot zu gewährleisten, auf die Bür- schaffen werden. .Nicht die Passivität der 
gerinnen und Bürger abgewäizt.Zudem ist Opfer der Arbeitsmarktkrise und der gesell- 
Druck zur Annahmeeines Ausbiidungsplat- schaftlichen Ausgrenzung haben die Legiti- 
zes in einem nicht erwünschten Beruf eine mationsprobleme (des Sozialstaats, M.K.) zu 
Einschränkung des Grundrechts auf freie Be- vertreten, sondern die fehlende bzw. unzu- 
rufswahl. Weiter werden Schulen aufgefor- reichende Flankierung der Prozesse wirt- 
dert, die Schülerlinnen früher als bisher in schaftsstrukturellen Wandels,die angesichts 
theorie- bzw. praxisorientierte Unterrichts- 
formen zu selektieren, womit die erschre- 
ckende soziale Ungleichheit der Bildungs- 7 
chancen (PISA) verschärft wird. 
Die Forderungen der.Agenda 2010" und die 
Konzepte von Hartz basieren auf dem ein- 
heitlichen Grundmuster wohlfahrtsstaatli- 
cher Restrukturierung und damit verknüpf- 
ter Aktivierungsstrategien, welches Achim 
Trube und Norbert Wohlfahrt folgender- 
maßen beschreiben:.Schritt für Schritt wer- 
den die sozialpolitischen Instrumente der 
Betreuung und Versorgung arbeitsmarktpo- 
litischen Kriterien untergeordnet, die sich 
fast ausschließlich an einer Integration der 
,Betreuten' in den ersten Arbeitsmarkt zu 
messen haben. Parallel dazu findet ein Aus- 
bau Druck ausübender, Aufsicht führender 

derGlobalisierung nachhaltig und dauerhaft 
erforderlich gewesen wäre und dies auch 
nach wie vor noch ist." (TrubeiWohlfahrt 
2001,5.33) 

Bilanz 
Die Hartzschen Forderungen und die Kür- 
zungen bei der Arbeitslosenhilfe und im Ge- 
sundheitswesen weisen aufeine neue Quali- 
tät von Sozialabbau und Deregulierung hin. 
welche Kohlsche Dimensionen erreicht. 
Nach der (tei1)privatisierten Vorsorge für das 
Alters-, Erwerbsminderungs- und Todesfallri- 
siko,drohen nun ähnliche Konzepte bei der 
Krankenversicherung (durch den Zwang,für 
das Krankengeld eine Privatversicherung 
abzuschließen und durch die Ausweitung 
der Eigenbeiträge bei den Krankenkosten). 
Sollten die Pläne des Bundeskanzlers 
(.Agenda 2010") umgesetzt werden, stünde 
die Arbeitslosenversicherung sogar vor ei- 
nem Fundamentalumbau. der die Abschaf- 
fung der Arbeitslosenhilfe und eine kürzere 
Bezugsdauer beim Arbeitslosengeld bein- 
haltete.ln diegleiche Richtung gehen Schrö- 
ders Vorschläge zur Gesundheitspolitik. zur 
arbeitsrechtlichen Deregulierung beim Kün- 
digungsschutz und beim Tarifvertragsge- 
setz. Neben einem weiteren Rückgang der 
Binnennachfrage durch den Einbruch der 
Kaufkraft bei denen, die fast ihr gesamtes 
Einkommen verkonsumieren müssen, haben 
die genannten Maßnahmen gravierende 
FolgenfürJugendliche.trotz Neuauflage des 
Jump-Programms der Bundesregierung zur 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit. 
Der Bremer Sozialpolitikwissenschaftler Ru- 
dolph Bauer prognostiziert alleine für die 
Gesetze in Folge der Hartz-Vorschläge nega- 
tive Auswirkungen der Einschnitte für ar- 
beitslose Jugendliche: .Die innergesell- 
schaftlichen Verarmungstendenzen ver- 

und kontrollierender sozialstaatlicher Funk- 
tionen statt,die eine aktive,Anpassung'der 
vom Arbeitsmarkt Ausgegrenzten an eben 
diesen befördern sollen." (TrubeiWohlfahrt 

.,. 
2001,5.29) Begleitet wird der institutionelle ,i.. ~. - 
Wandel der Sozialpolitik von einer individua- 
liierenden Deutung der Ursachen sozialer ' <  
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Der Umbau des Sozialstaates und seine 
Auswirkungen auf (sozial benachteiligte) 
Jugendliche 
Von Michael Klundt 

Im vorliegenden Beitrag geht es um 
Auswirkungen der neueren Entwicklungen 
und Maßnahmen in den Kernbereichen des 
sozialen Sicherungssystems auf die Lebens- 
lage(n) von Jugendlichen. Es wird demnach 
gefragt, welche Konsequenzen noch mehr 
Zuzahlungen im Gesundheitswesen, die 
Streichung des Krankengeldes, die weitere 
Privatisierung der Altersversicherung, der 
Umbau der Bundesanstalt für Arbeit und 
Kürzungen beim Arbeitslosengeld, der Ar- 
beitslosenhilfe sowie die Einschränkungen 
des Kündigungsschutzes und derTarifauto- 
nomie für die nachwachsenden Generatio- 
nen haben. 
Nur das vierte der insgesamt 13 Hartz-Mo- 

,,Arbeitsofort!"fürjugendlicheSozialhilfebe- 
zieherlinnen, welche in den meisten Fällen 
in geringqualifizierteTätigkeiten oder Prakti- 
ka gedrängt werden.Viele melden sich erst 
gar nicht im JobCenteroder brechen ab,d.h. 
sie fallen aus dem Leistungsbezug heraus, 
was als Spareffekt gilt. Wie diese Jugendli- 
chen ihr Dasein fristen, wurde bisher nicht 
untersucht und scheint dieverantwortlichen 
auch nicht zu interessieren. 
Somit besteht, wie der Geschäftsführer des 
Kölner Arbeitslosenzentrums Thomas 
Münch richtig anmerkt,die Gefahr,dass sich 
mit der Einrichtung eines,,Jobcenters" durch 
Arbeitsamt und Sozialamt,..einerseits die Zu- 
gangsschwellen in die Sozialhilfe (zu) erhö- 

Personenkreis kaum isolierter Druck in Billig- 
jobs und die Streichung der HiifeVielmehr 
seien flexible und längerfristige Maßnah- 
men erforderlich. Die sind aber natürlich 
nicht so schlagzeilenträchtig und wahl- 
kampftauglich.Laut Adamy lenkt die Diskus- 
sion über,,Missbrauch und Faulenzerei" nur 
davon ab, dass nach wie vor viele benachtei- 
ligte Jugendliche kaum eine Ausbildungs- 
und Qualifizierungschance haben und dass 
..viel zu wenig in Hauptschulen und soziale 
Brennpunkte investiert wird".) 
Stattdessen werden junge Arbeitslose selbst 
für die von Politik und Wirtschaft zu verant- 
wortende Ausbildungsplatzkrise verant- 
wortlich gemacht,während von einer Umla- 

dule beschäftigt sich explizit mit jugendli- hen und andererseits die Abgänge aus der gefinanzierung nicht mehr die Rede ist..Die 
chen Auszubildenden und Arbeitslosen. Sozialhilfeizul beschleuniaen.Dies bedeute .NeueSozialdemokratie'ianoriertdieVerfas- 
Zwar liegt es noch nicht als Gesetzvor,doch 
auch schon die bislang verabschiedeten 
,.Hartz"-Vorschläge ermöglichen einevorläu- 
fige Prognose hinsichtlich ihrerjugendpoiiti- 
schen Auswirkungen. Die ,,JobCenter" (Ar- 
beitsämter) haben laut Jugend-Modul Nr.4 
zukünftig dafür zu sorgen,dass erwerbslose 
junge Menschen in Ausbildung oder Prakti- 
ka vermittelt werden,anstattzu Hausezu sit- 
zen und Transferleistungen einzustreichen 
ivoi.Hartz u.a..S. 106). 

. . - 
dann nicht Vermittlung in einen Arbeits- 
markt, sondern Kostensenkung um jeden 
Preis." (Münch 2001,S. 198f.) 

Vorbildliche Bekämpfungvon (Jugend-)Ar- 
beitslosigkeit? 
Unter der Devise, dass die Ursache von Ar- 
beitslosigkeit letztlich in mangelnder Moti- 
vation zu suchen ist, ignoriert der Kanzler in 
seiner Regierungserklärung vom 14. März 

2003 (..Aaenda 2010"1. . - - 
Allerdings erwähnen mit der Forderung 
die Vorschläge des Die Diskussion über sog.arbeitsunwilligen 
Bausteins nicht, wie Missbrauch und (jungen) Sozialhilfe- 
durch ,,JobCenter0 bezieher(inne)n die 
heute fehlende Prak- Faulenzerei lenkt davon ab, Hilfe zu streichemdie 
tikums- und Ausbil- dass viele benachteiligte Sozialhilfestatistik. 
dungsstellen zukünf- Danach sind arbeits- 
tig vermittelt werden Jugendliche kaum eine I Jugendliche 
sollen. Ausbildungs- und meist nur kurzfristig 
Offensichtlich wird auf Unterstützung an- 
dies neben der früh- Qualifizierunqschance qewiesen.vieieSozial- - 
zeitigen Förderung haben. hi~fe beziehende Ju- 
der individuellen Be- gendliche arbeiten 
gabungspotentiale bereits oder nehmen 
vor allem durch verbesserte Beratung und an einer Ausbildung teil - verdienen aber 
ein aktivierendes Angebot sichergestellt. dabei so wenig,dass sie zusätzlich Anspruch 
Dazu soll u.a.ein ausreichendes Angebot an auf die Leistung des Sozialamts haben. 
Einfacharbeitsplätzen geschaffen werden. Wie der Arbeitsmarktexperte Wilhelm Ada- 
Die Aktivierung wird dann nachdemvorbild my unterstreicht, gibt es einen .schwie- 
des Kölner JobCenter erfolaen i..JobCenter riae(n) Kern3'an iunaen Arbeitslosen.derob- - ... , - 
Köln als Benchmark",vgl.Hartz u.a.,S.277f.). dachlos, suchtabhängig, überschuldet oder 
Dort gibt es bereits seit 1999 das Programm haftentlassen ist. Jedoch greifen bei diesem 
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sungspflicht der Arbeitgeber zur Bereitstel- 
lung eines ausreichenden und auswahlfähi- 
gen Ausbildungsplatzangebots, um sich 
stattdessen ihren Begehrlichkeiten nach 
kostensenkenden Deregulierungen in der 
Berufsschule zu öffnen. ihre Kritik an der 
(maßgeblich sparpolitisch verursachten) 
mangelnden schulischen Vorbildung der 
Ausbildungsplatzbewerberlnnen, ihrer an- 
geblich mangelnden Flexibilität in der Be- 
rufswahl sowie ihrer angeblich mangelnden 
Mobilität zu verstärken."(Kreutz 2001,S. 16) 
In die gleiche Richtung weisen nun die 
Hartz-Forderungen nach mehr Flexibilität 
bei (jugendlichen) Arbeitslosen.Für den Bre- 
mer Sozialpolitikwissenschaftler Rudolph 
Bauer bedeutet dies :.Ausbildung suchen- 
den Jugendlichen ist ein Wohnortwechsel 
zumutbar,arbeitslosen Jugendlichen zusätz- 
lich auch eine unterqualifizierte Beschäfti- 
gung." 
Weitere Hartz-Vorschläge für Veränderun- 
gen des Bildungssystems zielen auf die von 
den Unternehmerverbänden seit langem 
geforderte frühzeitige Ausrichtung des Bil- 
dungsangebotes auf die Anforderungen des 
Marktes (Praxisorientierung). Wenn aber in 
Zukunft die Lehrinhalte in den Vordergrund 
treten,die rein auf die Bedürfnisse der Wirt- 
schaft zurechtgeschnitten sind, muss die auf 
individuelle Begabung ausgerichtete Schul- 
bildung, welche auch Freiräume für allge- 
meinbildende Unterrichtsinhalte bereithält, 
zu kurz kommen. 
Überdies wird im Hartz-Papier noch ein sog. 
AusbildungsZeit-Wertpapier gefordert,was 
eine weitere Privatisierung und Llberalisie- 

natlich zur Seite legen. Armes Deutschland. 
Dabei müssen gerade Frauen finanzielle 
Engpässe im Alter befürchten: Im Bundes- 
durchschnitt liegen die Renten für Männer 
derzeit bei rund 929 Euro im Monat, wäh- 
rend Frauen nach Angaben des Verbandes 
deutscher Rentenversicherungsträger (VDR) 
nur überdurchschnittlich 555 Euroverfügen. 
DieseVersorgungslücke im Alter hat mehre- 

re Gründe. Aber dies i s t  ein anderesThema. 
Damit ich nicht missverstanden werde, mehr 
Selbstverantwortung der Menschen, 
beispielsweise für ihre eigene Altersvorsor- 
ge, kann unsere Gesellschaft gut gebrau- 
chen, nur müssen alle Menschen sich diese 
auch aus ihren Einkommen erlauben kön- 
nen. Mit der riesterschen Teil-Privatisierung 
hat die rot-grüne Bundesregierung unbe- 

dacht das bewährte Rentensystem zerbro- 
chen.Diesegrundsätzliche Kritik an der reak- 
tionären Reform i s t  nicht Gegenstand dieses 
Aufsatzes. Aber auch der hier vorgestellte 
pragmatische Ansatzoffenbart substanzielle 
Schwächen der Riester-Rente, die in einem 
klugen System des staatlich regulierten Aus- 
tausches zwischen den Generationen ver- 
meidbar wären. =W 3 1 2 ~ 3  

' Regimewechsel im Gesundheitswesen? . Zur  Einschränkung des Solidaritätsprinzips d u r c h  dieVorschläge der 
Rürup-Kommission 

Von Rolf Schmucker 

Die Debatten um gesundheitspoli- 
tische Reformen werden derzeit von der 
Kostenfrage dominiert. Die Behauptung ei- 
ner ,,Kostenexplosion" im Gesundheitswe- 
sen i s t  empirisch mittlerweile eindeutig wi- 
derlegt (der Anteil der Gesundheitsausga- 
ben am BIP ist seit Jahrzehnten relativ kon- 
stant).Dennoch sind die Ausgaben- und Ein- 
nahmenentwicklung in der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) der zentrale Be- 
zugspunkt der gesundheitspolitischen Dis- 
kussion. Anlass für diese Perspektivveren- 
gung i s t  die Entwicklung der paritätisch von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern finanzier- 
ten GKV-Beiträge, die zur Zeit durchschnitt- 
lich bei 14.4 % liegen. Die Höhe der Sozial- 
versicherungsbeiträge wird in der herr- 
schenden Lesart dafür verantwortlich ge- 
macht,dass der.Faktor Arbeit" zu teuer sei; 
dies sei ursächlich für die hohe Arbeitsiosig- 
keit. Obwohl sowohl theoretisch als auch 
empirisch berechtigte Zweifel am Zusam- 
menhang zwischen der Höhe der Lohnne- 
benkosten und der Arbeitslosenquote exis- 
tieren,sind wirtschafts- und sozialpolitische 
Alternativkonzepte in einervon neoliberalen 

GKV-Beiträge gesenkt werden sollen,einsei- 
tig auf Kosten von Menschen mit gesund- 
heitlichen Problemen und damit überpro- 
portional zu Lasten sozial schwächerer 
Gruppen gehen. Zweitens beinhalten die 
langfristigen Finanzierungsvorschläge die 
Wahl zwischen zwei Modellen. Die Erwerbs- 
tätigenversicherung würde eine Stärkung 
des Solidaritätsprinzips bedeuten. Dagegen 
würde eine individualistisch ausgerichtete 
Kopfprämie den Abschied von elementaren 
Grundsätzen der sozialen Krankenversiche- 
rung einleiten. 

Solidarität i n  der Krankenversicherung 
Die Ziele eines solidarischen Gesundheits- 
Systems bestehen darin, allen Menschen mit 
gesundheitlichen Problemen den freien Zu- 
gang zu einer umfassenden medizinischen 
Versorgung auf dem höchsten verfügbaren 
qualitativen Niveau zu gewähren,unabhän- 
gig vom sozialen Status und den finanziellen 
Ressourcen des Einzelnen. Im Rahmen der 
GKV ist das Solidaritätsprinzip in einer Reihe 
von Regelungen verankert. Die prozentuale 
Festlegung des Beitragssatzes gewährleistet 

nehmen automatisch an der Finanzierung 
des Gesundheitssystems beteiligt und Aus- 
druck ihrer Mitverantwortung für ein solida- 
risch organisiertes Gesundheitssystem ist. 
Solidarische Gesundheitssvsteme resultie- 
ren aus der Erkenntnis-dass die Absicherung 
von Risiken die Bewältigungsmöglichkeiten 
des Einzelnen und seiner Familie überstei- 
gen können (vgl. Rosenbrock 2002). 

Erste Stufe: Kurziristige Einsparungen 
Die Vorschläge der Rürup-Kommission wer- 
den a1s.Y-Modell" bezeichnet,weil sie aus ei- 
nem,,Stamm" kurzfristiger Einsparungen be- 
stehen, über den bei den Autoren Einigkeit 
herrscht, und sich dann beim minel- bis 
langfristigen Umbau der Finanzierungsbasis 
in zwei optionale,,Arme" trennen. Die kurz- 
fristigen Einsparungen umfassen die von 
verschiedenen Seiten schon lange geforder- 
te Steuerfinanzierung gesellschaftspolitisch 
relevanter Leistungen, wie z. B.von Leistun- 
gen rund um die Schwangerschaft und des 
Sterbegelds, sowie den wiederholten Ver- 
such,den rasanten Ausgabenanstieg im Arz- 
neimittelsektorzu bremsenrindern die Preis- 

Argumentationsmustern durchtränkten De- einen Ausgleich zwischen unterschiedlichen bindung für Generika aufgehoben wird. Im 
batte wenia oräsent.Die Forderuna nach ei- Einkommensniveaus. Die Familienversiche- Geqensatz zu diesen beiden Maßnahmen 
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b ner ,,Senkung der Lohnnebenkosten" hat rung ermöglicht auch kinderreichen Famili- betreffen die anderen Einsparungsvorschlä- 

parteiübergreifend einen Fetischcharakter en einen bezahlbaren Krankenversiche- ge unmittelbar das Prinzip des solidarischen 
angenommen,der in der politischen Klasse rungsschutz. Gesunde Versicherte und sol- Ausgleichs in der GKV.Die geplante Ausglie- 
kaum noch hinterfragt wird.Auch innerhalb che mit häufigen bzw.chronischen gesund- derung des Krankengeldes aus dem Leis- 
der SPD soieoelt sich diese wirtschaftsooliti- heitlichen Beschwerden zahlen den alei- tunqskataloa der GKV, bzw. seine Herauslö- 

. L  

sche Konzeptionslosigkeit wider. 
Nun hat die Rürup-Kommission ihre Vor- 
schläge präsentiert, mit denen die Beitrags- 
sätze der GKV auf 12 % gesenkt und die Fi- 
nanzierung der Krankenversicherung lang- 
fristig gesichert werden soll. In diesem Bei- 
trag wird kritislert.dass dievorgeschlagenen 
kurzfristigen Einsparungen, mit denen die 

chen Beitrag.d.h.esgibt keine Risikoäquiva- 
lenz wie in der privaten Krankenversiche- 
rung,diefürchronisch Kranke zu schwindel- 
erregenden Prämien oder gar der Einstu- 
fung zu einem nicht versicherbaren Risiko 
führen.SchlieRlich beruht die Finanzierung 
der GKV auf der Beitragsparität von Arbeit- 
nehmern und Arbeitgebern, die die Unter- 

Rolf Schmucker, Jahrgang 7969, Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Medizinische 
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sung aus der paritätischen Finanzierung 
stellen eine Umverteilung der Finanzie- 
rungslast zu Ungunsten derversicherten dar. 
Die Einsoaruna von 0.7 bis 0.8 Beitraassatz- 
punkten'(ca.7,; ~ r d . ~ u r o )  kommt alleinden 
Arbeitgebern zugute. Die Finanzierung des 
Krankengeldes müsste danach komplett 
von den Beschäftigten getragen werden. 
Damit wird das Argument ad absurdum ge- 
führt,eine Senkung der Beiträge verbessere 
auch die finanzielle Situation derversicher- 
ten. Die Auslagerung des Krankengeldes 
würde die Mitverantwortung der Arbeitge- 
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ber in der paritätischen Finanzierung para- 
doxerweise in einem Leistungsbereich be- 
enden, der in vielen Fällen durch Belastun- 
gen am Arbeitsplatz erst notwendig wird. 
Die zweite unsolidarische Stoßrichtung der 
kurzfristigen Einsparungsvorschläge betrifit 
die systematische Ausweitung der Zuzah- 
1ungen.Grundsätzlich schränken Zuzahlun- 

en verweisen für die BRD und andere Indus- 
trieländer auf einen signifikanten Zusam- 
menhang zwischen sozialer Schichtzugehö- 
rigkeit und Gesundheitszustand (vgl. z. B. 
MielcWHelmert 1998).Grundsätzlich gilt:Je 
niedriger das Einkommen. das Bildungsni- 
veau und der berufliche Status,desto höher 
die Wahrscheinlichkeit zu erkranken und 

gen die paritätische Finanzierung ein,da sie desto geringer die Lebenserwartung.Selbst 
den Anteil der Versicherten an den Kosten die "Manaaerkrankheit" Herzinfarkt ist ein 
medizinischer Versorgung erhöhen. Sie 
schränken den sozialen Charakter der Kran- 
kenversicherung auch deshalb ein, weil sie 
die Patienten einseitig belasten. Der Aus- 
gleich zwischen Gesunden und Kranken ist 
ein wichtiges Element des Solidaritätsprin- 
zips. Eine Praxisgebühr sowie die deutliche 
Erhöhung der Zuzahlungen für Arzneimittel 
und zahnärztliche Behandlungen sind voll- 
ständig von Versicherten mit gesundheitli- 
chen Problemen aufzubringen. Die soziale 
Schieflage dieser Maßnahmen wird noch 
deutlicher, wenn man die soziale Ungleich- 
heit bei Morbidität und Mortalität berück- 
sichtigt. Alle sozialepidemiologischen Studi- 

- 
Mythos.Die Erklärungsansätzefür diesen Be- 
fund verweisen auf ein komplexes Wechsel- 
verhältnis von Belastungen und Bewälti- 
gungskapazitäten. Die dem Individuum zur 
Verfügung stehenden finanziellen Ressour- 
cen sind nur ein Aspekt der Bewältigungs- 
möglichkeiten. In einem solidarisch organi- 
sierten Gesundheitssystem mit einem kos- 
tenfreien Zugang zu medizinischer Behand- 
lung spielt dieser eher eine untergeordnete 
Rolle.Er gewinnt allerdings an Bedeutung,je 
mehr die Inanspruchnahme medizinischer 
Leistungen zu einerzusätzlichen finanziellen 
Belastung führt.Die Ent~cheidung~eine Be- 
handlung nicht durchführen zu lassen, weil 

siediefinanziellen Möglichkeiten des Betrof- 
fenen übersteigt, wird dann wahrscheinli- 
cher.Der Wunsch des Bundeskanzlers,dass 
man den sozialen Status eines Menschen 
nichtwiederan seinem Gebiss erkennen soll, 
wird konterkariert, wenn zwei Drittel der 
GKV-Ausgaben für Zahnersatz privatisiert 
werden. 

Zweite Stufe: Regimewechsel 
Während die erste Stufe der Kommissions- 
vorschläge sich mehr oder weniger pro- 
blemlos im Rahmen des bestehenden Kran- 
kenversicherungssystems umsetzen lässt, 
berührt die zweite Stufe des,,Y-Modells" die 
Grundprinzipien des gegenwärtigen Finan- 
zierungssystems und wird daher auch als 
.Regimewechsel" bezeichnet. Dem liegt die 
Einschätzung zugrunde, dass die lohnzen- 
trierte Finanzierung der GKVan ihreGrenzen 
gerate.Die Kommissionsmitglieder schlagen 
daher einen Umbau der Finanzierungsbasis 
noch für dieses Jahrzehnt vor, ohne sich 
allerdings auf ein gemeinsames Konzept ei- 
nigen zu können. Von vielen Beobachtern 
wurde die Präsentation zweier Alternativ- 
modelle als Eingeständnis des Scheiterns 
der Kommission gewertet. Die Uneinigkeit 
ist jedoch vielmehr Ausdruck der Tatsache, 
dassessich beider Debatte ÜberdieZukunft 
der GKV um eine gesellschaftspolitische 
Richtungsentscheidung handelt, die nicht 
als Ergebnis wissenschaftlicher Berechnun- 
gen getroffen werden kann. Der Kommissi- 
ons-Vorschlag markiert vielmehr das Schei- 
tern eines Politik-Verständnisses, in dem die 
Lösung politischer Probleme an einen,,Rat 
der Weisen" delegiert wird,um einer kontro- 
versen gesellschaftspolitischen Auseinan- 
dersetzung aus dem Weg zu gehen. 
So gesehen ist es für die politische Debatte 
durchaus hilfreich,dass nun zwei Alternativ- 
vorschläge existieren,die ordnungspolitisch 
gegensätzliche Richtungen einschlagen.Die 
Erwerbstätigenversicherung zielt auf eine 
umfassende Einbeziehuna aller Erwerbstäti- - 
gen und aller Einkunftsarten in die Finanzie- 
rung der GKV ab-während das Kopfprämien- 
Modell einen grundlegenden Systemwech- 
sel der Finanzierungsbasis des Gesundheits- 
wesens bedeutet. Für die solidarische Finan- 
zierung des Gesundheitswesens haben die 
beiden Modelle sehr unterschiedliche Kon- 
sequenzen. 
Die Erwerbstätigenversicherung zielt darauf 
ab,alle Bürger in die Finanzierung der GKV 
einzubeziehen. Damit würden auch die 10% 
der Bevölkerung, die zur Zeit in einer priva- 
ten Krankenversicherung sind (v.a.Beamte, 
Selbständige und Besserverdienende), in 
das Solidarsystem mit einbezogen. Wie 
bisher würde die Höhe des individuellen Bei- 
trags von der wirtschaftlichen Leistungsfä- 
higkeit des Einzelnen abhängen.Mit der vor- 
gesehenen Anhebung der Beitragsbemes- 
sungsgrenze würde eine Steigerung der 
GKV-Einnahmen realisiert, die v.a. die ein- 

kommensstarken und vermögenden fentlicher Mittel und derfortgesetzten Poli- 
Schichten belastet.Die Einbeziehung zusätz- tik der Haushaltskonsolidierung werden die 
iicher Einkunhsarten reflektiert dieTatsache, Finanzierungsprobleme des Gesundheits- 
dass die sinkende Lohnquote der vergange- Wesens lediglich von den Lohnnebenkosten 
nen Jahrzehnte eine zentrale Ursache der auf die öffentlichen Haushalte umgewälzt. 
Einnahmenprobleme der GKV darstellt. Die Die Probleme verschärfen sich in Zeiten der 
arößere Bedeutuna von Zins- und Mietein- Rezession. wenn der Bedarf an Mitteln für - - 
künften würde sich damit auch in der Finan- den sozialen Ausgleich steigt, während 
zierung des Gesundheitssystems nieder- gleichzeitig die Steuereinnahmensinken.lm 
schlagen.Von großer Bedeutung ist das mit Resultat ist zu erwarten, dass die jeweiligen 
Erwerbstätigenversicherung verbundene Regierungen versuchen werden,die sozialen 
Ziel.dieGKValsVoll~ersicherunozuerhalten. Transferausaaben möalichst oerina zu hal- - 
die alle medizinisch notwendigen Leistun- 
gen abdeckt.Einen Markt für private Zusatz- 
versicherungen gäbe es allenfalls im Bereich 
der sogenannten ,,Luxusmedizin". Die Ent- 
scheidung für die Erwerbstätigenversiche- 
rung erfordert daher den politischen Mut, 
sich zum Vorteil eines solidarisch finanzier- 
ten Gesundheitswesens gegen die Profitin- 
teressen der privaten Versicherungsgesell- 
schaften durchzusetzen. 
Die Funktionsprinzipien des Kopfprämien- 
modeils unterscheiden sich grundsätzlich 
von denen der GKV. Die Finanzierung wird 
völlig von den Löhnen entkoppelt und auf 
ein Äquivalenzprinzip umgestellt.Jeder Bür- 
ger,oberwerbstätig oder nicht.zahlt derver- 
Sicherung eine einheitliche Kopfpauschale. 
Der soziale Ausgleich wird über steuerfinan- 
zierte Zuschüsse für Geringverdiener geleis- 
tet. Die Finanzierung des Systems wird stär- 
ker auf Kapitaldeckung umgestellt, und der 
Wettbewerb zwischen 
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ten, wie das im Schweizer Kopfprämienmo- 
dell bereits zu beobachten ist (vgl.Gerlinger 
2003). 

Fazit 
Die Vorschläge der Rürup-Kommission um- 
fassen beträchtliche Einschnitte in die soli- 
darische Finanzierung der Krankenversiche- 
rung, die überwiegend zu Lasten Kranker 
und sozial Schwacher Personen gehen. Der 
Regimewechsel zu einem Kopfprämienmo- 
dell hätte die folgenschwersten Konsequen- 
zen, die in ihrem gesamten Ausmaß noch 
gar nicht abzusehen sind.Verschärfte Zuzah- 
lungen, Ausgliederungen aus dem Leis- 
tungskatalog und Kopfprämien folgen einer 
sozialpolitischen Grundtenden~diedie Indi- 
vidualisierung und Privatisierung sozialer Si- 
cherung vorantreibt..EigenveranWortung" 
bedeutet in dieser Sichtweise vor allem die 
verstärkte finanzielle Selbstbeteiligung des 
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ber in der paritätischen Finanzierung para- 
doxerweise in einem Leistungsbereich be- 
enden, der in vielen Fällen durch Belastun- 
gen am Arbeitsplatz erst notwendig wird. 
Die zweite unsolidarische Stoßrichtung der 
kurzfristigen Einsparungsvorschläge betrifit 
die systematische Ausweitung der Zuzah- 
1ungen.Grundsätzlich schränken Zuzahlun- 

en verweisen für die BRD und andere Indus- 
trieländer auf einen signifikanten Zusam- 
menhang zwischen sozialer Schichtzugehö- 
rigkeit und Gesundheitszustand (vgl. z. B. 
MielcWHelmert 1998).Grundsätzlich gilt:Je 
niedriger das Einkommen. das Bildungsni- 
veau und der berufliche Status,desto höher 
die Wahrscheinlichkeit zu erkranken und 

gen die paritätische Finanzierung ein,da sie desto geringer die Lebenserwartung.Selbst 
den Anteil der Versicherten an den Kosten die "Manaaerkrankheit" Herzinfarkt ist ein 
medizinischer Versorgung erhöhen. Sie 
schränken den sozialen Charakter der Kran- 
kenversicherung auch deshalb ein, weil sie 
die Patienten einseitig belasten. Der Aus- 
gleich zwischen Gesunden und Kranken ist 
ein wichtiges Element des Solidaritätsprin- 
zips. Eine Praxisgebühr sowie die deutliche 
Erhöhung der Zuzahlungen für Arzneimittel 
und zahnärztliche Behandlungen sind voll- 
ständig von Versicherten mit gesundheitli- 
chen Problemen aufzubringen. Die soziale 
Schieflage dieser Maßnahmen wird noch 
deutlicher, wenn man die soziale Ungleich- 
heit bei Morbidität und Mortalität berück- 
sichtigt. Alle sozialepidemiologischen Studi- 
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Mythos.Die Erklärungsansätzefür diesen Be- 
fund verweisen auf ein komplexes Wechsel- 
verhältnis von Belastungen und Bewälti- 
gungskapazitäten. Die dem Individuum zur 
Verfügung stehenden finanziellen Ressour- 
cen sind nur ein Aspekt der Bewältigungs- 
möglichkeiten. In einem solidarisch organi- 
sierten Gesundheitssystem mit einem kos- 
tenfreien Zugang zu medizinischer Behand- 
lung spielt dieser eher eine untergeordnete 
Rolle.Er gewinnt allerdings an Bedeutung,je 
mehr die Inanspruchnahme medizinischer 
Leistungen zu einerzusätzlichen finanziellen 
Belastung führt.Die Ent~cheidung~eine Be- 
handlung nicht durchführen zu lassen, weil 

siediefinanziellen Möglichkeiten des Betrof- 
fenen übersteigt, wird dann wahrscheinli- 
cher.Der Wunsch des Bundeskanzlers,dass 
man den sozialen Status eines Menschen 
nichtwiederan seinem Gebiss erkennen soll, 
wird konterkariert, wenn zwei Drittel der 
GKV-Ausgaben für Zahnersatz privatisiert 
werden. 

Zweite Stufe: Regimewechsel 
Während die erste Stufe der Kommissions- 
vorschläge sich mehr oder weniger pro- 
blemlos im Rahmen des bestehenden Kran- 
kenversicherungssystems umsetzen lässt, 
berührt die zweite Stufe des,,Y-Modells" die 
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zierungssystems und wird daher auch als 
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trierte Finanzierung der GKVan ihreGrenzen 
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wurde die Präsentation zweier Alternativ- 
modelle als Eingeständnis des Scheiterns 
der Kommission gewertet. Die Uneinigkeit 
ist jedoch vielmehr Ausdruck der Tatsache, 
dassessich beider Debatte ÜberdieZukunft 
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Richtungsentscheidung handelt, die nicht 
als Ergebnis wissenschaftlicher Berechnun- 
gen getroffen werden kann. Der Kommissi- 
ons-Vorschlag markiert vielmehr das Schei- 
tern eines Politik-Verständnisses, in dem die 
Lösung politischer Probleme an einen,,Rat 
der Weisen" delegiert wird,um einer kontro- 
versen gesellschaftspolitischen Auseinan- 
dersetzung aus dem Weg zu gehen. 
So gesehen ist es für die politische Debatte 
durchaus hilfreich,dass nun zwei Alternativ- 
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rung der GKV ab-während das Kopfprämien- 
Modell einen grundlegenden Systemwech- 
sel der Finanzierungsbasis des Gesundheits- 
wesens bedeutet. Für die solidarische Finan- 
zierung des Gesundheitswesens haben die 
beiden Modelle sehr unterschiedliche Kon- 
sequenzen. 
Die Erwerbstätigenversicherung zielt darauf 
ab,alle Bürger in die Finanzierung der GKV 
einzubeziehen. Damit würden auch die 10% 
der Bevölkerung, die zur Zeit in einer priva- 
ten Krankenversicherung sind (v.a.Beamte, 
Selbständige und Besserverdienende), in 
das Solidarsystem mit einbezogen. Wie 
bisher würde die Höhe des individuellen Bei- 
trags von der wirtschaftlichen Leistungsfä- 
higkeit des Einzelnen abhängen.Mit der vor- 
gesehenen Anhebung der Beitragsbemes- 
sungsgrenze würde eine Steigerung der 
GKV-Einnahmen realisiert, die v.a. die ein- 
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teressen der privaten Versicherungsgesell- 
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modeils unterscheiden sich grundsätzlich 
von denen der GKV. Die Finanzierung wird 
völlig von den Löhnen entkoppelt und auf 
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tet. Die Finanzierung des Systems wird stär- 
ker auf Kapitaldeckung umgestellt, und der 
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ten, wie das im Schweizer Kopfprämienmo- 
dell bereits zu beobachten ist (vgl.Gerlinger 
2003). 
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höheren Versicherungskosten beteiligt. Ihr entgegengesetzt ist. SP 3 1 1 ~ 3  

Beitrag zur Krankenversicherung wird als 
Lohnbestandteil ausgezahlt und damit zum Literatur 
Gegenstand von Tarifverhandlungen. Das Geilinger, Thomar (20031, Gerundheitrreforrn in der 
ziel niedrigerer ~ ~ h ~ ~ ~ b ~ ~ k ~ ~ ~ ~ ~  Schweiz-einModellfürdie ReformderGeretrlichen 

Krankenveiricheiung?,in: Jahrbuch Kritische Medi- eineVerringerung des Arbeitgeberanteils an zin 38,Hamburg,im 
der Finanzierung der Krankenversicherung Mielck. Andrear 1 Helmert.Andrear (19981. soziale U"- 
realisiert. Die Höhe des Einkommens spielt gleichheit und Gesundheit. in: Hurrelmann, Klaur f 

keine Rolle mehr bei der ~ ~ i t ~ ~ ~ ~ b ~ ~ ~ ~ .  Laase6ulrich (Hrsg1,HandbuchGerundheitrwirsen- 
rchaften,Weinheim/München.S.S19-535. sung. Die Einheitsprämie für alle Versicher- 

ReineCr, Hartrnut (20031, Kopfpaurchale und 
ten bedeutet dass der Anteil für Ge- rungspflichtfüralle Bürgersinnvolle Alternativerur 
sundheitsausgaben bei sinkendem Einkom- ~~v?. in:sozia le  Sicherheit 2/2003,~.~2-4s. 
men prozentual stark ansteiqt. Der Umfanq Roienbrol-k.Rolf120021,Kanndiesolidari~heKrankenver- . . 
,-Jes nötigen steuerfinanzierten sozialen A ~ ~ .  sicheruns in der Marktgerelirchaft Uberleben?, in: 

Deppe.Hanr-Ulrich I Burkhardt,Wolfram (Hrsg.i.Soli- 
gleichs wird auf mindestens 20 bis 25 Mrd. darirrhe Gerundheitrpolitik Alternativen zu Privati- 
geschätzt. Angesichts chronisch knapper öf- sierung und 
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Der Umbau des Sozialstaates und seine 
Auswirkungen auf (sozial benachteiligte) 
Jugendliche 
Von Michael Klundt 

Im vorliegenden Beitrag geht es um 
Auswirkungen der neueren Entwicklungen 
und Maßnahmen in den Kernbereichen des 
sozialen Sicherungssystems auf die Lebens- 
lage(n) von Jugendlichen. Es wird demnach 
gefragt, welche Konsequenzen noch mehr 
Zuzahlungen im Gesundheitswesen, die 
Streichung des Krankengeldes, die weitere 
Privatisierung der Altersversicherung, der 
Umbau der Bundesanstalt für Arbeit und 
Kürzungen beim Arbeitslosengeld, der Ar- 
beitslosenhilfe sowie die Einschränkungen 
des Kündigungsschutzes und derTarifauto- 
nomie für die nachwachsenden Generatio- 
nen haben. 
Nur das vierte der insgesamt 13 Hartz-Mo- 

,,Arbeitsofort!"fürjugendlicheSozialhilfebe- 
zieherlinnen, welche in den meisten Fällen 
in geringqualifizierteTätigkeiten oder Prakti- 
ka gedrängt werden.Viele melden sich erst 
gar nicht im JobCenteroder brechen ab,d.h. 
sie fallen aus dem Leistungsbezug heraus, 
was als Spareffekt gilt. Wie diese Jugendli- 
chen ihr Dasein fristen, wurde bisher nicht 
untersucht und scheint dieverantwortlichen 
auch nicht zu interessieren. 
Somit besteht, wie der Geschäftsführer des 
Kölner Arbeitslosenzentrums Thomas 
Münch richtig anmerkt,die Gefahr,dass sich 
mit der Einrichtung eines,,Jobcenters" durch 
Arbeitsamt und Sozialamt,..einerseits die Zu- 
gangsschwellen in die Sozialhilfe (zu) erhö- 

Personenkreis kaum isolierter Druck in Billig- 
jobs und die Streichung der HiifeVielmehr 
seien flexible und längerfristige Maßnah- 
men erforderlich. Die sind aber natürlich 
nicht so schlagzeilenträchtig und wahl- 
kampftauglich.Laut Adamy lenkt die Diskus- 
sion über,,Missbrauch und Faulenzerei" nur 
davon ab, dass nach wie vor viele benachtei- 
ligte Jugendliche kaum eine Ausbildungs- 
und Qualifizierungschance haben und dass 
..viel zu wenig in Hauptschulen und soziale 
Brennpunkte investiert wird".) 
Stattdessen werden junge Arbeitslose selbst 
für die von Politik und Wirtschaft zu verant- 
wortende Ausbildungsplatzkrise verant- 
wortlich gemacht,während von einer Umla- 

dule beschäftigt sich explizit mit jugendli- hen und andererseits die Abgänge aus der gefinanzierung nicht mehr die Rede ist..Die 
chen Auszubildenden und Arbeitslosen. Sozialhilfeizul beschleuniaen.Dies bedeute .NeueSozialdemokratie'ianoriertdieVerfas- 
Zwar liegt es noch nicht als Gesetzvor,doch 
auch schon die bislang verabschiedeten 
,.Hartz"-Vorschläge ermöglichen einevorläu- 
fige Prognose hinsichtlich ihrerjugendpoiiti- 
schen Auswirkungen. Die ,,JobCenter" (Ar- 
beitsämter) haben laut Jugend-Modul Nr.4 
zukünftig dafür zu sorgen,dass erwerbslose 
junge Menschen in Ausbildung oder Prakti- 
ka vermittelt werden,anstattzu Hausezu sit- 
zen und Transferleistungen einzustreichen 
ivoi.Hartz u.a..S. 106). 

. . - 
dann nicht Vermittlung in einen Arbeits- 
markt, sondern Kostensenkung um jeden 
Preis." (Münch 2001,S. 198f.) 

Vorbildliche Bekämpfungvon (Jugend-)Ar- 
beitslosigkeit? 
Unter der Devise, dass die Ursache von Ar- 
beitslosigkeit letztlich in mangelnder Moti- 
vation zu suchen ist, ignoriert der Kanzler in 
seiner Regierungserklärung vom 14. März 

2003 (..Aaenda 2010"1. . - - 
Allerdings erwähnen mit der Forderung 
die Vorschläge des Die Diskussion über sog.arbeitsunwilligen 
Bausteins nicht, wie Missbrauch und (jungen) Sozialhilfe- 
durch ,,JobCenter0 bezieher(inne)n die 
heute fehlende Prak- Faulenzerei lenkt davon ab, Hilfe zu streichemdie 
tikums- und Ausbil- dass viele benachteiligte Sozialhilfestatistik. 
dungsstellen zukünf- Danach sind arbeits- 
tig vermittelt werden Jugendliche kaum eine I Jugendliche 
sollen. Ausbildungs- und meist nur kurzfristig 
Offensichtlich wird auf Unterstützung an- 
dies neben der früh- Qualifizierunqschance qewiesen.vieieSozial- - 
zeitigen Förderung haben. hi~fe beziehende Ju- 
der individuellen Be- gendliche arbeiten 
gabungspotentiale bereits oder nehmen 
vor allem durch verbesserte Beratung und an einer Ausbildung teil - verdienen aber 
ein aktivierendes Angebot sichergestellt. dabei so wenig,dass sie zusätzlich Anspruch 
Dazu soll u.a.ein ausreichendes Angebot an auf die Leistung des Sozialamts haben. 
Einfacharbeitsplätzen geschaffen werden. Wie der Arbeitsmarktexperte Wilhelm Ada- 
Die Aktivierung wird dann nachdemvorbild my unterstreicht, gibt es einen .schwie- 
des Kölner JobCenter erfolaen i..JobCenter riae(n) Kern3'an iunaen Arbeitslosen.derob- - ... , - 
Köln als Benchmark",vgl.Hartz u.a.,S.277f.). dachlos, suchtabhängig, überschuldet oder 
Dort gibt es bereits seit 1999 das Programm haftentlassen ist. Jedoch greifen bei diesem 

Michael Kiundt, Jahrgang 1973, ist Poiitikwissenschafiier und arbeitet an der Universität Köln 

sungspflicht der Arbeitgeber zur Bereitstel- 
lung eines ausreichenden und auswahlfähi- 
gen Ausbildungsplatzangebots, um sich 
stattdessen ihren Begehrlichkeiten nach 
kostensenkenden Deregulierungen in der 
Berufsschule zu öffnen. ihre Kritik an der 
(maßgeblich sparpolitisch verursachten) 
mangelnden schulischen Vorbildung der 
Ausbildungsplatzbewerberlnnen, ihrer an- 
geblich mangelnden Flexibilität in der Be- 
rufswahl sowie ihrer angeblich mangelnden 
Mobilität zu verstärken."(Kreutz 2001,S. 16) 
In die gleiche Richtung weisen nun die 
Hartz-Forderungen nach mehr Flexibilität 
bei (jugendlichen) Arbeitslosen.Für den Bre- 
mer Sozialpolitikwissenschaftler Rudolph 
Bauer bedeutet dies :.Ausbildung suchen- 
den Jugendlichen ist ein Wohnortwechsel 
zumutbar,arbeitslosen Jugendlichen zusätz- 
lich auch eine unterqualifizierte Beschäfti- 
gung." 
Weitere Hartz-Vorschläge für Veränderun- 
gen des Bildungssystems zielen auf die von 
den Unternehmerverbänden seit langem 
geforderte frühzeitige Ausrichtung des Bil- 
dungsangebotes auf die Anforderungen des 
Marktes (Praxisorientierung). Wenn aber in 
Zukunft die Lehrinhalte in den Vordergrund 
treten,die rein auf die Bedürfnisse der Wirt- 
schaft zurechtgeschnitten sind, muss die auf 
individuelle Begabung ausgerichtete Schul- 
bildung, welche auch Freiräume für allge- 
meinbildende Unterrichtsinhalte bereithält, 
zu kurz kommen. 
Überdies wird im Hartz-Papier noch ein sog. 
AusbildungsZeit-Wertpapier gefordert,was 
eine weitere Privatisierung und Llberalisie- 

natlich zur Seite legen. Armes Deutschland. 
Dabei müssen gerade Frauen finanzielle 
Engpässe im Alter befürchten: Im Bundes- 
durchschnitt liegen die Renten für Männer 
derzeit bei rund 929 Euro im Monat, wäh- 
rend Frauen nach Angaben des Verbandes 
deutscher Rentenversicherungsträger (VDR) 
nur überdurchschnittlich 555 Euroverfügen. 
DieseVersorgungslücke im Alter hat mehre- 

re Gründe. Aber dies i s t  ein anderesThema. 
Damit ich nicht missverstanden werde, mehr 
Selbstverantwortung der Menschen, 
beispielsweise für ihre eigene Altersvorsor- 
ge, kann unsere Gesellschaft gut gebrau- 
chen, nur müssen alle Menschen sich diese 
auch aus ihren Einkommen erlauben kön- 
nen. Mit der riesterschen Teil-Privatisierung 
hat die rot-grüne Bundesregierung unbe- 

dacht das bewährte Rentensystem zerbro- 
chen.Diesegrundsätzliche Kritik an der reak- 
tionären Reform i s t  nicht Gegenstand dieses 
Aufsatzes. Aber auch der hier vorgestellte 
pragmatische Ansatzoffenbart substanzielle 
Schwächen der Riester-Rente, die in einem 
klugen System des staatlich regulierten Aus- 
tausches zwischen den Generationen ver- 
meidbar wären. =W 3 1 2 ~ 3  

' Regimewechsel im Gesundheitswesen? . Zur  Einschränkung des Solidaritätsprinzips d u r c h  dieVorschläge der 
Rürup-Kommission 

Von Rolf Schmucker 

Die Debatten um gesundheitspoli- 
tische Reformen werden derzeit von der 
Kostenfrage dominiert. Die Behauptung ei- 
ner ,,Kostenexplosion" im Gesundheitswe- 
sen i s t  empirisch mittlerweile eindeutig wi- 
derlegt (der Anteil der Gesundheitsausga- 
ben am BIP ist seit Jahrzehnten relativ kon- 
stant).Dennoch sind die Ausgaben- und Ein- 
nahmenentwicklung in der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) der zentrale Be- 
zugspunkt der gesundheitspolitischen Dis- 
kussion. Anlass für diese Perspektivveren- 
gung i s t  die Entwicklung der paritätisch von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern finanzier- 
ten GKV-Beiträge, die zur Zeit durchschnitt- 
lich bei 14.4 % liegen. Die Höhe der Sozial- 
versicherungsbeiträge wird in der herr- 
schenden Lesart dafür verantwortlich ge- 
macht,dass der.Faktor Arbeit" zu teuer sei; 
dies sei ursächlich für die hohe Arbeitsiosig- 
keit. Obwohl sowohl theoretisch als auch 
empirisch berechtigte Zweifel am Zusam- 
menhang zwischen der Höhe der Lohnne- 
benkosten und der Arbeitslosenquote exis- 
tieren,sind wirtschafts- und sozialpolitische 
Alternativkonzepte in einervon neoliberalen 

GKV-Beiträge gesenkt werden sollen,einsei- 
tig auf Kosten von Menschen mit gesund- 
heitlichen Problemen und damit überpro- 
portional zu Lasten sozial schwächerer 
Gruppen gehen. Zweitens beinhalten die 
langfristigen Finanzierungsvorschläge die 
Wahl zwischen zwei Modellen. Die Erwerbs- 
tätigenversicherung würde eine Stärkung 
des Solidaritätsprinzips bedeuten. Dagegen 
würde eine individualistisch ausgerichtete 
Kopfprämie den Abschied von elementaren 
Grundsätzen der sozialen Krankenversiche- 
rung einleiten. 

Solidarität i n  der Krankenversicherung 
Die Ziele eines solidarischen Gesundheits- 
Systems bestehen darin, allen Menschen mit 
gesundheitlichen Problemen den freien Zu- 
gang zu einer umfassenden medizinischen 
Versorgung auf dem höchsten verfügbaren 
qualitativen Niveau zu gewähren,unabhän- 
gig vom sozialen Status und den finanziellen 
Ressourcen des Einzelnen. Im Rahmen der 
GKV ist das Solidaritätsprinzip in einer Reihe 
von Regelungen verankert. Die prozentuale 
Festlegung des Beitragssatzes gewährleistet 

nehmen automatisch an der Finanzierung 
des Gesundheitssystems beteiligt und Aus- 
druck ihrer Mitverantwortung für ein solida- 
risch organisiertes Gesundheitssystem ist. 
Solidarische Gesundheitssvsteme resultie- 
ren aus der Erkenntnis-dass die Absicherung 
von Risiken die Bewältigungsmöglichkeiten 
des Einzelnen und seiner Familie überstei- 
gen können (vgl. Rosenbrock 2002). 

Erste Stufe: Kurziristige Einsparungen 
Die Vorschläge der Rürup-Kommission wer- 
den a1s.Y-Modell" bezeichnet,weil sie aus ei- 
nem,,Stamm" kurzfristiger Einsparungen be- 
stehen, über den bei den Autoren Einigkeit 
herrscht, und sich dann beim minel- bis 
langfristigen Umbau der Finanzierungsbasis 
in zwei optionale,,Arme" trennen. Die kurz- 
fristigen Einsparungen umfassen die von 
verschiedenen Seiten schon lange geforder- 
te Steuerfinanzierung gesellschaftspolitisch 
relevanter Leistungen, wie z. B.von Leistun- 
gen rund um die Schwangerschaft und des 
Sterbegelds, sowie den wiederholten Ver- 
such,den rasanten Ausgabenanstieg im Arz- 
neimittelsektorzu bremsenrindern die Preis- 

Argumentationsmustern durchtränkten De- einen Ausgleich zwischen unterschiedlichen bindung für Generika aufgehoben wird. Im 
batte wenia oräsent.Die Forderuna nach ei- Einkommensniveaus. Die Familienversiche- Geqensatz zu diesen beiden Maßnahmen 

2 .  - - 
b ner ,,Senkung der Lohnnebenkosten" hat rung ermöglicht auch kinderreichen Famili- betreffen die anderen Einsparungsvorschlä- 

parteiübergreifend einen Fetischcharakter en einen bezahlbaren Krankenversiche- ge unmittelbar das Prinzip des solidarischen 
angenommen,der in der politischen Klasse rungsschutz. Gesunde Versicherte und sol- Ausgleichs in der GKV.Die geplante Ausglie- 
kaum noch hinterfragt wird.Auch innerhalb che mit häufigen bzw.chronischen gesund- derung des Krankengeldes aus dem Leis- 
der SPD soieoelt sich diese wirtschaftsooliti- heitlichen Beschwerden zahlen den alei- tunqskataloa der GKV, bzw. seine Herauslö- 

. L  

sche Konzeptionslosigkeit wider. 
Nun hat die Rürup-Kommission ihre Vor- 
schläge präsentiert, mit denen die Beitrags- 
sätze der GKV auf 12 % gesenkt und die Fi- 
nanzierung der Krankenversicherung lang- 
fristig gesichert werden soll. In diesem Bei- 
trag wird kritislert.dass dievorgeschlagenen 
kurzfristigen Einsparungen, mit denen die 

chen Beitrag.d.h.esgibt keine Risikoäquiva- 
lenz wie in der privaten Krankenversiche- 
rung,diefürchronisch Kranke zu schwindel- 
erregenden Prämien oder gar der Einstu- 
fung zu einem nicht versicherbaren Risiko 
führen.SchlieRlich beruht die Finanzierung 
der GKV auf der Beitragsparität von Arbeit- 
nehmern und Arbeitgebern, die die Unter- 

Rolf Schmucker, Jahrgang 7969, Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Medizinische 
Soziologie am Universitätsklinikum Frankfurt om Main. 

- - 
sung aus der paritätischen Finanzierung 
stellen eine Umverteilung der Finanzie- 
rungslast zu Ungunsten derversicherten dar. 
Die Einsoaruna von 0.7 bis 0.8 Beitraassatz- 
punkten'(ca.7,; ~ r d . ~ u r o )  kommt alleinden 
Arbeitgebern zugute. Die Finanzierung des 
Krankengeldes müsste danach komplett 
von den Beschäftigten getragen werden. 
Damit wird das Argument ad absurdum ge- 
führt,eine Senkung der Beiträge verbessere 
auch die finanzielle Situation derversicher- 
ten. Die Auslagerung des Krankengeldes 
würde die Mitverantwortung der Arbeitge- 



tete -erfüllte diese zunächst unscheinbare 
kleine Renten-Spezialität mit berechtigtem 
Optimismus für die Zukunft. 
Der alternative Jubel kam zu früh,denn die 
Bonner Bundesanstalt für Finanzdienstleis- 
tungsaufsicht ging, wohl mit Rückende- 
ckung aus Berliner Regierungskreisen, ihren 
eigenen Weg, und befreite Banken,Versiche- 
rungen und Fonds überraschend von der 
lästigen Pflicht zur Transparenz. Nur noch 
seibsternannte Öko-Anbieter müssen über 
ihre genaue Anlagepraxis detailliert infor- 
mieren. Für normale Finanzfirmen und ihre 
Produkte reicht es.,,einmalig im Vertrag"- so 
dass BAFin - darauf hinzuweisen. dass kei- 
ne(!) ethischen, sozialen oder ökologische 
Belange berücksichtigt werden,schreibt das 
Aufsichtsamt in seinen Erläuterungen. Wei- 
tere Informationen hält man im Aufsicht- 
samt für übertrieben. Damit verschwindet 
die riestersche Öko-Idee und auch dieTrans- 
parenz im Orkus des Kleingedruckten. 
Verbraucherschützer fühlen sich denn auch 
vom Bonner BAFin überrumpelt.,,Eigentlich 
sind die Anbieter verpflichtet, Verbraucher zu 
informieren, obsieökologische undsoziale As- 
pekte berücksichtigen", klagt der Verbrau- 
cherzentrale Bundesverband in Berlin.Dabei 
ist das Zertifizierungsgesetz eindeutig auf 
Seiten derverbraucher- siehe oben. 
Diese verpasste Chance.a!ternativen Finanz- 
konzepten eine faire marktkonforme Chan- 
ce zu geben, ist ein zweiter wichtiger Grund, 
warum die Riester-Begeisterten in der Min- 
derheit blieben. 

Zu viele Wege 
Obendrein verlief die Einführung der Ries- 
ter-Produkte schleppend. Die elf Kriterien 
des Zertifizierungsgesetzes erfüllten die 
klassischen Finanzprodukte nämlich 
zunächst allesamt nicht. Das Zertifizierungs- 
gesetz zwang daher Banken, Fonds und Ver- 
sicherungen, ihre Standardprodukte an die 
Riester-Rente anzupassen. Erst kurz vor 

Weihnachten 2001 versandte das Bundes- hieß es. dass nur 2,s %der Bundesbürger zu- 
aufsichtsamt danndieersten 3.461 Zertifika- sätzlich zur ihrer bisherigen Altersvorsorge 
te (eine Übersicht steht im Internet: eine Riester-Rente abgeschlossen hatten. 
www.altzena.bund.de). Weitere Zulassun- Doch selbst der Jahresend-Run auf die Ries- 
gen folgten seither. Die Verbraucher haben ter-Produkte im letzten Dezember kann nicht 
dieQual der Wahl. über die Ernüchterung der Branche hinweg 
Inzwischen ist das erste Riester-Jahr verstri- täuschen. Und auch für die Zukunft ist kaum 
chen und wer eine staatliche Prämie Besserung in Sicht:Eine Umfrage der Bertels- 
wenigstens für das Jahr 2003 einstreichen mann-Stiftung ergab,dass nur jeder sechste 
will. kann sich bis zum nächsten Dezember Förderberechtigte einen Riester-Vertrag ab- 
Zeit lassen. In Frage kommen dafür fast je- schließen wolle und sogar jeder zweite Be- 
dermann und jedefrau, grundsätzlich alle fragteseine Altersvorsorgenichterhöhenwili. 
rentenversicherungspflichtigen Beschäftig- da er sie für ausreichend hält. 
ten sowie Beamte und obendrein die jeweili- Diese Zahlen sind in gewisser Weise noch zu 
gen Ehepartner und teilweise sogar Freibe- optimistisch, denn ein Großteil der Riester- 
rufler. Aber nicht für jeden lohnt sich das Anleger hat lediglich einenTeil seiner bishe- 
Riester-Sparen fürs eigene Alter. Eindeutig rigen oder sowieso geplanten Ersparnisse 
sind die finanziellenvorteile nur für Arbeit- umgeschichtet in ein Riester-Produkt Dabei 
nehmer mit einem handelt es sich dann 
geringen Einkorn- um Mitnahmeeffekte, 
menundfürFamiiien Ein Großteil der Riester- um so die recht üooi- , . 
mit mehreren Kin- 
dern. Dafür sorgen Anleger hat lediglich einen ge "aat'iche Förde- 

rung zu nutzen.Dieser 
die staatlichen Zula- Teil Seiner Ersparnisse Mitnahmeeffekt ist 
gen. aus Sicht der Verbrau- 
Zunächst müssen an- umgeschichtet in ein cher- und diese Sicht 
gehende Riester- Riester-Produkt. Die wird ja hier einqe- - 
Sparer wählen zwi- nommen - zunächst 
schen einer betriebli- staatliche Förderung wird durchausnützlich,aus 

chen oder einer pri- mitgenommen. einem anderen, politi- 
vaten Riester-Rente. schen oder volkswirt- 
Im Betrieb kommen schaftlichen Blickwin- 
fünf Durchführungswege für eine individu- kel wäre er schon Grund genug, um die Ries- 
eile Altersvorsorge in Frage. Teilweise wer- terdeform zum Scheitern zu erklären. 
den sie durch direkte Zuschüsse gefördert 
(,,Riester-Rente"), teilweise durch Steuervor- Frauen droht Armut i m  Alter 
teile (..Eichel-Förderung"). Die Palette reicht Damit sind wir dann bei dem bedeutends- 
von der sogenannten Direktversicherung bis ten Grund.warum die Riester-Rente ein Flop 
zur klassischen Betriebsrente (ausführlich in: ist, und in diesem Grund schlummert die so- 
Verbraucher-Zentrale NRW, Betriebliche Al- ziale Frage. Zwar erhalten Menschen mit 
tersvorsorge - Gesetzliche Grundlagen, kleinerem Einkommen -denen lukrative An- 
staatliche Förderung, betriebliche Praxis, lageformen wie Börse oder Hedge-Fonds 
Düsseldorf 2003).Wirklich neu sind allein die zudem faktischverschlossen sind -eine rela- 
angelsächsisch in~pirierten~aktienorientier- tiv höhere staatliche Förderung, aber dies 
ten Pensionsfonds.Ähnlich kompliziert steilt löst nicht die eigentliche Crux, es mangelt 
sich derweszur privaten Aitersvorsorseau- vielen von ihnen am nötiaen Geld. um für . . - 
ßerhalbder Betriebedar.Füreine individuel- das Alter privat zu sparen. 
le Riester-Rente sind besonders vier Pro- Zu diesem Ergebnis kommt ebenfalls die 

, duktarten interessant: Lebensversicherun- Dresdner Bank:,,Geidmangelistderentschei- 
L ~ U L I C Z I -  sen. Banks~aroläne. lnvestmentanteile und dende Grund. nicht fürs Alter vorzusoraen." 

gesetzbuc: 
- .  . , 

immobilienanlagen, unter Umständen sogar 
das selbst bewohnte Eigenheim (siehe:Stif- 
tung Warentest. Finanztest Spezial: Riester- 
Rente, Beriin 2002).Der im Regelfall in Anla- 
gefragen unerfahrene Bundesbürger steht 
angesichts der üppigen Fülle des Finanz- 
marktes vor einem erheblichen Komplexi- 
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tätsproblem,er hat die Qual der Wahl. Dies 
ist der vierte wichtige Grund für das Schei- 
tern der Riester-Rente. 

Verhaltener Endspurt bei Riester-Rente 
Zum ~ahresende 2002 mussten einige Anbie- 

. . ter angeblich Sonderschichten einlegen, um 
die Flut der Anträae bewältiaen zu können. < J 

Dagegen lief das Geschaft in den Vormona- 
ten deutlich schlechter. Noch im November 

< 

Nach einer repräsentativen Umfrage der For- 
schungsgruppe Wahlen im Auftrag der 
Großbank nannte mehr als jeder Dritte (35,3 
%) Geldmangel als Grund für seine fehlende 
Vorsorge.Frauen sind davon stärker als Män- 
ner betroffen. 
Aber auch diejenigen,die für die Rente spa- 
ren, ob per Riester oder anders, haben oft 
eine niedrige finanzielle Schmerzgrenze. 
Durchschnittlich liegt diese bei 200 Euro 
monatlichen Rücklagen fürs Alter. Nach An- 
gaben der Dresdner Bank investieren 62.8 % 
nur 200 Eurooder weniger in ihren Lebensa- 
bend. Die meisten Frauen sparen sogar noch 
weniger, nämlich monatlich zwischen 50 
und 100Euro.NurS,4%der Frauen und 14% 
der Männer können mehr als 400 Euro mo- 

rung der Berufsausbildung zur Konsequenz Ausgrenzung.,,Diese wird als Folge ungenü- 
hat (wie sie bereits von der WTO im GATS- gender Flexibilität und Anpassungsfähigkeit 
Abkommen gefordert wird) und zur Ab- angesehen,während zugleich diedauerhaf- 
schaffung des dualen Ausbildungssystems te Ausgrenzung zum positiven Einrichten in 
führt (vgl. Hartz u.a.. S. 11Off.). Arbeitgeber1 der sozialstaatlich konstruierten,Hängemat- 
innen würden zunehmend aus ihrer Verant- te'uminterpretiert wird,was bei Nichtanpas- 
wortung für Ausbildung entlassen. Auch sung an aktivierende Maßnahmen in zuneh- 
wenn angeblich nur Zusatzkapazitäten aus mendem Maße staatlichen Zwang und Re- 
dem Fonds finanziert werden sollen. sind pression rechtfertigen soll." (ebd.) 
Mitnahmeeffekte vorprogrammiert. Die Be- 
reitstellung der zusätzlichen Ausbildungs- Bekämpfung der Armen statt der Armut7 
plätze erfolgt über eine gemeinnützige Stif- Das zu bekämpfende Problem sind aber 
tung,die die Mittel akquiriert.Ausbildungs- nicht die Armen, sondern es ist die Armut. 
plätze finanziert und vermittelt sowie die Die Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, scheint 
AusbildungsZeit-Wertpapiere verkauft. Der heute darin zu bestehen,dass Parteien und 
Erwerb dieser Papiere durch Eltern oderver- Politiker darum konkurrieren, wer die als 
wandtesichertjungen Schädlinge der Nati- 
Menschen individuell on identifizierten 
ie Ansprüche auf AUS- Armut wird nicht beseitigt, Personen (,,Sozial- - 
bildungsplätze. Damit indem man die ~ ~ ~ ~ ~ ü ~ h ~  schmarotzer' .Drü- 
wird aber - in derTra- ckeberger", .Faulen- 
dition des Lehraelds- auf staatliche Fürsorae zer") am härtesten 
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der Erhalt eines Aus- beseitigt. anpackt. Im öffentli- 
bildungsplatzes von chen Diskurs über so- 
der sozialen Herkunft zialstaatliche Verar- 
abhängig gemacht, da sich mit Sicherheit mung überbieten sich die politischen Reprä- 
nicht jede Familie solche Bildungsaktien leis- sentanten im Erfinden von Zumutungen an 
ten kann. die von der Wirtschaft Ausrangierten und 
Darüber hinaus wird mit den vorgenannten ,,Überflüssigen", damit das Elend aus der 
Maßnahmen die bisherige, von der Recht- Welt geschaffen wird -jedenfalls aus der 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts Welt, die dem Staat etwas kostet. Ignoriert 
bestätigteVerpflichtung der Unternehmen, wird dabei,dass Armut nicht beseitigt wird, 
im Rahmen des dualen Ausbildungssystems indem man die Ansprüche auf staatliche 
ein ausreichendes und auswahlfähiges (d.h. Fürsorge beseitigt und dass durch Zwang 
1.25-faches der Nachfrage) Ausbildungs- keine Perspektiven für die Betroffenen ge- 
platzangebot zu gewährleisten, auf die Bür- schaffen werden. .Nicht die Passivität der 
gerinnen und Bürger abgewäizt.Zudem ist Opfer der Arbeitsmarktkrise und der gesell- 
Druck zur Annahmeeines Ausbiidungsplat- schaftlichen Ausgrenzung haben die Legiti- 
zes in einem nicht erwünschten Beruf eine mationsprobleme (des Sozialstaats, M.K.) zu 
Einschränkung des Grundrechts auf freie Be- vertreten, sondern die fehlende bzw. unzu- 
rufswahl. Weiter werden Schulen aufgefor- reichende Flankierung der Prozesse wirt- 
dert, die Schülerlinnen früher als bisher in schaftsstrukturellen Wandels,die angesichts 
theorie- bzw. praxisorientierte Unterrichts- 
formen zu selektieren, womit die erschre- 
ckende soziale Ungleichheit der Bildungs- 7 
chancen (PISA) verschärft wird. 
Die Forderungen der.Agenda 2010" und die 
Konzepte von Hartz basieren auf dem ein- 
heitlichen Grundmuster wohlfahrtsstaatli- 
cher Restrukturierung und damit verknüpf- 
ter Aktivierungsstrategien, welches Achim 
Trube und Norbert Wohlfahrt folgender- 
maßen beschreiben:.Schritt für Schritt wer- 
den die sozialpolitischen Instrumente der 
Betreuung und Versorgung arbeitsmarktpo- 
litischen Kriterien untergeordnet, die sich 
fast ausschließlich an einer Integration der 
,Betreuten' in den ersten Arbeitsmarkt zu 
messen haben. Parallel dazu findet ein Aus- 
bau Druck ausübender, Aufsicht führender 

derGlobalisierung nachhaltig und dauerhaft 
erforderlich gewesen wäre und dies auch 
nach wie vor noch ist." (TrubeiWohlfahrt 
2001,5.33) 

Bilanz 
Die Hartzschen Forderungen und die Kür- 
zungen bei der Arbeitslosenhilfe und im Ge- 
sundheitswesen weisen aufeine neue Quali- 
tät von Sozialabbau und Deregulierung hin. 
welche Kohlsche Dimensionen erreicht. 
Nach der (tei1)privatisierten Vorsorge für das 
Alters-, Erwerbsminderungs- und Todesfallri- 
siko,drohen nun ähnliche Konzepte bei der 
Krankenversicherung (durch den Zwang,für 
das Krankengeld eine Privatversicherung 
abzuschließen und durch die Ausweitung 
der Eigenbeiträge bei den Krankenkosten). 
Sollten die Pläne des Bundeskanzlers 
(.Agenda 2010") umgesetzt werden, stünde 
die Arbeitslosenversicherung sogar vor ei- 
nem Fundamentalumbau. der die Abschaf- 
fung der Arbeitslosenhilfe und eine kürzere 
Bezugsdauer beim Arbeitslosengeld bein- 
haltete.ln diegleiche Richtung gehen Schrö- 
ders Vorschläge zur Gesundheitspolitik. zur 
arbeitsrechtlichen Deregulierung beim Kün- 
digungsschutz und beim Tarifvertragsge- 
setz. Neben einem weiteren Rückgang der 
Binnennachfrage durch den Einbruch der 
Kaufkraft bei denen, die fast ihr gesamtes 
Einkommen verkonsumieren müssen, haben 
die genannten Maßnahmen gravierende 
FolgenfürJugendliche.trotz Neuauflage des 
Jump-Programms der Bundesregierung zur 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit. 
Der Bremer Sozialpolitikwissenschaftler Ru- 
dolph Bauer prognostiziert alleine für die 
Gesetze in Folge der Hartz-Vorschläge nega- 
tive Auswirkungen der Einschnitte für ar- 
beitslose Jugendliche: .Die innergesell- 
schaftlichen Verarmungstendenzen ver- 

und kontrollierender sozialstaatlicher Funk- 
tionen statt,die eine aktive,Anpassung'der 
vom Arbeitsmarkt Ausgegrenzten an eben 
diesen befördern sollen." (TrubeiWohlfahrt 

.,. 
2001,5.29) Begleitet wird der institutionelle ,i.. ~. - 
Wandel der Sozialpolitik von einer individua- 
liierenden Deutung der Ursachen sozialer ' <  
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schärfen sich - und das mit heute noch nicht 
absehbaren Folgewirkungen für die psychi- 
sche, mentale und soziale Entwicklung der 
davon betroffenen Kinder und Jugendli- 
chen." (FR v.7.3.2003) Wenn nur noch dieje- 
nigen Sozialhilfe (künftig..Sozialgeld") erhal- 
ten, die als nicht erwerbsfähig klassifiziert 
werden, befürchtet 

Bundesrepublik kann bereits jetzt - bei allen 
methodischen und empirischen Schwierig- 
keiten - als gesichert gelten, dass materielle 
bzw. soziale Armut immer auch negative 
Auswirkungen auf die Gesundheit hat. Per- 
sonen,die in sozial benachteiligten Verhält- 
nissen leben,sind gleich in mehrfacher Hin- 

sicht gefährdet. Wei- 
Bauer, dass auf dem tere Privatisierungen 
Wege überdie Defini- Die Verarmung hat noch im Gesundheitsbe- 
tion (und amtliche nicht absehbare Wirkungen reich könnten hier ka- 
Feststellung) der Er- tastrophale Wirkun- 
werbsfähigkeit bzw. für die psychische und gen hervorrufen. 
des Grades der Nicht- Entwicklung der Deshalb sind die Vor- 
erwerbsfäh igke i t  schläge der Hartz- 
eine neue ,Drehtürf betroffenen Kinder und und ~ürup-~ommissi- 
zwischen den Syste- 
men des Arbeitslo- 

Jugendlichen. on sowie der Kanzler- 
schen ,,Acienda 2010" 

Sen- und des Sozial- 
geldes eingebaut wird.,,Es besteht die Ge- 
fahr, dass davon auch bestimmte Gruppen 
von benachteiligten Jugendlichen betroffen 
sind und ins gesellschaftliche Abseits ge- 
stellt werden." (ebd.) 
Es liegt auf der Hand,dass dieverschiedenen 
Arbeitsmarkt; Bildungs-, Sozial- und Ge- 
sundheitskürzungen in Folgevon Hartz,Rü- 
rup und,.Agenda 2010" auch und besonders 
für junge Menschen gravierende Folgen bis 
zur Armutsgefährdung haben.FürdieSozia1- 
und Gesundheitsberichterstattung in der 

- 
abzulehnen,sofern sie 

Sozialabbau beinhalten. Dies gilt auch für 
die neuerlichen Kürzungspläne bei Weiter- 
bildungen und Berufsvorbereitenden Bil- 
dungsmaßnahmen durch die Bundesanstalt 
für Arbeit,deren Folgen für diesie besuchen- 
den etwa 125.000 jungen Männer und Frau- 
en bislang gar nicht abzusehen sind. Umso 
mehr besteht dringender Bedarf,alternative 
Vorschläge zur Bewältigung der Massener- 
werbslosigkeit aufzugreifen und zu unter- 
stützen,wie sie immer wieder - aber bislang 
ohne Chance auf mediale und öffentliche 

Wahrnehmung - vorgetragen werden.50 ist 
in diesem Zusammenhang beispielweiseauf 
den Aufruf.1 Million Arbeitsplätze durch öf- 
fentliche Daseinsvorsorge, Zukunftsinvestiti- 
onen, Arbeitszeitverkürzung und Umvertei- 
lung" (www.politikwechsel.org),die,,lnitiati- 
ve für eine sozialstaatliche Arbeitsmarktpoli- 
tik" (www.aktive-arbeitsmarktpolitik.de) so- 
wie die Forderungen (www.mitgliederbe 
gehren.de) des SPD-Mitgliederbegehrens 
ZU verweisen. $W s im9  
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Spiele für Kinder, Jugendliche und Erwachsene 
Diese Praxismappe gehört in jede Institution, die sich mit Kinder- und Jugendarbeit 
beschäftigt. Die sehr gute Strukturierung ermöglicht jedem einen schnellen 
Oberblick über die verschiedenen Spielarten, wie 2.8. Kennenlernspiele, 
Bewegungs- U. Kooperationssplele und Geländespiele, um nur drei der 15 im Buch 
beschriebenen Arten zu nennen. Somit kann jedelr Splelleiter/in aus einem schier 
unendlichen Vorrat von Spielvorschlägen schöpfen. Den eigenen Phantasien sind 
keine Grenzen gesetzt, da die vorgegebenen Spiele immer wieder abgeändert oder 
verknüpft werden können, und so für die gegebene Situation immer ein passendes 
Spiel zur Hand ist. Für die noch unerfahrenen Spielleiter/innen unter Euch ist auch 
gesorgt. Auf den Seiten 9-25 werden detaillierte Hilfestellungen gegeben. Diese 
wesentliche Arbeitserleichterung ist schon bei  vielen Betreuern/innen, 
Pädagogen/innen und Kindererrieher/innen, kurz allen Personen, denen das 
pädagogisch slnnvoile Spiel am Herzen liegt, äußerst beliebt. Diese 304 Seiten star- 
ke Publikation kostet 23,- DM plus Versandkosten. 
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Die pr iva te  Altersvorsorge hä l t  nicht,was die Pol i t ikverspr icht 
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Von Hermannus Pfeiffer 

Pünktlich mir dem politischen Start- bereits lautstarkdie Werbetrommel rührten, 
schuss zur Riester-Rente begann auch der all- warnten und warnen Verbraucherschützer 

I gemeine Reklame-Rummel. Kaum hatte im und Gewerkschaften vor einem voreiligen 
Mai2001 derBundesratdieRentenreformpas- Abschluss von Riester-Verträgen. Im Som- 
sieren lassen, legten Versicherungen und Fi- mer 2001 ließ der Hamburger Bund der Ver- 
nanzdienstleister los und warben lautstark für sicherten e.V. (BdV) der Provinzial Leben ihre 
die ersten ,,Riester-Produkte". Sie hatten Reklame juristisch untersagen, und die Ver- 
zunächst massenhaften Erfolg: Die Victoria- braucherdentrale Nordrhein-Westfalen er- 
Versicherung freute sich kurz darauf schon wirkte per Landgericht eine einstweiligever- 
über 175.000 abgeschlossene Verträge. der fügung gegen dievictoria Lebensversiche- 
Branchenführer Allianz sogar über 300.000 - rung. Beiden Gesellschaften wurden unzu- 
obwohl es zu diesem Zeitpunkt überhaupt treffende Werbeaussagen vorgeworfen, sie 
noch keine zugelassenen Produkte gab. Auf hatten voreilig für Riester-Renten geworben 
diesenAnfangserfolgenbliebdieGeldbranche und mit angeblichen staatlichen Prämien 
jedoch bis heute hocken.DerwichtigsteGrund gelockt,obwohl ihre Produkte kein Zertifikat 
für das Desaster der privaten Altersvorsorge vorweisen konnten - die ersten Zertifikate 
sind die potentiellen Kunden-sie weigern sich wurden nämlich erst viel später, in der Weih- 
standhakden Initiato- nachtszeit 2001 aus- 
ren in Politik und Wirt- Die aktien- und gestellt. 
schaftzu folgen.weil sie Um als förderungs- 
denNutzenderRiester- ka~itaimarktorientierte würdiges privates 
Produkte nicht erken- Rentenprodukt zu- 
nen können unddas Ri- private Altersvorsorge in gelassen zu wer+" ., 
siko entsprechend zu den USA, Großbritannien müssen die Anbieter 
hochausfällt. Dafürgibt und ihre Angebote 
es vier Gründe und und der Schweiz steht vor eine Zertifizierunos- - 
noch einen mehr. großen finanziellen stelle erfolgreich 
Der Frühstart der Fi- durchlaufen. Damit 
nanzbranche.aus dem Problemen. wird ein Mindest- 
ein Fehlstart wurde, Standard gesetzt, 
hatte - wie könnte es aber keine Qualitäts- 
anders sein - geschäftliche Motive. Schließ- norm vergeben. Eingerichtet wurde diese 
lich geht es um viel Geld und insbesondere Behörde bei der Bundesanstalt für Finanz- 
die Versicherungen sahen sich zunächst im dienstleistungsaufsicht (BAFin) in Bonn.Zum 
Vorteil gegenüber Banken und Investment- SchutzderVerbraucher hat die Bundesregie- 
fonds.,DieRentenreformisteinSegenfürdieFi- rung mit dem Zertifizierungsgesetz einen 
nanzbranche", freute sich freilich auch eine 11-Punkte-Katalog für die Förderung von 
Großbank. Bis zu 50 Milliarden DM pro Jahr Rentenprodukten festgelegt.Diese 
könnten die Bundesbürger zukünftig für ihre . müssen eine lebenslange Rente ermögli- 
private Altersvorsorge ansparen, hinzu kom- chen, 
men staatliche Prämien in Milliardenhöhe.er- - können zusätzliche Leistungen für den 
rechnete man in den Chefetagen. Minister Fall der Erwerbsminderung oder zur Hinter- 
Walter Riester (SPD) erwartete,dass.wir" -ge  bliebenenversorgung vorsehen. 
meintwarderStaat-pbdemJahr2008dafür - müssen das angesparte Kapital 
jährlich rund 20 Milliarden DM ausgeben". zumindest garantieren, jedoch wird keine 
Allerdings hat sich die Begeisterung in der Fi- Mindestverzinsung verbürgt! 
nanzbranche inzwischen gelegt, weil das Ob sich also später das private Rentensparen 
komplizierte und daher teure Regelwerk es wirklich gelohnt hat oder die Rendite nach 
nurden Branchenführern erlaubt, bei einem zwanzig oder dreißig Jahren fleißigen Spa- 
Boom satte Riester-Gewinne einzufahren. rens unterm Strich bei null liegt, hängtdaher 
11-Punkte-Katalog garantiert keine Rendite ganz entscheidend vom Anlage-Glück des 
Während Versicherungen und Banken beauftragten Unternehmens ab. 

Dr. Hermannus Pfeiffer, Jahrgang 1956, arbeitet als freier Wirtschaftspublizist in Hamburg, 
jüngstes Buch: Die Zähmung des Geldes - Finanzplatz Deutschlandgegen den globalen Crash, 
Rowohlt Verlag. 

Dass dieses Glück des Geldrausches auch in 
Wirklichkeit ausbleiben kann, hat sich seit 
dem Zusammenbruch des,,Neuen Marktes" 
und dem Beginn der bis heute andauernden 
Kurskrise an den Aktienmärkten im März 
2000 herumgesprochen. Die stark aktien- 
und kapitalmarktorientierte private Alters- 
vorsorge in den USA, Großbritannien und 
der Schweiz steht vor großen finanziellen 
Problemen und auch in viele betriebliche 
Pensionsfonds hat die Börsenbaisse große 
Löcher gerissen. Davon betroffen sind auch 
hierzulande Konzerne. So soll Siemens 
bereits mehrere Milliarden für seine betrieb- 
lichen Rentenverpflichtungen zurück ge- 
stellt haben. 
Hier haben wir den ersten guten Grund.war- 
um sich viele der staatlich verordneten pri- 
vaten Altersvorsorge verweigern. Da ledig- 
lich das eingesetzte Kapital garantiert wird, 
bleibt ein erhebliches Restrisiko über die 
Rendite (oder Nicht-Rendite) des Geldes,das 
ein Lohnabhängiger über dreißig odervier- 
zig Jahre anspart. Zudem wird sich 
spätestens in etwa zwanzig Jahren zeigen, 
dass bei gleicher Einzahlung erhebliche Un- 
terschiede in der Höhe der Riester-Renten 
auftreten werden, und zwar existentielle Un- 
terschiede, denn ob die private Rente dann 
500 oder 1.000 Euro beträgt, ist nicht allein 
eine quantitative Frage. 

Keine Alternativen 
Obendrein schreibt das Zertifizierungsge- 
setz vor, dass die Rentenprodukte für den 
Sparer transparent sein müssen. 
Dabei hatte sich die rot-grüne Bundesregie- 
rung einst von durchsichtigen Produkten ei- 
nen Schubfür nachhaltige,,grüne"Geldanla- 
gen erhofft, auf die bis dahin nicht einmal 
ein Prozent des deutschen Sparkuchensent- 
fielen.50 müssen Finanzdienstleister laut 5 1 
des Zertifizierungsgesetzes ihre Kunden 
einmal jährlich schriftlich informieren,,,ob 
und wie" sie ethische, soziale und ökologi- 
sche Kriterien berücksichtigen. Die Bundes- 
regierung setzt dabei auf.,eigenverantwortli- 
che Entscheidungen der Marktteilnehmer", 
betonte sie nochmals in ihrer Antwort auf 
eine Große Anfrage der Bundestagsfraktion 
der PDS (BT-Drs. 14/7736). Dafür seien die 
Unternehmen verpflichtet worden zu infor- 
mieren, inwieweit sie bei ihren Anlageent- 
Scheidungen ethische Bedingungen berück- 
sichtigen.Diealternative Finanzbranche,von 
der Umweltbank bis zur anthroposophi- 
schen GLS-Bank - die im April die linke Öko- 
bankübernahm und damitvorder Pleiteret- 



Abbildung 3: Unterbringung in Kindergärten*) 
(naatiicheundprivateEinrichningen) 
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Erweiterung der ge- 
setzlichen Renten- 
versicherung zu ei- 
ner echten Volksver- 
Sicherung unter Ein- 
beziehung aller Ein- 
kommensarten. 
Dabei geht es um 
eine Ausweitung der 
gesetzlichen Renten- 
versicherung auf alle 
Erwerbspersonen. 
Dies ist weniger ein 
Beitrag zur Siche- 
rung der finanziellen 
Basis als vielmehr zur 
Absicherung prekä- 
rer Beschäftigung 
und damit auch zur 
Steigerung der Ak- 

günstiger da.50 bliebevor allem eine Orien- zeptanz. So würde die Rentenversicherung 
tieruna auf die Finanzmärkte in Schwellen- derTatsachenerecht werden.dass Erwerbs- 
rändern Südost-Asiens und Lateinamerikas. 
Dies ist jedoch vor dem Hintergrund der Er- 
fahrungen aus den Finanzkrisen in Mexiko 
und Argentinien und den Börsen-Zusam- 
menbrüchen in Südost-Asien eineausgespro- 
chen risikoreiche Angelegenheit. Außerdem 
setzt eine erfolgreiche Strategie auch nach 
Ansicht von Befürwortern grundsätzlich vor- 
aus,,,dass die Anleger rational und voraus- 
schauend agieren und Anpassungen in der 
Portfoliostruktur über einen sehr langen Zeit- 
raum erfolgen" (Deutsche Bank Research 
2003).Das allerdings würde allen bisherigen 

- ~ ~~ 

biographien immer stärker aus verschiede- 
nen Phasen sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung, zeitlich befristeter Tätigkei- 
ten ohne Versicherungspflicht und echter 
Selbstständigkeit bestehen werden. lnteres- 
santerweise gehen viele der Vorschläge für 
eine Kapitaldeckung - wie etwa die stärkere 
Einrichtung betrieblicher Rentenfonds - von 
einer lebenslangen Zugehörigkeit zu einem 
Betrieb aus und beinhalten deshalb extrem 
bürokratische Regelungen bei Betriebs- 
wechseln.Hier ist die gesetzliche Sozialversi- 
cherung erheblich flexibler. Zudem würden 

Erfahrungen widersprechen. durch die Ausweitung desversichertenkrei- 
Weitere Nachteile einer orivaten und k a ~ i -  sesdievielen kleinen 5eibstständioen.diein 
talgedeckten ~lterssicherung liegen in der 
sozialen Schieflage.50 werden Beschäftigte 
mit geringen Einkommen und Ausfallzeiten 
kaum in der Lage sein, einen ausreichenden 
Kapitalstock aufzubauen. Dadurch droht in 
Zukunft auch bei uns wieder eine spürbare 
Zunahme derAltersarmut.Außerdem lassen 
sich gesellschaftlich sinnvolle Ausgleichs- 
komponenten wie die Anerkennung von Er- 
ziehungszeiten oder ein ,,Kinderbonus" 
kaum realisieren. Frauen würden, wie schon 
bei der privaten Krankenversicherung, ge- 
genüber Männern erheblich diskriminiert. 
Denn sie würden im Gegensatzzur heutigen 
gesetzlichen Rentenversicherung ange- 
sichts ihrer geringeren Einkommen und ih- 
rer höheren Lebenserwartung im Verqleich 
zu Männern einen erheblich niedrigeren Le- 
bensstandard im Alter hinnehmen müssen. 

Fazit 
DieVorstellung,die Finanzierung unserer So- 
zialsysteme von der realwirtschaftlichen 
Entwicklung abkoppeln zu können, ist nicht 
realistisch.Nur eine wirtschaftlich leistunos- 

2 

fähige Gesellschaft wird in der Lage sein,ih- 
ren Bürgerinnen und Bürgern eine ange- 
messene Altersversorgung zu bieten. Die Al- 
ternative zu einer teilprivatisierten und kapi- 
talgedeckten Alterssicherung liegt in einer 

~ ~ - - . ~ - ~ ~  
ihrem Überlebenskampf oftmals an der Al- 
tersvorsorge sparen.mit einbezogen. 
Wichtiger als die Ausweitung des Personen- 
kreises ist für die Abfederung der demogra- 
phischen Auswirkungen die Einbeziehung 
aller Einkommensarten in die Beiträge zu 
den Sozialversicherungen. auch der Renten- 
versicherung. Denn in den letzten Jahrzehn- 
ten ist der Anteil der Bruttolöhne und -ge- 
hälter am Bruttoinlandsprodukt kontinuier- 
lich gesunken,zwischen 1992 und 2000 von 
46,s auf 42.8 Prozent (vgl. DIW 2003). Dem 
steht ein Zuwachs der Vermögenseinkünfte 
gegenüber. Diese Tatsache und der Um- 
stand,dassdie Bruttolöhne und -gehälter die 
Finanzierungsbasis für die Sozialversiche- 
rungen bilden,sind im Hinblick auf die Zu- 
kunft der Systeme - auch der gesetzlichen 
Krankenversicherung -problematisch. Des- 
halb ist es sinnvoll,die in der Bedeutung wei- 
ter wachsende ,Vermögensökonomie" mit 
ihren Einkünften aus Kapitalmarkt. Mieten, 
Erbschaften und Beteiligungen in die Bei- 
tragspflicht einzubeziehen. Das würde 
übrigens den Anteil der paritätischen Bei- 
tragsfinanzierung weiter zurückführen. Zu- 
sätzlich sollten die mittelfristig freiwerden- 
den Mittel aus der Arbeitslosenversicherung 
in die Rentenversicherung fließen. Daneben 
kann über den steuerlichen Anteil und die 

Herausnahme versicherungsfremder Leis- 
tungen aus der Rentenversicherung regu- 
liert werden. Perspektivisch ist eine Erhö- 
hung der Lebensarbeitszeit sinnvoll. Sie 
muss jedoch mit der Entlastung auf dem Ar- 
beitsmarkt verkoppelt werden. 
Eine intelligente und vorausschauende Poli- 
tikdiediedemoaraohischen Entwicklunaen 

Positive Effekte für Arbeitsmarkt und 
Sozialversicherung durch 
Kinderbetreuung 

- .  - 
ernst nimmt, kann den negativen Auswir- 
kungen der Bevölkerungsentwicklung weit- 
gehend entgegenwirken und die positiven 
Folgen gezielt nutzen.Wichtige Handlungs- 
ansätze dafür sind 
-eine wachstums- und innovationsorientier- 
te Wirtschaftspolitikdieauch die Produktivi- 
tät fördert. 
-die stärkere Einbeziehung aller Erwerbsfä- 
higen in den Arbeitsmarkt. Dazu kann auch 
die Abschaffung leistungsfeindlicher Sub- 
ventionen wie des Ehegattensplittings oder 
der kostenlosen Mitversicherung von Ehe- 
partnern beitragen. 
-eine aktive Qualifizierungspolitik, mit der 
auch die Vermittlungsfähigkeit bisheriger 
Randgruppen erhöht wird. 
-eine aktive Kinder- und Familienpolitik, die 
vor allem die Opportunitätskosten für die 
Kindererziehung deutlich senkt. 
- eine Einwanderungspolitik, die eine volle 
sprachliche. kulturelle, politische und wirt- 
schaftliche Integration bewerkstelligt. 
- eine Strukturpolitik die von Abwanderung 
und Alterung betroffenen Regionen neue 
Handlungsmöglichkeiten eröffnet. 3,m3 

Literatur: 
BHF-Bank: Boomernomics - Demographischer Wandel 

beeinflusst FinanzmärMe.Wirtrch&dienrr Nr. 1971. 
Aprii 2000 

Deutsche Bank Rerearch:Die demografische Heiaurfor- 
derung.Juii ZOO2 

Deutscher Bundestag: Enquete-Kommirrion Demogra- 
phixherwandel- Herausforderungen unserer älter 
werdenden Gesellschaft an den Einzelnen und die 
Politik.Beriin.2002 

DiW:Kortenexpiorion im Gesundheitswesen? DiW-Wo- 
chenbericht 712003 

Europäische Zentraibank:Die Notwendigkeit umfassen- 
der Reformen angesichtr einer alternden Beuäike- 
rung.in:EZB-Monatrbericht.Aprii 2W3 

Eur05tat:Statirtik kurzgefasst, Nr  17.2002 
Giger. Andrear: Reife alr Rerrource. interview in: Wirt- 

rchahOrnabrü<k-Emrland 112003 
Kückelkorn, Dieter:Die Krise der nicht-staatlichen Alterr- 

YOROrge trifft Amerika hart. Börsen-Zeitung, 
11.2.2003 

Lon.Stephan:Oie deutsche Winrchah unter dem demo- 
graphischen Falibeii.ln: Börsen-Zeitung.20.2.2003 

Prognor:Deutschland-Report 2002-2020.Barei. 2002 
Rürup. Bert Bevöikerungsaiterung - Nicht nur eine rozi- 

aipoiitirche Heraurfordervng. Vortrag bei der Ta- 
gungdeiSPD-Programmkommirrion.12.2.2001 

Sinn, Hans-Wernei: Dar demographische Defizit - die 
Fakten.die Folgen,die Ursachen und die Paiitikimpii- 
kationen.1": ifo-Schnelldienst 512003 

Statistischer Bundesamt: Beväikerunorentwickluna 
D~.ri<n lnor  br 7,m . a l i  2OSJ.Ergeon rre oei 9 
i<00101n erlen Bevo kei~ngrvoia.rberechnung 
Wiesbaden, 2000 

Thon. Manfredffuch&Johann:Zur langfristigen Entwick- 
lung der weiblichen Erwerbsperranenpotenziai~~in: 
Arbeit~marktchancen für Frauen. Beiträge zur Ar- 
beitrmarkt-und Beiufrforrchung Nr.258.Nüinberg. 
2002 

-doch öffentliche Investitionen s ind dafürVoraussetzung! 

Von Kai Burmeister 

Das Defizit an öffentlicher Kinder- 
betreuung in den westdeutschen Bundes- 
ländern ist hinlänglich bekannt.Zur Erinne- 
rung sei darauf hingewiesen,dass es an Krip- 
penplätzen nahezu gänzlich mangelt, der 
Rechtanspruch auf eine Halbtagsbetreuung 
für Kinderzwischen 3 und 6Jahren zwar be- 
steht,in der Praxis aber immer noch unzurei- 
chend erfüllt wird und die Hortbetreuung 
bzw. Ganztagsschule ebenso unterentwi- 
ckelt sind. 
An dieser Stelle sollen die Ergebnisse der 
Studie .Abschätzung der (Brutto-)Einnah- 
meneffekte öffentlicher Haushalte und der 
Sozialversicherungsträger bei einem Aus- 
bau von Kindertageseinrichtungen" darge- 
stellt werden,die im Januar 2003 im Auftrag 
des Bundesministeriums für Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend der Öffentlichkeit 
präsentiert wurde. In dieser Studie werden 
die volkswirtschaftlichen Auswirkungen ei- 
nes bedarfsgerechten Ausbaus der Kinder- 
tagesbetreuung auf die Erwerbsbeteiligung 
von Müttern in Form von zusätzlichen Ein- 
nahmen bei der Einkommensteuer und bei 
den Sozialversicherungen, die Einnahmen 
durch die Zunahme von Beschäftigung in 
Kindertagesstätten (Kitas) sowie die Einspar- 
effekte in der Sozialhilfe errechnet. Bei der 
Studie handelt es sich .nurn um eine Ab- 
schätzung der potentiellen Brutto-Einnah- 
me- und Einspareffekte Das heißt,die Ausga- 
ben für einen Ausbau des Angebots werden 
nicht berücksichtigt. Dennoch sind die Er- 
gebnisse beeindruckend [Die Untersu- 
chungsergebnisse beziehen sich auf das 
Jahr 2000 und sind im Gutachten daher in 
DM angegeben. Im Artikel werden verein- 
facht umgerechte Angaben in Euro ge- 
macht] 

Steigende Steuer- und Sozialversiche- 
rungseinnahmen 
Tabelle 1 zeigt, dass es 2000 in den alten 
Bundesländern ca.6.8 Millionen Mütter mit 
Kindern bis zu 16 Jahren gegeben hat.Von 
diesem waren ca. 800.000 in Vollzeit und 
knapp 2 Mio. in Teilzeit erwerbstätig. Wie 

Kaißurrneister, geb. 1976, ist Diplom-Volkswirt ur 

würde nun der Ausbau der Kinderbetreuung 
auf Einkommensteuer und Sozialversiche- 
rung wirken? Hierbei muss die Annahme vo- 
rangestellt werden, dass die fehlende Kin- 
derbetreuung das Haupthindernisfür die Er- 
werbstätigkeit ist und nach dem Ausbau die 
nach der Qualifikation der Mütterzu erwar- 
tenden Arbeitseinkommen auch auf dem 
Arbeitsmarkt realisiert werden können. Die 

würden die Steuermehreinnahmen 
immerhin noch 1,2 Mrd. Euro und die Mehr- 
einnahmen der Sozialversicherung 1,5 Mrd. 
Euro betragen. Fürjeweils 1.000 erwerbstäti- 
ge akademisch ausgebildete Mütter erzielen 
die Finanzämter knapp 8 Mio. Euro und die 
Sozialversicherungsträger mehr als 10 Mio. 
Euro und damit ungefähr doppelt so hohe 
Einnahmen wie die Gesamtgruppe. 

vorgestellten Ergebnisse beziehen sich in ei- 
ner optimistischen Variante auf eine Er- 
werbstätigkeit aller bisher nicht erwerbstäti- 
gen Mütter (arbeitslos gemeldete Mütter 
plus Stille Reserve) mit dem jüngsten Kind 
im Alter zwischen 2 und 12 Jahren,die auf- 
grund der derzeitigen Arbeitsmarktlage 
kurzfristig nicht realistisch ist. Die höchst- 
möglichen zusätzlichen Einnahmen bei der 
Einkommensteuer würden sich auf 6. Mrd. 
Euro und die der Sozialversicherungen auf 
ca.9 Mrd. Euro belaufen.Pro 1.000 zusätzlich 
in Beschäftigung gebrachte Mütter würden 
die Finanzämter durchschnittlich etwa 
3,5Mio. Euro und die Sozialversicherungen 
5,5 Mio. Euro pro Jahr Mehreinnahmen zu 
verzeichnen haben 
Eine vorsichtigerevariante bezieht sich hin- 
gegen auf alle akademisch ausgebildeten 
Mütter, die aufgrund ihrer Qualifikation 
leichter eine Beschäftigung finden können 
und höhere Einkommen erzielen würden. 
Bei Beschäftigung aller Akademikerinnen 

- 

Tabelle 1: Mütter (in 1000) im Jahr 2000 

Beschäftigungseffekt durch Kinderbe- 
treuung 
Der bedarfsgerechte ganztägige Betreuung 
würde auch zu einem steigendem Personal- 
bedarf in den Einrichtungen führen und 
stellt daher eine beschäftigungspolitische 
Option dar. Die zu erwartenden Beschäfti- 
gungseffekte werden hinsichtlich des Alters 
der zu betreuenden Kinder starkdifferieren. 
So wird hier bei den unter Dreijährigen von 
einem Personaischlüssel von einerlm Be- 
schäftigten für 5 Kinder, im Kita-Bereich von 
11 Kindern und im Hortbereich von 15 Kin- 
dern ausgegangen. Insgesamt wäre von ei- 
nem Fachkräftebedarf von bis 450.000 aus- 
zugehen. Bei einem (Brutto)Jahres- 
einkommen von durchschnittlich 24.500 
Euro würde dies insgesamt zu Steuermehr- 
einnahmenvon 1.3 Mrd.Euroundzu4.6Mrd. 
Euro bei den Sozialversicherungsträgern 
führen. 

Mit jüngstem Kinder 
im Alter von: 

bis ZU 3 Jahren 
von 4 bis zu 6 Jahren 

von 7 bis zu 16 Jahren 

Kommunale Einsparungen bei  der Sozial- 
hilfe 
Die Konjunktur des Begriffs,,lnfantilvisierung 
von Armut" weist auf die zunehmende Ar- 

Quelle: Sonderauswenung Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2000 (rechnerische 
Differenzdurch Rundung) 

Deutschland 
gesamt 

2570 

1348 
4591 

mut von Kindern und Jugendlichen hin. In 

Alte 
Bundesländer 

2233 
1182 
3442 

Neue 
Bundesländer 

336 
164 

1059 



Art ike l  zur Famil ienpol i t ik 
in den letzten spw-Heften: 

bestätigt. Zwar besteht eine beeindrucken- 
de Kosten-Nutzen-Relation: Von jährlichen 
Investitionen in Kita-Plätzen in Höhe von 
5.200 Euro eroibt sich ein Ertraa von 20.000 - - 
Euro. Doch fallen die Kosten bei den Kom- 

Felix Welti, Wege und Irrwege der Familienförderung,spw 119 (612001), 5.5-6 munen an, wohingegen der Nutzen sich auf 
Kai Burmeister/ Myriam Kagischke, Nachfrageorientierte Kindereinrichtungen, spw 120 anderen Staatsebenen einstellt. Neben ei- 
(4/2001),5.9-10 nem stärkeren Engagement des Bundes 
Girela Notz, Emanzipation durch Lohn für Hausarbeit?, spw 126 (412002). 5.47-48 bzw.einer veränderten Gewichtuno von Kin- < 

dergeld und Investition in Kitas wäreeineso- 
Die Artikel können als Datei oder Kopien bei spw angefordertwerden.Für Kopien bittefran- 

Zialversicherungsähnliche Kinderkasse 
kierten Rückumschlag beilegen. denkbar,an deren Finanzierung auch die Ar- 

beitgeber beteiligt wären (vgl. Nabel1 Welti, 
spw 82,S.S2 ff.). 

der Arm~tsforsch~ng W ra davon ausgegan e nnahmen oel der Ein6ommensteuer sowie 
aen oass ieaes funfte Kino n IE nkommens- bei oen Soz alversicherunaen und <arm o e ~lexibleöffnunqszeiten notwendig 
d ~ , ~  , - 
)Armut aufwächst (vgl.Bell/ Recht,spw 120, Ausgaben für die Sozialhilfe reduzieren.An- TabelleZzeigtdieZunahmevon atypischen 
5.26 ff.: Klundt spw 129, S. 28 R). Einen be- dere Effekte wie die Multiplikatorwirkung Arbeitszeiten für die Jahre 1995 und 2000. 
deutenden Anteil hieran dürfte die Abhän- durch die gestiegenen Einkommen der Müt- Dabei zeigt sich eine langsame aber stetige 
gigkeit von der Sozialhilfe gerade bei aliein- ter oder kindbezogene Wirkungen wie bes- Ausdifferenzierung von Arbeitszeiten. 
erziehenden Müttern haben.Tatsächlich be- sere S~rachentwickluna und aaf. höherer Immer mehr Beschäftiate sind zumindest - - -  -~ ~~ < - 
zogen 1997 in den alten Bundesländern Schulerfolg bleiben hierbei noch unberück- zeitweilig mit atypischen Arbeitszeiten kon- 
knapp 250.000 alleinerziehende Mütter mit sichtigt.Um diese positiven Effekten nutzbar frontiert. Die dominierende Arbeitszeitform 
Kindern unter 13 Jahren laufende Hilfezum machen zu können, müssen Bund. Länder von Frauen mit Kindern ist weiterhin dieTeil- 
Lebensunterhalt. Die Sozialhilfeträger wen- und Kommunen zu- zeitarbelt, wobei sich 
deten für diese Gruppe differenziert nach sätzliche Betreu- die Struktur dieser Ar- 
dem Alter des ieweils iünasten Kindes fol- unaska~azitäten be- Für 1.000 in Erwerbsarbeit beitsform stetiq ver- , - 
gende Mittel auf: Kinder im Krippenalter Ca. 
230 Mio. Euro, Kinder im Kita-Alter fast 490 
Mio. Euro und Ca. 750 Mio.Euro für Kinder im 
Hortalter. 
Für jeweils 1.000 in Erwerbsarbeit gebrachte 
alleinerziehende Mütter würde es zu poten- 
ziellen Einsparungen in der Sozialhilfe von 
6.5 Mio. Euro kommen. Würden nur alle al- 
leinerziehenden Akademikerinnen erwerbs- 
tätig, so würde dies zu Einsparungen von 
insgesamt über 25 Mio.Euroführen. 
Sicherlich Iässt sich gegen das Gutachten 
einwenden. dass auch wenn das Beschäfti- 
gungshindernis fehlende Kinderbetreuung 
ausgeräumt ist, angesichts der angespann- 
ten Lage auf dem Arbeitsmarkt sowie ab- 
hängig von der individuellen Qualifikation 
nicht alle Mütter erwerbstätig würden.Doch 
sind weniger die konkret errechneten Zah- 
len als vielmehr die Grundaussage ist ar- 
beitsmarkt- und sozialpolitisch bedeutsam: 
Der bedarfsgerechte Ausbau der Kinderbe- 
treuung ermöglicht Frauen mit Kindern Er- 
werbsarbeit. Dies wiederum führt zu Mehr- 

- ,  

reitstellten und mit ändert. Nach dim So- 
der Einstellung zu- 

gebrachte alleinerziehende ziökonomischen Pa- 

sätzlicher Erzieherin- Mütter Spart die Sozialhilfe nel (SOEP) bezieht 
nen und Erzieher in 
Vorleistuna treten. 

6,5 Mio. Euro. sich Teilzeit nur noch 
zu einem Drittel auf 

Das vier Milliarden 
Euro umfassende Förderprogramm des Bun- 
des zum Ausbau von Ganztagsschulen ist 
zwar unterstützenswert,doch bleibt die vor- 
schulische Betreuung hiervon ausdrücklich 
ausgenommen. Diesen Bereich finanzieren 
derzeit die Kommunen mit bis zu 85 %,der 
Rest wird vor allem durch Eigenanteile der 
Kita-Träger sowie durch Elternbeiträge fi- 
nanziert. Angesichts der angespannten 
Haushaltslage vieler Kommunen und der 
Tatsache,dass sich die positiven Effekte nicht 
unmittelbar bei den Kommunen nieder- 
schlagen werden, i s t  ein Ausbau der Kinder- 
betreuung allein durch die Städte und Ge- 
meinden nicht zu erwarten. Diese..föderale 
Finanzierungsgeflechtsfalle" wurde durch 
eine Studie im Auftrag der GEW für Kitas in 
Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen 

eineTätigkeit am Vor- 
mittag. Mehr als die Hälfte derTeilZeitarbeit- 
enden haben wechselnde Arbeitszeiten, bei 
denen vielfach an einigenTagen voll und an 
anderenTagen gar nicht gearbeitet wird.Am 
Beispiel des Lebensmitteleinzelhandels wird 
deutlich, dass zunehmend auch Wochen- 
endarbeit wichtiger wird.Kindergärten müs- 
sen auf diezunehmend flexiblen und immer 
weniger klar planbaren Arbeitszeiten mit 
ebenso zeitlich flexiblen Betreuungsange- 
boten wie z. Kverlängerten Öffnungszeiten 
in der Woche und Notfall-,Wochenendange- 
boten antworten (vgl.Burmeister/Kagischke, 
spw 120.5.9 f.). Ein häufig geäußerter Ein- 
wand gegenüber einer Flexibilisierung der 
Betreuungszeiten mündet im Vorwurf, dass 
die Kindertagesstätten zu reinen Aufbewah- 
rungsstationen verkämen. Es besteht kein 

-- 
Tabelle 2: Entwicklung atypischer Arbeitszeiten von 1995 - 2000 in % I 

I Abendarbeit Nachtarbeit Sarnstagsarbeit Sonntagsarbeit 

Iirnrner 1 3.5 3.51 1.4 1.81 13.4 12.81 5.1 

/0uelle: Esch/ Stöbe-Blossev I 

Entwicklung machen Experten den Wegfall 
der umfassenden französischen Familienför- 
derung zugunsten der mageren fiskalischen 
Förderung in Deutschland aus (vgl. Sinn 
2003). 
Die demographische Entwicklung lässt sich 
durch gesellschaftliche Rahmenbedingun- 
gen beeinflussen. Der Aspekt einer aktiven 
Kinder- und Familienpolitik kommt in der 
Diskussion um die Entwicklung und ihre 
Auswirkungen bisher jedoch eindeutig zu 
kurzGefragt wäre vor allem eine umfassen- 
de direkte Förderung von Kindern und El- 
tern durch kostenlose Angebote an Stelle 
bisheriger steuerlicher Vergünstigungen. 
Dazu würde dann auch eine obligatorische 
und für die Eltern kostenlose Kindergarten- 
pflicht gehören,die schon auf Grund der zu 
erbringenden lntegrationsleistung gegenü- 
ber Kindern von Zuwanderern - ihr Anteil 
wird sich rasch weiter erhöhen -geboten ist. 

Folgen für den Sozialstaat 
Die am häufigsten beschriebene Konse- 
quenz der demographischen Entwicklung 
für den Sozialstaat ist der Rückgang der Be- 
völkerung im erwerbsfähigen Alter im Ver- 
gleich zu den Älteren. Kamen im Jahr 2000 
auf 100 Personen im Alter zwischen 20 und 
59 Jahren noch 40 Personen über 60 Jahre, 
so werden es im Jahr 2050 etwa 80 sein (Sta- 
tistisches Bundesamt 2000). Damit sinkt die 
Zahl potenzieller Beitragszahler für die ge- 
setzlichen Sozialversicherungen im Verhält- 
nis zur Zahl der Leistungsbezieher. Insbe- 
sondere für die gesetzliche Rentenversiche- 
rung kann dies nicht ohne Konsequenzen 
bleiben.Auch die Krankenversicherung und 
speziell die Pflegeversicherung werden zu- 
sätzlich belastet, während die Arbeitslosen- 
versicherung künftig spürbar entlastet wird. 
Grundsätzlich zieht ein Anstieg der Rentner- 
anzahl im Vergleich zu den Beitragszahlern 
noch kein Zusammenbruchsszenario für die 
Rentenversicherung nach sich. Das zeigt 
schon der Blickaufdie deutsche Nachkriegs- 
entwicklung,in der wires kontinuierlich mit 
diesem Phänomen zu tun hatten.Das Niveau 
der Altersversorgung ist in diesem Zeitraum 
stark angestiegen, zusätzlich konnte eine 
Kraftanstrengung wie die deutsche Einheit, 
die zu erheblichen Teilen über die gesetzli- 
chen Sozialversicherungen finanziert wurde. 
gemeistert werden. Die Ursache dafür liegt 
vor allem in der gestiegenen Produktivität. 
Heute können wir pro Kopf mehr Rentner 
versorgen, weil jeder einzelne mehr Werte 
schafft. In den nächsten Jahrzehnten wird 
sich die Alterung allerdings beschleunigen, 
während der Produktivitätszuwachs gerin- 
ger sein könnte. Dadurch entsteht die Not- 
wendigkeit, entweder zusätzliche Finanzie- 
rungsquellen zu erschließen, Leistungen 
einzufrieren oder die Alterssicherung grund- 
sätzlich neu zu organisieren. 
In welchem Maßedies erforderlich sein wird. 
hängt vor allem von der künftigen wirt- 
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schaftlichen Entwicklung und der Produkti- 
vitätsentwicklung ab. Dabei wird der Rück- 
gang der erwerbsfähigen Bevölkerung zu ei- 
nem Teil kompensiert: 
-Die Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und Älteren wirkt dem Rückgang der 
Jahrgänge im erwerbsfähigen Alter 
entgegen, ohne diesen allerdings ausglei- 
chen zu können. 
- Die von vielen prognostizierte günstigere 
Lohnentwicklung in der Folge des geringe- 
ren Arbeitskräftepotenzials erhöht das Bei- 
tragsaufkommen, beides wirkt sich tenden- 
ziell produktivitätssteigernd aus. 
Große Präsenz in der aktuellen Rentendis- 
kussion hat die Forderung nach einer - 
zumindest teilweisen - Umstellung des um- 
lagefinanzierten Systemsauf eine private ka- 
pitalgedeckte Alterssicherung. Der Boom 
der Aktienmärkte in den 90er-Jahren hat 
auch in der Sozialdemokratie die Illusion ei- 
ner wundersamen Reichtumsvermehrung 
durch Altersvorsorge über die privaten Kapi- 
talmärkte aufkommen lassen. Mit der..Ries- 
ter-Rente", die sich bisher allerdings nur ge- 
ringer Nachfrage erfreut, Ist ein erster Schritt 
in diese Richtung unternommen worden. 
So wenig die Begeisterung für eine Alters- 
vorsorge über die Aktienmärkte angesichts 
des Aktien-Hypes vor zehn Jahren verwun- 
dern konnte,so erstaunlich ist dieTatsache. 
dass sich diese Forderung auch heute noch 
großer Beliebtheit erfreut.Denn die Illusion 
eines dauerhaften Booms an den Finanz- 
märkten. der unabhängig von der realwirt- 
schaftlichen Basis verläuft, sollte nach dem 
Ende der New Economy-Euphorie und des 
.Neuen Marktes" mittlerweile zerplatzt sein. 
Zusätzlich lohnt sich ein Blick auf die Ent- 
wicklung und die Prognosen für die Aktien- 
märkte, um festzustellen: Die Finanzmärkte 
sind ebenso abhängig von der demographi- 
schen Entwicklung wie die realwirtschaftli- 
che Entwicklung und die umlagefinanzier- 
ten Sozialversicherungen. So ist der Aktien- 
boom der 90er-Jahre,der von den USA aus- 
ging,auch auf die dortigen geburtenstarken 
Jahrgänge (die,,Baby Boomerr'-Generation) 
und deren Nachfrageverhalten zurückzu- 
führen (vgl.BHF-Bank2000).Der Eintritt die- 
ser Jahrgänge in das Rentenalter und eine 
dann zu erwartendestarkeVeräußerung von 
Aktien und lnvestmentzertifikaten bei 
gleichzeitig geringerer Nachfragedurch die 

zahlenmäßig schwächere Nachfolgegenera- 
tion stellt eine erhebliche Belastung für die 
Kursentwicklung dar (vg1.Deutsche Bank Re- 
search 2003). 
Diese Entwicklung ist mit Zeitverzögerung 
auch für Deutschland zu erwarten. So rech- 
net die HypoVereinsbank für 2015 mit er- 
heblichen demographiebedingten Kursein- 
brüchen an den Finan~märkten~andere Ex- 
perten erwarten diese Entwicklung um 
2020 herum (vgl. Lorz 2003). Dort, wo Be- 
triebsrenten in garantierter Höhevereinbart 
wurden, die vom Arbeitgeber auf Basis von 
Kapitalanlagen gedeckt werden, stellen die- 
se Regelungen mittlerweile ein erhebliches 
lnsolvenzrisiko dar und führen zu einer spür- 
baren Absenkung der Kreditwürdigkeit der 
betroffenen Unternehmen (vgl. Handels- 
blatt 23.9.2002, Lorz 2003). 
Zu besichtigen sind die Kollateralschäden ei- 
ner kapitalgedeckten Alterssicherung 
bereits heute in den USA.So haben allein die 
Pensionsfonds der US-Unternehmen zwi- 
schen 1999 und Mitte 2002 Verluste von 
insgesamt 630 Mrd. Dollar eingefahren. Die 
gegenwärtigen Finanzierungslücken wer- 
den auf rund 300 Mrd.Dollar geschätzt.Nach 
einer Umfrage unter den 500 größten US- 
Unternehmen haben 70 % angegeben, er- 
hebliche Probleme mit den eigenen Fonds 
zu haben (vgl. Kuckelkorn 20031. Ein erhebli- 
cher Teil der Beschäftigten wird - ähnlich 
wie in den Niederlanden und Großbritanni- 
en übrigens - bis deutlich über die Alters- 
grenze hinaus arbeiten müssen oder sich 
auch als Rentner dauerhaft mit Gelegen- 
heitsjobs über Wasser halten müssen. Dies 
alles sind die Folgen eines allzu großen Ver- 
trauens in die Entwicklung der Aktienmärk- 
te. 
Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, 
die enormen Risiken einer Umstellung des 
deutschen Rentensystems auf Kapitalde- 
ckung realistisch einzuschätzen.Befürworter 
einer solchen Umstellung argumentieren in 
Bezug auf die demographischen Risiken mit 
dem Argument, dass Kapitalmarktorientie- 
rung im Gegensatz zum Umlageverfahren 
den Vorteil internationaler Ausweichmöglich- 
keiten habe (vgl.EZB 2003).Diese Möglichkei- 
ten sind jedoch reduziert, denn neben 
Deutschland haben alle anderen europäi- 
schen Staaten und auch Japan nahezu identi- 
sche Probleme, lediglich die USA stehen 



zum Maßstab genommen werden.Auch ist 
deutlich zu unterstreichen, dass ein schwä- 
cheres Wachstum bei sinkender Einwohner- 
zahl keinesfalls zu einem sinkenden Sozial- 
produkt pro Kopf und damit zu keinem 
Rückgang des Wohlstandsniveaus führen 
muss. 
Eine entlastende Wirkung wird die demogra- 
phische Entwicklung aller Voraussicht nach 
auf den Arbeitsmarkt haben. So darf auf 
Grund der abnehmenden erwerbsfähigen 
Bevölkerung mit einer spürbar sinkenden Ar- 
beitslosigkeit gerechnet werden. lnteressan- 
terweise vernachlässigen konservative und li- 
berale Kommentare diese Auswirkung und 
die damit verbundene entlastende Wirkung 
für Arbeitslosenversicherung und Staatsfi- 
nanzen allzu gern (vgl.EZB 2003,Sinn 2003). 
Diezukünftige Entwicklung kann sehr plas- 
tisch am Beispiel des ostdeutschen Arbeits- 
marktes verdeutlicht werden. Heute stehen 
den fast 250.000 Berufsanfängern auf dem 
ostdeutschen Arbeitsmarkt nur wenige Be- 
schäftigte im Renteneintrittsalter gegenü- 
ber, wobei einerseits die geburtenstarken 
DDR-Jahrgänge der 70er180er-Jahre und 
andererseits die zahlreichen Frühverrentun- 
gen in Ostdeutschland in den 90er-Jahren 
die Ursachen sind (vgl.Abbildung 2).Dies er- 
klärt im übrigen auch die gegenwärtigezu- 
spitzung der Lage auf dem ostdeutschen Ar- 
beits- und Ausbildungsmarkt. Ab dem Jahr 
2012 wird jedoch selbst in Ostdeutschland 
die Zahl der Verrentungen über der Anzahl 
der Berufseinsteiger liegen. was zu einer 
spürbaren Verbesserung sowohl der Ausbil- 
dungsplatzsituation als auch der Beschäfti- 
gungschancen Jüngerer führt. In West- 
deutschland wird diese Entspannung deut- 
lich früher eintreten. 
Sosehr diese Entwicklung positive Aspekte 
für die einzelnen Beschäftigten hat, sosehr 
ist sie auch mit Risiken für die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung verbunden. Als Fol- 

ge der Reduzierung des Erwerbsfähigenpo- ligung von Frauen einnehmen.Eine produk- 
tenzials droht ein spürbarer Fachkräfteman- tive Volkswirtschaft kann es sich nicht leis- 
ge1,gleichzeitig wird sich durch diesinkende ten. dass gut qualifizierte Frauen im besten 
Zahl von Berufseinsteigern das Durch- Alter aus dem Erwerbsleben gerissen und an 
schninsalter der Belegschaften erhöhen. Heim und Herd verbannt werden. Nach Un- 
Dies könnte sich negativ auf die Innovati- tersuchungen des Instituts für Arbeitsmarkt- 
onsfähiskeit von Unternehmen auswirken. und Berufsforschuna wird sich die Erwerbs- - 
schließlich werden lnnovationsprozesse zu 
einem großenTeil über Generationswechsel 
implementiert - man denke nur an die Ein- 
führung moderner EDV. 
Dem Arbeitskräftemangel kann allerdings 
durch eine höhere Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und älteren Beschäftigten entgegen- 
gewirkt werden. In 

- 
tatigkeit von Frauen nach der Familienphase 
in Zukunft weiter erhöhen. So wird mit ei- 
nem Anstieg der Erwerbsquote bei verheira- 
teten Frauen im Alter von 40 bis 44 Jahren 
von 75 % 1996 auf 93 bis 98 % 2040 gerech- 
net.Bei Frauen im Alter von 55 bis 59 Jahren 
wird ein Anstieg von 45 auf 76 %für realis- 

tisch erachtet (vgl. 
beiden Feldern hat ThonIFuchs 2001). Da- 
Deutschland im Ver- Die Finanzmärkte sind mit würde sich die Er- ~ ~ - ~~- - 

gleich zu anderen ebenso abhängig von der werbsbeteiligung von 
Ländern noch deutli- Frauen in Deutschland 
che Potenziale. wäh- demographischen internationalen Stan- 
rend in der Schweiz Entwicklung wie die dards annähern. 
71 % der 55- bis 64- Für eine solche Ent- 
Jährigen erwerbstä- realwirtschaftliche wicklung müsste aber 
tig sind, in Japan 64 Entwicklung und die die Vereinbarkeit von 
% und in den USA Familie und Beruf 
immerhin noch 58 %, umlagefinanzierten deutlich besser wer- 
sind es in Deutsch- ~ ~ ~ i ~ l ~ ~ ~ ~ i ~ h ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ .  den.Wievie1 hiernoch 
land weniqer als 39 im Araen ließt. ver- - 
%. Dies ist nur zu ei- 
nem kleinen Teil Folge der bereits geschil- 
derten Frühverrentungen in Ostdeutsch- 
land. Hauptsächlich ist diese geringe Er- 
werbsquote älterer Arbeitnehmer die Kon- 
sequenz aus der Unternehmenskultur in 
Deutschland. Viele Unternehmen trennen 
sich von älteren Mitarbeitern, Arbeitslose 
über 50 sind kaum vermittelbar, Erfahrung 
wird als Ressource in deutschen Unterneh- 
men wenig geschätzt (vgl.Giger 2003). Dass 
es auch anders geht, zeigen uns Volkswirt- 
schaften,die in den letzten Jahren erfolgrei- 
cher waren als die deutsche. 
Eine Schlüsselrolle bei der Entwicklung un- 
seres Arbeitsmarktes wird die Erwerbsbetei- 
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deutlich exempla- 
risch die Gegenüberstellung der Kindergar- 
tenunterbringung in den OECD-Staaten (vgl. 
Abbildung 3). Die kümmerliche Position 
Deutschlands auf dem vorletzten Platz do- 
kumentiert nicht nur die mangelhafte öf- 
fentliche Infrastruktur in diesem Bereich, 
sondern auch die damit verbundene Menta- 
lität,nach der Kinderzu Hause bei den Eltern 
am besten aufgehoben seien. 
Interessant ist in diesem Zusammenhang 
ein weiterer Aspekt: So wird der Kinder- 
wunsch potenzieller Eltern (die..Fertilitäts- 
entscheidung") sehr wohl durch ökonomi- 
sche Anreize,durch die Qualität der Famili- 
enförderuns und nicht zuletzt durch die DD- 

d 

schiedene Beispiele belegen dies eindrucks- 
voll. 
Ein Vergleich zwischen Deutschland und 
dem Nachbarland Frankreich, in dem es eine 

portunitätskosten für die ~indererziehung- 

starke Orientierung auf Ganztagsbetreuung 
von Kindern und eineerheblich stärkere di- 
rekte Förderung von Kindern gibt,zeigt eine 
traditionell deutlich höhere französische Ge- 
burtenrate von 1,9 im Vergleich zu 1.3 in 
Deutschland (Eurostat 2002). Betrachtet 
man nundasSaarland,das biszum Jahr 1957 
unter französischer Verwaltung stand und 
erst dann Teil der Bundesrepublik wurde,so 
ist Folgendesauffällig:Das Saarland weist bis 
1957 eine am höheren französischen Niveau 
orientierte Geburtenrate auf. die sich dann 

Abbildung 2: Ersatzbedarf und Nachwuchskohorten in 

I Ostdeutschland 

I heute ~rwerbrtäti~e erreichen das 65. Lebensjahr -Neuzugänge der2ljährigen 1 mit dem Beitritt zur rasch 

Quelle: zsh - Zentrum für sozialdforrchung nalle 
auf das deutsche Niveau absenkt. Als we- 
sentliche Ursache für diese bemerkenswerte 

also das berufliche und finanzielle Opfer,das 
Eltern und überwiegend die Mütter für ein 
Kind erbrinaen müssen - beeinflusst. Ver- 

Zweifel über die positiven Bildungs- und So- 
zialisationseffekte durch frühkindliche Be- 
treuung. Nach den Pisa-Ergebnissen wurde 
gerade die Integration von ausländischen 
Kindern und die Sprachentwicklung häufig 
angesprochen. Doch in der Praxis ist die Bil- 
dungsfunktion des deutschen Kita-Systems 
im internationalen Vergleich eher unterent- 
wickelt. Insofern muss eine bedarfsgerechte 
Flexibilisierung der Öffnungszeiten mit einer 
Aufwertung des pädagogischen Konzeptes 
der Kitaseinhergehen.Zentra1 hierfür istdie 
Aufwertung des Erzieherberufs hinsichtlich 
der Qualifikation und der Bezahlung. Das 
bisherige Berufsbild zeichnet sich vor allem 

durch niedrige Einkommen und hinsichtlich 
des Erwerbsverlaufs alsSackgasseaus.Wie in 
Europa üblich solltedie Ausbildung auch in 
Deutschland an Fachhochschulen stattfin- 
den.,ein,,Bachelor of Education" wäre anzu- 
streben.Die in der oben vorgestellten Studie 
möglichen Beschäftigungseffekte sollten 
also nicht nur quantitativ,sondern vor allem 
qualitativ beachtet werden. Sm 5 1 W S  
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Was heißt soziale Gerechtigkeit heute ? 
Wirk l iche Reformen wären  notwendig. 

Werner Kindsmüller 

Das tradierte System der sozialen wacnstum Kommt in Gang.Bei menrals l,SOb gen internationalen Verflecntung der Welt- 
Sicher..na tauat nicht mehr als F~ndament Wachst~m - so ein SPD - Ara~mentations- okonomie und hoher Wachstumsraten oen 
für die Zikunft der sozialen Demokratie in 
Deutschland.Ein umfassender Systemwech- 
sel ist notwendig. wenn soziale Gerechtig- 
keit nicht zum Nostalaiewert verkommen 
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soll oderaberendgültig der neoliberalen Lo- 
gik der Konkurrenzfähigkeit am "Standort 
Deutschland geopfert wird. Unbequeme 
Einsichten und Schritte sind für die Linke un- 
ausweichlich.Jeder Umbau braucht Zeit und 
darf die politische Mehrheitsfähigkeit nicht 
aus dem Auge verlieren. 

Eine Logik,die nicht mehr funktioniert 
In der Auseinandersetzung um die Agenda 
2010 versucht Gerhard Schröder seine Kriti- 
ker mittlerweile mit Marx- und Engelszun- 
gen zu überzeugen: .Wenn sich die wirt- 
schaftliche Basis einer Gesellschaft so radikal 
verändert, kann man nicht so tun.als hätte 
das keine Auswirkungen auf den gesell- 
schaftlichen Überbau" (Der Spiegel. Ostern 
2003). Recht hat er. Wenn das aber so ist, 
dann braucht der Sozialstaat ein neues Fun- 
dament. Agenda 2010 ist eine unsoziale 
Sparoperation,der weitere bald folgen müs- 
sen. Ein neues Konzept von sozialer Gerech- 
tigkeitvermag man nichtzuerkennen. 
Die Logik von Agenda 2010 ist der Logikder 
70er Jahre verhaftet: Indem die Kosten des 
Faktors Arbeit gesenkt und die Sozialsyste- 
me entlastet werden. verschwinden .Be- 
schäftigungshemmnisse". Das Wirtschafts- 

- 
papier - wird dienBeschäftigungsschwelle" 
überschritten und es entstehen neue Ar- 
beitsplätze. Damit steigen die Einnahmen 
der sozialen Sicherungssysteme und auch 
Hans Eichel freut sich, weil mehr Beschäftig- 
te mehr Steuern zahlen.Unser Sozialstaat ist 
wieder intakt. 
Während Schröder mit seinen Kürzungsplä- 
nen a-f der Aostenseite ansem.g auben seine 
nks- traa~tionel en Krit ker d ~ e  Probleme auf 

der Finanzierungsseite lösen zu können. Beide 
Antworten gründen aufder Illusion,die Funda- 
mente des Sozialstaats ließen sich durch Rück- 
kehr zum System der beschäfrigungsbasierten 
sozialen Sicherung restaurieren. 

Wohlfahrtsstaat auf morschen Pfeilern 
Es ist schon erstaunlich: seit 25 Jahren erle- 
ben wir, wie die Grundlagen des Wohlfahrts- 
staates und seiner sozialpolitischen Verspre- 
chen schwinden - und trotzdem glauben 
wir, wir könnten die Zukunft unseres Sozial- 
staates darauf gründen. 
Die kontinentaleuropäische Version des 
Wohlfahrtsstaates. wie sie sich nach dem 2. 
Weltkrieg entfaltet hat. beruht im Wesentli- 
chen auf zwei Pfeilern: dem national regu- 
lierten Arbeitsmarkt und dem Normalar- 
beitsverhältnis unter ldealbedingungen der 
Vollbeschäftigung. 
Die europäischen Staaten konnten nach 
dem Krieg, unter Bedingungen einer gerin- 
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Sozialstaat aufbauen. Das Kapital besaß 
kaum.Fluchtmöglichkeiten".Ökonomische 
Grenzen für sozialstaatliche Leistungen 
und Transfers gab es in den 60er und 70er 
Jahren kaum.Steigende Lohn- und Lohnne- 
benkosten trafen die Unternehmen 
gleichermaßen und wurden an dieverbrau- 
cher weitergegeben. Die keynesianisch ge- 
prägte nationale Wirtschaftspolitik setzte 
die Zinspolitik und die Haushaltspolitik ein. 
um die mit der kapitalistischen Akkumulati- 
on einher gehenden Krisen zu dämpfen 
und den Arbeitsmarkt und die sozialen Sys- 
teme zu sichern. 
Die Liberalisierung der Märkte für Güter, 
Dienstleistungen und vor allem für Kapital 
seit Mitte der 70er Jahre führte, ausgelöst 
durchdieölkrise 1973,zueinemAbbau nati- 
onaler Schutzwälle gegen das internationale 
Umfeld und nahm dem Nationalstaat viele 
Möglichkeiten der nationalen Regulierung 
der Arbeitsmärkte und der Abschottung der 
sozialen Systeme.Seitdem befinden sich die 
nationalen Wirtschafts- und Sozialräume im 
Wettbewerb um die günstigsten Verwer- 
tungsbedingungen des Kapitals. Die Libera- 
lisierung hat die.exit Options" des Kapitals 
erweitert und in der Folge den Spielraum für 
eine nationale Sozialstaatspolitik untergra- 
ben. 
Bei gleichzeitigem Anstieg der Staatsver- 
schuldung in den 80er Jahren gelang es 
immer weniger, den Druck auf die Arbeits- 
märkte durch nationale Politik abzufedern. 
Die Finanzierungssysteme der sozialen Si- 
cherung, die auf Vollbeschäftigung und ei- 
nem stabilen Normalarbeitsverhältnis (Voll- 



zeitbeschäftigung, kaum Unterbrechung 
durch Arbeitslosigkeit) beruhten. gerieten 
von zwei Seiten durch steigende Arbeitslo- 
sigkeit unter Druck: die Leistungen, 
insbesondere der Arbeitslosenversicherung 
wurden nun häufiger beansprucht und 
gleichzeitig fehlten Beitragseinnahmen. 
Unter den Bedingungen niedriger (und kurz- 

Vor einer Neubegründung des Wohl- 
fahrtsstaates 
Linkes Denken muss in historisch wechseln- 
den Horizonten immer wieder neue Antwor- 
ten aufdiegieichen Fragen finden:Was heißt 
soziale Gerechtigkeit heute- und wie muss 
der Staat dafür sorgen ? 
Die im Folgenden skizzierten Maßnahmen 

nen Kräften stehende tut, um auf Leistungen 
der Allgemeinheit nicht angewiesen zu sein 
bzw.zum Solidarsystem beizutragen. 
Wenn wir verhindern wollen,dass der Sozial- 
staat auf das amerikanische System der Ar- 
menfürsorge schrumpft.müssen wirdas Sys- 
tem seiner Zweckbestimmung und seiner Fi- 
nanzierung nach vom Beschäftigungssys- - - 

fristiger) Arbeitslosigkeit, wie sie in Deutsch- sehen den Staat hauptsächlich in derverant- tem Iösen.Die Leistungsfähigkeit des Sozial- 
land bis Mitte der 70er Jahre aeherrscht ha- wortuna.zwei Ziele im Rahmen einer Politik staats bleibt aleichwohl an die Produktivität 

~ ~~- ~- ~- ~~ - < ~  ~ ~~ 

ben und vonvollzeit - bzw.Standardarbeits- 
verhältnissen konnteder Staat die sozialpoli- 
tischen Versprechen - hohe soziale Absiche- 
rung und eine vergleichsweisegute Einkom- 
menssicherung bei Arbeitslosigkeit, Krank- 
heit und im Alter - halten. Die Arbeitslosen- 
versicherung beispielsweise sollte in den un- 
terstellten kurzen Unterbrechungen der Er- 
werbsbiographie des männlichen Arbeiters 
dazu dienen,das Familieneinkommen zu si- 
chern. 
Seit den SoerJahren haben die Regierungen 
versucht, durch eine Kombination von Bei- 
tragserhöhung, Staatszuschüssen und Leis- 
tungskürzungen das schwächelnde System 
immer wieder zu stützen. Diesen Weg setzt 
die Agenda 2010fort. 
Es fehlt letztlich an der fundamentalen Ein- 
sicht,dass die beiden Pfeiler des Soziaistaa- 
tes,die Regulierung des nationalen Arbeits- 
marktes und das Normalarbeitsverhältnis im 
Laufe des vergangenen Vierteljahrhunderts 
unwiderruflich unterspült worden sind. Da- 
mit schwindet die Basis für die Versprechen 
des Sozialstaates: Vollbeschäftigung, eine 
hohe Absicherung bei Arbeitslosigkeit, bei 
Krankheit und im Alter sowie der Generatio- 
nenvertrag. 

-. 
der sozialen Gerechtigkeit zu verwirklichen: 
Erstens: Eine Politik der sozialen Gerechtig- 
keit mussdie Menschen vor Armut und ma- 
terieller Not schützen. 
Zweitens:Sie muss jeder und jedem die giei- 
chen Chancen anbieten, um die eigenen 
Vorstellungen vom.guten Leben" (Aristote- 
les) nachden eigenen Fähigkeiten und Mög- 
lichkeiten zu gestalten und als Teil der Ge- 
meinscnaft Anerkenn-ng zu finden. 
Die Freiheit oes Einzelnen ist uno bleibt an 
materielle Voraussetzungen geknüpft. Je 
prekärer und unsicherer die ökonomischen 
Verhältnisse sind, um so wichtiger ist es, sich 
vor existentieller materieller Not geschützt 
zu wissen. 
Eine Politik der sozialen Gerechtigkeit ist 
mehr denn je verantwortlich für die Gewäh- 
rung gleicher Startchancen. Damit ist der 
gleiche Zugang zu öffentlichen Gütern wie 
Bildung, Gesundheitsversorgung, dem Sys- 
tem der Erwerbsarbeit,der Kultur sowie glei- 
chenTeilhaberechten gemeint. 
Der Staat ist aber nicht für die Gleichheit der 
Ergebnisse verantwortlich. Was jemand aus 
den Startchancen macht-ist seine oder ihre 
5ache.Ungleichheit i s t  also mit dem Prinzip 
der sozialen Gerechtigkeit durchaus verein- 

bar, so weit es sich 
dabei um eine Un- 
gleichheit handelt. 
die durch eigene 
Leistung oder Nicht- 
Leistung begründet 
i s t  
Aus dem Prinzip der 
Freiheit,dem die sozi- 
ale Gerechtigkeit 
dient, folgt. dass es 
auch ,,gerechte Un- 
gleichheiten" (Tho- 
mas Meyer) geben 
darf. Aus dem Grund- 
satz "gleicher Lohn 
für gleiche Leistung" 
folgt z.B.,dass unglei- 
che Leistungen auch 
nicht zu gleichem 
Lohn führen können. 
Soziale Gerechtigkeit 
als sozial - morali- 
sche Norm schließt 
die Pflicht zur Eigen- 
Verantwortung ein. 
Die Allqemeinheit 

der Ökonomie gebunden. Deshalb sind die 
Stärkung der Innovationsfähigkeit der Wirt- 
schaft und Investitionen in Bildung und Wis- 
senschaft als Elemente der Steigerung der 
Konkurrenzfähigkeit der europäischen Wirt- 
schaft für die Leistungsfähigkeit des Sozial- 
staats ausschlaggebend. Dass eine konzer- 
tierte internationale Politik gegen die unge- 
regelte Macht der globalen Finanzmärkte 
dringend geboten ist, sei der Vollständigkeit 
halber erwähnt (ausführlicher: Kindsmüller, 
1997) 
Der Sozialstaat muss wieder als Solidarsys- 
tem organisiert werden,zu dessen Finanzie- 
rung alle beitragen und dessen Leistungen 
für alle da sind.Soziale Demokratie ist mehr 
als die Summe seiner monetären Sozial- 
transfers.SozialeTeilhabe, die Chance in der 
Gemeinschaft Anerkennung und soziale Zu- 
gehörigkeit zu finden, gehören zur Lebens- 
qualität eines sozialen Staates. Freiheit und 
das .gute Leben" setzen materielle Bedin- 
gungen voraus. Aber sie lassen sich nicht 
realisieren ohne ein intaktes System gesell- 
schaftlicher Integration,das dem Einzelnen 
die Chance gibt,Anerkennung und Respekt 
zu erwerben. 
Das System der Arbeit bleibt für die Zukunft 
des Sozialstaates zentral. Eine Rückkehr zur 
Vollbeschäftigung im klassischen Sinne und 
zum Normalarbeitsverhältnis wird es aber 
nicht mehr geben.Deshalb geht es um eine 
andereVerteilung der Erwerbsarbeit und die 
Entkoppelung des Sozialeinkommens vom 
System der Erwerbsarbeit.Zudem muss eine 
Kultur der Arbeit entstehen, die Arbeit als 
eine sozial - emanzipativeTätigkeit auffasst, 
die in zunehmendem Maße auch außerhaib 
des Systems der Erwerbsarbeit stattfindet. 
Soziale Grundsicherung - Steuerfinanzie- 
rung -Öffentliche Daseinsfürsorge 
Ein Umbau unseres Wohlfahrtsstaates nach 
den eben skizzierten Prinzipien erfordert 
langfristig angelegte und mehrere Politikbe- 
reiche umfassende Maßnahmen: 
Die Einführung einer sozialen Grundsiche- 
rung als Bürgerrecht soll ein menschenwür- 
diges Leben, unabhängig von der erbrach- 
ten individuellen Leistung ermöglichen.Sie 
soll das moralisch-soziale Gebot realisieren, 
das bereits Adam Smith vor Augen hatte,ais 
er schrieb, dass jedermann die materiellen 
Möglichkeiten haben solle,sich.ohne Scham 
in der Öffentlichkeit zu zeigen."Sie dient der 
Vermeidung sozialer Exklusion,als materielle 

hat ein Flicht darauf, Voraussetzung der sozialen Teilhabe und als 
dass jeder das in sei- Regelsicherung im Falle von Arbeitslosigkeit, 

Der Sozialstaat unter dem 
/I d e m o g r a p h i s c h e n  Fallbeil"? 
Die zukünftige Bevölkerungsentwicklung erfordert eine 
vorausschauende und mutige Politik 

Von Ulf-Birger Franz 

In der Diskussion um die Zukunft 
der sozialen Sicherungssysteme in Deutsch- 
land wird das Argument von der,,demogra- 
phischen Falle" häufig gebraucht. Einzelne 
Analysten sehen Deutschland gar ,,unter 
dem demographischen Fallbeil" (Lorz 2003). 
Mit Hinweis auf die Alterung unserer Gesell- 
schaft und die sinkende Anzahl von Bei- 

scheinlich, zumal andere Länder in Europa 
mit den gleichen Entwicklungen zu kämp- 
fen haben und der Bevöikerungsrückgang in 
Osteuropa noch stärker sein wird als bei uns. 
Haben wir heute noch rund 81 Mio.Einwoh- 
ner, so werden es 2050 je nach Zuwande- 
rungszahi voraussichtlich zwischen 65 und 
70 Mio. sein (vgl. Statistisches Bundesamt 

Städten" kommen. Das Statistische Landes- 
amt Sachsen-Anhalt rechnet etwa für die 
Stadt Dessau bis zum Jahr 2030 mit einem 
Einwohnerrückgang um 35 Prozent.In wei- 
ten Teilen Ostdeutschlands, aber auch in 
westdeutschen Regionen wie dem Saarland, 
Nordhessen und Südniedersachsen drohen 
Abwärtsspiralen aus Bevölkerungsabwan- 

tragszan ern im Vergleich zt. den Leistungs- 2000). derung. .Vergreis,nq". Gescnaftsaufqaben, 
beziehern wird vielfach das Ende oer solida- Von dem Bevolkerunasrückqanq ~ n d  der A - Wonnungsleerstanaen,Steuera~sfällen una -- . . 
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Rentenversicherung, prognostiziert. Vorge- 

Deutschland 

schlagen werden aus diesem Grunde Leis- 
tungseinschränkungen der gesetzlichen So- 
zialversicherungen und ein stärkerer Ausbau 

Für die künftige Bevölkerungsentwicklung 
in Deutschland -wie im übrigen Europa - 
sind vor allem zwei grundlegende Trends 
von Bedeutung.Zum einen wird die Bevöl- 

'" Abbildung 1: Bevölkerungsentwicklung nach 
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Altersgruppen 

kerung im Durchschnitt immeräIter,zum an- 
deren wird die Bevölkeruna trotz Zuwande- - 
rung abnehmen (vgl. Abbildung l).Die Alte- 
runq lässt sich am besten anhand des Medi- 
analters darstellen.also jenes Aiters,das die 
Bevölkerung in zwei gleich große Gruppen 
von älteren und jüngeren Personen teiit.Die- 
Ses Medianalter lag 1975 in Deutschland 
noch bei 35 Jahren, ist inzwischen bei 40 
Jahren und wird bis zum Jahr 2035 voraus- 
sichtlich auf über50 steigen (vgl.Sinn 2003). 
Die Ursachen für die Alterung liegen zum ei- 
nen in der gestiegenen durchschnittlichen 
Lebenserwartunq, zum anderen in der sin- 
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kenden ~eburteirate.30-jährige Frauen ha- 
ben heute im Durchschnin 1.3 Kinder.Das ist 
zu wenig, um die Bevölkerungszahl in 
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Deutschland mittelfristig konstant zu halten. 
Daran wird auch Zuwanderung nur wenig 
ändern. Denn um die Wohnbevölkerung Regionen sehr viel stärker betroffen sein als Folgen für Wirtschaft und Arbeitsmarkt 
konstant zu halten,müssten in den nächsten wirtschaftlich starke.Dadurch kann es in ein- Wirtschaftlich wird mit dem Bevölkerungs- 
50 Jahren 17,2 Mio. Menschen nach zelnen Regionen zu dramatischen Entwick- rückgang wohl auch die Binnennachfrage 
Deutschland einwandern. Dies ist unwahr- lungen und zur Entstehung von ,,Geister- sinken. Dies ist insbesondere für Branchen 

probiematisch,die nicht oder kaum export- 
orientiert sind. Das Wirtschaftswachstum 
und damit auch das Steueraufkommen der 
öffentlichen Hand dürfte zukünftig eher 

Ulf-Birger Franz, Jahrgang 7966,Mitgliedim SPD-UnterbezirksvorstandHannover-Stadt, lebt in schwächer verlaufen. Dabei sollte allerdings 
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Experten haben Konjunktur in 
Deutschland: DieVorschläge der Hartz-Kom- 
mission sind zum Teil bereits Gesetz. Über 
die mageren Vorschläge der Rürup-Kommis- 
sion wird noch gestritten.Mit ihnen im Rü- 
cken streben SPD und Grüne deutlichever- 
änderungen der Sozialversicherungssyste- 
me an. Die Zutaten einer rot-grünen Reform 
sind dabei bereits bekannt: Entlastung der 
Arbeitgeber; teilweise Aufgabe der paritäti- 
schen Finanzierung: Verteilung der Lasten 
auf vielen Schultern und zwar auf den Schul- 
tern derer,die sich am wenigstens zur Wehr 
setzen, Arme, Arbeitslose, Frauen. Das Ziel: 
Senkung der Lohnnebenkosten und Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen. Schon die Neure- 
gelungen der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung wiesen im Jahr 2000 in diese Richtung. 
Rentenreform gegen Frauen 
Bereits diese so genannte Rentenreform war 
eine Umgestaltung auf Kosten der Schwä- 
cheren,und zu diesen gehören noch immer 
nicht zuletzt Frauen.Mit der Einführung der 
Riester-Rente wurden die Arbeitgeber aus 
einem Teil der paritätischen Finanzierung 
der Rentenversicherung entlassen. Die För- 
derung privater Vorsorge soll nun das Weg- 
brechen der Beiträge ausgleichen. Anders 
als in der gesetzlichen Rentenversicherung 
werden jedoch in der privaten Rentenversi- 
cherung Beiträge entsprechend der vorhan- 
denen Risiken erhoben.Frauen,die aufgrund 
diskontinuierlicher Erwerbsbiographien, 
Teilzeitarbeit und niedrigeren Löhnen 
ohnehin im Vergleich zu Männern deutlich 
niedrigere Renten erhalten, müssen hier w e  
gen ihrer längeren Lebenserwartung zusätz- 
lich mit höheren Beiträgen oder niedrigeren 
Rentenzahlungen rechnen,falls sie zu einer 
solchen zusätzlichen Absicherung finanziell 
überhaupt in der Lage sind. Ihnen droht 
mehr noch als früher Armut im Alter. Die 
Lohnnebenkosten wurden so gesenkt. Die 
Arbeitslosenzahlen steigen trotzdem. 

Gesundheitsreform auf dem Rücken der 
Frauen 
Auch viele der bevorstehenden Veränderun- 
gen in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung betreffen Frauen besonders. und das in 
mehrfacher Hinsicht:Sie treffen dieieniaen. , - .  
für die 15 Euro pro Arztbesuch viel Geld ist - 
und damit besonders Geringverdienende 
und die überdurchschnirtlich von Armut be- 
drohten und betroffenen alleinerziehenden 
Mütter und Rentnerinnen. Es ist abzusehen, 
dass bei diesen Personengruppen auch me- 
dizinisch notwendige Arztbesuche unter- 
bleiben werden,was eine frühzeitige Krank- 
heitserkennung undTherapie erschwert.Ob 
eine solche Neureaeluna tatsächlich - 2 

insgesamt zu einer Entlastung der Kranken- 
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versicherung führen wird, muss daher be- 
zweifelt werden. Die Situation armer und ge- 
ring verdienender Menschen verschlechtert 
sich hingegen mit Sicherheit. 
Frauen sind darüber hinaus als Angehöri- 
ge von Kranken betroffen.Auf ihren famili- 
alen und ehrenamtlichen Pflegeleistun- 
gen beruht bereits heute das System der 
Pflegeversicherung.Künftig sollen Patient- 
innen und Patienten früher aus dem Kran- 
kenhaus entlassen werden, da die Bezah- 
lung sich nicht mehr nach der Länge des 
Krankenhausaufenthaltes, sondern nach 
den gestellten Diagnosen (sog. Fallpau- 
schalen) abgerechnet wird. Viel spricht 
dafür, dass auch hier Frauen die pflegeri- 
sche Versorgung zuhause sicherstellen 
werden. Zusammen mit der weiterhin 
weitgehend von Frauen übernommenen 
Kinderbetreuung erschwert dies den Zu- 
gang zum Arbeitsmarkt und in ein Normal- 
arbeitsverhältnis. Frauen weichen auf ge- 
ringfügige Beschäftigungsverhältnisse mit 
verminderter sozialversicherungsrechtli- 
cher Absicherung aus. So fehlt es ihnen 
unter anderem an einer adäquaten Absi- 
cherung im Alter. Zugleich fehlen sie als 
Beitragszahlerinnen in der Sozialversiche- 
rung. 

Nötig wäre anderes 
Die dargestellten Maßnahmen benachtei- 
ligen Frauen und sind nicht geeignet, die 

nilienleistungsausgleichskommission des Deut- 

sozialen Sicherungssysteme langfristig zu 
stabilisieren. Eine grundlegende Verbesse- 
rung des Bestehenden sucht man vergeb- 
lich. Hier wird nur an Symptomen herum- 
gedoktert, dabei ist die Diagnose längst 
gestellt. Abhilfe schaffen können nur wirk- 
lich mutige Veränderungen: eine Verbrei- 
terung der Beitragszahlerbasis nicht nur 
indem Selbständige und Beamte in die So- 
zialversicherungszweige einbezogen wer- 
den, sondern auch, indem von den Neure- 
gelungen geringfügiger Beschäftigungs- 
verhältnisse Abstand genommen und Kin- 
derbetreuung gewährleistet wird, damit 
auch für Frauen eine eigenständige Siche- 
rung durch Erwerbsarbeit möglich ist. 

Hilfe aus Europa? 
Zumindest bei der Frage nach geschlechts- 
neutralen Tarifen für die private Rentenversi- 
cherung tut sich etwas:lm Frühjahr 2003 will 
die EU-Kommission eine Richtlinie zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern au- 
ßerhalb des Erwerbslebens vorstellen, die 
u.a. geschlechtsneutrale Tarife in der priva- 
ten Kranken- und Rentenversicherung vor- 
schreiben soll. Dies wäre ein deutliches Sig- 
nal in die richtige Richtung,auch wenn die 
Begründung der,,Experten der Kommission" 
verwundert.50 wird dort angeführt, mit zu- 
nehmender Berufstätigkeit von Frauen stei- 
ge der Stress und senke ihre Lebenserwar- 
tung.50 gesehen könnten Politiker,die Frau- 
enerwerbstätigkeit fördern,einen ungeahn- 
ten Beitrag zur Stabilität der Rentenbeiträge 
leisten.Oder sich endlich fragen,ob der Nut- 
zen von Expertenmeinungen in der Politik 
nicht begrenzt ist. W 81- 

im Alter und bei längerer Krankheit. Bei zu 
niedrigem Einkommen aus dem Erwerbssys- 
tem funktioniert dieses Bürgergeld als staat- 
lich garantiertes Mindesteinkommen. Dafür 
ist eine grundlegende Umgestaltung der So- 
zialhilfezu einem Bürgergeld erforderlich. 
Mit Ausnahme der Krankenversicherung 
wird das System der Beitragsfinanzierung 
durch eine Steuerfinanzierung abgelöst. Die 
Lohnnebenkosten können so mittelfristig 
um etwa 25 Punkte gesenkt werden.Die Fi- 
nanzierung erfolgt künftig durch entspre- 
chende Erhöhung der Mehrwertsteuer, die 
Verteuerung des Energieverbrauchs und 
eine höhere Besteuerung leistungsloser Ein- 
kommen (Vermögen,Erbschaft,Zinserträge). 
Damit soll die Finanzieruna unseres Solidar- 
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Systems auf eine breitere und gerechtere Fi- 
nanzierungsbasis gestellt werden. 
An Stelle der beitragsfinanzierten und lohn- 
bezogenen Rente tritt die staatlich garan- 
tierte und steuerfinanzierte Mindestrente, 
die durch Betriebsrenten und verschiedene 
Formen der privaten Altersvorsorge ergänzt 
wird. Ein Systemwechsel in der Altersversor- 
gung wird erhebliche Umsteliungsproble- 
me während eines Übergangszeitraums von 
25 - 30 Jahren aufwerfen.weil der Staat Ren- 
tenzahlungen der heutigen Rentengenera- 
tion übernehmen muss ohne dafür Beitrags- 
einkommen einzunehmen. Zudem wird~er 
die Anwartschaften der noch im Arbeitsle- 
ben stehenden Beitragszahler übernehmen 
und soweit sie über die staatlich garantierte 
Mindestrente hinaus gehen, aus Steuermit- 
teln später bedienen müssen. Relativ unpro- 
blematisch lassen sich dagegen die Umstel- 
lung der Arbeitslosen- und der Pfiegeversi- 
cherung vornehmen. 
Wer arbeitsfähig ist, hat im Falle von Arbeits- 
losigkeit einen Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld nur dann, wenn er die Zeit zur Qualifi- 
zierung seiner Arbeitskraft nutzt oder aber 
seine Arbeitskraft für Leistungen zur Verfü- 
gung stellt, die der Allgemeinheit zu Gute 
kommen (2.B. kommunale Dienstleistungen, 
ehrenamtliche und gemeinnützige Arbeit, 
etc.). Dies ist die Kehrseite des Solidarprin- 
zips. Es ermöglicht dem Einzelnen die Inte- 
gration in soziale Lebenswelten, die heute 
nicht selten im Fallevon Arbeitslosigkeit ver- 
loren geht. 
Für die gelingende soziale Integration und 
Teilhabe ist ein für alle zugängliches,qualifi- 
ziertes System der öffentlichen Daseinsfür- 
sorge essentiell, das die Bereiche der Ju- 
gendhilfe,der öffentlichen Gesundheitsvor- 
sorge, der Kinderbetreuung und öffentli- 
chen Begegnungsstätten für Jung und Alt 
genauso einschließt, wie den Zugang zu öf- 
fentlichen Bädern sowie die Revitalisierung 
des öffentlichen Raums. Diese Dienstleistun- 
gen werden unter dem Eindruck der leeren 
kommunalen Kassen immer mehr Opfer des 
Rotstiftes. Eine Stärkung der Kommunalfi- 
nanzen und eine Reform des öffentlichen 
Dienstes sind deshalb elementare Voraus- 

setzungen für eine Erneuerung der sozialen 
Demokratie in Deutschland. 
Zu einer umfassenden Reform des Systems 
der Arbeit zählt neben der Senkung der Ar- 
beitskosten und der Konditionierung des 
Bezugs des Arbeitslosengeldes auch die 
Ausweitung a-typischer Beschäftigungsfor- 
men. In den bis vor kurzem noch sozialde- 
mokratisch regierten Niederlanden (Arbeits- 
losenquote 2% ) ist bereits fast jedes zweite 
Beschäftigungsverhältniss a- typisch. lm so- 
zialdemokratisch reoierten Schweden (Ar- 
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beitslosenquote 4%) sind es ca. 40%. In 
Deutschland (Arbeits- 
losenquote 9.8 %) ar- 

heitsdienste und Beratungsangebote aus- 
gebaut und in ihrer Wirkung gestärkt wer- 
den. Statt Einrichtungen und Angebote der 
Jugendhilfe zu streichen, müssen diese aus- 
gebaut werden. Es bleibt richtig:jeder Euro, 
der in soziale Prävention und Integrationsar- 
beit gesteckt wird, wird später doppelt ein- 
gespart. Nur eine aufs betriebswirtschaftli- 
che reduzierte Betrachtung will das nicht 
verstehen ! 
Ein Hauptproblem unserer heutigen sozia- 
len Sicherungssysteme ist die abnehmende 
Akzeptanz durch die Beitragszahler. Wer 

kann. verlässt die Ge- 
setzliche Krankenkas- 

beitet gerade einmal se und kaum jemand 
jeder vierte in einem Das System der Arbeit unter 40, der seine 
a-typischen Arbeits- bleibt für die Zukunft des Beiträge an die Ren- 
verhältnis. Unter a-ty- tenversicherung ent- 
pischen Beschäfti- Sozialstaates zentral. Eine richtet, glaubt mehr 
gungsformen werden Rückkehr zurvollbeschäfti- daran,dasserim Alter 
befristete Arbeitsver- wenigstens die ein- 
hältnisse. Teilzeitbe- gUng im klassischen Sinne ezahlten „iträoe - d 

schäftigung und selb- und zum Normalarbeitsver- zurück bekommt. 
ständige Beschäfti- Ein wichtiger Grund- 
gungsverhältnisse hältnis wird es aber nicht bei der Moder. 
verstanden. Die Zah- mehr geben. nisierung des Sozial- 
len beziehen sich auf staates muss des- 
das Jahr 2001 (Gra- halb der Aspekt der 
bow, 2002). Durch eine soziale Grundsiche- Akzeptanz des Sozialstaates auch bei der 
rung, die im Falle von Niedrigeinkommen sozialen Mitte sein. Deshalb ist es wichtig, 
wie ein staatlicher Zuschuss zum Einkom- an dieserstelle noch einmal daran zu erin- 
men wirkt. Iäßt sich die Attraktivität von Teil- nern. dass dervorstelluna vom Sozialstaat 
Zeitarbeit erhöhen. 
Schließlich muss in Deutschland endlich der 
sog.,,dritte Sektor" gestärkt werden. Arbeits- 
leistungen, die der Allgemeinheit zugute 
kommen-wie z.B.ehrenamtliche Leistungen 
in der Jugendhilfe, Hausaufgabenbetreuung 
in Ganztagsschulen, ehrenamtlicher Natur- 
und Umweltschutz, usw. sollten steuerlich 
honoriert werden.Vormittags im Büro arbei- 
ten und nachmittags in der Schule bei der 
Hausaufgabenbetreuung helfen oder die Ju- 
gendfußballmannschaft trainieren ist für 
den Einzelnen womöglich befriedigender 
und für dieGesellschaft allemal sinnvollerals 
das heutige System aus Vollzeitbeschäft- 
gung und kommerziell häufig auch gar nicht 
angebotenen Dienstleistungen. 
Von besonderer Bedeutung ist der Umbau 
des Systems auf präventive Maßnahmen.Sie 
sind nicht nur  reisw wert er. sondern letztlich 
auch humane; Welche ~"sgaben könnten 
die Krankenkassen z.B.sparen,wenn sie statt 
teurer orthopädischer Behandlungen jedem 
ab dem 30. Lebensjahr ein Jahresabonne- 
ment für ein Fitness- Studio in Höhe von 
etwa SO0 Euro zurVerfügung stellen dürften, 
in dem er unter Anleitung lernt, seine Rü- 
ckenmuskulatur zu stärken, sich gesund zu 
ernähren und durch Bewegung Kreislaufer- 
krankunaen vorzubeuoen. Selbstverständ- 
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lich solltejeder,der sich dieser Form von Prä- 
vention verweigert, durch höhere Beiträge 
zur Krankenkasse belastet werden. 
Überhaupt sollten die öffentlichen Gesund- 

und dem System der sozialen Demokratie 
kein ökonomisch - materielles System, 
sondern ein sozial -moralisches Konzept 
von einer gerechten Gestaltung unseres 
Zusammenlebens in der Gesellschaft 
zugrunde liegt. 
Thomas Meyer hat darauf hingewiesen,dass 
ein Sozialstaat. der soziale Gerechtigkeit 
schaffen will, die Zustimmung großer Teile 
der Mittelschichten benötiat.Die neuesozia- 
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le Mitte (,,Neues Arbeitnehmer-Milieu" und 
,,Neues Bürgertum"),ohne die es in Deutsch- 
land keine Mehrheit gibt. ist für eine Siche- 
rung des Sozialstaats nur zu gewinnen, 
wenn das System der sozialen Gerechtigkeit 
eine differenzierte Leistungsorientierung 
einschließt. Dies kann nur erreicht werden 
durch eine-differenzierte Gerechtigkeitspo- 
litik ... in der die elementaren Gleichheiten 
und die gerechten Ungleichheiten glaub- 
würdig aufeinander bezogen sind. Politisch 
wird die Anerkennung der gerechten Un- 
gleichheiten zur Voraussetzung der Siche- 
rung der gerechten Gleichheit (Meyer 2002. 
S.81)." spw 312- 
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Forum DL 21 hat eine Studie zur 
konzeptionellen Ausgestaltung einer Ar- 
beitsversicherung in Auftrag gegeben. Die 
Ergebnisse werden am 20. Mai der öffent- 
lichkeit vorgestellt werden. Vorab einige 
Auszüge, die auch in der Debatte um die 
Agenda 2010aktuell sind: 
Die Diskussion um die Reform der Sozialsys- 
teme ist in vollem Gange. Allerdings herrscht 
in der Debatte ein einseitiger Blickwinkelvor. 
Angeblich seien die bestehenden Sozialsys- 
teme ohne grundlegende Korrekturen auf- 
grund demographischer Entwicklungen 
und wegen der hohen Arbeitslosigkeit nicht 
mehr dauerhaft finanzierbar. Diese Argu- 
mentationskette ist ebenso schlicht wie 
falsch. 
Dem Vorschlaa einer Arbeitsversicheruna - - 
liegt eine vollständig andere Herangehens- 
weise zugrunde. Er knüpft an programmati- 
sche Aussagen der 
SPD etwa auf dem 

geschlechtsspezifisch zugeordnet, 
allerdings erheben Frauen gleichzeitig deut- 
lich größere Ansprüche auf eine parallele Er- 
werbstätigkeit. 

Inzwischen ist eine relevante Gruppevon 
neuen Selbständigen entstanden,die sich in 
vielen qualitativen Merkmalen nur wenig 
von abhängig Beschäftigten unterscheiden. 
Mit dem Ansatz der Arbeitsversicherung 
wird also danach gefragt, welches veränder- 
te sozialpolitische Arrangement erforderlich 
ist,um die alten und neuen Friktionen in den 
Erwerbsbiographien sozialstaatlich abzusi- 
chern. 
Elemente einer Arbeitsversicherung 
Übernahme der erwerbsfähigen Sozialhilfe- 
empfängerlnnen in die Arbeitsversicherung 
Im Rahmen einer Arbeitsversicherung schla- 
gen wir eine Übernahmeder nicht dauerhaft 
voll erwerbsgeminderten Personen aus der 

Sozialhilfe in die neue 
Arbeitsversicheruna - - - 

Nürnberger Parteitag Alle Selbständigen und bedeuten. Die Zusam- 
im Jahr 2001 oderder menführung beider 
IG Metall im Rahmen Freiberufler sollten in die „„eme„„tein den 
ihrer Zukunftsdebat- Arbeitsversicherung Verantwortungsbe- 
te an. lm Mittelpunkt reich des Bundes fal- 
stehtdieFraae.obdie len. - .  
derzeitige Arbeitslo- weil sie genauso Für eine Arbeitsversi- 
senversicherung die cherung folgt als Kon- 
ihr zugedachten schutzbedürftig sind wie sequenz: 

Funktionen unter den Beschäftigte. .Überführung aller 
Bedingungen verän- nicht dauerhaft voll 
derter Erwerbsbio- erwerbsgeminderter 
graphien und einesflexibilisierten Kapitalis- Personen von der Sozialhilfe in die Arbeits- 
mus noch erfüllt.Der Sinn der Arbeitslosen- versicherung 
versicherung besteht darin,mögliche Frikti- . Passive Leistungen wie bisherige Ar- 
onen in der Erwerbsbiographie sozialpoli- beitslosenhilfe 
tisch zuflankieren.MöglicheArbeitslosigkeit . Einführung eines armutsfesten Sockel- 
ist heute aber nur noch eine unter mehreren betrag 
möglichen Friktionen in den individuellen . Teilhabean allen aktiven Leistungen des 
Erwerbsbiographien: SGB III und gegebenenfalls Ergänzung um 

Die Unterbrechung der Erwerbstätigkeit Leistungsangebote des BSHG 
zum Zwecke der Weiterbildung gewinnt in . Abwicklung der verschiedenen Leistun- 
der sogenannten Wissensgesellschaft einen gen über die neu einzurichtenden Job-Cen- 
größeren Stellenwert. ter, wie sie von der Hartz-Kommission vorge- 

Kindererziehung wird zwar immer noch schlagen wurden. 
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Zentrale Lernzeitkonten u n d  Qualifizie- 
rungsgutscheine 
Zur Einbeziehung des Bedarfes an Weiterbil- 
dung sollten zentrale Lernzeitkonten einge- 
richtet werden. Organisatorisch sollten die 
Lernzeitkonten von der Bundesanstalt für 
Arbeit geführt werden. Die..Einzahlung"auf 
zentrale Lernzeitkonten sollte über zwei 
Wege erfolgen. . Erstens können Arbeitnehmerlnnen Zeit- 
guthaben aus Arbeitszeitkonten auf die 
Lernzeitkonten einzahlen. Gleichzeitig wäre 
vom Unternehmen die entsprechende Ver- 
aütuna der Arbeitszeit an die Bundesanstalt - 
für Arbeit zu überweisen werden. - Der zweite Weg der,,Einzahlung" könnte 
in der Vergabe von Qualifizierungsgut- 
scheinen bestehen.Durch Qualifizierungs- 
gutscheine erhält jeder Erwerbstätige die 
Option, für eine begrenzte Zeit an Weiter- 
bildungsmaßnahmen teilzunehmen. Denk- 
bar wäre ein Zeitraum von einem halben 
Jahr, verteilt über die gesamte Lebensar- 
beitszeit. Die Kosten der Gutscheine sollten 
direkt von der Arbeitsversicherung getra- 
gen werden. 

Einbeziehung Selbständiger 
Alle Selbständigen und Freiberufler sollten 
in die Arbeitsversicherung aufgenommen 
werden,weil für sie individuell im Grundsatz 
die gleiche Schutzbedürftigkeit besteht wie 
für sozialversicherungspflichtig Beschäftig- 
te. Über Beitragsbemessungsgrenzen ist si- 
cherzustellen, dass auf der einen Seite ange- 
messene aber eben nicht überhöhte Beiträ- 
ge an die Sozialversicherungen zu entrich- 
ten sind.Um die Beitragsbelastung in Gren- 
zen zu halten,sollten für die Arbeitsversiche- 
rung wie auch für die Renten- und Pflegever- 
sicherung jeweils nur die Arbeitnehmerbei- 
träge entrichtet werden. Die Bezugsgröße 
für passive Leistungen der Arbeitsversiche- 
rung wären dementsprechend nur 50 Pro- 
zent des für die Beitragszahlung zugrunde 
gelegten Einkommens. 

heit ihrer Belegschaft folgende Risiko der 
Lohnfortzahlung selbst tragen und entspre- 
chend bei einer privaten Versicherung absi- 
chern können. Da dieVersicherungsprämien 
desto niedriger sind, je geringer der Kran- 
kenstand ist, soll das lnteresseder Unterneh- 
mer stimuliert werden, ihre Belegschaft ge- 
sund zu halten.im Gegenzug wurden die Ar- 
beitgeber bei den Sozialversicherungsabga- 
ben und Steuern entlastet. 
Aber es herrschte nicht nur Konsens über die 
qualitative Reorganisierung des Sozialstaats, 
sondern auch über seinen Erhalt auf hohem 
quantitativen Niveau.lm Gegensatz zum bri- 
tischen Weg ist das Armutsrisiko durch ein 
universelles Wohlfahrtssystem wirksam ein- 
gedämmt.das gerade auch unterschiedliche 
Kombinationen von Erwerbs- und Transfer- 
einkommen vorsieht.Ein sinnvoller Indikator 
zur Messung der staatlichen Aktivität bei der 
Vermeidung von Working Poverty ist der 
Umfang der Ausgaben für aktive und passi- 
ve Arbeitsmarktpolitik. Gegen Ende der 
neunzigerJahre gaben die Niederlande fast 
5% ihres Brunoinlandsprodukts und damit 
dreimal so viel wie Großbritannien dafür aus. 
Kein Wunder, dass Arbeitsmarktforscher die 
Einkommensungleichheit in den Niederlan- 
den als ver~ieichsweise 

rung derwettbewerbsfähigkeit durch dieOp- 
timierung der Produktivität der Arbeit durch 
Arbeitszeitverkürzungflexicurity" (flexibility 
plus security) sowie einen qualitativen Um- 
bau des Sozialstaats gelingen (,,auszuhan- 
delnde Flexibilisierung",ebd.). 
Bei aller Lust zurVerallgemeinerung ist zum 
Schluss einzuschränken, dass Reformversu- 
che anderer Länder nicht einfach kopiert 
werden können-da sie auf spezifischen his- 
torisch-institutionellen Bedingungen basie- 
ren.Ein gutes Beispiel ist die im Falleder Nie- 
derlande erfoigreicheTeilzeitstrategie. Diese 
macht nur Sinn,wenn sie..nicht mit der Sus- 
pendierung des Grundsatzes existenzsi- 
chernder Arbeit verknüpft ist (und sei es 
durch eine Kombination von Teilzeitarbeit 
plus Sozialtransfers), wenn zweitens Arbeit- 
nehmerrechte und dabei vor allem das 
Recht auf qualifizierte Arbeit und Qualifizie- 
rung gewährt bleiben, und drittens Teilzeit 
im erwerbsfähigen Alter nicht Armut im Al- 
ter programmiert." (Detje 1998:42) Diese so- 
zialen Schieflagen lassen sich vermeiden. 
wenn ein Konsens zum Erhalt bzw. Aufbau 
leistungsfähiger Sozialsysteme besteht. In 
den Niederlanden sind mit Grundrente,Min- 
destlohn und Sozialhilfe die notwendigen 

institutionellen Vo- - 
gering ansehen (Gorter raussetzungen ge- 
2000). Dies ist umso be- Im deutschen Wohlfahrts- geben, um die mit 
merkenswerter, als die system würde eine der Arbeitszeitver- 
Niederlande auf dem kürzung verbun- 
besten Weci zurück zur Ausweitung von TeilZeit dene relative Ver- - 
Vollbeschäftigung sind zu PartTime armung der Ar- 
und das eingesetzte Ar- beitnehmerhaus- 
beitsvolumen trotz Ar- P0verty und Altersarmut haltenichtinabso- 
beitszeitrückgang an- führen iute Verarmung 
steigt. Der niederländi- umschlagen zu las- 
sche Beschäftigungser- sen. im derzeitigen 
folg ist in derTat,,substantiell und nicht eine deutschen Wohlfahrtssystem würde eine 
reineArbeitsumverteilung."(Stille1998:298) Ausweitung von Teilzeit dagegen 

geradewegs zu PartTime Poverty und Alters- 
Fazit armut führen. Wird mehr Beschäftigung 
Angesichts einer manchmal zum Fatalismus durch eine Ausweitung von Teilzeitregelun- 
neigenden Globalisierungsdiskussion,des Re- gen angestrebt,soilte über die Einführung ei- 
formbedarfs in Deutschland undder Notwen- ner einkommensunabhängigen Grundrente 
digkeit der Gestaltung eines europäischen und eineErweiterungderKombinationsmög- 
Arbeitsmarkt- und Sozialmodells sind die bri- iichkeiten von Erwerbs- undTransfereinkom- 
tischen und niederländischen Erfahrungen men nachgedacht werden - im nationalen 
interessant: Sie stellen alternative Entwick- wieeuropäischen Maßstab. W* 31200Z 

lungswegezum Postfordismus dar,an denen 
sich andere europäische Länder oder auch Literatur: 
die EU insßesamt orientieren können. Derje. R., Auswege aus der Arbeitrlorigkeit, in: Sozialir- 
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lohns zum Trotz - durch zunehmende Ein- 
kommensungieichheit und wachsende Ar- 
mut erkauft wurde. Nach Angaben von Wal- 
ker & Walker (1997) hat sich zwischen 1979 
und 1994 die Zahl der Working Poor -der ar- 
beitenden Armen - von 1.710.000 auf 
4.360.000 erhöht. Damit ist rund ein Fünftel 
der ökonomisch aktiven Bevölkerung - sei es 
in abhängiger Beschäftigung oder im sich 
ausweitenden Bereich der Selbstständigen - 
arm. Die stärkere Wettbewerbsorientierung 
hat zwar für mehr Wachstum gesorgt - der 
Preis aber ist eine entsolidarisierte, vielfältig 
gespaltene und polarisierteGesellschaft. 
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zurückhaltung.Statt in kollektiver Form voll- 
zog sich der Rückgang der Arbeitszeit vor al- 
lem individuell - als Teilzeitarbeit. Schon zu 
Beginn der neunziger Jahre arbeiteten die 
Niederländer durchschnittlich fünf Wochen- 
stunden weniger als ihre deutschen Nach- 
barn.Es galt die 32-Stunden-Woche.Die ent- 
sprechende Einbuße bei den Bruttolöhnen 
wurde durch eine gleichzeitige Verminde- 
rung von Steuern und Abgaben auf Arbeits- 
und Gewinneinkommen teilweise aufgefan- 
gen. Die Arbeitszeitverkürzung ging einher 
mit zunehmender Flexibilisierung. Der Anteil 
der sogenannten..flexiblen Beschäftigung"- 
befristete Beschäftigung, Leiharbeit und Ar- 

t - *  
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beitslosengeld gelang es allmählich,das De- 
fizit zu reduzieren. 1996 war die zum Eintritt 
in die Eurozone notwendige 3%-Marke er- 
reicht. Beim qualitativen Umbau des Sozial- 
Staats verständigten sich die korporatisti- 
schen Akteure auf einen Wechsel von einem 
Arbeitssubstitutions- zu einem Partizipati- 
onsparadigma. Das alte Paradigma beinhal- 
tete relativ großzügige Regelungen und lief 
auf eine Ausschließung vom Arbeitsmarkt 
via Krankheit und Invalidität bzw. vorzeiti- 
gen Ruhestand hinaus. Noch in den achtzi- 
ger Jahren hatten von 10.000 älteren Lohn- 
abhängigen 980 eine Invaliditätsrente,wäh- 
rend es in Deutschland lediglich 262 waren. 

Die Niederlande beitsverträge mit einer variablen Anzahl an ~ i e  ökonomische ~ktivitätsrite warentspre- 
Auch das niederländische Wirtschafts- und Arbeitsstunden - nahm zwischen 1987 und chend aerino.Das neue Paradioma zielt da- 
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Sozialmodell befand sich zu Beginn der 1996von B%auf 1 2 % ~ ~  (Stille 1998:301 f.). gegen darauf, so viele Menschen wie mög- 
achtziger Jahre in einer Krise. Die Wachs- Zudem wurdendie Arbeitszeiten stärker den lich ökonomisch aktiv zu machen.Einerseits 
tumsraten von Bruttoiniandsprodukt und Betriebszeiten angepasst. Der Arbeitsmarkt wurden die Kriterien passender und zumut- 
Produktivität waren zurückgegangen. Die sollte nicht nur fle- barer Arbeit weiter ge- 
Arbeitslosigkeit lag über 10%.Anders als in xibler, die in diesem fasst, andererseits 
Form eines,,Klassenkampfsvon oben" wie in Sektor entstehenden Im den Niederlanden ist wurden die Lohner- 
Großbritannien reagierte man dort jedoch Arbeitsplätze sollten das Armutsrisiko durch ein SatZIeiStunCJen ein9e- 
im Rahmen des bewährten Poldermodells. besser abgesichert schränkt, indem ihre 
Nach wie vor werden grundlegendeverän- werden (,,Flexibilität univer~elle~ Wohlfahrtssys- Höhe vom Alter der 
derungen der arbeitsmarkt- und sozialpoliti- 
schen Regulation in den zentralen Gremien 
der Arbeitsmarktparteien STAR (Stichting 
von de Arbeid) und SER (Sociaal Economi- 
sche Raad) verabschiedet, während die kon- 
krete Umsetzung dieser allgemeinen Richtli- 
nien dezentralisiert wurde, um spezifischen 
Bedürfnissen einer Branche oder eines Be- 
triebs stärker Rechnung zu tragen. Die neue 
Wachstumsstrategie läuft im Kern auf indivi- 
duelle Arbeitszeitverkürzung und eine Mo- 
dernisierung des Sozialstaats hinaus. Das 
inzwischen berühmte Abkommen von Was- 
senaar (1982) wurde von allen Arbeitsmarkt- 
parteien akzeptiert: von den Gewerkschaf- 
ten, weil sie aufgrund der hohen Arbeitslo- 
sigkeit nicht wirksam gegen Reformen des 
Arbeitsmarkts und des Sozialstaats hätten 
Widerstand leisten können;und von den Un- 
ternehmern, weil sie einen Akkoord einem 
Gesetzvorzogen,mitdem kollektive Arbeits- 
zeitverkürzung hätte verfügt werden kön- 
nen (wie zu Beginn der achtziger Jahre in 
Frankreich und Belgien). 
Kernstückvon Wassenar war die Doppelstra- 
tegie von Arbeitszeitverkürzung plus Lohn- 

und Sicherheit"). Anspruchsberechtig- 
Einerseits wurden tem wirksam eingedämmt. ten abhänaia ae- 
aufeinanderfolgende 
befristete Verträge zugelassen und Kündi- 
gungen erleichtert, andererseits wurden die 
Zugangsbedingungen zu Renten- und Ar- 
beitslosenleistungen etwa für Arbeitnehmer 
in befristeten Beschäftigungsverhältnissen 
oder in Zeitarbeitsfirmen durchlässiger. 
Nach dem ,.Fiex-Act" von 1999 verbessert 
sich die arbeitsrechtliche Position eines be- 
fristet beschäftigten Arbeitnehmers. je Iän- 
ger er von Job zu Job wechselt. Eine weitere 
Initiative erlaubt Arbeitnehmern mit unbe- 
fristeten Verträgen die Ansammlung soge- 
nannter-Trainina Miles".Wird man arbeitslos 
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oder wird eine alternative Berufskarriere ge- 
wünscht, so besteht damit die Möglichkeit 
der Finanzierung entsprechender Bildungs- 
maßnahmen. 
Die Reform des wohlfahrtsstaatiichen Sys- 
tems wurde an den Ausgleich des öffentli- 
chen Finanzdefizits gekoppelt, das bis 1982 
auf 10% angewachsen war. Unter anderem 

- 2  - 
macht wurde. Sie wur- 

den zudem auf fünfJahre begrenzt. Danach 
findet eine Überprüfung des Gesundheits- 
zustandes und der Zumutbarkeit von Arbeit 
statt.Der Bezug von Arbeitslosengeld wurde 
stärker von der Bereitschaft der Arbeitslosen 
abhängig gemacht, angebotene Jobs anzu- 
nehmen undloder an Trainee-Maßnahmen 
teilzunehmen. 
Zwei weitere Gesetze sollen die Eingliede- 
rung bzw. Wiedereingliederung von Behin- 
derten er1eichtern:Seit 1997 sind sogenann- 
te Einstellungsbudgetsfür Arbeitgeber und 
die Ausweitung von Wiedereingliederungs- 
beihilfen vorgesehen. Seit 1998 zahlen 
lediglich Unternehmer Beiträge zur Invalidi- 
tätsrentenka~se~während Arbeitnehmervon 
diesen Beiträgen befreit sind.Um die Präven- 
tion von Invalidität zu erhöhen, können die 
Arbeitgeber neben einem obligatorischen 
Basisbeitrag je nach Invaiiditätsrisiko des 
Unternehmens einen freiwilligen Beitrag in 

durch Lohnstopps im öffentlichen Beschäfti- die Invaliditätsrentenkasse entrichten. Äuf 
gungssektor und durch Einschnitte beim Ar- diese Weise sollen Unternehmen finanziell 

stimuliert werden. die Arbeitsbedinaunaen 
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zu verbessern, um den Zustrom zur Invalidi- 
tätsrentenkasse einzudämmen, Arbeitsbe- 
hinderte einzustellen, bzw.in Beschäftigung 
zu halten. 
Das System der Lohnfortzahlung im Krank- 
heitsfail wurde ebenfalls reformiert. Seit 
1997 sind Arbeitgeber gesetzlich verpflich- 
tet, ihren Arbeitnehmern im Krankheitsfall 
bis zu 52 Wochen 70% des Lohnszu zahlen, 
wobei die Dauer der Lohnfortzahlung mit 
der Betriebsgröße variiert und bestimmte 
Arbeitnehmer die Kosten der ersten beiden 
Krankheitstagezu übernehmen haben.Neu 
ist, dass die Arbeitgeber das aus der Krank- 

Einbeziehung von Familienphasen 
Eine Arbeitsversicherung kann wichtige Bei- 
träge zur Verbesserung der sozialen Absi- 
cherung von Kindererziehungszeiten leisten. 
Zu gewährleisten wäre: 

Abmilderung des Einkommensverlustes. 
wenn der Arbeitsplatz aufgegeben werden 
muss - Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit etwa 
durch Qualifizierungsmaßnahmen im Falle 
längerer Erwerbsunterbrechung 

Gewährleistung einer eigenständigen 
sozialen Sicherung (Krankheit und Alter) 
Konkret könnte folgendes vorgesehen wer- 
den: 

Anspruchsberechtigt sind Personen,die 
im Zusammenhang mit der Erziehung von 
Kindern unter drei Jahren ihre Erwerbstätig- 
keit aufgeben oder im Umfang reduzieren 

Als Lohnersatzleistungen wird den an- 
spruchsberechtigten Personen Arbeitsio- 
sengeld ausgezahlt, bis das Kind drei Jahre 
alt ist.Soilten die Personen weiterhin in Teil- 
Zeit beschäftigt sein, mussten aber ihre Ar- 
beitszeit reduzieren, wird für den reduzier- 
tenTeil Arbeitslosengeld ausgezahlt. 

Kranken- und Rentenversicherungsbei- 
träge werden analog zur.normalen' Arbeits- 
losigkeit ausgezahlt. 

Die Personen können die aktiven Leis- 

tungen der Arbeitsvermittlung in Anspruch 
nehmen. 

Finanzierung 
Im Saldo würden bei dem hier vorgeschlage 
nen Modell einer Arbeitsversicherung etwa 7.6 
Mrd.Euro Mehrkosten imvergleichzu den Aus- 
gaben für die Arbeitslosenversicherung entste 
hen.Allerdinas müsste aleichzeitia einVolumen - < - 
von etwa 20 Mrd.Eurozwischen den verschie 
denen Gebietskörperschaften und Sozialversi- 
cherungen umveneilt werden. Die Finanzie 
rung der Mehrkosten könnte durch eine Erhö 
hung des steuerfinanzierten Anteils der Arbeits- 
losenversicherung erfolgen. Sm a/em 

Arbeitslosengeld II - Sozial hilfeniveau 
oder noch tiefer? 
von Friedrich Putz 

In dem Bericht der Hartz-Kommissi- 
on vom August 2002 wird noch offen gelas- 
sen. auf welchem Niveau Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe in der neuen Leistung .Ar- 
beitslosengeld II" (ALG II) zusammengeführt 
werden sollen. Eine Arbeitsgruppe der Kom- 
mission zur Reform der Gemeindefinanzen 
hat außer einer Lösung auf Sozialhilfeniveau 
auch Alternativen durchgerechnet, nach de- 
nen die Leistungshöhe durch Zuschläge 
über dieses Niveau angehoben werden soli- 
te. Berücksichtigt wurde dabei ein allgemei- 
ner Zuschlag von 29,- Euro pro Monat (ca. 10 

folgender in dem Antrag aufgeführter Zu- 
sammenhang dieser Reform mit dem ALG II: 
.Bei der Reform ist die Ausgestaltung der 
neuen Leistung .Arbeitslosengeld II" 
besonders zu berücksichtigen.Sie soll paral- 
lel zur Zusammenlegung von Arbeitslosen- 
hilfe und Sozialhilfe zum 1. Januar 2004 in 
Kraft treten: 
Das könnte bedeuten, dass die Zusammen- 
führung nun doch aufeiner über-dem Sozi- 
alhilfeniveau" liegenden Höhe erfolgen soll, 
dieses Niveau der Sozialhilfe aber ein neues, 
abgesenktes ist, so 

der Sozialhilfe und seiner Bedeutung für die 
beabsichtigten,,Reformen"die Rede sein. 

Muss das ALG II bedarfsdeckend sein? 
Der sozialhilferechtliche Bedarfsbegriff ist 
aus der Aufgabe der Sozialhilfe herzuleiten, 
dem Empfänger der Hilfe ein Leben zu er- 
möglichen, das der Würde des Menschen 
entspricht (5 1 Abs.2 BSHG) ... Bedarvsind da- 
her die Bedürfnisse, die befriedigt werden 
müssen. damit der Hilfeempfänger men- 
schenwürdig leben kann, bzw. die dazu er- 

forderlichen Mittel. 
% des ~ckregelsatzes in den alten Bundes- da& auch ein über Die Erfüllung der Auf- 
Iändern) sowie ein besonderer Zuschlag für diesem neuen Niveau Der Bedarfsdeckungs- gabe der Sozialhilfe 
Leistungsbezieher, die aus dem Bezug von liegendes ALG II nied- grundsatz is t  ein in jedem konkreten 
Arbeitslosengeld in die neue Leistung kom- riger sein kann als das Einzelfall wird durch 
men (für Alleinstehende maximal 160 Euro bisheriqesozialhilfeni- verfassungsfestes Prinzip den ,,lndividualisie- 
monatliche Halbierung nach einem Jahr, veau. 
Wegfall nach zwei Jahren). Worauf ist bei der Re- 

des Sozialhilferechts,das ~u~gsgrundsatz" (§ 3 
Abs. 1 BSHG) sicher- 

In der Reaierunaserkläruna vom 14.03.03 form der Sozialhilfe nicht Zur Disposition des oestellt.derdaherein d~~~~ ~ , ~ -  ~~ -~ - ~ 

hat der Bundeskanzlerdann - überraschend und bei der Ausge- ~esetz~ebers steht. untrennbarer Be- 
und entgegen dem Wahlprogramm der SPD staltung des ALG II standteil des Bedarfs- 
zur Bundestagswahl 2002 - angekündigt, besonders zu achten, deckungsgrundsat- 
die (dort ais,,Zusammenlegung" bezeichne- damit der Lebensstandard bisheriger Bezie- zes ist. Die Definition des Bedarfsdeckungs- 

. te) Zusammenführung werde einheitlich auf her von Arbeitslosenhilfe und von Sozialhilfe grundsatzes lautet daher unter Einbezie- 
einer Höhe erfolgen.,,die in der Regel dem nicht unter das bisherige Sozialhilfeniveau hung des für die Sozialhilfe ebenfalls uner- 
Niveau der Sozialhilfe entsprechen wird". abgesenkt wird? Auf der Erfüllung welcher lässlichen Strukturprinzips der Nachrangig- 
Der Leitantrag des Parteivorstands für den Mindestvoraussetzungen sollten auch dieje- keit (5 2 BSHG) in Kurzfassung: 
Sonderparteitag der SPD lässt offenrauf wel- nigen bestehen,die diesem Teil der,Agenda ..Ein BedarfirnSinnedessozialhilferechtlichen 
chem Niveau die Zusammenführung erfol- 2010" im Grundsatzzustimmen? Davon soll Bedarfsbegriffs muss unter Berücksichtigung 
gen soll,sieht aber eine Reform der Sozialhil- im Folgenden nach einführenden Überle- des Nachrangigkeits- und des Individualisie- 
fe vor. Besondere Aufmerksamkeit verdient gungen zum ,,Bedarfsdeckungsgrundsatz" rungsgrundsatzes rechtzeitig undvollständig 

gedeckt werden."(PutzTuP 2002.5.84 ff.). 
Wegen seiner verfassungsrechtiichen Veran- 
kerung insbesondere im Schutz der Men- 

Friedrich Putz, Prof a. D., hat an der Verwaltungsfochhochschule in Wiesbaden,Abteilung Kassel, schenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) und im Sozial- 
Sozialrecht mir dem Schwerpunkt Sozialhilferechf gelehrt und ist dort z. Z. wieder als Lehr- staatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) ist der Be- 
beauftragter tätig. darfsdeckungsgrundsatz einschließlich sei- 



nes Bestandteils,,lndividualisierungsgrund- 
satz" ein,,verfassungsfestes"Strukturprinzip 
des Sozialhilferechts.das nicht zur Dispositi- 
on des Gesetzgebers steht (ausführlicher: 
Rothkegel. ZfSHISGB 2002). Die sog.,Ewig- 
keitsgarantie" für die in den Artikeln 1 und 
20 GG niedergelegten Grundsätze (Art. 79 
Abs.3 GG) steht sogar einer Änderung dieser 
Rechtslage durch den Verfassungsgesetzge- 
ber entgegen. 
Dem Bedarfsdeckungsgrundsatz muss das 
ALG Ii allerdings nur dann Rechnung tragen, 
wenn für seine Bezieher ein Anspruch auf er- 
gänzende Sozialhilfe (Hilfe zum Lebensun- 
terhalt) ausgeschlossen wird. Das aber ist in 
dem Bericht der Hartz-Kommission vorgese- 
hen:,,lm Anschluss an den Bezug von Ar- 
beitslosengeld I oder bei Nichterfüllung der 
Anspruchsvoraussetzungen für dieses wird 
es künftig nur eine Leistung zur Sicherung 
des Lebensunterhalts geben. Diese neue 
Leistung wird als Arbeitslosengeld II be- 
zeichnet." 

Absenkung des Leistungsniveaus durch 
nicht bedarfsdeckende Pauschalierun- 
gen? 
Die Pauschalierung von Leistungen der Sozi- 
alhilfe ist in einigen Bedarfsbereichen unver- 
zichtbar (Beispiel: Regelsatz). in anderen 
zumindest zweckmäßig (Beispiel: Beklei- 
dungsbeihilfe).Auch im ALG II werden Pau- 
schalen enthalten sein müssen. Bestimmte 
Leistungen kann man ailerdingsnicht-oder 
zumindest nicht mit wirtschaftlich vertret- 
barem Aufwand - 
pauschalieren, ohne 
aeoen den Bedarfs- Ein..Familienr 

nen Umfang nicht übersteigen. Soweit sie 
über dieser Angemessenheitsgrenze (,,Miet- 
obergrenze") liegen,sind sie als Bedarf nur 
so lange anzuerkennen, wie es dem Hilfe- 
empfänger und den mit ihm in Bedarfsge- 
meinschaft lebenden Personen nicht mög- 
lich oder nicht zumutbar ist, diese Kosten 
durch einen Wohnungswechsel oder in 
sonstiger Weise zu senken. ,,Tatsächliche" 
Aufwendungen im Sinne dieser Vorschrift 
und zugleich im Sinne des Bedarfsde- 
ckungsgrundsatzes sind die lm jeweiligen 
Einzelfall für die d e r z e i t  i g e Wohnung 
tatsächlich entstehenden Unterkunftskos- 
ten, nicht irgendwelche fiktiven Kosten, die 
in irgend einer anderen, mit der Pauschale 
bezahlbaren Wohnung entstehen würden. 
Davon geht auch das Bundesverwaltungs- 
gericht in seiner Rechtsprechung zur Unver- 
einbarkeit einer Unter- oder Überdeckung 
von Unterkunftskosten mit dem Bedarfsde- 
ckungsgrundsatz aus und stellt dazu fest: 
.Nach dem sozialhilferechtlichen Bedarfsde- 
ckungsgrundsatz darf kein ungedeckter Be- 
darfsrest hinsichtlich der Unterkunftskosten 
übrig bleiben ... Andererseits ist dem Hilfesu- 
chenden nurdaszu gewähren,was eraus so- 
zialhilferechtlicher Sicht benötigt ..." 
Da ein ALG II. neben dem es keine ergänzen- 
de Sozialhilfe gibt, nur insoweit an den Be- 
darfsdeckungsgrundsatz gebunden ist, als 
dieser eine Unterdeckung der Unterkunfts- 
kosten verbietet, wäre eine Pauschalierung 
des Unterkunftsbedarfs in der neuen Sozial- 
leistung in Höhe der Angemessenheitsgren- 

ze zwar rechtlich zu- 
Iässig,aber in der Pra- 

'eaelsatz", der xis wohl nicht bezahl- - - 2 

deckungsgrundsatz bar, da das bedeuten 
ZU verstoßen. Das gilt niedriger ist als die Summe würde, dass jeder Hil- 
besonders für laufen- der Reselsätze der feempfänger eine 
de Leistungen für die Pauschale in Höhe der 
Unterkunft (Miete einzelnen Familienangehö- höchsten noch als an. 
und Betriebskosten) rigen, ist abzulehnen. gemessen anzuerken- 
sowie für Heizung. Da nenden Aufwendun- 
in neuerer Zeit einige gen erhalten müsste. 
Sozialhilfeträgerdie Pauschalierung des Un- Auch für die Pauschalierung von Unter- 
terkunfts- und Heizungsbedarfs als Sparpo- kunftskosten im Rahmen des ALG II gilt da- 
tential entdeckt haben und in Modellversu- her die Beurteilung im Arbeitskreis Sozialhil- 
chen nach der,,Experimentierklausel" des 5 ferecht des Deutschen Vereins für öffentli- 
101 a BSHGerproben,und Pauschalierungen che und private Fürsorge,,,der Versuch der 
in diesem Bereich tatsächlich ein besonders Einführung von Pauschalen für Unterkunfts- 
wirksames und ergiebiges Instrument der kosten sei wegen unvermeidbarer undKosten 
Leistungskürzung sein können, verdienen steigender Fehlallokationen, bei denen es zu 
die damit zusammenhängenden Probleme Leistungen für nicht vorhandenen Bedorfund 
und Gefahren besondere Aufmerksamkeit. zu ausbleibender Deckung von vorhandenem 

Bedarf komme, abzulehnen; bei einem ent- 
Pauschalierung der Unterkunftskosten sprechenden Modellversuch eines hessischen 
Nach geltendem Sozialhilferecht ist eine Soziolhilfeträgers sei eine signifikante Erhö- 
Pauschalierung der Unterkunftskosten hung von Räumungsklagen gegen HLU-Emp- 
schon aus folgenden Gründen rechtswid- fängerfestzustellen" (Höft-Dzemski, wissen- 
rig9): schaftlicher Referent im DV, zitiert nach ei- 
Nach § 3 Abs. l Regelsatzverordnung (RSVO) nem Bericht im Nachrichtendienst des Deut- 
werden laufende Leistungen für die Unter- schenVereins3/2003,110. 
kunft in Höhe der t a t  s ä C h I i C h e n Auf- Bei dem erwähnten hessischen Sozialhilfe- 
wendungen gewährt, soweit diese den der träger handelt es sich um die Stadt Kassel, 
Besonderheit des Einzelfalles angemesse- deren Modellversuch U. a. auch wegen fol- 

gender Auswirkungen lehrreich ist: Die Un- 
terk~nftr~auscna efür A leinstenende wur- 
deauf monatlich460.- DM (235.20 E"ro)fesl- 
gesetzt. während vorher Unterkunftskosten 
bis ca. 580,- DM, in vielen Fällen sogar bis Ca. 
600,- DM als angemessen akzeptiert wurden: 
Wie sich auseinem Bericht des Kasseler Ma- 
gistrats ergibt, hat das zur Folge, dass ca. 
3.000 Personen, deren Unterkunftskosten 
bisher vom Sozialamt als angemessen aner- 
kannt und voll übernommen worden waren, 
ihre Wohnungskosten mit der Pauschale 
nicht mehr bezahlen können.Die Zahl der in 
Haushalten mit zwei und mehr Personen le- 
benden Hilfeempfänger, die unter ihren 
bisher anerkannten Wohnungskosten lie- 
gende Pauschalen erhalten, beträgt 
schätzungsweise Ca. weitere 6.000. Eine 
Übertragung dieses .Kasseler Modells" auf 
die ganze Bundesrepublik könnte dazu füh- 
ren,dass Hunderttausende,evtl.sogarMillio- 
nen Sozialhilfeempfänger und Beziehervon 
ALG II mit der Pauschale ihre tatsächlichen, 
nach bisherigen Maßstäben angemessenen 
Unterkunftskosten nicht mehr bezahlen 
könnten und vor die Wahl gestellt würden, 
ihre Wohnung zu verlieren oder die fehlen- 
den Beträge durch Zweckentfremdung an- 
dererTeile der Sozialhilfe aufzubringen. Die 
Notwendigkeit, auf einem in der Regel im 
unteren Teil des Preisspektrums besonders 
angespannten Wohnungsmarkts nach Ein- 
tritt der Arbeitslosigkeit möglichst bald eine 
bezahlbare Wohnung zu finden und daher 
statt auf Arbeitssuche zunächst vorrangig 
auf Wohnungssuche zu gehen, wäre mit 
dem Reformziel einer möglichst schnellen 
Eingliederung von Arbeitslosen in Arbeit un- 
vereinbar. 

Pauschalierung der Heizkosten 
Auch laufende Leistungen für Heizung sind 
nach geltendem Recht in Höhe dertatsächli- 
chen Aufwendungen zu gewähren (5 3 Abs. 
1 i.V. m.Abs.2 RSVO).Auch sie sind aus den 
oben hinsichtlich der Unterkunftskosten 
aufgeführten Gründen, insbesondere wegen 
Unvereinbarkeit mit dem Bedarfsdeckungs- 
grundsatz nicht pauschalierbar. Als weiterer 
Grund kommt hinzu, dass die Hilfe zum Le- 
bensunterhalt nach dem BSHG nurden,,not- 
wendigen" Lebensunterhalt sichert und der 
Unterkunftsbedarf daher nur einfachen 
Wohnraum im unteren Preisbereich umfasst, 
billige Wohnungen aber erfahrungsgemäß 
wegen schlechter Wärmeisolierung,verake- 
ter Heizungstechnik etc. einen besonders 
hohen Heizungsaufwand erfordern. Eine in 
der Regel bedarfsdeckende Heizungspau- 
schale müsste daher sehr hoch sein, da 
andernfalls nach dem Individualisierungs- 
grundsatz allzu oft von ihr abgewichen wer- 
den müsste, was aber einen wesentlich hö- 
heren Verwaltungsaufwand verursachen 
würdeals einevon Anfang an nicht pauscha- 
lierende Gewährung in tatsächlicher.ange- 
messener Höhe. 

Von den Nachbarn lernen? 
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Von Max Koch 

In der .Standortdebatte" werden 
Deregulierung und Einschnitte bei den 
staatlichen Sozialausgaben meist alseinzige 
Handlungsoption gesehen. die nationalen 
Regierungen zur Verfügung steht. Doch die 
These vom sozialen und ökologischen Ab- 
senkungswettlauf der Nationalstaaten 
bleibt unbelegt, wenn nicht gezeigt wird. 
dass die arbeitsmarkt- und sozialpolitischen 
Reformen seit den späten siebzigerJahren in 
der Tat auf bloße Deregulierung hinausge- 

andersetzungen zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern um Arbeitsentgelte und 
Arbeitsbedingungen verengt (Kiodt 1998). 
Politisch motivierte Streiks und Solidaritäts- 
Streiks waren nicht mehr zulässig. Zudem 
konnten nun die Gewerkschaftsorganisatio- 
nen selbst und nicht mehr nur die ShopSte- 
wardszivilrechtlich zurVerantwortung gezo- 
gen werden. Schließlich war vor der Regie- 
rungsübernahme der Konservativen die Po- 
sition der Gewerkschaften in vielen Betrie- 

gehabt hattebgravierende Einkommensun- 
gleichheiten zu entschärfen, zwar nicht 
wieder eingeführt, aber ein gesetzlicher 
Mindestlohn etabliert. Überdies unter- 
schrieb man die Sozialcharta der Europäi- 
schen Union. Die Hauptdimensionen des 
New Deal sind: . die Modernisierung des Steuer- und Ab- 
gabensystems: Making Work Pay; . die Beschäftigungspolitik: Schaffung ei- 
ner neuen Balance zwischen sozialen Min- 

laufen sind und einseitig Kapitalinteressen ben so stark gewesen. dass sie zu Closed deststandards und ökonomischer Wertbe- 
aedient haben. Die Möalichkeit. dass Dere- Sho~s erklärt wurden.zu denen nur Gewerk- werbsfähi0keit:Fairness at Work: 

~ - 
gulierung in Reregulierung umschlagen und 
sich ein postfordistischer Prosperitätspakt 
unter Einschluss der Gewerkschaften her- 
ausbilden könnte, bleibt zumeist ausgeblen- 
det. Der Europäischen Union bieten sich für 
neue Wachstumsmodelle insgesamt ganz 
andere Möglichkeiten als den vom Welthan- 
del teilweise oder ganz ausgegrenzten Regi- 
onen Lateinamerikas oder Afrikas. In Europa 
sind die Niederlande und Großbritannien 
Vorreiter tiefgreifender Reformen von Ar- 
beitsmarkt und Wohlfahrtsstaat. Dabei ver- 
folqen beide sehr unterschiedliche Entwick- 
luigsrouten. Dies bietet Nachzüglern wie 
Deutschland dieChance,von ihren Erfahrun- 
gen zu lernen. 

Großbritannien 
Großbritannien verfolgt seit den achtziger 

~chiftsmit~l ieder zugang hatten. Nach 1979 . ~ e f o r m  der ~rbeitslosen- und Sozialver- 
wurde der Erklärung eines Betriebs zum sicherung:Welfare to Work. 
Closed Shop ein Boprozentiges Quorum in Die Modernisierung des Steuer- und Abga- 
einer Urabstimmung vorgeschrieben. ZU- bensystems zielt darauf, Arbeit für Arbeitslo- 
sätzllch erhielten Arbeitnehmer Kündi- se finanziell attraktiver zu machen, die Ver- 
aunasschutz, die in ei- binduna von Kinder- - - 
nen Closed Shop ein- und Altenbetreuung 
traten, sich nach Un- Die Wettbewerbsorientie- mit ~rwerbsarbeit zu 

terzeichnung beitsvertrages des aber Ar- 
rung hat mehrwachstum erleichtern und die 

Beschäftigungsrate 
weigerten, einer Ge- gebracht - der Preis ist eine „ erhöhen, indem 

werkschaft ten. Wurden beizutre- sie trotz- 
entsolidarisierte,vielfältig Arbeitslose des Entzugs bei Strafe ihrer 

dem entlassen, stand gespaltene und polarisierte Leistungen zur huf- 
ihnen eine Entschädi- britische Gesellschaft. nahme von Arbeit 
auna von 10.000 oder Qualifikations- - - 
Pfund zu, für die die maßnahmen ver- 
Gewerkschaft haftete. Die Closed Shops pflichtetwerden(Employability).Beiderpas- 
spielen heute keine Rolle mehr. siven Arbeitsmarktpolitik knüpft New La- 

Jahren eine kapital- und angebotsorientier- Zur Reaktivierung der Marktkräfte Sollte bour nahtlos an die vorhergehende Regie- 
te Wachstumsstrateaie.deren Kern es ist. die auch die Privatisieruna öffentlicher Unter- runa an.lnsbesondere hielt man an der Job- 

2 .  

arbeitsmarktpolitische Regulation von der 
gesellschaftlichen auf die individuelle und 
die Unternehmensebene zu verlagern. Heu- 
te machen,,Vereinbarungen,die mehr als ei- 
nen Arbeitgeber betreffen (multi-employer- 
contracts) ... nur noch ein Viertel allerverträ- 
ge aus." (DIW-Wochenbericht 44/97: 862) 
Eine wichtige Etappe bei der Individuaiisie- 
rung der industriellen Beziehungen war die 

- 
nehmen - vor allem BritishTelecom und Bri- 
tish Gas Corporation - beitragen. Bis zum 
Ende der achtziger Jahre ging der Anteil der 
in öffentlichen Unternehmen beschäftigten 
Arbeitskräfte an der Gesamtbeschäftigung 
von B%auf4%zurück,und der Beitrag dieser 
Unternehmen zum Bruttoinlandsprodukt 
sankvon 10%auf 5%. 
Die seit 1997 regierende New Labour Regie- 

< 

seekers Allowance fest, die die Lohnersatz- 
leistungen von der vorherigen Beitragsein- 
Zahlung entkoppelt, auf geringem Niveau 
vereinheitlicht und auf sechs Monate redu- 
ziert.Die Bezugsberechtigung von Arbeitslo- 
sengeld wurde sogar noch enger als zuvor 
an das Engagement der Arbeitslosen bei der 
Arbeitsplatzsuche geknüpft. Die Ausgaben 
für aktive Arbeitsmarktpolitik gemessen am 

von den konservativen Regierungen betrie- rung hat unterTony Blair einen New Deal in Bruttoinlandsprodukt bleiben im europäi- 
bene Entmachtuna der Gewerkschaften. der Wirtschafts- und Sozialpolitik beqonnen, schen Veraieich niedrio. 
Diese begann mit d e r ~ u f h e b u n ~  der lmmu- dessen erklärtes Ziel es i s i  die mitunter de- 
nität von Gewerkschaftsfunktionären (Shop saströsen sozialen Auswirkungen zu korri- 
Stewards), die Solidaritätsstreiks in anderen gieren ohne die marktorientierte Entwick- 
Betrieben organisierten (Secondary Picke- lungsstrategie zu verlassen. So wurden die 
ting). In weiteren Gesetzesnovellen wurde von MargaretThatcher abgeschafften Wage 
dieDefinitiondes Arbeitskampfsauf Ausein- Councils, welche ursprünglich die Aufgabe 

Dr. habil. Max Koch, Jahrgang 1966, ist Lecturer in Sociology an der School of Sociology and 
Applied Social Studies der University of Ulster, Nordirland. 
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Die gesellschaftlichen Auswirkungen der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik der achtziger 
und neunziger Jahre sind zwiespältig. 
Einerseits ist eszu einem bedeutenden Rück- 
gang der Arbeitslosigkeit und zu einem sub- 
stanziellen Beschäftigungswachstum ge- 
kommen, so dass die Arbeitslosenquote im 
Jahresdurchschnitt2001 bei 5,1% lag. Auf der 
anderen Seite besteht unter Experten Einig- 
keit darüber, dass dieser Beschäftigungszu- 
wachs - der Wiedereinführung des Mindest- 
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deckung,zu Lasten des umlagefinanzierten hinaus zusätzliche Risiken auf, da sie den 
Standard-Renten-Niveaus,gefordert.Weiter Schwankungen der Finanzmärkte unterwor- 
oben wurde bereits argumentiert, dass die fen ist. Zudem ist sie aus verteilungspoliti- 
aufgrund der künftigen demographischen schen Überlegungen höchst problematisch, 
EntwickiungoftvorhergesagteGefährdung weil sie keine Umverteilungselemente 
der Finanzbasis des Rentensystems nicht kennt,sondern das reineversicherungsprin- 

7 I -,- ,:. ' ,- 9 .  . '- -,-)Tq- . - .  1 .. . 5 .  5 : . \ - ,  
rpw 3 12003 

zwingend eintreten zip verwirklicht (vgl. 
muss. Es ist vielmehr Welti,spw 117,112001. 
plausibel anzuneh- Eine Umfinanzierung der s. 43-46: Deml, sDw . . 
men.dasssichdie Re- sozialen Sicherung durch 128,6/2002,S.47-51). 
lation aus Aktiven Die Sicherung der Fi- 
und Inaktiven auf- die Mehrwertsteuer würde nanzierungsbasis des 
grund einer steigen- die Umverteilungswirkung Rentensystems erfor- 
den Frauenerwerbs- dert ebenso wie bei 
beteiligung, durch des deutschen SteuersyS- der Krankenversiche- 
Zuwanderung und tems weiter verringern. rung eine Umstellung 
durch einen Abbau auf eine die gesamte 
der Arbeitslosigkeit 
nicht sodramatisch wie erwartet verschlech- 
tern wird.Selbst wenn man die Annahme ei- 
ner die finanzielleTragfähigkeit der Alterssi- 
cherung bedrohenden demographischen 
Verschiebung teilt, so ist die Ersetzung des 
Umlage- durch ein Kapitaldeckungsverfah- 
ren keine Lösung: Denn auch die Renditen 
der Kapitalanlagen müssen erwirtschaftet 
werden. Die Kapitaldeckung weist darüber 

Wohnbevölkerung 
umfassende, umlagefinanzierte Volksversi- 
cherung sowie eine auch langfristig tragfä- 
hige Umstrukturierung der Einnahmenbasis, 
die nicht nur aus konzeptionslosen und 
kurzfristigen Einzelmaßnahmen besteht. 
Zunächst muss die Beitragsbemessungs- 
grenze erhöht werden, um die regressive 
Verteilungswirkung abzuschwächen und 
die Finanzbasiszu stärken.Parallel ist die Ein- 

kommensgrenze für geringfügige Beschäfti- 
gungsverhältnisse deutlich herabzusetzen. 
Allerdings sollte die Bemessungsgrundlage 
nicht. wie gelegentlich diskutiert, durch die 
Einbeziehung von Kapitaleinkünften (Zin- 
sen, Mieteinnahmen etc.) der Versicherten 
ausgeweitet werden-da dies einem Ausstieg 
aus der paritätischen Finanzierung gleichkä- 
me.Sondern ein wachsender Teil der Ausga- 
ben der sozialen Sicherungssysteme sollte 
statt durch Sozialbeiträge aus dem allgemei- 
nen Steueraufkommen finanziert werden: 
Nicht etwa, weil die Lohnnebenkosten zu 
hoch wären (dass sie dies nicht sind, zeigt 
sich daran. dass die realen Lohnstückkosten 
in Deutschland seit langem sinken und sich 
im internationalen Vergleich günstig entwi- 
ckeln), sondern aus verteilungspolitischen 
Gründen. Auch in rot-grünen Kreisen wird 
eine zunehmende Steuerfinanzierung des 
Wohlfahrtsstaates diskutiert.allerdings ohne 
die erwähnte abnehmende Progressivität 
desdeutschen Steuersystems zu berücksich- 
tigen.Zudem wird hier der größte Spielraum 
für die nötigen Steuererhöhungen bei der 
Mehrwertsteuer gesehen - eine solche Um- 
finanzierung der sozialen Sicherungssyste- 
me würde jedoch die ohnehin abnehmen- 
den Umverteilungswirkungen des deut- 
schen Steuersystems weiter verringern. 
Die Reform der Finanzierung der Sozialversi- 
cherung ist vielmehr in eine langfristige Um- 
strukturierung des gesamten Steuersystems 
einzubetten, so dass das Prinzip der Leis- 
tungsfähigkeit wieder gestärkt wird und die 
sozio-ökonomischen Gruppen gleichmäßig 
an der Finanzierung der sozialen Sicherung 
beteiligt werden. Eckpunkte einer solchen 
Steuerreform-Agenda sind die Wiedererhe- 
bung der Vermögensteuer und die Erhö- 
hung der Erbschaftsteuer, die stärkere Be- 
steuerung von Unternehmensgewinnen 
und die Rücknahme bereitsdurchgeführter 
bzw. noch geplanter Maßnahmen zur Privile- 
gierung von privaten Kapitaleinkünften 
(Halbeinkünfteverfahren bei der Besteue- 
rung von Dividenden und Spekulationsge- 
winnen,Abgeltungssteuerfür Zinseinkünfte 
und Spekulationsgewinne). #W 312005 
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Reform der Regelsätze entscheidend durch ein Einkommensni- 
Die,,RegelsätzeM der Hilfe zum Lebensun- veau beeinflusst wird,das nach bisherigen 
terhalt sind Pauschalen,die die laufenden Maßstäben nicht bedarfsdeckend ist und 
Leistungen für Ernährung, hauswirtschaft- daher zu nicht bedarfsdeckenden Regel- 
lichen Bedarf einschließlich Haushaltsen- Sätzen führt. Das gilt auch für eine Kap- 
ergie sowie für persönliche Bedürfnisse pung der Regelsätze durch Anwendung 
des täglichen Lebens umfassen. Auch bei dessog..Lohnabstandsgebots" (5 22 Abs.4 
der im Rahmen der angekündigten Sozial- BSHG). 
hilfereform erfolgenden Neuregelung ih- Das Lohnabstandsgebot muss - falls es 
res Inhalts und Aufbaus sowie der rechtli- überhaupt aufrecht erhalten wird - 
chen Rahmenbedingungen ihrer Bemes- zumindest in folgenden Punkten geändert 
sung und Fortschreibung muss darauf ge- werden: 
achtet werden, dass das bisherige Sozial- Nach der derzeitigen Fassung dieses Ge- 
hilfeniveau nicht abgesenkt wird.Der vor- bots muss,vereinfachend ausgedrückt,die 
gegebene Umfang Hilfezum Lebensun- 
dieses Beitrags ge- terhalt für ein Ehe- 
stattet es nicht, auf Da das Sozialhilfeniveau paar mit drei Kin- 

lndividuaiisierungsgrundsatz nicht mög- 
lich.Auch ein ALG II, neben dem es keine 
ergänzende Sozialhilfe gibt,darf daher die 
Gewährung eines im Einzelfall erforderli- 
chen ..Nachschlags" nicht ganz ausschlie- 
ßen. 
Überhaupt keine Abgeltungswirkung hat 
die Zahlung von monatlichen Pauschalbe- 
trägen zur Beschaffung von Gebrauchsgü- 
tern von längerer Gebrauchsdauer und 
höherem Anschaffungswert (z. B. Kühl- 
schrank, Elektroherd, Waschmaschine) 
oder für .besondere Anlässe" (z. B. Hoch- 
zeit. Schwangerschaft. Geburt), weil ein 
solcher Bedarf nicht in Höhe eines statis- 
tisch ermittelten Durchschnittsbedarfs 
eintritt, sondern so unreqelmäßiq, dass er . 

die zahlreichen und ,ie ein ~ i ~ d ~ ~ ~ l ~ h ~  wirkt, dern niedriger sein durch Ansparen der in der Pauschale ent- 
in vielen wissen- als das Haushalts- haltenen monatlichen Teilbeträge 
schaftlichen Gutach- ist Sozialhilfe~olitik einkommen einer allenfalls zufällia und nach Iänoerer An- ~~-~ ~ 

ten ausführlich erör- 
terten Probleme ei- zugleich L 
ner Regelsatzreform 
näher einzugehen. 
Ich möchte daher hier nur kurzauf foigen- 
de Gefahrenquellen hinweisen: 
Eine neue Abgrenzung von laufendem 
und einmaligem Bedarf und eine Einbezie- 
hung bisheriger einmaliger Leistungen in 
einen neuen Regelsatz muss transparent 
sein und darf nicht zu einer Kürzung der 
Summe der bisherigen Leistungen bzw. 
Leistungsteile führen. 
Bedarfsuntersuchungen haben ergeben, 
dass der derzeitige Regelsatz für den 
Haushaitsvorstand und den Alleinstehen- 
den (Eckregelsatz) imverhältniszu den Re- 
gelsätzen für minderjährige Haushaltsan- 
gehörige zu niedrig ist. Eine Korrektur die- 
sesverhältnisses darf nicht durch eine Ab- 
Senkung der Regelsätze für die Kinder bzw. 
Jugendlichen. sondern nur durch eine An- 
hebung des Eckregelsatzes erfolgen. Eine 
andere Lösung wärefamilienfeindiich und 
familiensprengend sowie geeignet,die all- 
gemein beklagte Kinderarmut weiter zu 
verschärfen. 
Ein,,Familienregelsatz",der niedriger ist als 
die Summe der Regelsätze der einzelnen 
Familienangehörigen, ist abzulehnen. Die 
seit Jahren immer wieder behaupteten 
Einsparungen durch gemeinsame Haus- 
haltsführung konnten bisher noch nicht 
wissenschaftlich überzeugend nachge- 
wiesen werden. 
Nach 5 22 Abs. 3 BSHG hat die Regelsatz- 
bemessung Stand und Entwicklung von 
Nettoeinkommen, Verbraucherverhalten 
und Lebenshaltungskosten zu berücksich- 
tigen. Bei der erforderlichen Konkretisie- 
rung dieser Bemessungskriterien und ih- 
res Verhältnisses zu einander ist darauf zu 
achten,dass die jeweilige Referenzgruppe 
nicht zu tief, insbesondere nicht im Nied- 
riglohnbereich oder an dessen Rand ange- 
siedelt wird,da andernfalls die Gefahr be- 
steht, dass die Höhe der neuen Regelsätze 
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Arbeitnehmerfami- 
-ohnpo'itik lie der selben Größe 

mit einem Alieinver- 
diener unterer 

Lohn- und Gehaltsgruppen. Damit wird 
unterstellt, dass ein solches Einkommen 
ausreicht, um einer fünfköpfigen Familie 
ein menschenwürdiges Leben zu ermögli- 
chen. Da zu befürchten ist,dass das in Zu- 
kunft infolge einer negativen Entwicklung 
der Nettolöhne nicht mehr der Fall sein 
wird, dürfen künftig allenfalls kleinere Fa- 
milien. bei starken Lohnsenkungen sogar 
nur Alleinstehende miteinander vergli- 
chen werden. 
Als Mindestabstand sieht das Lohnab- 
standsgebotderzeit einen Betrag in Höhe 
des Freibetragsfür Erwerbstätigevor.Wür- 
de dieser .Abstandshalter" beibehalten, 
hätte die - als Anreiz zur Arbeit sinnvolle - 
Erhöhung dieses Freibetrags zur Folge, 
dass das Lohnabstandsgebot früher greift 
und zur Absenkung der Regelsätze für alle 
Sozialhilfeempfänger - einschließlich der 
erwerbstätigen - führt (dazu ausführli- 
cher: Putz, spw 4f1996.5.12 ff.). 

Pauschalierung einmaliger Leistungen 
Von den vielfältigen Problemen einer Pau- 
schalieruna dieser 

2 2 

sparzeit gedeckt werden kann und es da- 
her auch keinen für den Regelfall abgelt- 
baren .Regelbedarf" gibt. Werden für ei- 
nen solchen Bedarf trotzdem monatliche 
Teilbeträge gezahlt, lässt sich der mit 
rechtlich gebotenen,,Nachbewiliigungen" 
verbundene Verwaltungsaufwand aber 
dadurch minimieren, dass die für einmali- 
ge Leistungen insgesamt gezahlte Mo- 
natspauschale so hoch bemessen wird, 
dass ,,Schwankungsreserven" angespart 
werden können. 

Schlussbemerkungen 
Wie hoch das Niveau der Sozialhilfe und des 
von diesem abhängigen ALG II ist, hat nicht 
nur für Arbeitslose Bedeutung, sondern 
auch fürdiejenigen,die (noch) Arbeit haben. 
Da das Sozialhilfeniveau - und demnächst 
auch das Niveau des ALG II -wie ein Min- 
destlohn wirkt und daher eine wichtige Auf- 
fangfunktion für die untersten Löhne und 
über diese hinaus auch für den unteren bis 
mittleren Teil der Einkommenspyramide hat, 
ist Sozialhilfepolitik zugleich Lohnpolitik. 
Wenn sich herausstellen sollte, dass ich mit 
diesem Beitrag offeneTüren eingerannt habe, 
würde mich das freuen. Aber ich fürchte. die 
Verhältnisse,sie sind nicht so. OPW 9 1 m 3  
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Leistungen 
hier nur kurzauf fol- , 
gende eingegangen 
werden: 
Eine Zahlung von 
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Am 23.Mai 2003 feiert die SPD ihr Jubiläum als älteste demokratische Partei Deutschlands.spw erinnert in dieser und den nächsten Ausgaben 
an wichtige Fragestellungen, mit denen sich sozialistischeTheorie und Politikentwicklung in der SPD auseinander zu setzen hatte.Wir begin- 
nen mit einer philosophischen Betrachtung von Jürgen Meierzur.Arbeit"alszentraie KategoriesozialistischerTheoriebildung,Christoph Mey- 
er stellt das schwierigeVerhältnis zur Nation dar und Horst Heimann verteidigt die marxistischeTheorieentwicklung gegen ihre Kritiker. 
spw Redaktion 

Vom Sozia l ismus in die Reformfa l le? 
Die SPD zwischen den Kategoriesystemen. 

Von Jürgen Meier 

Mitder Fehlentwicklung und dem Un- 
tergang der DDR scheint für viele Menschen in 
Ost und West der Kapitalismus dieeinzige Ge- 
sellschaftsform zu sein, in der moderne, auf 
Freiheit setzende, Menschen überhaupt noch 
leben können. Doch eine Gesellschaftsform 
entsteht nicht als Idee in den Köpfen, um sich 
dann in Materie zu verwandeln, sondern sie 
gedeiht im Sein selber. 
Was ist also Sozialismus? Eine Idee-ein Projekt, 
ein Exoeriment? Oder eine Diktatur.in der sich 
der~inzelnenichtfreientfaitendarf!~deraber 
artikuliert sich hinter dem Schild des Sozialis- 
mus gar eine Kampffrontjenerewig Gestrigen, 
dieden Fortschritt des Kapitalismus nicht aner- 
kennen wollen? 
Jede dieser genannten Antworten führt auf 
philosophisches Glatteis.Dieses Giatteiszeich- 
net sich dadurch aus, dass es die Entstehung 
der Dinge nicht in ihrer historischen Entwick- 
lung zu verstehen versucht, sondern aus ihren 
subjektiven Erfahrungen herausversucht, Ant- 
worten zu Rnden. 

Entstehungdes Individuums 
Um eine Gesellschaft in ihrer historischen Ent- 
wicklung verstehen zu wollen,darf man nicht 
nur die ldeen vom besseren Leben zur Kennt- 
nis nehmensondern diese ldeen müssen in ih- 
rer Beziehung zu der Geschichte der Gesell- 
schaftgesehen werden.Bei Marx sind diese B e  
obachtungen-die wir über das Seiende anstel- 
len,die Kategorien,im Prozess der objektiven 
Wirklichkeit entstanden. Jedes Ding ist bei 
Marx primär ein mit einer Qualität,einer Ding- 
lichkeit und einem kategorialen Sein,also einer 
Substanz,einerQuantität,einem Wesen,ausge 
stattetes Etwas.DieGeschichte ist dementspre 
chend die Geschichte derVeränderung der Ka- 

und freiheitliche Entwicklung wir überall auf 
der Welt gewährleisten möchten,so war dazu 
eine geschichtliche Entwicklung des gesell- 
schaftlichen 5einserforderlich.Das lndividuum 
entstand erst mit der bürgerlichen Gesell- 
schakin der Renaissance.Während die idealis- 
tische Philosophie die Kategorien als Produkte 
unserer Köpfe über die Beschaffenheit des 
Seins stellt, sind die Kategorien bei Marx Da- 
seinsformen oder Existenzbestimmungen. 
Der Irrtum der idealistischen Philosophie,ent- 
steht dadurch,dass wir in unseren Köpfen zwi- 
schen Allgemeinheit und Einzelnem oft tren- 
nen müssen,um überhaupt etwas analysieren 
zu können.50 trennen wir das lndividuum von 
der Gattung, um aus der einzelnen Betrach- 
tung allgemeine Schlussfolgerungen ziehen 
zu können und umgekehrt.Dem Bewusstsein 
,,erscheintdaherdie Bewegung der Kategorien 
als derwirkliche Produktionsakt" (MEW Bd. 13, 
S,632).Wirglauben daher,dieAllgemeinheitsei 
lediglich eine Abstraktion unseres Denkvermo 
aens.Doch die Alloemeinheit ist eine Seinsbe 
d - 
Stimmung derGattungsmäßigkeit.Marx nennt 
deshalb den einzelnen Menschen das „En- 
semble gesellschaftlicher Verhältnisse." 

Mensch durch Arbeit 
DieKategorien reproduzierendieseinsbestim- 
mungen.Diese Reproduktionen sind entweder 
richtig oder falsch, was die Praxis beweisen 
muß.DieAntwortaufdie Frage:Was ist Sozialis- 
mus? ist also abhängig von der Einschätzung 
dessen, ob die Antwortenden die Kategorien 
als Reproduktionen des Seins verstehen oder 
nicht.Wenn Marx die geschichtliche Verände- 
rung alsVeränderung des Kategoriensystems 
begriffzeigt sich auch.wieerReformen in einer 
sozialistischen Politik einschätzte. nämlich als 

tegorien. dynamische Unterstützung zur Stärkung eines 
DieseVeränderung geschiehtnach Marxaber neuen Kategoriensystems.Bei Betrachtungder 
nicht innerhalb des Kategoriensystems. son- verschiedensten seinsebenen wird deutlich, 
dern die Geschichte bewirkt dieVeränderung ausdem anoroanischen sein derwelt, 

Jürgen Meier, Jahrgang 1950, freier Publizist; Letzte Buchveröffentiichungen,,Fortunas Kinder- 
Eine kleine Geschichte des Giücks'~Aufbau Taschenbuch Veriag (2002). Mitgiiedder Georg Lukdcs 
Gese1ischafte.V. undder Erich Fromm Geseiischofte.V. 
Der Text war Grundlage eines Referates in Berlin am 4,Marz 03 in einem internationalen Work- 
shop der Rosa Luxemburg Stiftung. 

Nimmt unser Kategoriensystem diese drei 
Seinsebenen nicht in ihrer Dialektikzur Kennt- 
nis, kann die spezifische Qualität des gesell- 
schaftlichen Seins,nicht begriffen werden.Die- 
Ses unterscheidet sich von den anderen Seins- 
ebenen dadurch.dass es durch eineTeleoloaie < 

und nicht bloß durch eine Kausalität bestimmt 
wird. Gleichzeitig kann das gesellschaftliche 
Sein dem Natursein nie entfliehen. 
Mit zunehmender Bewusstheit des teieologi- 
schen Prinzip wächst der subjektive oder 
menschliche Faktor des gesellschaftlichen 
Seins. 
Der Mensch entsteht erst durch und mit der 
Arbeit. Die Arbeit oder die Praxis ist also die Ka- 
tegorie der Entäußerung dieserTeleologie. Ar- 
beitend dnickt der Mensch dem Natursein, mit 
immer zunehmender Intensität,seinen teleo- 
logischen Stempel auf. Doch mit wachsender 
~ o i l ö s u n ~  aus dem Natursein prägt die Arbeit 
gleichzeitig dieQualität desgesellschaftlichen 
Kateaoriensvstem. Durch Wissenschaft und - 
Technikgelingt es dem Menschen immer bes- 
ser,die Kausalketten der Natur zu seinemvor- 
teil und Nutzen zu gestalten. 
Doch die Arbeit prägt nicht nur die Mensch- 
Natur-Beziehung,sie prägt auch dieMensch zu 
Mensch Beziehung.Durch Arbeitsteilung ent- 
steht nicht nureineandereGeschlechterbezie- 
hung als in der Natur, es werden auch die 
Grundlagen für klassenmäßige Beziehungen 
der Menschen gelegt. Diese Grundlagen fin- 
den wir bei unserer Geburt vorSie uns bewusst 
zu machen, ist mühsam. Die Teleologie der 
Menschen,die sich mit dem Arbeitseinsatzent- 
äußertwird von diesen klassenmäßigen Bezie 
hungen und Bestimmungen geprägt und 
nicht vom menschlichen Wollen an sich.Klasse 
meint dabei nichtsanderesals,.classis",und das 
bedeutet soviel wie,,HerbeirufungU. Die heutl- 
ge Scheu den Begriff Klasse zu gebrauchen 
entspricht einer Verschleierung der gesell- 
schaftlichen Teleologie, die jene herbeirufen 
wollen,denen das Kommando über die Arbeit 
unterliegt 
Die Naturbeziehung der Arbeit scheint nun in 
immer mehr in den Hintergrund zu treten,ob- 
gleich sie immer die Basis der Arbeit bleibt.Im 
Kapitalismus führt die Teleologie der Arbeit, 
Marx hat dies ausführlich bewiesen. 
letztendlich zu einerinternationalenJagd nach 
Extraprofiten, durch den der tendenzielle Fall 
der Profitrate.die ja mit der zeitlichen Reduzie- 

gnosen ist eine zunehmende Alterung der 
Gesellschaft mit einer permanentansteigen- 
den Altenquotezu er~arten~welchezu einer 
wachsenden Belastung der Rentenbeitrags- 
zahlerlnnenführen kann.Obdiestatsächlich 
eintritt, hängt allerdings davon ab,mit wel- 
cher Rate das Sozialprodukt im Vergleich 
zum Anteil der Rentnerinnen an der Gesamt- 
bevölkerung steigt,da - gemäß dem Anfang 
der 1950erJahre formulierten Mackenroth- 
Theorem - stets das laufende Volkseinkom- 
men die Sozialleistungen abdecken muss. 
Somit sind die zentralen Determinanten der 
langfristigen Tragfähigkeit eines umlagefi- 
nanzierten Rentensystems die Entwicklung 
von Arbeitsproduktivität und Arbeitsange- 
bot, das wiederum durch Bevölkerungsent- 
wicklung. Erwerbsquoten und Zuwande- 
rung beeinflusst wird. 
Neben den genannten akuten Finanzie- 
rungsproblemen weisen die deutsche Ren- 
ten- und Krankenversicherung aber auch 
Defizite sowohl bezüglich der personellen 
als auch der funktionalen Lastenverteilung 
auf.Zwar steigen die Beitragszahlungen bis 
zur so genannten Beitragsbemessungsgren- 
ze, oberhalb derer das Bruttoeinkommen 
beitragsfrei bleibt, proportional mit dem 
Bruttoeinkommen an. aufgrund der Bei- 
tragsfreiheit des darüber hinausgehenden 
Anteils des Bruttoeinkommens tritt jedoch 
eine (indirekte) regressive Wirkung ein:Versi- 
cherte, deren Einkommen die Beitragsbe- 
messungsgrundlage übersteigt, zahlen ei- 
nen mit zunehmendem Bruttoeinkommen 
sinkenden Prozentsatzihres Einkommens als 
Sozialbeiträge. Diese Regressionswirkung 
steht in fundamentalem Widerspruch zum 
Leistungsfähigkeitsprinzip,dasje nach Inter- 
pretation mindestens eine proportionale, 
wenn nicht progressive Abgabenbelastung 
verlangt. 
Verteilungspolitisch problematisch ist auch 
die zu beobachtende Verschiebung der Fi- 
nanzierungsanteile zwischen den sozio-öko- 
nomischen Gruppen: Während beispiels- 
weise 1980 die privaten Haushalte 22.4% der 
gesamten Sozialleistungen finanzierten, er- 
höhte sich dieser Anteil bis zum Jahr 2000 
auf 26.7%. Umgekehrt verlief die Belastung 
der Unternehmen, deren Anteil von 33.3% 
auf 27,7%abnahm. 

Zu den aktuell diskutierten Finanzie- 
rungsalternativen für Kranken- und Ren- 
tenversicherung 
Anfang April 2003 legtedie Kommission zur 
nachhaltigen Finanzierung der Sozialen Si- 
cherungssysteme (die so genannte Rürup- 
Kommission) eine Beschlussvorlage mit 
Empfehlungen für Reformen in der Geseuli- 
chen Krankenversicherung vor (vgl. Lauter- 
bach/RürupANagner 2003). In einer Stufe 
eins werden zunächst kurzfristige ausgaben- 
wie einnahmenseitige Maßnahmen zur un- 
mittelbaren finanziellen Entlastung der 
Krankenversicherung vorgeschlagen. Zwar 

finden sich einige in Bezug auf die oben ge- abhängige Kopfprämien erfolgen, was auf 
nannten Prinzipien grundsätzlich vernünfti- die Beseitigung sämtlicher Umverteilungs- 
ge Vorschläge (insbesondere die Steuerfi- elemente innerhalb der Krankenversiche- 
nanzierung gesellschaftspolitisch relevanter rung hinausliefe. Die Belastungswirkung 
Leistungen wie Schwangerschafts- und wäre direkt regressiv.Gleichzeitig würde die 
Mutterschaftsleistungen oder Sterbegeld), paritätische Finanzierung völlig aufgege- 
der Löwenanteil der vorgeschlagenen Aus- ben; die Beitragslast trügen alleine die Kran- 
gabenkürzungen bzw. Einnahmeerhöhun- kenversicherten. Der laut Beschlussvorlage 
gen würde allerdings das Solidarprinzip un- ,,zwingend erforderliche soziale Ausgleich" 
terminieren und die bestehenden vertei- soll über das staatliche Steuer- undTransfer- 
lungspolitischen Probleme vertiefen: Dies System hergestellt werden. Angesichts der 
betrifft die Heraus- abnehmenden Progres- 
nahme der Finan- sivität des deutschen 
zierunq des Kran- Die,,Ausqabenexplosion" steuersystems (vg1.z.~. - 
kengeides aus der Schäfer 2002). der 
paritätischen Fi- 

im Bereich der Gesund- bereits durchgesetaen 
nanzierung, das heitsversorgung hat bei und noch geplanten - - 
von den Versicher- weitem nicht die Senkungen bei den di- 
ten individuell ver- rekten Steuern sowie 
sichert werden soll behauptete Dimension der anvisierten Ein- 
(Einsparvolumen schnitte im Transfersys- 
7.5 Mrd. Euro) tem ist dies verteilungs- 
ebenso wie die Erhöhung der Zuzahlungen politisch ein distributiv ausgesprochen pro- 
(z.B.in Form einer Praxisgebühr und erhöh- blematischer Vorschlag. 
ten zahnärztlichen Zuzahlungen; Volumen Das System der Erwerbstätigenversicherung 
über 10 Mrd. Euro). Diese Maßnahmen wür- würdedagegen die Umsetzung von Solidar- 
den die Unternehmen deutlich entlasten. und Leistungsfähigkeitsprinzip ermögli- 
bewirkten jedoch eine steigende Belastung chen. Es erlaubt eine Erhöhung der Bemes- 
der privaten Haushalte, die insgesamt die sungsgrundlage ebenso wie die Ausdeh- 
unteren und mittleren Einkommen in über- nung des Kreises derversicherten und damit 
durchschnittlichem Maße beträfe. langfristig dieVerbesserung der Einnahmen- 
Aufgrund von unüberbrückbaren inhaitli- basis. Langfristig wäre allerdings der Ausbau 
chen Differenzen konnte sich die Reform- dieser Erwerbstätigenversicherung hinzuei- 
kommission hinsichtlich der Stufezwei,der ner so genannten Volksversicherung sinn- 
Etablierung neuer Finanzierungsgrundlagen voll,in der alle Bürgerinnen unabhängig von 
für die GKV, nicht auf einen gemeinsamen Erwerbsstatus und Familienstand versichert 
Modellvorschlag einigen,sondern skizzierte sind und in der die Beiträge im Falle niedri- 
zwei Alternativen für einen Regimewechsel: ger Einkommen staatlich subventioniert 
Ein System einkommensunabhängiger Ge- werden.Dies impliziert den Fortfall der Priva- 
sundheitsprämien inVerbindung mit einem ten Krankenversicherung und damitderak- 
steuerfinanzierten sozialen Ausgleich oder tuell bestehenden Möglichkeit, dass sich 
einediegesamteBevölkerungeinschließen- hohe Einkommen der solidarischen Kran- 
de ~rwerbstätigenversicherung. kenversicherung entziehen. Gleichzeitig er- 
Das Gesundheitsorämienkonzeot ents~richt leichtert die Abschaffunq von Familienmit- -~~ ~~~~ 

der generellen~~ndenzdergegenwä;tigen versicherung und abgeleiteten Leistungen 
Reformdiskussion auf Regier~ngsebene~die die Überwindung überkommener Modelle 
sich in der so genannten Agenda 2010 wi- der innerfamiliären Arbeitsteilung. 
derspiegelt und verteilungspolitischen Er- Auch zur Reform der Gesetzlichen Renten- 
wägungen nur wenig Gewicht beimisst. Die versicherung wird die Rürup-Kommission 
Finanzierung der Krankenversicherung soll noch 2003Vorschläge vorlegen.Vermutlich 
nach diesem Modell über einkommensun- wird darin ein weiterer Ausbau der Kapital- 
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in den le tz ten spw-Heften: 

Michaela Evans/ Josef Hiibert,Zukunftsbranche Lebensqualität:Ökonomische und soziale 
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Wer bezahlt die Rechnung? 
Zur F inanz ie rung d e s  Sozialstaats aus  finanzwissenschaftlicher Sicht  

Von Margit Schratzenstaller 

Dass sich Deutschland den Sozial- 
staat in seiner jetzigen Ausgestaltung nicht 
mehr leisten könne, ist eine der Thesen, die 
Rot-Grün nach der Übernahme der Regie- 
rung aus der Erbmasse der konservativ-libe- 
ralenvorgängerregierung übernommen hat: 
Die steigenden Sozialversicherungsbeiträge 
erhöhten die Lohnnebenkosten und gefähr- 
deten die internationale Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft. Zudem 
hemmten diezu großzügig gewährten Sozi- 
altransfers die Leistungsbereitschaft der Ar- 
beitnehmerlnnen. 
Dieser Beitrag will deutlich machen,dass die 
sich verschärfenden finanziellen Restriktio- 
nen, denen die Systeme der sozialen Siche- 
rung in Deutschland unterliegen, nicht die 
Folge unabwendbarer ökonomischer Ge- 
setzmäßigkeiten sind,sondern der Preisgabe 
politischer Handlungsspielräume geschul- 
det sind.Dabei erfolgt wegen deren quanti- 
tativer Bedeutung eine Fokussierung auf die 
gesetzliche Renten- und Krankenversiche- 
rung. 

Prinzipien der Finanzierung sozialer 

sehen im Grunde Äquivalenzzwischen Bei- 
tragszahlungen und erhaltenen Leistungen. 
Eine konsequente Umsetzung des Äquiva- 
lenzprinzips liefe auf das reine Versiche- 
rungsprinzip hinaus, d.h. die Beiträge der 
Versicherten würden ausschließlich durch 
deren individuelles Risiko (z.B.Krankheitsri- 
siko oder Lebenserwartung) determiniert. 
Auf Grund von sozialen und gesellschaftspo- 
litischen Zielsetzungen wird jedoch das 
Äquivalenzprinzip durch Umverteilungsele- 
mente durchbrochen: So soll nach dem Soli- 
darprinzip eine gleichmäßigeVersorgung al- 
ler Versicherten mit den als notwendig er- 
achteten Leistungen sichergestellt werden 
(etwa bei den beitragsunabhängigen Sach- 
leistungen in der Krankenversicherung).Und 
es soll vermieden werden, dass Versicherte 
mit hohen individuellen Risiken nicht oder 
nur gegen sehr hohe Beiträge versichert 
werden (z. B. wird bei der Gesetzlichen Ren- 
tenversicherung bei der Beitragsgestaltung 
die geschlechtsspezifisch unterschiedlich 
hohe Lebenserwartung und damit Renten- 
bezugszeit nicht berücksichtigt). Den ekla- 
tantesten Verstoß qe- 

aktiven Teils der Bevölkerung (der Erwerbs- 
tätigen) werden unmittelbar für die Leistun- 
gen an den nicht aktiven Teil der Bevölke- 
rung (verrentete, kranke oder arbeitslose 
Personen) verausgabt. 

Defizite i n  der Finanzierung des deut- 
schen Sozialstaats - Beispiele: Renten- 
und Krankenversicherung 
Die aktuellen Finanzierungsprobleme der 
deutschen sozialen Sicherungssysteme im 
Allgemeinen und von gesetzlicher Renten- 
und Krankenversicherung im Besonderen 
sind hauptsächlich auf der Einnahmenseite 
zu suchen und überwiegend kurzfristiger 
Natur. Das schwache Wachstum der Bruno- 
löhne sowie die steigende Arbeitslosigkeit 
höhlen die Bemessungsgrundlage der Sozi- 
alversicherungsbeiträge zunehmend aus. 
Zudem wird ein steigender Anteil der Brut- 
tolohn- und Gehaltssumme der Versiche- 
rungspflicht entzogen, weil die Einkom- 
mensgrenzen für geringfügige sozialversi- 
cherungsfreie Beschäftigungsverhältnisse 
erhöht und die Beitragsbemessungsgrenzen 

nicht adäauat an die 
Sicherungssysterne gen das Äquivalenz- Lohn- und ~ehaltsent- 
Für die Finanzierung sozialer Sicherungssys- prinzip stellen so ge- Die aktuellen Finanz~roble- wicklung angepasst 
teme sind die folgenden grundlegenden nannte abgeleitete dw deutschen sozialen werden. 
Prinzipien relevant: Erstens das Äquivalenz- Ansprüche nicht ei- Die oft zitierte,,Ausga- 
prinzip, wonach die Beitragszahlungen des genständig versi- Sicherungssysteme sind benexplosion" dage- 
einzelnen Versicherten seinen individuellen cherter Personen dar, auf der Einnahmenseite zu gen, die im Bereich 
Ansprüchen entsprechen sollen. Und derenGewährungfa- der Gesundheitsver- 
zweitensdas Prinzip der individuellen Leis- mi l ienpol i t ischen suchen und überwiegend sorgung einem rasant 
tungsfähigkeit; danach bemessen sich die Zielen entspringt. So kurzfristig. ansteigenden techni- 
Beiträge des einzelnen Versicherten nach erhaltenz.B.Ehepart- schen Fortschritt, der 
seiner (durch Einkommen undfodervermö- nerlnnen, die nicht Anspruchsmentalität 
gen bestimmten) individuellen finanziellen erwerbstätig waren, nach dem Tod deslder der Versicherten sowie der demographi- 
Leistungsfähigkeit, unabhängig von seinen versicherten Partnersfpartnerin eine Hinter- schen Entwicklung zugeschrieben wird. hat 
Ansprüchen. bliebenenrente. bei weitem nicht die behauptete Dimension: 
In der deutschen Sozialversicherung ist SämtlicheZweigederdeutschen Sozialversi- Der Anteil der Ausgaben der Gesetzlichen 
zunächst Gruppenäquivalenz gegeben:Aus- cherung werden paritätisch finanziert, d.h. Krankenversicherung am Bruttonationaiein- 
schließlich der Gruppe der gesamten Versi- die Beiträge werden zur Hälfte von Arbeitge- kommen (BNE) stieg von 1991 bis 1996 von 
cherten kommen die aus deren Beiträgen fi- bern und Arbeitnehmerlnnen geleistet. Be- 6,S% auf 7%. um bis zum Jahr 2000 wieder 
nanzierten Leistungen zugute. Weil der gründet wird dies mit der gerechten und auf 6.2% zurückzugehen (vgl.Verband der 
deutsche Sozialstaat sich an einem Bis- gleichmäßigenVerteilung derBeitragslasten Angestelltenkrankenkassen 2002; vgl. Pae- 
marckianischen Leitbildorientiert (vgl.Chris- auf Unternehmen und Arbeitnehmerlnnen, tow,spw 125,312002.S.17-21).Auch zeigen 
tenlMicheifRätz 2003) -die Geldleistungen als die an der Erhaltung und dem Schutzder aktuelle Schätzungen, dass sich der demo- 
aus den einzelnen Sozialversicherungszwei- Arbeitskräftevor sozialen Risiken interessier- graphisch bedingte künftige Anstieg der Ge- 
gen richten sich in ihrer Höhe nach den ein- ten Parteien.Ein zentrales Merkmal der deut- sundheitskosten in Grenzen halten wird (vgl. 
kommensabhängigen Beiträgen der Pflicht- schen Sozialversicherung ist darüber hinaus BreyerfUlrich 2000). 
versicherten -. besteht auch individuell ge- die Umlagefinanzierung: Die Beiträge des Für die Entwicklung der Finanzierungsbasis 

der Gesetzlichen Rentenversicherung sind 
dagegen nicht nur die derzeitigen kurzfristi- 
gen Einnahmenprobleme, sondern auch die 

Dr. Margit Schratzenstaller, Jahrgang 1968, wiss. Referentin für Steuer- und Budgetpolitik im künftige demographische Entwicklung von 
Österreichischen Institut für Wirtschafrsforschung (wifo) Wien. Bedeutung. Laut aktueller Bevölkerungspro- 

rung menschlicher Arbeitskraft im technisier- 
ten Arbeitsprozesszu tun hat,aufgehalten wer- 
densoll.ln dieserJagd erschlägtein Kapitalvie 
leandere.Kapital ist ja nichts anderes alsaufge 
häufte Arbeit,die eine eigensinnigeTeleologie 
verfolgen muss.wenn sie im bürgerlichen Ka- 
tegoriensystem bestehen bleiben will. 
DieMenschen,diedas bürgerlicheKategorien- 
systemaufrechterhalten,sind keine Bösewich- 
te, sondern sie folgen nur einer bürgerlichen 
Kausalität.deren Personifikationen sie werden. 
wennsiesichdie Unterwerfung unterdiesach- 
IichenZwängediesesKategoriensynems nicht 
bewusst machen. 
Dielransformat onsmog ichke t in eine sozia 
~stischeGesellschaftzeiat sich led al ch in e, - - 
ner immer höheren Vergesellschaftung des 
hochtechnisierten Produktionsprozesses,nicht 
aber in ihrer bürgerlichen Nutzung. 
Wenn Gerhard Schröder am 14,Märzsagt:,,Wir 
haben die Arbeitsmärktefür neue Formen der 
Beschäftigung und der Selbständigkeit geöff- 
net.Wir haben das Programm nKapital für Ar- 
beite aufgelegt." So schildert er die Herrschaft 
der vergegenständlichten und vergangenen 
Arbeit.das meint ia Kaoital.über die lebendiae , , .  
~rbeit'ganz richtig. Doch er beschreibt daAt  
lediglich die Arbeit im bürgerlichen Kategori- 
ensystem.Diesesführte bislang immerzurver- 
nichtungvonvergegenständlichterArbeit und 
von lebendiaen Menschen. 
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Mit der Arbeit trat der Menschzunächst aus ei- 
ner stummen in eine arbeitende und spre- 
chende Ganungsmäßigkeit als Menschheit 
ein. Die Arbeit ist erst Gemeinschaftsarbeit in 
der Natur,dann Sklavenarbeit.dann Leibeige- 
nenarbeit.schließlich LohnabeitStets warzur 
Veränderung der Kategoriesysteme Bewusst- 
heit jener Menschen und Klassen erforderlich, 
die durch ihre Arbeit ein neuesmehr humani- 
siertes Sein schaffen wollten. aber auch konn- 
ten. weil die entsarechenden Daseinsformen 
und ~xistenzbedingungen ein neues Kategori- 
ensystem auch objektiv ermöglichten. 

Geburtsstunde der SPD 
Die SPD entstand als erste Arbeiterpartei mit 
dem gesellschaftlichen Formwechsel der Kate 
gorie Arbeit. Eine Partei ist ja immer konzent- 
rierter Reproduktionspunkt der gesellschaftli- 
chen Kategorien,sie bezieht sich alsTeil eines 
gesellschaftlichen Ganzen immer auf ein gan- 
zesgesellschaftliches Kategoriensystem mit ali 
seinen Kategorien.Parteien sind deshalb keine 
Projektedie aus den Köpfen von Menschen in 
dieWirklichkeitspringen.Je nach dem,aus wel- 
cher Perspektive Parteien die Kategorie Arbeit 
betrachten, verhalten sie sich in ihrem Pro- 
gramm ablehnend oder befürwortend zum 
bürgerlichen Kategoriensynem. 
,,Freiheit,Gleichheit,Brüderlichkeit!" und.,Einig- 
keit macht stark" so steht es auf einer roten 
Fahne, die im Parteiarchiv der SPD gehütet 
wird.In ihrer Mittedas Bild eines Handschlags 
in einem Kranz aus Eichenlaub, unter dem zu 
lesen isc,23.Mai 1863,Ferdinand Lassalle." Dies 
ist dieGeburtsstunde der deutschen sozialde- 

mokratischen Bewegung.Was 1848 nicht voll- 
endet wurde,sollte in Deutschland endlich Ge- 
stalt annehmen: Die bürgerliche Demokratie 
sollte hergestellt werden. Doch dessen nicht 
genug.setzte man sich eine neue Gesellschaft 
zumZiel.denSozialismus.IndieserAmbivalenz 
zwischen zwei Kategoriensysteme, bürgerliche 
Demokratie und Kapitalismus hier und Sozia- 
lismus dort, war es für die Arbeiterpartei SPD 
sehr schwierig. einen festen Kurs zu halten. 
Denn während das kapitalistische Kategorien- 
System in Deutschland noch nicht richtigfunk- 
tionierte. schlummerte das sozialistische erst 
alswinzige Möglichkeit hinter der immer mehr 
sich vergesellschafteten Arbeif hervor. 

Lassalle oder M a n  
SoLassallewolltedieBildungvon Produktivge 
nossenschaften forcieren, zu denen der Staat 
BismarcksZuschüsse leisten sollte.Er glaubte, 
dass das geheime und direkte Wahlrecht die 
Abgeordneten der Arbeiter einesTages zu de- 
ren Mehrheit im Reichstag führen würde. So 
könne ein Sozialstaat errichtet werden, der 
dann für Gerechtigkeit sorge tragen müsse. 
Lassalle blieb im Kategoriensystems der bür- 
gerlichen Gesellschaft verhaftet. 
Marx forderte dagegen, die Arbeiter müssten 
sich im Bewusstsein und in derTatkraft für den 
alltäglichen Arbeitskampf durch starke G e  
werkschaften stärken, und dürften keine zu 
großen Illusionen in die bürgerliche Demokra- 
tie setzen, deren Verwirklichung er allerdings 
während seines ganzen Lebens forderte. 1875, 
in seiner Kritikan der Forderung des,,Gothaer 
Parteiprogramm",in demnach gerechterver- 
teilung des Arbeitsertrags" verlangt wurde, 
schreibt Marx: 
.Was ist,Arbeitsertrag'? Das Produktder Arbeit 
oder sein Wert? Und im letzteren Fallsder G e  
samtwert des Produkts oder nur der Wertteil, 
den die Arbeit dem Wert der aufgezehrten Pro- 
duktionsmittel neu zugesetzt hat? ,Arbeitser- 
trag'isteineloseVorstellung,die Lassalleandie 
Stelle bestimmter ökonomischer Begriffe ge- 
setzt hat.Was i s t  .gerechte' Verteilung ?'....Die 
jedesmaligeVerteilung der Konsumtionsmittel 
ist nur Folge derVerteilung der Produktionsbe- 
dingungen selbst; letztere Verteilung aber ist 
ein Charakter der Produktionsweiseselbst.Die 
kap tal stische Produkt onsweise z.B oer-ht 
oara-f. daß a e sachlichen Prod-kt~onsbedin- 
gungen Nichtarbeiternzugeteilt sind unterder 
Form von Kapitaleigentum und Grundeigen- 
tum, während die Masse nur Eigentümer der 
personlicnen Pr~dun~onsbed nqunq. der Ar- 
be~tskraft.~st.S~nd o e Elementeaer Produntion 
derartverteilt,soergibt sichvon selbstdie heu- 
tigeverteilung der Konsumtionsmittel." 
Die Anhänger Lassalles schrieben damals:,Die 
Arbeit i s t  die Quelle alles Reichtums und aller 
Kultuf.Marx 1875 antwortet: 
.Die Arbeit ist nichtdie Quelle alles Reichtums. 
Die Natur ist ebenso sehr die Quelle der Ge- 
brauchswerte (und aus solchen besteht doch 
wohl der sachliche Reichtum!) alsdieAbeit,die 
selbst nur die Äußerung einer Naturkraft ist, 

der menschlichen Arbeitskraft.Jene Phrase fin- 
det sich in allen Kinderfibeln und ist insofern 
richtig,als unterstellt wird, daß die Arbeit mit 
den dazugehörigen Gegenständen und Mit- 
teln vorgeht. Ein sozialistisches Programm darf 
aber solchen bürgerlichen Redensarten nicht 
erlauben,die Bedingungen zu verschweigen, 
die ihnen allein einen Sinn geben.Nur soweit 
der Mensch sich von vornherein als Eigentü- 
mer zur Natur,der ersten Quelle aller Arbeits- 
mittel und -gegenstände. verhält, sie als ihm 
gehörig behandelt, wird seine Arbeit Quelle 
von Gebrauchswerten, also auch von Reich- 
tum.Die Bürger haben sehr gute Gründerder 
Arbeit übernatürliche Schöpfungskraft anzu- 
dichten;denn gradeaus der Naturbedingtheit 
der Arbeit folgt,daßder Mensch,der kein and- 
res Eigentum besitztals seine ArbeitskraRin al- 
len Gesellschafts- und Kulturzuständen der 
Sklavederandern Menschen sein muß.diesich 
zu Eigentümern der gegenständlichen Ar- 
beitsbedingungen gemacht haben. Er kann 
nur mit ihrer Erla~bnisarbeiten~also nur mit ih- 
rer Erlaubnis leben."( MEW Bd.19.5.15) 

DieVerallgemeinerung der Arbeit 
Mit der Ware ArbeitskraRtrin gleichzeitig eine 
Verallgemeinerung der Arbeit in der Gesell- 
schaft ein. Alle scheinen gleich zu sein, denn 
allearbeiten.Der Manager arbeitet häufig Iän- 
gerals mancherArbeiter.Für allescheint es nur 
noch ein gemeinsames Kategoriensynem zu 
geben, das bürgerliche, gern auch pluralisti- 
sche genannt. Diese Verallgemeinerung von 
Arbeit unterscheidet sich starkvon derfeuda- 
iistischen Gesellschaft,woesfürdie herrschen- 
de Aristokratie eine Schande war zu arbeiten. 
Daraus entsteht,wie Marx schreibt,,,die Religi- 
on des Alltagslebens, diese Personifizierung 
der Sachen und Versachlichung der Produkti- 
onsverhältnisse" (MEW 27,S.838, Berlin, 1949). 
Diese Versachlichung und Verallgemeinerung 
der menschlichen Beziehungen verdunkeln 
das Klassenverhältnis,das mit dem Auftreten 
der Ware Arbeitskraft im Kapitalismus immer 



verbunden ist. Dementsprechend universell 
wirkend ist das bürgerliche Kategoriensystem, 
was der allgemeine Ruf nach Arbeit, dem 
minierweilealle Parteien im Bundestag verfal- 
len sind, beweist. 
Engeiswolltediesem bürgerlichen Kategorien- 
System ein sozialistisches entgegen setzen,das 
kein uto~isches mehr sein sollte.Erfaszinierte. 
nachdem ~othaer~arteitag,seine~esermit ei: 
ner materialistischen Übertragung der Hegel- 
schen Konstruktion einer angeblichen Negati- 
on der Negation in der Natur und Gesellschaft. 
Ebenso mit der These des Umschlagens von 
Quantitäten in Qualitäten. lm Ergebnis führte 
dieseTheorie mit dazu, dass viele Sozialdem* 
kraten an eine mechanische Notwendigkeit 
des Sozialismus glaubten. Man glaubte, es 
komme nur darauf an,die Produktivkräfte sich 
entfalten zu lassen. um letztlich deren mono- 
polistische Konzentration durch einen entfal- 
teten Parlamentarismus zentral steuern zu 
können,schon sei der Sozialismusverwirklicht. 
Die bewusst zu erkämpfende menschliche 
Zielsetzung in der Arbeit schätzte diese M e  
chanisierung des gesellschaftlichen Seinspro- 
zeßesfalsch ein. 
Fünf Monate vorseinemTod vemrsacht Engels 
innerhalbder SPD noch eine irritation,die künf- 
tig die Partei nicht mehr verlassen sollte. Er 
schreibt am 6.März 1895 aus London:,,Wir,die 
'Revoiutionäre',die 'Umstürzler', wir gedeihen 
weit besser bei dengesetzlichen Mitteln als bei 
den ungesetzlichen und dem Umsturz." (MEW 
22,s. 509-527.) 
Enaels bestätiot hiermit Lassalle. Nicht mehr 
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die Kategorie Arbeit wurde als prägende des 
gesellschaftlichen Seins erkannrderen bürger- 
lichen Charakter es zu ändern gilt, sondern 
man begann innerhalbdes bürgerlichen Kate- 
goriensystems auf staatliche Veränderung zu 
hoffen.Ein irrtum mit verheerenden Folgen. 

1891 sai3 die SPD erstmals i n  der Reform- 
falle 
Wenige Tage vor dem Erfurter Parteitag von 
1891, auf dem sich die Partei in SPD umbe- 
nannte,gab GeorgvonVollmardie Losung aus: 
,Dem guten Willen die offene Hand, dem 
schlechtendieFaust."Dadie herrschende Klas- 
se ihren harten Kurs nach den Soziaiistengeset- 
Zen aeändert habe.soVollmar.müssedie Sozi- - 
aidemokratie ihren revolutionären Kurs ändern 
und einen reformistischen einschlagen.Revo- 
lution und Reform wurden erstmals unver- 
söhnlich gegenüber gestelit.Oder anders aus- 
gedrückt. Man dachte innerhalb des bürgerli- 
chen Kategoriensystems. Die SPD saß erstma- 
lig in der Reformfaile.Marx hatte Reformen,wie 
das Erkämpfen der Herabsetzung der Arbeits- 
zeit,stets intensiv unterstützt.Aber gleichzeitig 
war dieser Fortschritt für ihn ein unabtrennba- 
ren Schritt auf dem Wege zur vollständigen 
Umwälzung der Gesellschaft. 
Manche behaupteten bereits, es gebe keine 
Kapitalisten und keine Arbeiter mehr.DieVer- 
allgemeinerung der Kategorie Arbeit hatte zu 
einerTäuschung des Bewusstseins geführt. Es 

ginge nur um Deutschland,wurde behauptet, 
nicht mehr um Klassen. 
Eduard Bernstein glaubte in derVerbesserung 
der Lebenslage der Arbeiter zu Beginn des20. 
Jahrhunderts die Tatsache zu erkennen, dass 
die kapitalistische Gesellschaft ..langsam und 
allmählich"in den Sozialismus hinein wachse. 
Diese Bewegung bedeute alles für ihn -..das, 
was man gemeinhin Endziel des Sozialismus 
nenne", sei dagegen nichts. Rosa Luxemburg 
hielt dagegen beharrlich an einer Ontologie im 
Sinne von Marx fest. In der LeipzigerVolkszei- 
tung schrieb sie 1899,Bernstein konstruiereei- 
nen Gegensatz zwischen Revolution und Re- 
form,dies seineineTheorie der sozialistischen 
Versumpfung,vulgär-ökonomisch begründet 
durch eine Theorie der kapitalistischen Ver- 
sumpfung." 
Rosa Luxemburg nahm die Formveränderung 
der Kategorie Arbeit, wie sie durch zunehmen- 
de Konzentration und Vergesellschaftung ent- 
standen warsehrwohlzur Kenntnisundfragte: 
.Was bedeutet aber volkswirtschaftlich die 
immer größere Verbreitung des Aktienwe- 
sens? Sie bedeutet die fortschreitende Vergeseil- 
schaftung der Produktion in kapitalistischer 
Form,dieVergesellschaftung nicht nur der Rie- 
sen-, sondern auch der Mittel- und sogar der 
Kleinproduktion, also etwas, was der Marx- 
schenTheorie nicht widerspricht, sondern sie 
in denkbar glänzendster Weise bestätigt." 
Diese ökonomischen Verhältnisse seien es, 
durchdiederSoziaiismus.auseinem.ldeal'.das 
jahrtausendelang der Menschheit vorschweb- 
te, zur geschichtlichen Notwendigkeit gewor- 
den." (in:Sozialreform oder Revolution'~ 
Diese Formulierungen machen jedoch deut- 
lich. das sie die philosophischen Schwächen 
von Engels fortsetzte. Den Sozialismus, be- 
schreibt sie als Notwendigkeit und nicht als 
objektive Möglichkeit,die aber mit einer sub- 
jektiven Bewusstheit gepaart sein muß.Dieser 
scheinbar kleine Unterschied hat schwere Fol- 
gen.Denn wenn sich ein Prozess notwendig zu 
einer neuen Oualität entwickelt. braucht es 
nicht mehr dasgezielte und bewusste Eingrei- 
fen der Menschen, die schließlich aber die 
Schöpfer ihrer Geschichte und Kategoriensys- 
teme sind. 

Demokratie und Sozialismus 
Im November 1918 wurde die Diskussion von 
Demokratie und Sozialismus wieder auf dieTa- 
gesordnung gesetzt.Am 20.1 1.18 bezeichnete 
Rosa Luxemburg in der.Roten Fahne" die Ge- 
genüberstellung von,,Diktatur* und,,Demokra- 
tie" als,,gegenrevolutionäre Maßnahme" der 
Regierung Ebert:,,Nichtdarum handeltessich 
heute, ob Demokratie oder Diktatur. Die von 
der Geschichte auf dieTagesordnung gestellte 
Frage lautet: bürgerliche Demokratie oder sozi- 
alistische Demokratie." 
Nach dem zweiten Weltkrieg war nicht d iege 
sellschaftlichen Kategorien und besonders der 
bürgerliche Charakter der prägenden Katego- 
rie Arbeit Ausgangspunkt der Analyse der SPD, 
sondern es ging um bürgerliche Rechte oder 

Menschenrechte,die nun im Godesberger Pro- 
gramm gefordert wurden.Diese Rechte stün- 
den mit der Entwicklung der bürgerlichen Ge- 
sellschaft in direkter Beziehung. Denn die 
Lohnarbeit sei freie Arbeit. Ihre Aneignung er- 
folgt gerecht auf der Basis der bürgerlichen 
Warenproduktion und solidarisch ist sie Mit 
Menschlichkeit und bewusster Gattungsmä- 
ßigkeit hat dies Vorstellung des Godesberger 
Programmsabernichtszu tun.Für Man basier- 
te das Menschenrecht der Freiheit eben,,nicht 
auf der Verbindung des Menschen mit dem 
Menschen.sondernvielmehraufderAbsonde 
rung des Menschen von dem Menschen.Es ist 
das Recht dieser Absonderung. das Recht des 
beschränkten,auf sich beschränkten individu- 
ums." (MEW 1) 

Godesberg und bssalle 
In dem Moment,wo dieses bürgerliche Recht 
zum leitenden Faktor der SPD wurde,stützte 
sie nicht nur das bürgerliche Kategoriensys- 
tem,sondern sie negierte gleichzeitig die Ka- 
tegorie Arbeit als prägende Kategorie des ge- 
sellschaftlichen Seins.Fast wörtlich Lassallezl- 
tierend will das Godesberger Programm für 
den.gerechten Anteil der Arbeitnehmer am 
Ertraa der aeseilschaftlichen Arbeit" soraen. 
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Gerechtigkeit und Freiheit basieren aber auf 
der bürgerlicher Produktionsweise und deren 
partikularen Interessen.Jeder bekommt den 
Wert seiner Ware in Geld ausbezahlt. So 
jedenfalls ist das Prinzip. Die vielfältig ge- 
schmückten Lobeshymnen auf die Freiheit 
und die Menschenrechte sind ohne klaren Be- 
zug zu einem,über partikulare Interessen hin- 
ausgehendem Kategoriensystem,das sich auf 
eine gattungsmäßige Nützlichkeit von Arbeit 
konzentriert, nur Fetische.mit denen sich Ma- 
nipulationen geschicktester Art verstecken 
lassen. 
Es sollte an diesen Beispielen deutlich werden, 
wie die SPD nicht nur innerhalb des bürgerli- 
chen Kategoriensystemszu denken und zu ar- 
gumentieren versteht. Die Kategorie Arbeit 
wird als deutsche Wertarbeit gepriesen und 
mitallen Mitteln unterstütztHinterdem Motto 
.Made in Germany" das die Reformer Clement, 
5chröder.aber auch die sogenanntenTraditio- 
nalisten auf ihre Fahnen geschrieben haben. 
versteckt sich die chauvinistische Konsequenz, 
derjede Partei folgen muß.wenn sie die Kate- 
gorie Arbeit nicht in ihrem Banne bürgerlicher 
Partikularinteressen sieht.„Made in Germany" 
istzum modernen,fürvieleOhren noch unver- 
fänglichen, Schlachtruf aller großen Parteien 
im Bundestag geworden. Er wird von Friedrich 
Merz aus der CDU genauso gerufen, wie von 
Oskar Lafontaine,Edelgard Bulmahn oder An- 
gela Merkel. Letzt genannte rief in ihrer Ant- 
wort auf die Kanzlerrede am 14.Mär;t.Wirwol- 
len an die Spitzevon Europa!" Sie glauben alle 
an das Primat der Politik und ihrer Ideen.Sie 
bemerkengar nicht,dasssieelner Dynamikfol- 
gen,die in der Aneignung undVerwertung der 
Ware Arbeitskraft ihre eigentlichen Ursachen 
hat. 

werbsbeteiligung vor allem von Frauen füh- 
ren kann und muss. Voraussetzung ist je- 
doch,dass die in Deutschland völlig unzurei- 
chende öffentliche Kinderbetreuung end- 
lich ausgebaut wird.Kai Burmeisterverdeut- 
licht, dass entsprechende Investitionen 
schon heute nötig sind und positive Effekte 
für Arbeitsmarkt und Sozialversicherung 
hätten. Das schwere Defizit bei qualitativen, 
aktiven Familienleistungen erweist sich 
mehr und mehr als eigentlicher Reformstau 
des deutschen Sozialstaats- während Milli- 
arden Eurofür passive und wenig bedarfsge- 
rechte Leistungen an Besserverdiener durch 
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Kinderfreibeträge und Ehegattensplitting 
ausaeworfen werden. Dass dies kaum the- 
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matisiert wird,zeigt wie sehr die öffentliche 
Debatte aus der satten Sicht des gehobenen 
Mittelstands von Beamten, Chefredakteuren 
und Professoren geführt wird. 

Foto: Felix Welti (Lübeck) 

Generatianengerechtigkeit 
Mit einer sachlichen Sicht auf die tatsächli- 
chen Folgen der demographischen Entwick- 
lung und die falschen Schwerpunkte der 
deutschen Familienpolitik bricht ein weite- 
res Standardargument für den Sozialabbau 
in sich zusammen. Für mehr Generationen- 
gerechtigkeit ist es vor allem erforderlich, 
der heute jungen Generation gute und giei- 

che Startchancen zu geben.Michael Klundt 
stellt dar, wie die letzten Reformen der Ar- 
beitsförderung genau das Gegenteil bewir- 
ken und die Herausbildung einerchancenlo- 
Sen Armutsschicht für die nächsten Jahr- 
zehnte befürchten lassen. Friedrich Putz 
zeigt auf, dass die geplanten Kürzungen für 
Arbeitslose nicht nur das verfassungsrecht- 
lich verbürgte Exis- 

Argumente statt Ideologien 
Die hier angebotenen Analysen und Al- 
ternativen können denen helfen, die sich 
an der Diskussion beteiligen wollen, wei- 
che Reformen des Sozialstaats sinnvoll 
sind und welche nicht. Festgefügte und 
gegen Kritik immunisierte ideologische 
Vorverständnisse werden sie nicht er- 

schüttern können. Für 
tenzminimum ge- die Verfechter des So- 
fährden. sondern Schlimmer als die zialabbaus steht fest, 
auch besonders Fa- Unfairness und soziale dass eine Senkung der 
miiien mit Kindern Lohn- und Sozialkos- 
gefährden. Schieflage der Reformen ten Arbeitsplätze 

Sind ihre Unvernunft und schaffe. Dass dies we- 
Geschlechterge- der historisch noch 
rechtigkeit erwiesene Wirkungs- empirisch, weder im 
Die verengte Sicht losigkeit. Unternehmen noch in 
der,,Sozialreformer" der Volkswirtschaft zu 
von Hartz bis Rürup belegen ist, ficht sie 
zeigt sich daran, dass sie weder die Bedeu- nicht an. Dazu kann man mit Albrecht 
tungder BildungschancenjungerMenschen Müller nur konstatieren: 
und ihrer gesellschaftlichen Integration ,,Es gibt gute Gründe. die Auseinanderset- 
noch das veränderte Verhältnis der Ge- zung mit dieser Art von Modernisierern in 
schlechter zur Kenntnis genommen haben. Wissenschaft und Politik nicht allein auf die 
Während Hartzoffenvom Leitbild der Ein-Er- Unfairness und soziale Schieflage der betrie- 
nährer-Familie ausging, werden die Auswir- benen Reformen zu konzentrieren. Schlim- 
kungen von Ab- und Umbau auf das Ge- mer sind die Unvernunft und die erwiesene 
schiechterverhältnis bei Rürup ausgeblen- Wirkungslosigkeit der propagierten Thera- 
det. wie Judith Reuter zu Recht feststellt. pien." %PU ~ 1 2 ~ 3  



Sozialstaat im Streit - 
Einle i tung zum Hef tschwerpunkt  

von Andrea Nahles/Björn Böhning/Kai Burmeister/Felix Welti 

Die sozialpolitische Diskussion in 
Deutschland hat seit der Bundestagswahl 
2002 durch die Hartz- und Rürup-Kommis- 
sion. die Regierungserklärung Gerhard 
Schrödersvom 14.März und die seitheran- 
dauernden Kontroverse um die darin ent- 
haltenen Vorschläge an Grundsätzlichkeit 
und Schärfe aewonnen.WichtioeTeile der < 2 

sozialen Sicherung sind vor allem von Ver- 
bandsvertretern der Arbeitgeber, von 
Journalisten und Professoren streitig ge- 
stellt worden. Auch in der SPD werden 
bisher unbestrittene Positionen von der 
Parteispitze aufgegeben -auch gegen das 
erst wenige Monate alte Wahlprograrnm. 
Stil und Verlauf der Diskussion auszuwer- 
ten bleibt späteren Analysen vorbehalten. 

,,Reformstau" und lnteressenpolitik 
Schon heute bedenkenswert dazu sind die 
Anmerkungen von Günter Voß in diesem 
Heft. Bei aller wissenschaftlich motivierten 
Empörung über panische Planlosigkeit in 
Kommissionen und Kanzleramt wird spw 
als politische Zeitschrift nicht die Analyse 
von lnteressen vernachlässigen. Dazu soll 
an dieser Stelle Albrecht Müller, früherer 
Leiter der Planungsabteilung bei Willy 
Brandt und Helmut Schmidt und SPD-MdB 
zitiert werden:.Kollektiver Wahn ist eine 
nicht ganz korrekte Charakterisierung der 
gängigen Reformstaudebatte. Denn eini- 
ge der Akteure wis- 
Sen genau, was sie 
wollen. SO Z.B. die Eine uni 

nannte,demografische Problem.' Auch die 
Initiatoren der Arbeitgeber-Initiative Neue 
Soziale Marktwirtschaft (..I wissen genau, 
warum sie den Reformstau beklagen. Sie 
haben den schönen Begriff Reformen im 
konservativen Sinne besetzt und benut- 
zen ihn als Hebel zur Systemänderung - 
weg von sozialstaatlichen Regelungen." 
(WSI-Mitteilungen 4/2003,5.206). 

Es gibt  Alternativen 
Dieses Heft soll Analysen und Argumente 
zur laufenden Diskussion beitragen.Deut- 
lich wird dabei nicht nur, dass erhebliche 
Teile der .Agenda 2010". der Vorschläge 
von Rürup und des Einheitsdenkens der 
Kommentare von BlLDSPlEGELZElT einsei- 
t ig den lnteressen der Vermögensbesitzer 
und der Versicherungswirtschaft entspre- 
chen. Klar wird auch, dass der Vorwurf, es 
fehle der linken Kritik an Alternativen zur 
Reform des Sozialstaats, nicht zutrifft. In 
spw sind seit 1998 Vorschläge zu einer 
nachhaltigen Modernisierung von Finan- 
zierung und Inhalten der sozialen Siche- 
rung vorgebracht worden, die in diesem 
Heft im Lichte der aktuellen Diskussion ak- 
tualisiert werden. 

Erwerbstätigenversicherung 
Für die Finanzierung der sozialen Siche- 
rung ist dies das Konzept einer universel- 

len Erwerbstätlgen- 
versicherung, das 

verselle von Marait Schrat- - 
Versicherungswirt- 
Schaft und andere 

Sozialversicherung kann "n"al"er In gesamt- 
w i r t s c h a f t l i c h e r  

Teile der Finanzin- eine stabilere und Sicht, von Rolf 
dustrie. Sie arbeiten Schmucker für die 
weltweit an der Ero- gerechtere Finanzierung Gesundheitssiche- 

sion des Vertrauens der sozialen Sicheruna runq und von u l f -~ i r -  
< 

in die sozialen Al- gewährleisten. ger j ranz für die AI- terssicherungsde- terssicherung darge- 
batte und gewinnen stellt wird. Eine uni- 
mit der inzwischen verselle Sozialversi- 
gängigen Fiktion, Kapitaldeckungsverfah- cherung kann und soll eine stabilere und 
ren und Privatvorsorge lösten das soge- gerechtere Finanzierung der sozialen Si- 
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cherung ebenso gewährleisten wie eine 
Beteiligung verschiedener Einkommens- 
quellen und den Schutz bisher vernachläs- 
sigter Bevölkerungsgruppen. 
Das gleiche Ziel verfolgt der in der sozial- 
demokratischen Linken auch diskutierte 
Ansatz eines stärker steuerfinanzierten 
Systems, den Werner Kindsmüller vertritt. 
Eine Abkopplung der sozialen Sicherheit 
von der Wertschöpfung durch Arbeit und 
vom gesellschaftlichen Verteilungskonflikt 
könnte auch ein solcher Systemwechsel 
nicht leisten - seineVerteilungswirkungen 
hängen stark vom realen Steuersystem ab. 

Internationaler Vergleich 
Im europäischen und internationalen Ver- 
gleich gibt es keinen Beleg für dieThese, 
Sozialabbau und niedrige Lohnnebenkos- 
ten führten zu niedriger Arbeitslosigkeit 
oder höherem Wachstum. Max Koch be- 
legt anhand eines Vergleichs der briti- 
schen und der niederländischen Politik, 
dass ein sozialstaatlicher Weg erfolgreich 
sein kann.Auch andere Staaten wie Däne- 
mark, Schweden und Österreich zeigen, 
dass ein hohes Sozialniveau bei niedriger 
Arbeitslosigkeit möglich ist. 

Neue Arbeitsformen 
Der Wandel der Erwerbsgesellschaft stellt 
den Sozialstaat in der Tat vor neue Heraus- 
forderungen.Flexible Arbeitsformen und ra- 
scher technologischer Wandel sind jedoch 
kein Araument für Sozialabbau.sondern er- - 
fordern eine neuartige Sicherung der qualifi- 
zierten Arbeitskraft. Andrea Nahles und Joa- 
chim Schuster stellen das hierzu entwickelte 
Konzept der Arbeitsversicherung vor. 

Demographische Entwicklung 
Auch die demographische Entwicklung wird 
oftmals sehr undifferenziert als Argument 
fürden Abbau sozialer Sicherung gebraucht. 
Ulf-Birger Franz untersucht die voraussichtli- 
chen Folgen und kommt zu deutlich ande- 
ren Ergebnissen. Klar wird, dass eine Alterssi- 
cherung über die Kapitalmärktedie Proble- 
me der Bevölkerungsentwicklung nicht Iö- 
sen könnte. Der Beitrag von Hermannus 
Pfeiffer enthält weitere Auiklärung darüber, 
warum schon die.Riester-Rente" kein Bei- 
trag für eine bessere Alterssicherung war. 
Deutlich macht Franz auch,dass die demo- 
graphische Entwicklung zu einem Abbau 
der Arbeitslosigkeit und einer höheren Er- 

,,Made in Gerrnanr 
Der Begriff desSozialismus steht zwar noch im 
gültigen Parteiprogramm derSPD,istaber be- 
deutungslos,wieSchröderjaganzoffenerklärt. 
Sigmar Gabriel plädierte statt dessen im nie- 
dersächsischen Wahlkampffür eine..next eco- 
nomy" Gabriel:,,Es ging in der Vergangenheit 
nie und geht auch in der Zukunft nie um die 
.new" oder die,,old economy. Es geht immer 
um die Integration der-new" in die,,old"econo- 
my. Es geht immer um die next economy. 
Daraus entsteht wirtschaftlicher, sozialer und 
kultureller Erfolg. Daraus entsteht Kraft, Dyna- 
mik und auch soziale Sicherheit." Bei Peter 
Glotz heißt oie..nen economy'..Digitalkapla- 
Ismus".Wie locker iiocd o dasVokaoJar auch 
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ausfallen mag. Stets wird gefordert,,Made in 
Germany solleauf der Welt wieder ganz nach 
oben rücken. Rückt,,Made in Germany nach 
oben. dann würde das den deutschen Arbei- 
tern und Angestellten auch nutzen. 
Die Ökonomie der Gesellschaft ist jedoch kei- 
ne Geistermacht die uns Menschen Fakten 
diktiert,sondern sie ist Produkt menschlicher 
Arbeit, die sich hinter dem Rücken der Men- 
schen zu einer engen Verbindung derVölker 
entwickelt hat.Dies ist ia einerseits eine Chan- 
ce, die Arbeit bewusst gattungsmäßig zu ori- 
entieren. Anderseits, wenn die Ökonomie im 
bürgerlichen Kategoriensystem eingebun- 
den bleibt,führt dieseVerbindung zu intensi- 
verer Konkurrenz auf dem Weltmarkt. Plön- 
lich treten neue Stahlproduzenten.neueÖlin- 
teressenten, neue Autoproduzenten in Er- 
scheinung und der Kampf wird noch härter 
und blutiger. In dieser Situation wirft der 
Schlachtruf,.Made in Germany" Feuer ins Öl. 
Ein klarer Blick auf die Kategorie Arbeit und 
das bürgerliche Kategoriensystem ist nötig, 
um Politik im Sinne der einen Menschheit 
praktizieren zu können.Das,was sich gern R e  

alpolitik nenntist in der Regel nichts anderes, 
als die eitle NuQung einer Eintrittskarte in die 
VIP Riege dererzdie für den Schlachtruf Made 
in Germany die politischen Rahmenbedin- 
gungen abstecken möchten und als selbster- 
nannte Lichtaestalten durch die Medien tin- < 

geln. Die Realpolitiker der SPD oderder Grü- 
nen nennen sich Realos,weil sie am bürqerli- . 
chen Kategoriensystem unbedingt mitwirken 
wollen.Müde lächelnd erklären siedas Experi- 
ment Sozialismus für aescheiten. - 
Dieser scheinbaren Weisheit werden viele 
Menschen aufden Leim gehen,wenn sozialisti- 
xhe  Politiknicht klar macht,dasses im wesent- 
lichen desgesellschaftlichen Seins eben nicht 
um Deutschland oeht.sondern.um intensivere 
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bürgerliche Nutzung der Kategorie Arbeit.Ge- 
gen diese Nutzung braucht es starke Gewerk- 
schaften und eine Partei,die Demokratie nicht 
im Sinne bürgerlicher Realpolitik interpretiert, 
sondern als bewussten Willen von Arbeitern 
und Angestellten begreift, deren Bewusstein 
und derenTat schließlich die Kategorie Arbeit 
aus ihrer bürgerlichen Fessel befreien muss. 
Diesgeht nur durch Be~usstheitjener~die mit- 
tels ihrer Arbeitjenen Mehrwen produzieren, 
zu dessen unmittelbarer und mittelbarer Erhö- 
hung das Kapital um die Weltmeere zieht. 
Nicht der Profit dominiert die bürgerliche Ge- 
sellschaft, sondern das Wesen der Kategorie 
Arbeit tut dies. Der Profit ist ja, wie der Lohn, 
Anteil am Produkt des Arbeiters. Er basiert 
nicht auf Betrug-sondern ist-wie Zins und Ren- 
te,nur der industrielleTeil des Mehrwerts,der, 
wie bekannt,absolut und relativ erhöht wer- 
den kann. 

Ende der Vorgeschichte 
Mit dem Sozialismus, so Marx. beginnt die ei- 
gentliche Geschichte der Menschheit ja erst. 
Hier herrscht.anders als in derVorgeschichte, 

Vaterlandslose Gesellen? 
Arbe i te rbewegung und Nat ion  

Von Christoph Meyer 

EineTheorie,die nicht fest im Boden 
der gesellschaftlichen Wirklichkeit wurzelt, 
entwickelt sich schnell von der Wissenschaft 
zur Utopie. So ist es der Sozialdemokratie 
auch mit ihrem offiziellen Internationalis- 
mus gegangen, der die reale Wirksamkeit 
des Konzepts der Nation zu lange ignorierte. 

Die Nation i m  Kommunistischen Manifest 
Das Kommunistische Manifest legte Marxals 

internationales Programm an, vom .Ge- 
spenst", das in Europa umging. am Anfang 
bis hin zu dem berühmten Appell,,Proletari- 
er aller Länder vereinigt Euch!", der an sei- 
nem Ende stand. Der Kommunismus werde 
"bereits von allen europäischen Mächten als 
eine Macht anerkannt", behaupteten die 
Verfasser des Manifests und kündigten die 
Veröffentlichung .in englischer, französi- 
scher,deutscher,italienischer,flämischer und 
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nicht die vergegenständlichte Arbeit über die 
lebendige Arbeit. Hier folgen die lebendigen 
Arbeiter und Angestellten mittels direkter De- 
mokratie bewusst gattungsmäßig gesetzten 
Zielen in ihrer Arbeit und nichtwie in dervor- 
geschichte, nur partikularen lnteressen jener, 
die sich dievergegenständlichte Arbeit aneig- 
neten. Die bewusste Geschichte der Mensch- 
heit beginnt erst an dem Punkt,an dem die Ar- 
beit die Gattunasmäßiakeit aanz bewusst und - 2 - 
gezieltverfolgSwenn die Arbeit sozusagen hu- 
manisiert und aus ihrer fetischisierten Verding- 
lichung befreit istWenn sie,wieMarxsagt,zum 
ersten Lebensbedürfnis werden kann und 
nicht länger bloßals Mittel zum Überleben ka- 
tegorisiert wird. Schließlich ist der Mensch 
durch Arbeit Mensch geworden.Doch dazu ist 
ein Wechsel des Kategoriensystems unerläss- 
lich. W W 2  

dänischer Sprache" an. (MarxlEngels: Mani- 
fest der Kommunistischen ~artei, 5.525.) Auf 
den Vorwurf.die Kommunisten wollten die 
Nationalität abschaffen, antwortete das Ma- 
nifest:,,Die Arbeiter haben kein Vaterland. 
Man kann ihnen nicht nehmen,was sie nicht 
haben. Indem das Proletariat zunächst sich 
die politische Herrschaft erobern. sich zur 
nationalen Klasse erheben,sich selbst als Na- 
tion konstituieren muß,ist es selbst noch na- 
tional,wenn auch keineswegs im Sinne der 
Bourgeoisie." 
Grundsatzlich galt für Marx,daß die nationa- 
len Gegensätzedervölker schon mit der Ent- 
wicklung von Handelsfreiheit und Welt- 
markt - heute würde man sagen: mit der 
Globalisierung - verschwinden wtjrden. 
Aber auf dem Weg zur Eroberung der Macht 
durch das Proletariat ging es darum, 
zunächst auf der nationalen Ebene die Herr- 
schaftzu erobern.Und wenn dann die Aus- 
beutung der Individuen wegfalle, werde 
auch die gegenseitige Ausbeutung der Nati- 



onen aulgehoben:,.Mit dem Gegensatz aer tiona demokratischen i(onzeption. Dies ,st in die organisarorische und politische Sero- 
Klassen im lnnern der harion lallt d e  feina i- ein Widers~r~ch. aer ~nrerstrichen wir0 standa~eit zu Enoe: Im Aua~s t  1869 qrun- 
che Stellung der Nationen gegeneinander." 
Bei aller theoretischen Distanz: Für die prak- 
tische Politik der von Marx als international 
gedachten Arbeiterbewegung hatte die Na- 
tion sehr wohl eine hohe Bedeutung.Gegen 
Ende des Manifests wurden eben unter- 
schiedliche nationale Strategien „der Kom- 
munisten" in Frankreich, der Schweiz, Polen 
und in Deutschland angedeutet: ,,In 
Deutschland kämpft die Kommunistische 
Partei, sobald die Bourgeoisie revolutionär 
auftritt, gemeinsam mit der Bourgeoisie ge- 
gen die absolute Monarchie, das feudale 
Grundeigentum und die Kleinbürgerei." 

durch die Beobachtung.daßauch Marx und 
Engels von nationalen Sentiments und 
chauvinistischen Ressentiments nicht frei 
waren.Häufig wurde ein politischer,ein Klas- 
sengegner,den es beißend zu kritisieren galt, 
..unter der Gürtellinie" mit heute geradezu 
rassistisch anmutendem Spott überschüttet. 

Ausgrenzung von der ,,bürgerlich-natio- 
nalen Reichsgründung" 
Die Gründung des Allgemeinen Deutschen 
Arbeitervereins (ADAV) am 23. Mai 1863 in 
Leipzig durch Ferdinand Lassalle ist zwar der 
Beginn der Parteigeschichte der Sozialde- 

Der Kampf gegen die postfeudalen Klein- mokratiein Deutschland,aber mehr noch als 
Staaten schloßden Kam~ffüreineneinheitii- um eine im enaeren Sinne sozialdernokrati- 
chen, bürgerlich-demokratischen National- sche Partei h a k t e  es sich um eine Samm- 
staat in Deutschland ein. In der dann tat- lung von radikalen 1848er Revolutionären 
sachlich ausbrechenden Revolution von und ihrer Anhänger, also um einen Schluß- 
1848 wirkte Marx in Köln als Chefredakteur punktder 1848erBewegung.(Grebing,l987, 
der..Neuen Rheinischen Zeituna". Der Kurs 5.60) Die-Trennuna der büraerlichen von ~ - ., - ~ -  > . .. - - 
der Redaktion war ein linksdemokratischer, der proletarischen Demokratie" (G. Mayer) 
großdeutscher,also auf die Schaffung einer erfolgte endgültig erst im Laufe der zweiten 
demokratischen Republik in Deutschland Hälfte der 1860er Jahre,und sie war eng mit 
ausgerichtet, welche auch die deutschspra- dem Reichsgründungsprozeß verbunden. 
chigen Teile der österreichisch-ungarischen Denn das Jahrzehntder Bismarck'schen Eini- 
Habsburgermonarchie umfassen sollte. Um gungskriege zeitigte Ergebnisse, die ganz 
die einheitliche, unteilbare und demokrati- und gar nicht mit der nationaldemokrati- 
sche Republik durchzusetzen und ihren Be- schen Zielstellung übereinstimmten. Mit 
stand zu sichern,forderten Marx und Engels dem Krieg von 1866 wurde Österreich-un- 
einen revolutionären Angriffskrieg gegen garn aus Deutschland verdrängt und damit 
das zaristische Rußland. der außerdem zur die aroßdeutsche Konze~tion eines deut- - 
nationalen Wiederherstellung Polensführen schen Nationalstaats unter Einschluß 
sollte. (Hager, 1966,S.S-40,5.25,30.) Deutsch-Österreichs zunichte gemacht. 
Die frühe marxistische politische Theorie Standessen dominierte die preußische Mo- 
hielt die Nation für kein zukunftsweisendes narchie im neu geschaffenen Norddeut- 
oolitisches Konzeot.Gleichzeitia kalkulierte schen Bund. der ein Zusammenschluß von ,~~ ~~~ -~ ~ - ~ ,  2 

sie in ihren Bewertungen und praktischen überwiegend undemokratisch-monarchisch 
Aktivitäten die nationalen Gegensätze und regierten Staaten war. Auch wenn das 
die Zielsetzungen des Nationalismus in Reichstagswahlrecht (für Männer) demokra- 
~eutschlanddurchausein,ja sie machte sich tisch war, so blieb die Regierung doch allein 
selbst zum Sprachrohr einer bestimmten na- der Krone verantwortlich und nicht dem Par- 

lament.ln dieser Situ- 
,Licht Ober Mauer und Stacheldraht': 

Willy Brandt rtelltm Weihnachten Kerzen InsFensterseinerWohnung ation spaltete sich 

7 i a der Liberalismus in 
Deutschland. Die 

. . :  Konstitutionell-Libe- i ,  . : .  raien sahen ihre we- 
sentlichen Ziele mit 
der Einigung unter 
preußischer Vorherr- 
schaft erfüllt, wäh- 
rend die Linkslibera- 
len auf weitere 
Schritte hin zum Par- 
lamentarismus poch- 
ten. Unter dem Ein- 
druckder Erfolglosig- 
keit der bürgerlich- 
d e m o k r a t i s c h e n  
Emanzipationsbewe- 
gung nach 1866 ging 
die überwiegende 
Mehrheit der Arbei- 
tervereine den Weg 

deten Äugust Bebel und ~ i ~ h e ~ m  ~iebknecht 
in Eisenach die,,Sozialdemokratische Arbei- 
terpartei". 
Bebel und Liebknecht waren die einzigen, 
die sich bei der Abstimmung über die Finan- 
zierung des deutsch-französischen Krieges 
im Norddeutschen Reichstag der Stimme 
enthielten. Damit setzten sie sich.in Wider- 
spruch zur Mehrheitsmeinung der Partei, 
auch Sozialisten hätten ,als Deutsche für 
Deutschland' einzustehen" (MillerIPotthoff, 
5.45.). Als jedoch als Ergebnis des Sturzes 
des bonapartistischen Regimes die Pariser 
Arbeiter die Kommune ausriefen, stellten 
sich beide Arbeiterparteien gemeinsam ge- 
gen den Krieg. und sie kritisierten scharf und 
öffentlich die Reichseinigung von oben. 
Liebknecht stellte sich im Reichstag aufden 
Boden der bürgerlich-demokratischen Nati- 
ona1bewegung;im Dezember 1870 betonte 
er bei den Beratungen über die Verfassung 
des neuen preußisch-deutschen Kaiser- 
reichs,die deutschen Einheitsbestrebungen 
hätten eine ganz andere Einheit Deutsch- 
lands zum Ziel gehabt,.als jene, die jetzt ge- 
schaffen werde". Es handle sich um einen 
,.Gewaltakt von oben", und die neueverfas- 
sung habe,,im Heerlagervon Versaiiles ihren 
Ursprung" (Bebel, 1978.5.332). Für ihre Hai- 
tung zum Kriege und ihre scharfe Kritik an 
der undemokratischen Reichseinigung wur- 
den Bebel und Liebknecht des Landesver- 
rats bezichtigt. Im März 1871 wurden sie zu 
jeweils zwei Jahren Festungshaft wegen 
Hochverrat verurteilt. 
Die Ausgrenzung durch die herrschenden 
Kreise, die Desintegration aus dem politi- 
schen und gesellschaftlichen System des 
Kaiserreichs führte nicht zum Verschwinden 
der Sozialdemokratie, im Gegenteil. sie 
schweißte sie zusammen. Selbst unter dem 
Sozialistengesetz, als die Parteiorganisation 
verboten war, legten die Sozialdemokraten 
bei den Reichstagswahlen zu. 

Gesellschafiliche Desintegration und Ent- 
wicklung einer proletarischen Subkultur 
Als Gegenöffentiichkeit zur ,,bürgerlichen" 
konstituierte sich seit den 60er Jahren eine 
eigenständige.proletarische Öffentlichkeit", 
die sich ..von der bürgerlichen ~est-Öffent- 
lichkeit in vielerlei Hinsicht inspirieren ließ". 
(Düding. 1988,s. 10-24.5.21.) Spätestens in 
den 1890er Jahren bildete sich ein sehr diffe- 
renzierte8,weit gegliedertes Netzaus Selbst- 
hilfe- und Kommunikationsstrukturen der 
Arbeiterbewegung heraus. 
Mißlang die gesellschaftliche und politische 
lntegration der Arbeiterschaft im Kaiserreich 
also nahezu vollständig, so daß sie eine an- 
nähernd komplette,,Sub-" bzw.,,Gegenkul- 
tur" herausbiideten.~~ gab es durch dieSozi- 
algesetzgebung und durch gewerkschaftli- 
che und Streikaktionen erkämpft doch be- 
deutendeVerbesserungen der sozialen Lage. 

Die Entsorgung der Frauenpolitik 
Überlegungen zur Perspektive von Frauenpolitik 
in Zeiten des Gender-Mainstreaming 

Von Margrit Zauner 

Ein Gespenst geht um in der Frau- 
enpolitik, genannt Gender-Mainstrea- 
ming. Gender-Mainstreaming (gm) speist 
sich aus zwei wesentlichen Wurzeln: . Der entwicklungspolitischen Zusam- 

menarbeit . und der EU-Politik. 
In beiden politischen Kontexten hat sich 
die konzeptionelle Entwicklung des gm. 
wie auch die praktische Umsetzung des 
gm, stets auf die ökonomische Situation 
bezogen. Durch die Verbesserung der Si- 
tuation von Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
bzw.als selbständige Unternehmerin, soll- 
te sowohl der geseilschaftliche Wohlstand 
erhöht,als auch ein effizienter Einsatz der 
verausgabten Mittel zur Entwicklung von 
Regionen erreicht werden. 
Die Europäische Beschäftigungsstrategie 
war auf EU-Ebene Anlass und Wirkung des 
Interesses an gm. Der Gender-Aspekt be- 
ruht auf europäischer Ebene im wesentli- 
chen auf praktischen arbeitsmarkt- und 
wettbewerbspolitischen lnteressen der 
Mitgliedsstaaten und der europäischen 
Kommission.Die vor diesem Hintergrund 
entwickelten rechtspolitischen instru- 
mente und lnstitutionen dienen der Um- 
setzung der beschäftigungs- und wettbe- 
werbspolitischen Interessen.Eine abstrak- 
te Betrachtung und Beurteilung der 
rechtspolitischen lnstrumente ohne Be- 
zug auf die dahinter liegenden beschäfti- 
gungspolitischen lnteressen hieße, den 
konzeptionellen und inhaltlichen Rahmen 
zu missachten,zu dessen Zweckeben jene 
lnstrumente eingeführt wurden und birgt 
darüber hinaus die Gefahr, dass bei ihrer 
Weiterentwicklung wesentliche Aspekte 
vernachlässigt werden. Gleichzeitig be- 
steht die Gefahr, dass die Methode Gen- 
der-Mainstreaming auf ihr eines Bein -die 
geschlechtergerechte Gestaltung aller Po- 
litiken - reduziert wird und das andere 
Bein-positive Aktionen für das benachtei- 
ligte Geschlecht- in der Regel Frauen, aus 
dem Blickfeld verloren wird.Verliert sich 
dieses zweite Standbein in der Debatte, 
könnte über kurz oder lang das gesamte 
Konzept des gm scheitern, mit der Konse- 
quenz, etablierte lnstitutionen der Frau- 
en~o l i t i k  mit sich zu reißen.. 

Margrit, Zauner, Mitglied des AsF-Landesvorsta 
Bezirksverordnetenversarnrnlung von Berlin Te 

Gefahren des Gender-Mainstreaming 
Wenn gm als Instrument betrachtet wird, 
dann sollten die Erfahrungen. aus ,,star- 
ken" Politikbereichen, wie z. B. der Be- 
schäftigungspolitik, angemessen berück- 
sichtigt werden. Ansonsten besteht die 
Gefahr, dass gm auf der Ebene der politi- 
schen Verlautbarungen stehen bleibt und 
die dem Konzept innewohnendenTücken, 
auf die aus einigen feministischen Zusam- 
menhängen hingewiesen wird. sich tat- 
sächlich manifestieren.. 

Beispiel Hartz-Kommission 
Die Umsetzung der Vorschläge der sog. 
Hartz-Kommission sind dafür ein warnen- 
des Beispiel: Frauen waren in der Kommissi- 
on unterrepräsentiert. Die einzelnen Vor- 
schläge der Hartz-Kommission wurden 
NICHT im Hinblick auf ihre Auswirkung auf 
die verschiedenen Lebenslagen von Frauen 
und Männern überprüft;im Bericht ist,ohne 
jede Beziehung zum umfangreichen Text- 
werkreine allgemeine Absichtserklärung zur 
Bedeutung von Gender-Mainstreaming in 
der Beschäftigungspolitik zu finden:genau 
an der Stelle einer sonst in wissenschaftli- 
chen Werken zu findenden Widmung an die 
Ehefrau und sonstigen ..HelferleinU. Das in 
den ersten Fassungen des Vorschlags der 
Hartz-Kommission beschriebene anachro- 
nistis~he~patriarchale Bild vom.arbeitslosen 
Familienvater" als Zielgruppe der.familien- 
freundlichen ~uickverkittlung'ist lediglich 
oberflächlich und sprachlich etwas geglät- 
tet worden. Grundsätzlich ist die Vermei- 
dung der Methoden und Prinzipien des 
Gender-Mainstreaming trotz seiner Veran- 
kerung im Amsterdamer Vertrag bei einem 
zentralen Politikvorhaben als Präzedenzfall 
für die weitere Umsetzung vom Gender- 
Mainstreaming ein Hinweis darauf,dass die 
Bedeutung von Gender-Mainstreaming in 
der Politik noch gering ist und nur dann 
angewendet wird, wenn dieses durch die 
jeweils verantwortlichen Instanzen auch 
tatsächlich gewollt ist. Offen ist damit die 
Frageswie in Fällenverfahren wirdrin denen 
dieses gegen den Willen der lnstanzen erfol- 
gen soll und wie Gender-Mainstreaming 
mehr als eine.Schönwetter-Politik" werden 
kann. 

ndes Berlin, Vorsitzende der SPD-Fraktion in der 
mpelhof-Schöneberg 

Mehr als Schönwetter-Politik 
Alle Prozesselemente von gm müssen 
letztlich auf die in den jeweiligen Berei- 
chen zur Verfügung stehenden Ressour- 
cen - materiell, personell und ideell - be- 
zogen werden.Hier ist angesichts des bis- 
herigen Fehlens von adäquaten finanzpo- 
litischen gm-Instrumenten (Gender-Bud- 
get) noch ein großer .blinder Fleck der 
gm-Debatte.lnsbesonderefehlen konzep- 
tionelle Überlegungen und Umsetzungs- 
vorschläge für die lntegration in alle Ebe- 
nen des Haushaltswesens (Haushaltspla- 
nung. -beratung,-wirtschaft und -kontrol- 
le) sowie eine Verknüpfung mit den In- 
strumenten der in der Verwaltung einge- 
führten Kosten-Leistungsrechnung. 
Die Erfahrungen aus gm-Prozessen zei- 
gen, dass um frauen- und genderpoliti- 
sche lnteressen deutlich zu verankern,es 
wichtig warSneben dem Willen der obers- 
ten Entscheidungsinstanzen, dass starke 
Frauen-NGO und zahlreiche kompetente 
Expertinnen sich aktiv in die Debatte ein- 
gemischt haben. Generell bedeutsam 
waren zentrale Zielvorgaben und - bei 
unzureichender Erfüllung - die Nutzung 
aller Sanktions- bzw. Handlungsmöglich- 
keiten im Verhandlungsprozess. Dabei 
waren starke Institutionen und Organisa- 
tionen von Fraueninteressen notwendig, 
um fachkompetent Kriterien zu entwi- 
ckein.an denen der gm-Prozess bewertet 
werden kann und die gleichzeitig den 
Prozess aktiv begleiten und bei Abwei- 
chungen genderpolitische Korrekturen 
einfordern. 
Die gegenwärtige Gefahr der gm-Prozes- 
se liegt darin.dass selbst frauenpolitische 
Akteurinnen voller Fixiertheit auf die am- - 
Prozesse die Bedeutung der dahinter lie- 
genden Vernachlässigung von .traditio- 
neller" Frauenpolitik verkennen. Alle Bli- 
cke richten sich auf das Neue.die beste- 
henden, bewährten lnstitutionen der 
Frauenpolitik, teilweise mühsam er- 
kämpft, geraten aus dem Blickwinkel und 
werden Schritt für Schritt zunächst in ih- 
rer Bedeutung und dann in ihren Ressour- 
cen reduziert. Damit schadet sich die Frau- ~~ ~ ~ 

enpolitik letztlich doppelt: erreichte Fort- 
schritte werden rückgängig gemacht,und 
gleichzeitig verringern sich die Möglich- 
keiten, in den allgemeinen Politikprozes- 
Sen, gender- und frauenpolitische Fort- 
schritte zu erreichen. ~~~ 0 ~ 2 1  
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aber die message ist klar: Ende mit German 
Gemutlichkeit! Schluss mit rheinisch do- 
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mestiziertem Kapitalismus! Die Armen müs- 
Sen ärmer werden. damit das Sozialsvstem 
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nicht kollabiert - oder so ähnlich .... 
Nimmt man die sich abzeichnenden Um- 
bauten der Arbeits- und Sozialverhältnis- 
se. dann muss man bei allem Lamento 
über unsere so ängstliche Nation festhal- 
ten:es geht um Veränderungenvon wahr- 
haft systemsprengender Qualität. Interes- 
sant ist dabei weniger, was kurzfristig po- 
litisch durchsetzbar ist. sondern die lang- 
fristige Tendenz. Wenn der Zug so fährt. 
wie man ihn jetzt los schickt, dann ist er 
tatsächlich auf dem Weg in eine neue Ge- 
sellschaft. 
Uns erwartet ein Sozialmodeil,das dem ei- 
nen oder anderen gut passen mag (weil 
gut ausgebildet, jung und mutig, gesund 
und ohne lästige Familie...); für die meis- 
ten aber (für die nicht ~ofit ten~dieälteren, 
für die auf den falschen Arbeitsmärkten 
und für die-dieauf Kinder nicht verzichten 
wollen ... ) wird es anstrengend werden, 
wirklich anstrengend. 
Das ist dann nicht mehr das rundum funk- 
tionierende Deutschland,,die wohlhaben- 
de und nur wenig von Konflikten gepräg- 
te Bonner Republik. Das sich abzeichnen- 
de neue Deutschland wird jedem Einzel- 
nen auf ganz neue Weise die Belastungen 
für das persönliche 
Leben und Überle- 
ben zumuten. ES Man gibt vor, 

keit und vor allem aus der Eile, mit der 
jetzt ,,schmerzhafte Einschnitte" vorge- 
nommen werden. Da wird hektisch hin 
und her .reformiertr' und ,,modernisiert", 
alles auf den,,PrüfstandW gestellt, was sich 
nicht wehren kann, noch die letzte Sozial- 
nische mit grober Axt „durchgeforsteto. 
Und dabei werden tiefgreifende gesell- 
schaftliche Veränderungen vorgenom- 
men, deren langfristige Folgen kaum The- 
ma sind. Eingriffe. die an die Basis der So- 
zialordnung gehen, für die aber keine 
überzeugenden Orientierungen und 
Rechtfertigungen vorgelegt werden. 
Da werden hyperpragmatisch die mo- 
mentan leider leeren Kassen vorgescho- 
ben oder ieerforrnelhaft die,,Globalisie- 
rung" bemüht und dann wird munter ge- 
bastelt. Aber wo sind ernsthafte gesell- 
schaftliche Leitideen für die Strukturver- 
änderungen? Wo ist eine langfristig aus- 
gerichtete Sozialutopie,an denen sich die 
Flickerei hier und jetzt orientiert? Ganz 
ernsthaft ist zu fragen, ob die Beteiligten 
wirklich wissen, was sie da tun. Man hat 
den unguten Eindruck,dass hier unter ex- 
tremem Zeitdruck ein postmodern zu- 
sammengeschustertes Programm abläuft, 
ohne erkennbare weitergehende Regie 
und mit begrenztem Unterhaltungswert. 
Einige erste Stimmen fordern zwar 
inzwischen ein paar präsentable Ziele für 

die von tagespoliti- 
schen Zwängen und 

'den Arbeits- krassen Haushalts- 
~~~ ~ ~~ 

wird harte Interes- markt und das Sozialsys- nöten getriebene 
sendurchsetzung Politik. Es sollte aber 
und kurzfristigen Er- tem zu reformieren, be- um mehr gehen: um 
folg mehr belohnen treibt aber faktisch einen die ~rag; wie ei- 

~ - 

als soziale Verant- gentlich die Gesell- 
wortlichkeit und Streng kOnze~tfreien schaft aussehen soll, 
nachhaltige Zuver- Systemwandel. auf die wir uns mi t  
iässigkeit. Ja selbst der allseits beschwo- 
Abwarten oder Vor- renen ,.Modernisie- 
sicht und natürlich Misserfolg und Schwä- rung" Deutschlands hinbewegen wollen? 
che werden nicht mehr verziehen (Pech Es gibt, außer in ein paar Nischen, keine 
gehabt! Der Markt verzeiht kein Zaudern!). tiefergehende Diskussion über gesell- 
Und vor allem erwarten uns massive Un- schaftspolitische Langfristziele oder eine 
gleichheiten mit wenig ästhetischen sozi- Konzeption für die Zukunft der Gesell- 
alen Zuständen. Schaft. Man gibt vor, ein wenig den Ar- 
Nur, wem steht wirklich klar vor Augen, beitsmarkt und das Sozialsystem zu refor- 
was hier abläuft? Schlimmer noch: mit mieren, betreibt aber faktisch einen 
welchen langfristigen Zielen und Pro- streng konzeptfreien Systemwandel. Und 
grammen wird hier das Gemeinwesen noch einmal:Wo ist die demokratische Le- 
umgekrempelt? Und wo ist die politische gitimation für diesen Komplettumbau des 
Legitimation für den Umbau einer ganzen Sozialwesens? Das Parlament beschließt 
Gesellschaft,der da hektisch mit,,Eilgeset- eine Strukturänderung nach der anderen 
zen" eingeleitet wird?. Wo ist die breite und geht damit Schritt auf Schritt in eine 
öffentliche Debatte? anderegesellschaftliche Welt -aber kaum 
Manchen kann es zwar nicht genug ru- jemand spricht darüber, wo es eigentlich 
ckeln,abervielen wirdangesichtsdervor- hingehen soll. Eine Frühlingsfahrt .ins 
Zeichen ernsthaftertektonischerVerschie- Blaue" hat ihren Reiz - gesellschaftspoli- 
bungen des Sozialgefüges zunehmend tisch sollte man damit vorsichtig sein. 
ungemütlich. Selten, weil die Notwendig- Und nur nebenbei gefragt: wo sind dieje- 
keit eines Wandels nicht eingesehen wird. nigen,die sich professionell mit dem Wan- 
Eher speist sich das Unbehagen aus der del der Gesellschaft beschäftigen? Bisauf 
politischen Blindheit und Perspektivlosig- ein paar Ausnahmen gönnt sich die Sozi- 

alwissenschaft den unruhigen Schlaf der- 
jenigen, die sich angesichts des Sturms 
die Decke über die Ohren ziehen. Immer 
noch reden manche von der bunten Viel- 
falt der Lebensstile und merken nicht, 
dass die,,lndividualisierung" der neunzi- 
gerJahrezunehmend eine hässliche Rück- 
seite enthüllt: harte neue Ungleichheiten, 
steigende Anforderungen bei der Bewäl- 
tigung von Arbeit und Leben. erste Sym- 
ptome einer Überforderung großer Grup- 
pen. zunehmende Vereinzelung und ab- 
nehmende gemeinschaftliche Bindunqen, 
wachsendesoziale Spannungen ... Dasses 
eine soziologische Aufgabe sein könnte. 
zum sich abzeichnenden Svstemwandel 
kritisch Steilung zu nehmen und eine 
neue Debatte über gesellschaftliche Leit- 
ideen zu führen, scheint zu schrecken. Zu 
sehr Ist wohl noch in Erinnerung,wie sehr 
man fürdieLiebelei mit den frühen System- 
veränderern geprügelt wurde. Statt dessen 
überlässt man das geselischaftspolitische 
Nachdenken einigen J~urnalisten~Literaten, 
Theologen und rüstigen Altpoiitikern auf 
sinnierenden Podien und in geschwätzigen 
talk-shows.Im Zweifel sind es ohnehin wei- 
se Ökonomen und mächtige Managermilli- 
onäre, die als Berater für die Zukunft der 
Welt gefragt werden - deren Weisheit aber 
über abstrakte neoklassische Wahrheiten ~ ~~ 

und den strammen Blick auffragwürdige Bi- 
lanzen und börsengeschüttelte Unterneh- 
menswerte nicht hinauskommt.Sind das die 
Experten für die Generalsanierung unserer 
Gesellschaft? 
Ein sozialer Strukturwandel steht angesichts 
der weltweiten Veränderungen wohl tat- 
sächlich an. Und Systemveränderer haben 
daher wahrscheinlich zu Recht wieder Kon- 
junktur.Abersiemüssen ihrTun offen legen, 
Ziele und integrierende Perspektiven für 
den Umbau präsentieren,sich öffentlichen 
Debatten und Entscheidungen stellen. Ein 
klandestiner und in seinen Wirkungen nicht 
legitimierter Fundamentalumbau der Ge- 
sellschaft sollte nicht hingenommen wer- 
den! 
Die Zeit ist reif für eine breite Debatte 
darüber, wie eine zukünftige Gesellschaft 
insgesamt aussehen kann und soll: Etwa, 
ob das Ziel eine zähe Verteidigung des 
bisherigen, stark durchregulierten Sys- 
tems um jeden Preis sein soll. Oder ob es 
um einen Rückbau geht, zugunsten einer 
marktförmigeren Gesellschaft des schwa- 
chen Staates und der individualisierten 
Verantwortung mit steigenden Risiken für 
alle. Oder soll man sich auf die mühsame 
Suche machen nach einem neuen Modell 
für eine zwar,.offenerer', aber nach wie vor 
sozial verantwortliche Gesellschaft in kon- 
tinentaleuropäischer Tradition? Wir soll- 
ten die Modernisierung unseres gesell- 
schaftlichen Zuhauses nicht ziellosen Sys- 
temveränderern der neuen Art überias- 
senl F~~~ DU? 

Und so trat die revolutionäre Fernerwartung 
mehr und mehr in den Hinterarund.DieSozi- - 
aidemokratie wirkte durch konkrete parla- 
mentarische Initiativen für die schrittweise 
Verbesserung der Lebensverhältnisseder Ar- 
beiter. Führende Theoretiker versuchten, 
diesen Widersoruch aufzulösen. so Karl Kau- 
tsky,derdie S ~ D  als eine revoluionäre, nicht 
aber Revolution machende Partei bezeich- 
nete.Noch weiter ging Eduard Bernstein,der 
in seiner Abhandlung .Die Voraussetzung 
des Sozialismus und die Aufaaben der Sozi- - 
aldemokratie" (1899) die Notwendigkeit ei- 
ner Revolution überhaupt in Abrede stellte 
und von einem organischen Hinüberwach- 
sen in den Sozialismus durch Parlamentari- 
sierung, Demokratisierung und Sozialreform 
ausging. 
Den Widerspruch zwischen Theorie und 
Praxis gab esauch auf dem Gebiet der Hal- 
tung zu Nationalstaat und Internationalis- 
mus.50 kam es im ersten Jahrzehnt des 20. 
Jahrhunderts immer wieder zu Frieden 
und internationale Solidarität beschwö- 
renden Resolutionen auf Kongressen der 
Sozialistischen Internarionaie.Gleichzeitig 
wirkte die auch von Bernstein beschriebe- 
ne Identifikation der meisten Sozialdemo- 
kraten mit dem,,Vaterland".egal ob sie ein- 
fache Arbeiter waren oder in Parlament 
und Parteiführung wirkten. Diese Identifi- 
kation mit der,,Nationn wirkte sich auf das 
Bewusstsein aus, aber eben nicht auf die 
politische Strategie der Partei. So war es 
eine Leerstelle an der Schnittstelle zwi- 
schen Theorie und Praxis. die maßgeblich 
dafür sorgte, dass die SPD-Reichstagsfrak- 
tion am 4. August 1914 geschlossen den 
Kriegskrediten zustimmte. 
Während der gesamten Weimarer Periode 
von 1918 bis 1933 war die SPD die verläss- 
lichste Stützederdemokratischen Republik. 
Diese Republik allerdings war in sich tief zer- 
stritten. Große Teile der Eliten. die Reichs- 
wehr,die Beamten in Justiz und Verwaltung, 
Industrielle und GroRgrundbesitzer, entwi- 
ckelten kein positives Verhältniszur Demo- 
kratie.in Parlament und Regierung (in letzte 
rer zeitweise) mochten die Soziaidemokra- 
ten mitwirken können, im gesellschaftlichen 
Leben blieben sie Außenseiter. 
Während der gesamten Weimarer Periode 
von 1918 bis 1933 war die SPD die verräß- 
lichste Stützeder demokratischen Republik. 
Diese Republikallerdings war in sich tief zer- 
stritten. Den Parlamentarismus meinten die 
Sozialdemokraten allein im Bündnis mit 
rechten Militärs durchsetzen zu können. Die 
Reichswehr war ein Staat im Staate,ohne in- 
nere Loyalität zur Demokratie und zur parla- 
mentarisch zustande gekommenen Regie- 
rung.JustizundVerwaltung bliebenvon mo- 
narchistischen,obrigkeitsstaatlich orientier- 
ten Beamten dominiert.Große Teile der In- 
dustriellen und Großgrundbesitzer entwi- 
ckelten kein positives~erhältnis zur Demo- 
kratie.ln Parlament und Regierung (in letzte- 

rer zeitweise) mochten die Sozialdemokra- 
ten mitwirken können,im gesellschaftlichen 
Leben blieben sie Außenseiter. 

Spaltung der Arbeiterbewegung 
Die Arbeiterbewegung in Deutschland war 
seit 1917 gespalten.Aufder Linken gründete 
sich 1918 die Kommunistische Partei 
Deutschlands (KPD).Theoretisch stand diese 
streng auf der Basis der internationalisti- 
schen marxistischen Ideologie. Praktisch un- 
terwarf sich die KPD ab den zwanziger Jah- 
ren den Anweisungen der von Moskau ge- 
steuerten Kommunistischen Internationale 
mit ihren Versuchen, die .Weltrevolution" 
nach Mitteleuropa zu exportieren.Wie Lenin 
sich durchaus nationalistischer Strömungen 
und nationaler Unabhängigkeitsbewegun- 
gen bedienen konnte.um letztlich die Macht 
der Bolschewiki durchzusetzen, hatten auch 
die deutschen Kommunisten bei allem theo- 
retischen Internationalismus ein durchaus 
opportunistisches, instrumentelles Verhält- 
nis zur deutschen nationalenThematik. 
So rief die KPD im Januar 1923 auf:,,Nieder 
mit dem Raubfrieden von Versailles!", und 
versuchte auf diese Weise, nationale Stim- 
munoen auf ihre Mühlen zu leiten. - 
Die Anbiederung der Kommunisten an das 
nationalistische Vokabular änderte nichts 
daran, daß die Nationalsozialisten nach den 
Wahlen im September 1930 mit über 100 
Abgeordneten in den Reichstag einzogen 
und die Mehrheitsbasis für eine parlamenta- 
risch-demokratische Regierung fortan fehi- 
te. Letztlich profitierte die nationalistische 
Rechte von der antidemokratischen und an- 
tisozialdemokratischen Haltung der Kom- 
munisten. 
Dieselben Kräkdiedie Arbeiter und ihre Be- 
wegung als ,,vaterlandslose Gesellen" diffa- 
miert und ausgegrenzt hanen,zerstörten 1933 
dieerste Demokratie in Deutschland und leite 
ten damit den Untergang des Deutschen Rei- 
ches im Zweiten Weltkrieg ein. Für Sozialde- 
mokraten und Kommunisten blieben nur er- 
zwungene Untätigkeit,Illegalität,Widerstand, 
Emigration,Verfolgung.Gerade dieses Schick- 
sal legitimierte die Arbeiterbewegung und 
ihreOrganisationen aber,nach 1945 eine Füh- 
rungsrolle bei der Gestaltung von Nachkriegs- 
deutschland zu beanspruchen. 

Die deutscheTeilung nach 1945 
Die Kommunisten konnten dabei in der sow- 
jetisch besetzten Zone auf die Unterstüt- 
zung ihrer Besatzungsmacht zählen. Die 
KPD-Führung gehorchte wie schon vor der 
NS-Diktatur den Anweisungen aus Moskau - 
mit dem Unterschied, daß,,Moskau" jetzt in 
einem Teil von Deutschland die unum- 
schränkte Macht direkt durch seine Besat- 
zungstruppen ausüben konnte. Und die so- 
wjetischen Kommunisten taten alles,um ih- 
ren deutschen GenossenVorteile in dem von 
der Besatzungsmacht lizenzierten Parteien- 
wettbewerb zu sichern. 

Als dann schon im Laufe des Herbst 1945 
klar wurde,daß die Massen nicht von selbst 
in erwünschtem Maße der KPD zuliefen, be- 
seitigte man die stärkste Konkurrenz, in- 
dem mit Druck und Zwangsmaßnahmen im 
Frühjahr 1946 KPD und SPD zur„Sozialisti- 
schen Einheitspartei Deutschlands" (SED) 
vereint wurden. Diese vorgebliche.,Einheit" 
der Arbeiterbewegung innerhalb einer 
Zone war allerdings nicht echt. In Wahrheit 
dienre sie der politischen Ausschaltung des 
sozialdemokratischen Teils der Arbeiterbe- 
wegung. Im übrigen bedeutete diese,,Ein- 
heit"g1eichzeitig die Spaltung,nämlich die 
Spaltung der Arbeiterbewegung in natio- 
nalem Maßstab entlang der Demarkations- 
linie zwischen den Besatzungszonen. Mit 
der erzwungenen Gründung der SED hat 
die Führung der deutschen Kommunisten 
schon sehr früh einen wichtigen Beitrag zur 
deutschen Teilung geleistet. Sie übernah- 
men nun ohne echte demokratische Legiti- 
mation die Macht in der Zone und in der 
späteren DDR - so weit es die Sowjetszulie- 
ßen. 
Die innerdeutsche Grenze wurde schon zu 
Beginn der S0er Jahre abgeriegelt.Nur über 
das Schlupfloch Westberlin konnten die 
DDR-Bürger entkommen, und sie nutzten 
diese Gelegenheit in großer Zahl:Allein im 
Jahre 1960 verließen 199.000 Menschen die 
DDR, bis Juni 1961 waren es schon 103.000. 
(Staritz, 1985, S. 136.) Das Regime wußte 
sich nicht anders zu helfen als durch die 
Sperrung der Sektorengrenzen und den 
Bau der Berliner Mauer.Offiziell weiter nati- 
onale Parolen verkündend, taten Walter UI- 
bricht und seine Genossen in Wirklichkeit 
nichts anderes als dieTeilung immer mehr 
zu vertiefen. 
Schrin für Schritt rückte die SED-Führung 
seit den sechziger Jahren vom Ziel der deut- 
schen Einheit ab.Dies hängt mit dem begin- 
nenden Entspannungsprozeß zwischen den 
deutschen Staaten zusammen. Eine Ent- 
spannungspolitik sollte für die DDR-Füh- 
rung vor allem den Zweck haben,den eige- 
nen,auRenpoiitisch isolierten und demokra- 
tisch nicht legitimierten Staat zu stabilisie- 
ren. Der Preis für menschliche Erleichterun- 
gen wardie internationale Anerkennung der 
DDR. Im Vordergrund stand die Stabilisie- 
rung der SED-Herrschaft. Das Festhalten am 
Wiedervereinigungsziel wurde unter den 
neuen Bedingungen von einem Propagan- 
damittel zum Zwecke der Sicherung von 
Herrschaft zur Gefahr, diese Herrschaft in 
Verhandlungenoderauch nurdurchdas We- 
cken von Erwartungen in der eigenen Bevöl- 
kerung zur Disposition zu stellen. 
Unter der Oberfläche aber blieb die DDR 
deutsch, in Sprache, Kultur, und natürlich 
durch die negative wie positive Fixierung so- 
wohl der Obrigkeit wie auch der Bevölke- 
rung auf die westdeutsche Bundesrepublik. 
Der Ausstieg aus der deutschen Nation war 
der DDR nicht möglich. 



SPD wird zur Partei der deutschen Wie- 
dervereinigung 
In Westdeutschland trat nach 1945 Kurt Schu- 
macher, ehemaliger Reichstagsabgeordneter 
und langjähriger KZ-Häftling,als charismati- 
scher Parteiführer an die Spitzeder SPD.Er be- 
jahteals kämpferischer Sozialist das Bekennt- 
nis der Sozialdemokratie zu Staat und Nation. 
Er bestand auf der Gleichberechtigung und 
der nationalen Selbstbestimmung für 
Deutschland. 
Den politischen und moralischen Führungs- 
anspruch der Sozialdemokratie und Schu- 
machers konnte jedoch die Mehrheit der 
Deutschen nicht nachvollziehen. Sie waren 
ja weitgehend freiwillig den Weg in die nati- 
onale Katastrophe mitgegangen. Im ersten 
Bundestag wurde die Christlich-Demokrati- 
sche Union (CDU) stärkste Partei; Bundes- 
kanzler wurde der katholische Rheinländer 
Konrad Adenauer, und dessen Westbin- 
dungspolitikverbunden mit der Wirtschafts- 
politik von Ludwig Erhard entsprach am 
ehesten dem Bedürfnis der breiten Masse 
der Bevölkerung nach Ruhe,Sicherheit und 
materiellem Wohlstand. 
Als loyale Opposition war die SPD in den 
fünfziger Jahren die deutsche Wiedervereini- 
gungspartei. Für die Adenauer-CDU hatte 
die politische. wirtschaftliche und militäri- 
sche Bindung an den Westen erste Priorität, 
aber die SPD Kurt Schumachers und seines 
Nachfolgers Erich Ollenhauer hatte andere 
außen- und sicherheitspolitische Vorstellun- 
gen.Sie lehnte die Westbindungspolitikab, 
weil jeder Schritt zur Bindung der Bundesre- 
publikan den Westen einen weiteren Schritt 
zur Bindung der DDR an den Osten zur Folge 
hatte. Die Bündnisfreiheit Deutschlands in 
einem gesamteuropäischen Sicherheitssys- 
tem erschien ihr als Ergebnis eines Wieder- 
vereinigungsprozesses akzeptabel. Anders 
als die Adenauerregierung war die SPD also 
bereit,einen Preis für die Freiheit der Men- 
schen im Osten zuzahlen. 
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Zwischen Konfrontation und Kooperation 
In der Deutschlandpolitik der SPD wechsel- 
ten sich Phasen der Kooperation mit Phasen 
der Konfrontation ab. 
Das war schon zu Kurt Schumachers Zeiten 
so. Er hatte 1949 Adenauer in überspitzter 
Formulierung-aber nicht ganzohneGrund - 
als den ..Kanzler der Alliierten" bezeichnet. 
Oberster Maßstabfüralleeuropäischen Initia- 
tiven warfürSchumacher,,,daßsiederWieder- 
gewinnung der deutschen Einheit dienen 
müßten". (Albrecht, 1985.S.73.) Dennoch war 
die Schumacher-SPD zu gemeinsamen Initia- 
tiven mit der Regierung fähig. Dies galt 
besondersaufdem Feld der Deutschlandpoli- 
tik. Auf diesem war Herbert Wehner alsvorsit- 
zender des zuständigen Bundestagsaus- 
schusses seit 1949 Schumachers wichtigster 
Zuarbeiter. 

" .  - ~ . . ,  . . -  - .  
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Um die Westbindung der Bundesrepublik zu 
verhindern,eröffnetedie Sowjetunion am 10. 

März 1952einen Notenwechsel.Die,,Stalinno- 
re bot die W~edcrverein gung Deutschlands 
m t fielen Wan en an aPr Pr@ s o a f ~ r  war ole 
militärische Neutralität.HerbertWehner hatte 
erheblichevorbehalte gegen den Inhalt der 
Notersprach sich aber für die Aufnahmevon 
Verhandlungen aus. (Köhler, 1994.5.686) Der 
Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen. 
Jakob Kaiser vom Gewerkschaftsflügel der 
CDU,plädierte ebenfalls dafür,die Stalinnote 
ernsthaft zu prüfen. 
Adenauer und die Westmächte lehnten das 
ab.Siefühlten sich in ihren Bemühungenge- 
stört, einen westeuropäischen Militärblock 
zu schaffen. Herbert Wehner sagte 1979 in 
einem Interview zu der Note:.Es sind keine 
verpaßten Gelegenheiten,sondern nicht ge- 
wollte Gelegenheiten." (Zeugen der Zeit. V. 

29.10.1979) Und er fügte hinzu, .der alte 
Herr" habe ja einmal gesagt. wenn man das 
ablehne, dann würden die Sowjets schon 
mit einem besseren Vorschlag kommen. 
Aber Adenauer habe sich geirrt,,,um es milde 
zu sagen". 
Der Aufstand vom 17. Juni 1953 scheiterte 
ebenso wie die Berliner Außenministerkon- 
ferenz im Januar 1954. Eine Folge dieses 
Scheiterns war die Mitwirkung der SPD an 
einer überparteiiichen,,Volksbewegung für 
die Wiedervereinigung", dem ..Kuratorium 
Unteilbares Deutschland". 
In dieser Organisation war fast alles vertre- 
ten,was in der bundesrepublikanischen Poli- 
tik und Gesellschaft damals Rang und Na- 
men hatte:Vertreter aller Bundestagspartei- 
en. Arbeitgeber und Gewerkschaften, 
Schriftsteller und Wissenschaftler, Kirchen 
und Städtetag. Federführend für die Grün- 
dung war der CDU-Bundesminister Jakob 
Kaiser.Von der SPD war Herbert Wehnervon 
Anfang an ganz vorne dabei. Der geistige 
Kopf des Kuratoriums warwilhelm Wolfgang 
Schütz.Von ihm stammen die Begriffe,,Neue 
Ostpolitik" und,,Politik der kleinen Schritte". 
(vgl.Meyer, 1997) 

Die Politik der kleinen Schritte 
Für Herbert Wehner bedeutete die Mitwir- 
kung im Kuratorium Unteilbares Deutsch- 
land zumindest die Gelegenheit,mit solchen 
Politikern aus dem Regierungslager im Ge- 
spräch zu bleiben, ,,die doch irgendwo in 
ernsten Zweifeln gegenüber der offiziellen 
Bonner Politik sich befinden". 
Solche Bemühungen um einen Konsens 
wechselten sich ab mit Phasen scharfer Kon- 
frontation. 1954155 wirkte die SPD maßgeb- 
lich an einem anderen Vorhaben mit, das 
sich,,Volksbewegung für die Wiedervereini- 
gung" nannte. Es handelte sich um die in 
Frankfurt ins Leben gerufene..Paulskirchen- 
bewegung". Diese richtete sich mit Kundge- 
bungen und einer Unterschriftensammlung 
gegen den Beitritt der Bundesrepublik zur 
NATO. Getragen von Intellektuellen, Sozial- 
demokraten und Gewerkschaftern, kam die- 
se Bewegung nach der Ratifizierung der 

Geramfdeutiihe Spitzenpolittker: 
Jakob Kaiser (CDUI und Herbert Wehner ISPDI 

Westverträge im Bundestag im Februar 1955 
zum Stillstand. (Rupp, 1970,S.49ff.) 
In deutschlandpolitischen Grundsatzfragen 
kam es zu gemeinsamen, von allen Fraktio- 
nen getragenen Resolutionen des Deut- 
schen Bundestags, wie zum Beispiel am 2. 
Juli 195B.Als dann die Berlinkrise 1959zu ei- 
ner erneuten Außenministerkonferenzführ- 
te, legte die SPD ihren eigenen ,,Deutsch- 
landplan" vor.Verantwortlich zeichnete vor 
allem Herbert Wehner. 
Der,,Deutschiandplan" beinhaltete Schritte 
zur militärischen Entspannung und Schritte 
zur Wiedervereinigung Deutschlands. Am 
Ende sollte der Abzug aller fremden Mächte 
stehen und ein nach freien Wahlen wieder- 
vereinigtes Deutschland im Rahmen eines 
europäischen Sicherheitssystems. Der Plan 
der SPD ging fehl. 
Mit der Westbindung wurde gleichzeitig die 
deutsche Teilung zementiert. Damit war 
auch die Wiedervereinigungspolitik der %!D 
gescheitertJetzt kam es daraufan.den Men- 
schen im Osten auf längere Sicht zu helfen. 
Die Zeit oppositioneller Bewegungen und 
Kundgebungen war vorbei. Von nun an 
konnte die SPD nur noch den einen der bei- 
den Wege weiter beschreiten: den der Koo- 
peration. 
Als CDU und SPD im Bund 1966 eine Große 
Koalition bildeten. taten sie das auch mit 
dem Vorsatz, die Deutschlandpolitik voran- 
zubringen. Die Regierung ging die angekün- 
digten kleinen Schritte,aber an der Anerken- 
nungsforderung der DDR fuhr sich die Ent- 
spannungspolitik schon bald fest.CDUICSU 
waren nicht bereit, hier weitere Zugeständ- 
nisse zu machen. und so war die Entzweiung 
in der Deutschlandpolitik die wesentliche 
Ursache für den Koalitionswechsel der SPD 
hin zur,,kleinen Koalition" mit der FPD ab 
1969. 

Die Entspannungspolitik 
Die sozialliberale Koalition,geführt von Bun- 
deskanzler Willy Brandt, vollzog die Aner- 
kennung der politischen Realitäten in 

Systemveränderer - ganz 
ohne Ziel zuhaus 
Bemerkungen zur Modern is ierung 
Deutschlands. 

G. Günter Voß 

Sie sind wieder unter uns,die Sys- 
temveränderer! Mancher Bürger wird sich 
noch an die Zeit erinnern, als sie während 
der berüchtigten 68er-Jahre ihr Unwesen 
trieben.Das bundesdeutsche,,System" woll- 
ten sie ändern, eine ganz neue Gesellschaft 
aus dem Boden stampfen.Zwar hatten die 
Versuche,sie nach,,drüben" zu schicken,nur 
wenig bewirkt,aber Gott sei Dank, so dach- 
ten wohl nicht wenigerhatte sichder ganze 
Spuk dann ausgewachsen. 
Und nun gibt es schon wieder Umstürzler. 
Sie tragen jetzt dunkle Anzüge, besetzen 
machtvolle Positionen und finden sich in 
allen politischen Lagern. Auch ist die breite 
Offentlichkeit nicht mehr gegen sie.Im Ge- 
genteil: weithin erschal- 

tems. ,,Radikale Strukturveränderungen 
ohne Rücksichtnahmen" heißt es da -ein 
Spruch,für den man vor 30 Jahren den Ar- 
beitsplatz und das Parteibuch riskiert hätte. 
Und es sind nicht nur Sprüche,wie ehedem. 
Wurde in den Sechzigern viel geredet und 
wenig erreicht, ist es nun umgekehrt: jetzt 
wird wirklich die Gesellschaft verändert, 
aber kaum einer redet darüber- auch wenn 
ganzaktuell sich ein wenig Widerstand regt. 
Dabei stehtjetzt,so hört man,,,alles"zur Dis- 
position. Was da so alles gedacht und poli- 
tisch gewerkelt wird, ist tatsächlich beein- 
druckend.Da kann sich der Systemverände- 
rer von damals nur verwundert die altern- 
den Augen reiben,falls er jetzt nicht selber 

einer der neuen 
len Forderungen nach Wühler und Wand- 
tieforeifendem wandel, Das neue Deutschland 10, ic9 .L, .>.. 
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werden Reformstau. Blo- wird harte Nehmen wir etwa 
ckadementalität. Besitz- die Empfehlungen 
standwahrung und lnteressendurchsetzuna desmunterenMa- - 
Angst vor Veranderung und kurzfristigen ~ ~ f ~ l ~  chers Hartz, den 
beklagt. Selbst Konser- sogar die Opposi- 
vativen kommt der  RU^ mehr belohnen als soziale tion liebt. ~ u c h  
nach einer,,Revolution" 
über die Lippen. Verantwortlichkeit und wenn nären die Hasenher- kOa'itiO- 

Nicht mehrdieletzte Kri- nachhaltige zen nuraealättete 
se des Kapitalismus er- ~uver~ässigkeit. Kompromisse um- 
kennt man jedoch mit setzen werden, es 
wohligem Schauer, aus 
der eine andere Gesellschaft erwachsen 
werde. Jetzt geht es um die realkapitalisti- 
sche Überwindung desehemaligen Modells 
Deutschland - eines,wieviele meinen,ziem- 
Iich unglücklichen Landes an der internati- 
onalen Sozialhilfegrenze, das man im Dun- 
kel des Elendstunnels nur noch an seiner 
roten Laterne am Ende des Globalisierungs- 
zuges erkennt. 
Die neuen Revolutionäre sind jedoch sehr 
aktiv,auch wenn man kaumerkennt,wassie 
mit dem,,Sanierungsfall" Deutschland vor- 
haben. Dabei ist nichts öffentlicher als das, 
wasabiäuft:Nicht geradegeliebt-aberdoch 
nur Izumindest bis vor kurzem1 selten kriti- 
siert sägen sie vor aller Augen an den Fun- 
damenten des bisher uns behausenden Sys- 

sind Schritte in 
eine wahrlich neue We1t:Spätestens seit des 
Kanzlers Agenda-Rede solltenwir wissen 
was uns blüht: Ich-AGs für Arbeitslose und 
befristete Verträge für die jenseits der Le- 
bensmitte,subventionierte Dienstmädchen 
für die Erfolgreichen, Niedriglöhne für die 
Gescheiterten, Leiharbeit vom Arbeitsamt 
und massenweise Billigjobs vom Wühltisch 
des Arbeit~marktes~die totale Mobilität für 
alle ohne Anhang und vieles mehr-gepaart 
mit Arbeits- und Einkaufszeiten ohne Ende, 
sich inflationär ausdünnendem Kündi- 
g~ngsschutz~einer Demontage desTarifsys- 
tems mit kontinuierlichem Lohn und Sozial- 
abbau, allseits privatisierten öffentlichen 
Leistungen, Kinderbetreuung rund um die 
Uhr (damit sich nun wirklich alle um die ra- 
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ren Arbeitsplätze schlagen können), Ost- 
deutschland als Sonderwirtschaftszone usw. 
Dass dadurch auf breiter Front anspruchs- 
volle Arbeitsverhältnisseentstehen werden. 
glaubt niemand ernsthaft - aber alles soll 
anders werden. 
Der nächste rührige Herr ist schon heftig 
dabei und seine Kommission soll das sozial- 
politische Gegenstück zur Hartzschen Zu- 
kunft der Arbeit präsentieren. Auch wenn 
immer wieder alles und jedes dementiert 
wirdaes ist nicht schwer zu erkennen-wohin 
die Reise geht:DieSchweizer kommen doch 
auch ohne ÖffentlicheVersicherung für ihre 
gepflegten Zähne aus,oder? Und ganz klar: 
mehr.Eigenverantwortung" ist das Motto 
der Zeit - die Amerikaner machen es vor. 
Wer wagt schon. gegen.Verantwortung'zu 
sein? Aus weniger soll jetzt mehr werden 
(kein ,,Abbau", sondern .Umbau" ... was 
immerdas heißt)-und esist klar,dassesviel 
weniger sein wird.Vor allem für die am un- 
teren EndederGesellschafspyramide,damit 
sie sich endlich ordentlich anstrengen und 
Arbeitsplätze schaffen - auch wenn keiner 
weiß, wie das gehen soll. 
Was sind Stammzellenversuche gegen sol- 
che Experimente? Hier und jetzt wird die 
Weltverändert -zumindest die Arbeits- und 
Sozialwelt.Wo ist da der sich allseits sorgen- 
de Herr Rifkin? Seine Warnungen vor der 
Biorevolution verstellen ihm (und uns) den 
Blick auf das. was am gesellschaftlichen 
Endeder Evolution abläuft.Der hoch gelob- 
te US-Ökonom Paul Krugman erkennt da 
eher, worum es in Deutschland geht.Er for- 
derte unlängst erst eine deutsche Margret 
Thatcher. Ob er sich Gerhard Schröder als 
späte Berliner Kopie der handtaschenbe- 
wehrten Systemveränderin vorstellt (oder 
doch eher Frau Merkel), wissen wir nicht. 
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eine Gebühr entrichten zu 
lassen. . - I  - - V  

Von Horst Peter 

Bundeskanzler Gerhard Schröder hat 
bei der Vorstellung seiner Agenda 2010 im 
Deutschen Bundestag am 14.März2003seine 
sozialpolitischen Vorschläge zum Umbau des 
Sozialstaats damit begründet. dass dieser 
Umbau unabweisbar geworden sei. um ihm 
die Substanz erhalten zu kdnnen. 
Wer erwartet, dass die.Substanz des Sozial- 
staatsidieerhalten werden soll,benanntwird, 
wartet bis heutevergeblich.Al1erdings werden 
die vorgeschlagenen Maßnahmen alsalterna- 
tivlos bezeichnet. 
Zur Beurteilung der vorgeschlagenen Maß- 
nahmen ist es jedoch erforderlkh, die Sub- 
stanzdesSozialstaatszunächstzu konkretisie- 
ren 

Die Substanz der solidarischen Gesetzli- 
chen Krankenversicherung (GKV). 

und dauerhaft funktionsfähigen Versorgung 
mit zweckmäßigen, notwendigen und ausrei- 
chenden Gesundheitsleistungen für die g e  
Samte Bevölke~ng.Grundlage ist Qualität und 
Effizienz der eingesetzten Ressourcen. 

Stniktur~roblerne der GKV 
Die krisenhafte Entwicklung auf dem Arbeits- 
markt, wachsende Armut und der Trend zu 
neuen Formen der Selbstständigkeit schwä- 
chen die finanzielle Basis der GKV strukturell. 
Der Wettbewerb der Krankenkassen um Ver- 
sicherte, die zu den so genannten guten Risi- 
ken gehören (50 %der Versicherten verursa- 
chen nur 3 %der Behandlungskosten der ge- 
setzlichen Kassen!), belässt die so genannten 
schlechten Risiken (25 %der Versicherten ver- 
ursachen 90 % der Behandlungskosten) im 
gesundheitspolitischen Abseits. 

Der Kern gründet auf der staatlichen Verant- Dieser Wettbewerbder Kassen sowiedleöko- 
wortuna.das Risiko Krankheit aesellschaftlich nomischeVerhandlunasmacht der Pharmain- > < 

abzusichern und nicht als privates Risiko zu dustrie und der Industrie für medizinische 
betrachten. Großgeräteraber auch die die Ausgabenseite 
Jeder hat das Anrecht auf angemessene me- belastende Vergütungsform der Einzelleis- 
dizinlsche Versorgung ohne ökonomische tungsvergütung der Ärzteverursachen ineff- 
und soziale Diskriminieruna. Basis ist der ein- zienteVersoraunasstrukturen. Es besteht ein - 
heitliche und gemeinsame Leistungskatalog 
für alle gesetzlichen Krankenkassen auf der 
Basis des Sachleistungsprinzips. 
Die Kosten für die Sachleistungen werden in 
einem solidarischen Umlageverfahren aufge- 
bracht, in dem die Beiträge vom individuellen 
Risiko abgekoppelt und nach der wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit der Versicherten er- 
hoben werden. 
Dadurch wird das mehrdimensionale Solidar- 
prinzipeinge1öst.E~ beruht aufdem Ausgleich 
zwischen Gesunden und Kranken, zwischen 
besser und weniger gut Verdienenden, zwi- 
schen jung und alt, zwischen Männern und 
Frauen, Familien und Singles. 
Der Leistungskatalog wird von den Leinungs- 
erbringern auf Vertragsbasis gegenüber den 
Kassen als lnteressenvertreter der Versicherten 

- > 

Nebeneinander von Unterversorgung, Über- 
sorgung und Übermedikalisierung und Fehl- 
Versorgung. 
DieVernachlässigung der Patienteninteressen 
insbesondere der Interessen chronisch Er- 
kranktecdie Linderung ihres Leidens suchen, 
weil sie Heilung nicht erwarten können,zeigt 
sich in unzureichenden Präventions- und Be- 
ratungsstrukturen. Sie ist Folge der ineffizien- 
ten Versorgungsstrukturen. 
Es istpolitisch und wissenschaftlich strinig,ob 
der Sicherstellungs- und Steuerungsauftrag 
beim Staat liegt oder dem Markt überlassen 
werden kann. 
Ist die Absicht der Agenda 2010. den Arztbe- 
such mit einer Gebühr zu belasten,ein geeig- 
netes Instrument zur Lösung der Strukturpro- 
bleme der G W  

erfül1t.DieLeistungendienen derErfüllung des Sieträgt nichtzur Lösung der strukturbeding- 
aesundheitswlitischen Hau~tziels: der Sicher- ten Finanzierunasorobleme der GKV bei. son- 

2 ,  , ~ ~ 

stellung einer erreichbaren, bedarfsgerechten dern kassiert diejenigen ab, die sich am we- 
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nigsten wehren können. Betroffen sind rund 
15 Milli~nenVersicherte~die häufiger oder Iän- 
ger krank sind.Damit wird die Solidarität zwi- 
schen Gesunden und Kranken ausgehöhlt. 
Zwar erhalten im Wettbewerb der Kassen die 
Kassen einen gewissen finanziellen Ausgleich 
für die so genannten schlechten Risiken. 
Allerdings gibt es in einer Erweiterung des Ri- 
sikostrukturausgleichs um eine Morbiditäts- 
komponente und dieVerteilung von Härtefäl- 
len eine bessere und wirkamere Alternative. 
Die Belastung des Arztbesuchs mit einer indi- 
viduellen Gebühr ist gesundheitspolitisch 
schädlich,da siedie Unterversorgung stärken 
wird. Gerade die ärmeren Kranken finden 
schon jetzt trotz objektiven medizinischen 
Behandlungsbedarfs seltener den Weg zur 
ärztlichenVersorgung.Finanzielle,soziale. kul- 
turelle. sprachliche und psychologische Hln- 
dernisse sind Ursache ihrer Untewersorgung, 
diedazuführt,dasssiedoppeltso häufigernst- 
haft erkranken und eine deutlich geringere 
Lebenserwartung habenalsdiesogenannten 
guten Risiken.DieseSituation durch Erschwe- 
rung des Arztbesuchs zu verschärfen i s t  ge- 
sundheitspolitisch nicht verantwortbar. 
Auch die Fehlversorgung wird verschärftwer- 
den, da die Präventionsschwelle durch die 
geplante Eintrittsgebühr für den Arztbesuch 
erhöht wird. 
Die geplante Maßnahme lässt sich der Strate 
gie der neoliberalen Gesundheitsökonomen 
zu ordnen.diediegesundhe1tlicheVersorgung 
nach den Gesetzen des Marktes steuern wol- 
len. Aber die gesundheitliche Versorgung 
selbst der oft propagierten mündigen Patien- 
ten ist kein ökonomischen Gesetzen gehor- 
cnender Diensrieistungsmarkt. Der Krame ist 
Hilfesuchenoer ~ n d  nicht okonomisch Diensr- 
leistungen nachfragender Marktteilnehmer. 
Zusammenfassend: Die Praxisgebühr ist eine 
unsoziale,gesundheitspolitisch kontraproduk- 
tive Maßnahme. Sie darf nicht realisiert wer- 
den. F~~~ 0u1 

Deutschland und Europa.Die Ostverträge si- 
cherten den freien Zugang zu Westberlin 
und normalisierten die Beziehungen zwi- 
schen den beiden deutschen Staaten. Die 
staatliche - nicht völkerrechtliche - Aner- 
kennung der DDR schuf die Grundlage für 
Verhandlungen über menschliche Erleichte- 
rungen. 
Die Motivation der Ostpolitik war für die So- 

men, die mit der Einheit verbunden waren. 
wurde nicht mit politischem Erfolg belohnt. 
Dies lag unter anderem auch daran,daß die 
Menschen eine innere Distanz Lafontaines 
zur geeinten Nation verspürten. 
Die ostdeutschen Sozialdemokraten,die äl- 
teren Politiker, der Parteivorsitzende Hans- 
Jochen Vogel und insbesondere der Ehren- 
vorsitzende Willy Brandt. sahen dies anders. 
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Nicht alle Wege des Marxismus 
führten nach Moskau 
Von Horst Heimann 

Angeklagt: Karl Marx und ,,die gesamte 
Linke" 

Erhard 0.Müllers Essay,,DasTotalitä- 
reim Sozialismus" (F.R.29.4.02) enthält drei 
historisch bedeutsame Aussagen, die einige 
Anmerkungen verdienen: 
1. Die geistigen Wurzeln, und damit die Ur- 

sachen. des stalinistischen Totalitarismus 
und Massenmordes sind nicht erst bei Lenin, 
sondern schon bei Marx zu finden. 
2.Wo auch immer die marxistisch/sozialisti- 
sche ldeologieeinechanceder Machtergrei- 
fung erhielt,.(musste sie) offenbar gesetz- 
mäßig in totalitären und stalinistischen Er- 

hand der realen Geschichte geprüft wer- Geschichtsdeterrninisrnus und Klassen- 
den,ob sich für diese Menschenmassen karnpf 
nicht vor einem endgültigen Urteil eini- Der von Müller als Wurzel des Totalitaris- 
ge mildernde Umstände oder sogar ent- mus besonders hervorgehobene ..Ge- 
lastende Tatsachen finden lassen. Denn schichtsdeterminismus" und der,,Klassen- 
belastet wird kampf" spielen im marxistischen Selbst- 
3.,,Die gesamte Linke", die sich - nach verständnis der Arbeiterbewegung des 19. 
Müllers Meinung,,eine unbestritteneTat- Jahrhunderts in derTat einezentrale Rolle. 
sache" -,,an die Kernelemente des sozia- Die massenhafte Rezeption des Marxis- 
listischen Weltbilds ...g ebunden fühlte" mus, die 1891 im Erfurter Programm der 
und daher eine,,kollektive Mitverantwor- SPD gipfelte, erfolgte vor allem in der Zeit 
tung" für das zurückliegende ,,Jahrhun- des Sozialistengesetzes (1878 - 1890),und 
dert des Totalitarismus" trägt. Und noch zwar mit Hilfe populärer und vereinfa- 
schlimmer, diese ,,gesamte Linke" hat chenderSekundärliteraturAngesichtsder 
sosar..auch dann, wenn sie sich subjek- Ohnmacht, der polizeistaatlichen Verfol- 

schein..ngsformen enden". In seiner Ant- t'v in der Opposition z-m .realen Sozia- gung Uno Lnterdrückung durcn Birmarcks 
Wort in oer Frankfurter Rundschau vom 25. iismus' w a h n t ~  - durch h r e  extreme -a- .Gesetzgegen degemeingefahrlichen Be- 
Ma; 2002 hat Ulrich Schöler oen durcn diesp oermenra t a t  und ihren Bezug a ~ f  das- strebungen oer Sozialoemokratie". fiel die .~ ~ ~~ ~~~~~ 

Aussagen schwer belasteten Karl Marx en- selbe Ideologiegebäude seinen unter- ,,geschichtsdeterministische" Botschaftdes 
gagiert verteidigt. drückerischen Erscheinungsformen zu- Historischen Materialismus bzw. Wissen- 
Da die dritte Aussage sehr viel mehr gearbeitet, sie mitzementiert und mitle- schaftlichen Sozialismus bei den Arbeitern 
Menschen schwer belastet. sollte an- gitimiert". auf fruchtbaren Boden..Viele tausend Sei- 

ten tiefsinniger philosophischer Begrün- 
dungen für Marxens Geschichtsoptirnismus 
fasste Bebel in der Kurzformel zusammen: 

Dr. Horst Heimann. lebt in Dortmund, Mitgliedim Vorstandder Hochschulinitiative Demokrati- ,,Den Sozialismus in seinem Lauf halten we- 
scher Sozialismus e. K der Ochs noch Esel auf!" 



Sowohl Bismarckals auch der real existieren- schen Tradition heraus entwickelt. etwa 
de Kapitalismus leisteten jedoch mehr Über- nachdem er die von Müller angeführten 
zeugungsarbeit als die besten marxistischen Stellen in den Marx-Engels-Werken gefun- 
Agitatoren: Arbeiter, die für einen Hunger- den hatte.Erst nach Ausarbeitung seinerdik- 
lohn täglich 14 Stunden schuften mussten, tatorischen Konzeption wurden zur Legiti- 
brauchten nicht Marx zu lesen, um sich aus- mierung des Marxismus-Leninismus ent- 
gebeutet und unterdrückt zu fühlen. Für sie sprechende Zitate herangezogen,die in der 
bedeutete,,Klassenkampf",dass sich Arbeiter westeuropäischen Arbeiterbewegung nicht 
gegen den,Klassenkampf"von oben organi- im Sinne Lenins rezipiert und interpretiert 
sierten und solidarisch zur Wehr setzen. So wurden. Daher lehnte hierauch,,die auf Mar- 
wurden ohnmächtige Arbeiter zu einem xens Weltbild bezogene Linke", vor allem 
Machtfaktor im .Klassenkampf", so dass sie auch der orthodox-marxistische Parteitheo- 
späterschließlichzu..Sozialpartnern"derUn- retiker Karl Kautsky, das leninistische Kon- 
ternehmer werden konnten. zept von Anfang an kompromisslos ab.also 
Empirisch erkennbar ist,dass der von Müller schon vor der Etablierung des Sowjetkom- 
denunzierte Geschichtsdeterminismus ein munismus, und erst recht lange vor seiner 
Geschichtsoptimismus war, der zahlreiche Implosion. 
Menschen ermutigte. sich trotz aussichtslo- Es darf nicht apologetisch unterschlagen 
ser Lage politisch zu engagieren. In einer ex- werden,dass Marx und Engels tatsächlich das 
trem ungerechten Gesellschaft motivierte Wort,,Diktatur des Proletariats" mehrmals ge- 
die Vision einer ge- braucht haben, 
rechten Gesellschaft allerdings ohne wie 
zahlreiche .Aktivpro- Den Praxistest für das Lenin ein konkretes 
letarier", selbstlos Konzept der Machter- 
und ooferbereit für Bekenntnis zu Freiheit und oberuna und -ausü- 
~ ~ , 
eine bessere Gesell- Demokratie bestand die bung auszuarbeiten. 
Schaft zu kämpfen. ,,gesamte Linke" im Da auch in einigen ab- 
Ohne kurzfristig Er- strakten Theoriedis- 
folg oder persönliche Dezember 191 8. kussionen der vage 
Vorteile erwarten zu 
können, opferten sie 
ihre knappe Freizeit. nahmen sie Nachteile 
undVerfolgung in Kauf. 

Sozialistische Arbeiterbewegung für Frei- 
heit und Demokratie 
Wie entwickelte sich im Verlauf der Ge- 
schichte das Verhältnis der Arbeiterbewe- 
gung zu Freiheit und Demokratie? Von An- 
fang an kämpfte sie als politische Partei ge- 
aen die ..unfreiheitlich-undemokratische - ~ 

Grundordnung" des deutschen Obrigkeits- 
staates für politische Freiheit und Demokra- 
tie, für,,das allgemeine gleiche und direkte 
Wahlrecht" (Lassalle 1863) und für die,,Ab- 
Schaffung ... aller Gesetze, welche die freie 
Meinungsäußerung, das freie Denken und 
Forschen beschränkenr'.(1875,Gothaer Pro- 
gramm der Sozialistischen Arbeiterpartei 
Deutschlands). Und auch im Erfurter Pro- 
gramm von 1891, von den marxistischen 
Jungsozialisten in den siebziger Jahren des 
20,Jahrhunderts als.das marxistischste Pro- 
gramm,das die SPD je hatte" geadelt. ist das 
Bekenntnis zu Freiheit und Demokratie so 
eindeutig und unmissverständlich formu- 
liert wiein allen früheren und späteren Pro- 
grammen. 
Auch die marxistische Sozialdemokratie,also 
die SPD bis zum Godesberger Programm 
von 1959, hat nie das Wort,.Diktatur des Pro- 
letariats" in ihr Programm aufgenommen 
und sich immer als Partei der politischen 
Freiheit und Demokratie verstanden. Lenin 
hat sein Konzept der Diktatur des Proletari- 
ats unter Führung der Partei nicht aus der 
westeuropäischen marxistischlsoziaiisti- 

Begriff ,,Diktatur des 
Proletariats" auftauch- 

te und Verwirrung stiftete, lehnte es Eduard 
Bernstein schon vordervorigen Jahrhundert- 
wende, also noch vor dem Auftreten Lenins. 
ausdrücklich ab,.die Phrase von der Diktatur 
des Proletariats festzuhalten",zumal diese nur 
.die Diktatur von Klubrednern und Literaten" 
bedeuten würde. 

,Die Demokratie ist Mittel und Zweck 
zugleich" 
Auf Müllers Vorwurf,.Demokratie galt ... der 
Linken seit ihren Anfängen nicht alsein Wert 
an sich,sondern in erster Linie als Mittel zum 
... Zweck" ,antwortete Bernstein schon vor- 
beugend: .Die Demokratie ist Mittel und 
Zweck zugleich. Sie ist das Mittel der Er- 
kämpfung des Sozialismus, und sie ist die 
Form der Verwirklichung des Sozialismus." 
Und dieser Sozialismus schließtnichtnuralle 
demokratischen, sondern auch alle Werte 
und Ideen des geistig-politischen Liberalis- 
mus mitein.Denn er ist,,nicht nur derzeitfol- 
ge,sondern auch dem geistigen Gehalt nach 
sein legitimer ErbeU.Wenn dennoch Sozialis- 
ten in Gegnerschaft zu liberalen Parteien 
stehen,dann deshalb.weil„die Parteien,die 
sich den Namen liberal zulegten ... imverlauf 
reine Schutzgarden des Kapitalismus (waren 
oder wurden)". 
Auch August Bebel, bis zu seinemTod 1913 
unbestrittener Führer der marxistischen So- 
zialdemokratie, betonte immer wieder, alle 
Prinzipien der.bürgerlichen Demokratie"zu 
akzeptieren. aber darüber hinaus im Sinne 
der.Sozialen Demokratie" von der Einsicht 
auszugehen: Damit alle Bürger die demokra- 

tischen Grund- und Freiheitsrechte nutzen 
können, sind besondere soziale und ökono- 
mische Voraussetzungen notwendig: .Was 
nützt ihm (dem Arbeiter) die bloße poiiti- 
sche Freiheit,wenn seine Lage sich nichtver- 
bessert,er vor wie nach der vom Kapitalisten 
ausgebeutete Mensch ist, der sein ganzes 
Leben sich plagen und abrackern muss,um 
schließlich elend zu Grunde zu gehen!" (Be- 
bel 1870) 
Den Praxistest für das Bekenntnis zu Freiheit 
und Demokratie bestand die.gesamte Lin- 
ke" im Dezember 1918. Die Mitglieder der 
Arbeiter- und Soldatenräte, denen im No- 
vember die Macht zugefallen war,entschie- 
den sich auf ihrem Kongress mit großer 
Mehrheit für Wahlen zur Nationalversamm- 
lung, also für die parlamentarische Demo- 
kratie. Und das. obwohl die meisten jener 
,,sozialistischen Ideologie" anhingen, die 
nach Müllers geschichtsdeterministischer 
Meinung ,,gesetzmäßig in totalitären und 
stalinistischen Erscheinungsformen enden 
musste". 

Stalins,,Sozialfaschismustheorie" 
Im Verlauf der Weimarer Republik hat 
allerdings die KPD das außerhalb der west- 
europäischen marxistisch/sozialistischen Ar- 
beiterbewegung entwickelte leninistisch- 
stalinistische Diktaturkonzept übernom- 
men.Aber selbst damit hat sie nicht dem sta- 
linistischen System.zugearbeitetn, sondern 
nurdemTotalitarismus Hitlers zur Machtver- 
holfen. Denn unter Stalins Parole von der 
,,Sozialfaschismustheorie" bekämpfte sie als 
Hauptfeind jene,.gesamte Linke", die zwar 
,,MarxensWeltbild anhingTaber Freiheit und 
Demokratie gegen ihre rechts- und linksext- 
remistischen Feindeverteidigte.Oder haben 
sich die "Marxens Weltbild" anhängenden 
Reichstagsabgeordneten am 23. 3. 1933 
doch im Sinneder Anklage.objektiv"schul- 
dig gemacht? Auch wenn sie .subjektiv" 
glaubten, mit ihrer Ablehnung des Ermächti- 
gungsgesetzes die Demokratie zu verteidi- 
gen, wollten sie damit,,objektiv" nur Hitler 
daran hindern, das deutsche Volk wirksam 
vordem marxistischenTotalitarismus Stalins 
zu schützen?! Drängt sich diese Deutung 
Müllerschen Musters nicht angesichts der 
unbestrittenen Tatsache auf, dass für dieses 
,,Gesetz" nur alle- ohne Ausnahme - Reichs- 
tagsabgeordneten stimmten, die nicht zur 
,,gesamten Linken" mit,,Marxens Weltbild" 
gehörten!? 
Prüfen wir noch die.Mitverantwortung"der 
,,gesamten Linken3'für die Entwicklung nach 
1945.Obwohl es Stimmen gibt,die der mar- 
xistischen SPD in der SBZ die Schuld für die 
Etablierung eines kommunistischen Sys- 
tems in der DDR zuweisen, besteht doch 
weitgehend Konsens über eine andere Deu- 
tung:Während Hitler in freien Wahlen durch 
das deutsche Volk an die Macht gewählt 
worden war,wurde die Etablierung der kom- 
munistischen Diktatur in der DDR, und zuvor 

viel lukrativer ist.zieht es die Unterneh- 
men dorthin - in ein paarJahren zeigen 
sich aber die Probleme der Stadtflucht 
und verlangen wiederum die Einge- 
meindung der kleinen Umlandstädte in 
die Großstädte. 

g. Zuletztsei noch angemerkt:Nach Ablauf 
der Fördermittelbindungsfristen - regel- 
mäßig von 5 Jahren -stehen mancher- 
orts die Produktionshallen aus Wellblech 
leer! 

Quintessenz: Eine nachhalte Stabilisierung 
der regionalen Wirtschaftsförderung kann 
angesichts dieser benannten Hürden und 
rückblickend zu konstatierenden Erfahrun- 
gen in der von der Europäischen Gemein- 
schaft beabsichtigten Weise nur unzuläng- 
lich erreicht werden. 
3. Die Aufgaben des Europäischen Soziai- 
fonds (ESF) sollen angepasst werden,um die 
europäische Beschäftigungsstrategie zu be- 
rücksichtigen und umzusetzen ( Verord- 
nung (EG) Nr. 126011999 des Rates vom 
21.0.1999). Die Förderung durch den Euro- 
päischen Sozialfonds haben in den ostdeut- 
schen Bundesländer aber nicht Unterneh- 
men,sondern hauptsächlich die Bildungsin- 
stitute für sich erschlossen.Was in den ers- 
ten Jahren sicherlich sehr sinnvoll war,ent- 
puppt sich heute immer mehr als Warte- 
schleifenprogramme. Denn neue Arbeits- 
plätze werden mit diesen Mitteln kaum ge- 
fördert,obwohl dies vor allem bei den Ge- 

meinschaftsinitiativen durchaus möglich 
wäre - aber auch hier ist die Lobby der Bil- 
dungsträger stark, die Unternehmen ken- 
nen die ESF- Förderung kaum und beantra- 
gen sienicht.Meine konkreten Erfahrungen 
als Dozentin in diesem Bereich (sicher exem- 
plarisch und subjektiv wahrgenommen. 
nicht unbedingt repräsentativ): Arbeitslose 
Bauleiter werden zu arbeitslosen Euro-Bau- 
Leitern ausgebildet. Außer dem Monat 
Pflichtpraktikum geht ohnehin kaum einer 
ins europäische Ausland, und ob auf den 
Baustellen gerade Englisch gesprochen 
wird, lässt sich nach der Lebenserfahrung 
auf ostdeutschen Baustellen schwerlich be- 
stätigen. 
4.Vor allem die Kommunen in Ostdeutsch- 
land haben mit ihren Beschäftigungsgesell- 
schaften (BfB Leipzig) in positiver Weise zur 
Beschäftigungsförderung beigetragen. Die 
Förderbestimmungen der Bundesanstaltfür 
Arbeit waren allerdings so angelegt, dass 
sich kaum Unternehmen beworben haben. 
Unternehmerisches Ziel ist es eben nicht, 
zusätzliche und gemeninützige Tätigkeiten 
auszuführen.Wie soll ich aber einen Arbei- 
ter erfoloreich auf den ersten Arbeitsmarkt ~~ ~ 

vorbereiten, wenn er nur zusätzliche und 
gemeinnützige Tätigkeiten ausführen darf, 
aber eben nicht das tun darf, was ihn für 
seine spätere Arbeit befähigt. So habe ich 
die Erfahrung gemacht, dass zum Beispiel 
im Betrieb für Beschäftigungsförderung ab- 

seits des Zoos Beräumungsarbeiten durch- 
geführt werden durften - die größten Lö- 
cher in den Hauptwegen des Zoos bei Frost 
durften nach den Förderbestimmungen 
nicht geebnet werden. Die ABM - Kräfte 
durften ein Jahr lang Schun wegräumen. 
Sobald sie aber auch mal einen Pinsel zum 
dringend notwendigen Anstrich des Schui- 
gebäudes in die Hand nahmen, vermochte 
die Stadt die Höhe der möglichen Rückfor- 
derungen des Arbeitsamtes kaum noch ab- 
zuschätzen. Gescheitert sind die Beschäfti- 
gungsgesellschaften letztlich daran, dass 
die Förderbestimmungen des Arbeitsamtes 
die gemeinsame Anleitung und Arbeit von 
Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern 
nicht zuließen. Die Abrechnung der Over- 
headkosten und dersachkosten beschäftigt 
heute die Untersuchungsausschüsse der 
Städte und die Rechnungsprüfungseinrich- 
tungen der Arbeitsämter. 
Nach meinen Erfahrungen hindern die nati- 
onalen Ausgestaltungen der Förderbestim- 
mungenfürdie Europäischen Strukturfonds. 
dass die Fördermittel wirklich bei den ost- 
deutschen Unternehmen und Arbeitneh- 
mern ankommen, die sie brauchen und wie 
sie sie brauchen. Sind die Mittel dennoch 
zweckentsprechend. aber förderrichtlinien- 
widrig verwendet worden, arbeiten heute 
Untersuchungsausschüsse, Rechnungsprü- 
fungsämter und Verwaltungsgerichte an der 
Vergangenheitsbewältigung. b,umou, 

spw lädt alle Leserlnnen zur Jubiläumsfeier ein. 

Am 25. Oktober 2003 diskutieren spw-Autorlnnen von 
gestern, heute und morgen über drei Leitfragen radikal- 
reformerischer Politik im 21. Jahrhundert: 

Anders Arbeiten, anders Leben - ist die Gestaltung der 
Ökonomie obsolet? 
Friedensmacht Europa - gibt es eine geopolitische 
Alternative zur US-Hegemonie ? 
Vorwärts, Rückwärts, Seitwärts - der alte und neue Weg 
der SPD? 

Tagungsort: Willy-Brandt-Haus, Berlin. Beginn Ca. 13.00 Uhr 



Förderprogramme auf dem Prüfstand 
Von Dorothea Hegele 

12 Jahre werden die neuen Bun- 
desländer durch die Regionale Wirtschafts- 
förderung für die Gewerbliche Wirtschaft und 
die Europäische Sozialfondsförderung der 
Europäischen Union in ihrem Aufbaubemü- 
hen begleitet - 2006 werden die Ziel-l-För- 
derprogramme der Europäischen Union für 
die neuen Bundesländer in ihrer flächend- 
eckenden Wirkung auslaufen. Die Europäi- 
sche Union hat Ziele der Förderung und all- 
gemeine Bestimmungen über die Struktur- 
fondsvorgegeben.Der Bund und die Länder 
haben ihren Einfluss auf die Förderung von 
Unternehmen, Bildungsträgern und Verei- 
nen durch zahlreiche operationelle Pro- 
gramme und Ausführungsvorschriften aus- 
geübt. In diesem Zusammenhang stellen 
wir in der täglichen Arbeit immer häufiger 
folgende Fragen: 

Erreicht die Strukturfondsförderung der 
Europäischen Gemeinschaft ihre Ziele? 
Kommen die Fördermittel wirklich bei 
den ostdeutschen Unternehmen an. die 
sie brauchen? 
Ist mit den Förderbestimmungen der 
Subventionsbetrug nicht schon einge- 
plant? 

Warum berichtet die Presse in letzter Zeit so 
häufig über unzureichende Verwendungs- 
nachweise? 
Mit diesem Diskussionsbeitrag möchte ich 
diesen Fragen nachgehen und auf Fehlent- 
wicklungen im Fördermittelrecht anhand 
meiner Erfahrungen bei der Beratung jun- 
ger Unternehmer aufmerksam machen: 
1. Der Europäische Fonds für regionale Ent- 
wicklung ( EFRE) soll in erster Linie zur Ver- 
wirklichung des Ziels der Entwicklung und 
strukturellen Anpassung der Regionen mit 
Entwicklungsrückstand sowie zur wirt- 
schaftlichen und sozialen Umstellung der 
Gebiete mit Strukturproblemen beitragen ( 
Verordnung (EG) Nr. 126011999 des Rates 
vom 21.0.1999). 
Diesem Ziel werden nationale Förderpro- 
gramme kaum gerecht, die in der regiona- 
len Wirtschaftsförderung fast überwiegend 
nach der Positivliste des Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe das produzierende 
Gewerbe fördern. Ostdeutsche Städte ha- 
ben trotz der Förderung kaum produzieren- 
des Gewerbe. 
a. Gefördert werden ausder Positivliste des 

Rahmenplans der Gemeinschaftsaufga- 

be z. B.große,ohnehin schon leistungs- 
starke westdeutsche Autofirmen wie 
BMW (Standort Leipzig) und VW (Gläser- 
ne Fabrikin Dresden).Die Milliarden flie- 
ßen in große westdeutsche Firmen für 
ohnehin geplante Investitionen, die sie 
nunmehr -motiviert durch den Förder- 
mittelanreiz - in  den neuen Bundeslän- 
dern bauen.DasgutausgebildetePerso- 
nal bringen sie häufig aus den westdeut- 
schen Bundesländern mit. Für die klei- 
nen ostdeutschen Firmen bleiben in der 
Regel ein paar Zulieferaufträge, was 
allerdings dennoch nicht gering zu 
schätzen ist. 

b. In derVergangenheit wurde landespoli- 
tisch eine bevorzugte Förderung von 
,.Megaprojekten" favorisiert, welche im 
Effektdieverfügbaren Förderressourcen 
auf diese Projekte konzentrierte. Diese 
standen somit für eine dezentralisierte 
Förderung von mittelständischen Pro- 
jekten und Kleinunternehmen nur noch 
sehr beschränkt zur Verfügung. 
Besonders traurig und verlustreich er- 
wies sich diese Politik der Fokussierung 
auf.Megaprojekte" im Falle ihres Schei- 
terns (Cargo-lifter, Lausitzring). 

2. Ostdeutsche Firmen können zwar auch 
Fördermittel aus der regionalen Wirtschafts- 
förderung beantragen, aber sie scheitern 
regelmäßig an einer der vielen Hürden: 
a. Viele ostdeutsche Firmen wollen ins 

Dienstleistungsgewerbe investieren: 
dies kann auch nach dem Rahmenpian 
grundsätzlich gefördert werden. Die 
möglichen Einschränkungen sowie der 
Ausschluss der Förderung durch die 
Bundesländer lässt aber von diesen För- 
dermöglichkeiten für das Dienstleis- 
tungsgewerbe kaum nennenswertes: 
Sachsen schließt dieZiffern35.36.38.39, 
42,43,45,46 und 47 der Positivlisre gänz- 
lich von der Förderung aus. 

b. Nach der Positivliste ist für den Leipziger 
Süden die Förderung von Fremdenver- 
kehrsbetrieben möglich; doch welches 
Unternehmen will schon angesichts der 
Hotelüberkapazitäten in Leipzig die 
zwingend vorgeschriebenen 30 % des 
Umsatzes mit eigenen Beherbergungs- 
gästen erreichen. Dem Ideenreichtum 
sind damit für diese besonders ausge- 
wiesenen Entwicklungsgebiete enge 

Prof Dr. Dorothea Hegele, Direktorin des Meißen Institutes e.V. fürangewandteKammunal- und 
Verwa1tunaswissenschaften.Mitalieddeslnstitutes fürverwaltuna und Verwaltunasrechtin den - d 2 * 
neuen Bundesländern e.K arbeitet als Rechtsanwoltin in Leipzig. Infos bei www.professarin- 
hegele.de 

Grenzen geseta;letztlich werden wieder 
nur große Vergnügungsparks westdeut- 
scher Unternehmen gefördert und die 
kleinen ideenreichen Unternehmen.2.B. 
Peer 1, gehen leer aus. 

C. Informations- und Kommunikations- 
dienstleistungen werden nach der Posi- 
tivliste gefördert, aber die regionale 
Wirtschaftförderung wird durch die Bun- 
desländer in den Ausführungsbestim- 
mungen überwiegend auf die investiti- 
onsförderung beschränkt, also vorwie- 
gend auf die geringen Hardwarekosten. 
Kosten fürdiearbeitsintensive Software- 
entwicklung werden nicht gefördert. 
Softwareentwicklung müsste das Unter- 
nehmen.outsourcen" und teuer einkau- 
fen - Was machen die Unternehmen 
dann eigentlich noch?? 

d. Kann die Förderfähigkeit angenommen 
werden, kommen wir aber zum eigentli- 
chen Problem:Welchesostdeutsche Un- 
ternehmen kann als Eigenkapital schon 
25 %, wie vorgeschrieben, aufbringen 
(Beispiel von 2 Millionen 500.000 Euro). 
Schon die unausweichlichen 10 % sind 
nichtvorhanden.Venture capital Firmen 
als Ka~italbrinoer sind bekanntermaßen 
auch Leder  aus Westdeutschland und 
die lassen sich ihre Einsätze vergolden 
undversilbern und das kann kein Förde- 
rinstitut oder keine Förderbank verhin- 
dern - auch wenn ihre Merkblätter den 
KMU-Begriff immer mehr einschränken. 
Die Förderung der kleinen ostdeutschen 
Firmen bleibt auf der Strecke. 

e. Haben wir nun tatkräftige förderfähige 
iunae Unternehmer mit Geschäftsideen , * 

und ,,Unternehmergeist" gefunden, 
dann studieren wir mit ihnen die Förder- 
gebietskulisse. Dabei zeigt sich: In den 
Grenzgebieten nach Polen und Tsche- 
chien ist die Förderung besonders hoch. 
Das ist zwar löblich, aber der junge Un- 
ternehmer will dort nicht leben und ar- 
beiten. Im ländlichen Raum wurde so 
eine Politik der.Perlenketten" betrieben 
(Erlebnisbäder). Vorrangig sollen die 
schönen beleuchteten Schafswiesen 
ehrgeiziger Bürgermeister kleiner Ge- 
meinden in den Randgebieten mit Le- 
ben erfüllt werden. 

f. Die abgestufte Förderung führt einer- 
seits dazu, dass die Investitionen nicht 
gerade umweltfreundlich in den großen 
Städten getätigt werden ( für Leipzig 
gibt es Abschläge von 7 % und dann 
noch mal 8%). Weil die Förderung der 
regionalen Wirtschaftsförderung direkt 
hinter den Stadtgrenzen der Großstädte 

die,,Vereinigung" von KPD und SPD zur SED, 
von der sowjetischen Besatzungsmacht ge- 
waltsam durchgesetzt. 

,,Totalitarismus" - Kampibegriff gegen 
Entspannungspolitik 
Wie hat sich,,die gesamte Linke" in der Bun- 
desrepublik Deutschland verhalten, die ja 
auf Bundesebene bis zur Großen Koalition 
1966 von der Regierungsverantwortung 
ausgeschlossen war? Schon kurz nach dem 
Mauerbau 1961 begannen Teile dieser.ge- 
samten Linken",unterstütztvon zahlreichen 
sozialistischen. liberalen und liberal-konser- 
vativen Intellektuellen außerhalb der SPD 
(vor allem in Medien wie Frankfurter Rund- 
schau und Die ZEIT) den "antitotalitären 
Konsens"des Kalten Krieges aufzukündigen, 
indem sie die Rolle derTotalitarismustheorie 
kritisch hinterfragten. Denn während die 
wissenschaftliche Totalitarismustheorie 
kaum eine Rolle spielte. war in den politi- 
schen Auseinandersetzungen das Schlag- 
wort Totalitarismus ein Kampfbegriff für die 
ideologische Konfrontationspolitik des Kal- 
ten Krieges und gegen Ansätze einer prag- 
matischen Entspannungspolitik. 
Für die Entspannungspolitik entschieden 
sich im September 1972 nicht nurdiewähler 

wiesener Unschuld zu beantragen. Mit,,mar- 
ginalen Ausnahmen" al1erdings:Denn wäh- 
rend Müller bei seiner Anklage gegen .die 
gesamte Linke" nur von ,,marginalen Aus- 
nahmen abgesehen" hatte, trifft sein Vor- 
wurf vom,,Totalitären im Sozialismus" gera- 
de auf ,,marginale Ausnahmen" zu: Die als 
Zerfallsprodukte der antiautoritären Studen- 
tenbewegung nach 1968 entstandenen sta- 
linistisch-maoistischen Mini-Parteien waren 
in der Tat totalitär, in ihrer inneren Struktur 
und gesellschaftspolitischen Zielsetzung. 
Nur das stalinistische und das maoistische 
Terrorsystem anerkannten sie als .Sozialis- 
mus",während sie die Entstalinisierung un- 
ter Chrustchow, vor allem die Offnung der 
Lager und die Rehabilitierung von Stalins 
Opfern, als Verrat am Sozialismus und Re- 
stauration des Kapitalismus denunzierten. 
Dennoch sollteauch gegen diese..marginalen 
Ausnahmen" von einer Anklage abgesehen 
werden. Denn ihnen vorzuwerfen, sie hätten 
damit dem stalinistischen und maoistischen 
Totalitarismus,,zugearbeitet", hieße sie maßlos 
überschätzen. Die großen Tragödien der 
Menschheit, stalinistischer und maoistischer 
Terror, wiederholten sich in der Performance 
der stalinistisch-maoistischen Mini-Parteien, 
glücklicherweise - im Sinne einer Marx'schen 

der sozialliberalen FDP, sondern auch die Einsicht - nur als Farce.Und das einzigeverge- 
45.8% SPD-Wähler. die darüber hinaus noch hen.das man ihnenvorwerfen könnte.nämlich 
einer Partei,,zuarbeiteten",die sich nicht nur 
in ihrem Godesberger Grundsatzprogramm. 
sondern auch in ihrem Wahlprogramm von 
1972 ausdrücklich z~m~demokratischen So- 
zialismus" bekannte. Damals war übrigens 
nur Südkorea,wo die in Westeuropa soein- 
flussreiche ,.gesamte Linke" ausgeschaltet 
war,dem,,antitotalitären KonsensS'gegenü- 
ber dem Feind Nord- 

grober Unfug,ist inzwischen längst verjährt 

Fehler, Irrtümer und Fehleinschätzungen 
der Linken 
Die,,gesamte Linke" von der Anklage freizu- 
sprechenraus geistiger Verwandtschaft dem 
Stalinismus zugearbeitet zu haben. heißt 
nicht, ihr einen ,,Persilschein" auszustellen. 

Denn in ihrer langen 
korea treu geblieben. Geschichte hat sie 
Während für Müller Aus dem Vorwurf Marx durchaus aravieren- 
aus dem sozialisti- an die Philosophen,die de Fehler gemacht. 
schen Weltbild der Irrtümer und Fehlein- 
.gesamten Linken" Weit nur verschieden haben 
erst .NACH dem Zu- interpretiert zu haben, fatale Folgen gehabt; 
sammenbruch der und im Weltbild der 
entsprechenden ge- Zogen manche den demokratisch-mar- 
seilschaftlichen Reali- KUrZSCh(USS,dass sie die xistischen Linkengab 
tät einerkollektive Mit- es auch Gemeinsam- 
verantwortung'(resul- Welt nicht ZU interpretieren keiten mit dem Mar- 
tlert)", hat die große brauchen, weil es darauf xismus-Leninismus. 
Mehrheit der Linken Dieser hat zwar das 
schon lange vor Etab- ankomme, den Marxismus Konzeptder Diktatur 
lierung des Sowjetsys- zu interpretieren. des ~roletariats unter 
tems und während Führung der Partei 
seiner über siebziu nicht aus der marxis- - 
Jahre dauernden Existenz das ihm zugrun- 
deliegende ideologische Weltbild abgelehnt 
und n permanenter Kritik 'hre ~erantwor- 
tung L r  Freiheit Lno Demokratie rechtleitig 
wahrgenommen 

Freispruch für,,die gesamte Linke" 
Da der historische Rückblick alle Anklage- 
punkte Müllers empirisch widerlegt hat, ist 
für,.die gesamte LinkeZ'Freispruch wegen er- 

tischen Tradition der westeuropäischen Ar- 
beiterbewegung übernommen. Aber der 
Geschichtsdeterminismus und das Patentre- 
zept,,Sozialismus = Sozialisierung plus Plan- 
wirtschaft" waren durchaus weltanschauli- 
che Grundlagen der marxistischen Sozialde- 
mokratie, insbesondere des Erfurter Pro- 
gramms von 1891. 
Der Zusammenbruch des Sowjetkommunis- 
mus hat in der Tat sowohl das marxistische 

Sozialismuskonzept als auch einen Leitge- 
danken der ökonomischen Kritikam Kapita- 
lismus widerlegt,nämlich die angeblich wis- 
senschaftliche Erkenntnis von Marx:Die ka- 
pitalistischen Produktionsverhäitnisse, also 
Privateigentum an Produktionsmitteln und 
Marktwirtschaft, werden zu Fesseln für die 
Weiterentwicklung der Produktivkräfte und 
beschleunigen den wirtschaftlichen Nieder- 
gang und den unabwendbaren Zusammen- 
bruch des Kapitalismus. Sozialistische Pro- 
duktionsverhältnisse dagegen, also verge- 
sellschaftete Produktionsmittel und Plan- 
wirtschaft, werden die Produktivkräfte 
wieder entfesseln und zu einem stürmischen 
ökonomischen und wissenschaftlich-tech- 
nologischen Fortschritt führen. 
Dieser Grundirrtum des Marxismus hatte zur 
Folge, dass bis in die jüngsteVergangenheit 
die meisten Marxisten die Lebens-. Entwick- 
iungs- und Innovationsfähigkeit des Kapita- 
lismus unterschätzt haben und nicht er- 
kannten: Eine kapitalismuskritsche Politik 
muss nicht die Produktivkräfte entfesseln, 
sondern versuchen,die im Kapitalismus ent- 
fesselten Produktivkräfte unter gesellschaft- 
liche Kontrolle zu bringen, um die destrukti- 
ven Nebenwirkungen einzudämmen. 
Die reale Geschichte hat die Prognosen von 
Marx umoekehrt: Die sozialistischen Produk- - 
tionsverhältnisse,vergesellschaftete Produk- 
tionsmittel und Planwirtschaft, wurden zu 
Fesseln für die Produktivkräfte und führten 
zu jenem ökonomischen Niedergang und 
Zusammenbruch, den Marx für den Kapita- 
lismus vorausgesagt hatte. 
Doch lange bevor die Geschichte den Ge- 
schichtsdeterminismus und das marxisti- 
sche Sozialismuskonzept widerlegt hat, hat- 
ten oroßeTeile der Linken in intensiven kon- 

A 

troversen Diskussions- und Lernprozessen 
zahlreiche Irrtümer und Fehleinschätzungen 
selbstkritisch korrigiert. Als Eduard Bern- 
stein in einer Aufsatzserie und 1899 in sei- 
nem Buch.,Die Voraussetzungen des Sozia- 



lismus und die Aufgaben der Sozialdemo- 
kratie" den revolutionären Geschichtsopti- 
mismus und die einfache Formel .Sozialis- 
mus = Sozialisierung plus Planwirtschaft" re- 
vidierte. d. h. kritisch überprüfte und korri- 
gierte, löste er einen Entrüstungssturm und 
die lanaandauernde Revisionismus- und Re- - 
formismusdebatte aus. 
Während im theoretischen Selbstverständnis 
der Sozialdemokratie das revolutionär-mar- 

die Philosophen.die Welt nurverschieden in- 
terpretiert zu haben, zogen sie den Kurz- 
schluss,dass Marxisten die Welt nicht zu inter- 
pretieren brauchen,weil es darauf ankomme, 
den Marxismus .richtig" zu interpretieren. 
Und während sie den Marxismus nur ver- 
schieden interpretiert haben, bemerkten sie 
nicht, wie der,,anschwellende Bocksgesang" 
der Neoliberalen die Welt interpretierte und 
veränderte. 

lektuelle Leere und Desorientierung besteht 
ein enger Zusammenhang. 

Linke und Neoliberalismus 
Die Ursachefir dieSerievon Wahlniederlagen 
derSozialdemokraten in Euro~a sieht Albrecht 
Müller in deren Anpassung andie neoliberalen 
Glaubenssätze. Die neoliberale Hegemonie ist 
dabei vor allem auch eine Herausforderung für 
die intellektuellen Diskurse, in denen mittelfris- 

xistische Konzept noch lange vorherrschend tig die Weichen für die praktische Politik ge- 
blieb.näherte sich nach der vorioen Jahrhun- Identitätsverlust der sozialistischen Lin- stelltwerden.Dort hat im letztenviertel des20. - - ~ ,  2 

dertwende die praktische Politik der SPD,vor 
allem auch der Gewerkschaften, immer mehr 
dem revisionistisch-reformistischen Konzept 
Bernsteins an. Eine klare programmatische 
Entscheidung gegen das marxistischeund für 
das reformistische Sozialismuskonzept fällte 
die SPD erst 1959 mit dem Godesberger Pro- 
gramm. Theoretische Grundlage für die Re- 
form- und Wirtschaftspolitik der soziallibera- 

ken 
Nur eine Teilwahrheit enthält Müllers Feststel- 
lung:.Der vom marxistischen Weltbild gepräg- 
ten West-Linken ging die Desillusionierung von 
1989mar andie Nieren,aberselten wirklichan 
die Identität." Tatsächlich führte die bedeu- 
tendste historische Zäsur nach 1917 für viele 
zum Identitätsverlust, zur völligen Verwerfung 
aller früheren identitätsstiftenden sozialisti- 

Jahrhunderts die selbstbewusste neoliberale 
Rechtedie Hegemonie und schließlich Allein- 
herrschaft nicht dank ihrer intellektuellen 
Überzeugungskraft gewonnen. sondern nur 
deshalb,weil.die gesamte Linke" ihre Positio- 
nen aus dem geistigen Wettbeweh z u ~ c k g e  
zogen hat. 
Was viele als bedauerlicheraber unvermeidli- 
che,,Kollateralschäden"der an sich heilsamen 

len Koalition unter Brandt war dann weniger xhen und marxistischen Positionen.Die meis- Globalisierung beklagen, ist in viel stärkerem 
Marx.sondern weit mehr John M.Kevnes. tenmarxistischenSozialisten.diebis 1989imRe Maßedieaewollte Foloeder neoliberalen He- 
~ ~ .~~ 
Seit Ende der sechziger Jahre lösten Neue visionisten Bernstein ein Haupthindernis auf 
Linke und Studentenbewegung eine uner- dem Weg zum Sozialismus sahen, verwarfen 
wartete Marxismus-Renaissance aus, in der seineÜberzeugung,,,dassderSozialdemokratie 
auch alte revolutionäre Illusionen und Dog- ein Kant Not tut, der einmal mit der überkom- 
men den klaren Blick auf die gesellschaftli- menen Lehrmeinung mitvollerSchärfe kritisch- 
che Realität und die sichtend ins Gericht 
politischen Hand- geht, ... der mit überzeu- 
lunqsmöqlichkeiten 1989 wurde es plötzlich gender Schärfe bloß- . 
trübten. Das äußerst legte, was von dem 
heterogene Spek- die heute werke unserer großen 
trum neolinken Den- noch gültigen Einsichten Vorkämpfer wert und - - 

kens war tendenziell von Marx und der bestimmt ist fortzule- 
nicht nur antikapita- ben und was fallen 
listisch.sondern auch aeSamten sozialistischen mussund fallen kann". 
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antirevisionistisch In einem gewissen lin- 
(jede Revision und Tradition als ewige Irrtümer ken Milieu war es bis 

Korrektur marxisti- ZU verwerfen. 1989 opportun, auch 
scher Positionen ist an nachweislichen Irr- 
zu verurteilen) und 
antireformistisch ( nicht Reformen, nur die 
,,Revolution" führt zum Sozialismus). Aber 
auch diewiederkehr eines realitäts- und pra- 
xisfernen Weltbildes hat keineswegs dem 
Stalinismus zugearbeitet, sondern eher die 
Handlungsfähigkeit dieser akademischen 
Linken gegen die Rechte eingeschränkt. 
Andererseits wirkte aber das motivierende 
und mobilisierende,,revolutionäre Bewusst- 
sein" einer intellektuell einflussreichen aka- 
demischen Linken wieein Stachel im Fleisch 
der pragmatischen Reformpolitiker. Antire- 
formistisches Bewusstsein (auch bei den 
damals medienwirksamen Jungsozialisten) 
hat paradoxerweise sogar das Reformpo- 
tenzial und -bewusstsein der sozialliberalen 
Koalition unter Willy Brandt gestärkt. 
Trotzdieser kurzfristig indirekt positiven Wir- 
kungen sind dogmatische Positionen im mar- 
xistischen Denken kritisch zu bewerten.Ob- 
wohl einerseits seit Ende der siebziger Jahre 
selbstkritisch über eine,,Krise des Marxismus" 
diskutiert wurde,entfernte sich die reale Welt 
immer mehr vom dogmatischen Weltbild vie- 
ler Marxisten. Aus dem Vorwurf von Marx an 

tümern von Marx und 
Engels als ewige Wahrheiten festzuhaiten. 
1989 wurde es plötzlich opportun, auch die 
heute noch gültigen Einsichten von Marx 
und der gesamten sozialistischen Tradition, 
auch das,,was wert und bestimmt ist fortzu- 
lebenZ',als ewige Irrtümer zu verwerfen. 
Exemplarisch für tausende Fälle der undiffe- 
renzierten und pauschalen Distanzierung von 
allen marxistischen und sozialistischenTradi- 
tionen sei hier nur Joschka Fischer zitiert,der 
schon 1989 den Endsieg des Kapitalismus 
überden Sozialismus verkündete und 1992 in 
seinem Buch,,Die Linke nach dem Ende des 
Sozialismus" den Eindruck erweckte,dass der 
stalinistische Massenmord aus der sozialisti- 
schen Idee hervorgegangen sei, so wie der 
Massenmord der Nazis aus der Rassenideolo- 
gie; denn .ohne diese großen Ideen hätten 
vermutlich selbst dieTäter und ihre Mitläufer 
nicht die innere, die ,moralische' Kraft zum 
Massenmord gehabt". 
Zwischen den nach 1989 massenhaften Pau- 
schalverurteilungen marxistischer und sozi- 
alistischer Denktraditionen und den aktuel- 
len Klagen über programmatische und intel- 

gemonie: Wachsende Kluft zwischen Reich 
und Arm, Zurückweichen des sozialstaatli- 
chen,.rheinischenr'vor dem expandierenden 
neoamerikanischen Kapitalismus. Schon 
1992 sah Michel Albert in seinem Buch,,Kapi- 
talismus contra Kapitalismus" die Ursachefür 
den Rückzug des ökonomisch effizienteren 
und sozial gerechteren,,rheinischen Modells" 
darin. dass .die grundsätzlichen Gedanken 
und Werte.die ihm voranaehen. weitaehend < . -  
ignoriert und bestritten werden". Und das 
~ind~diegrundsätzlichen Gedanken und Wer- 
te" aus der pluralen sozialistischen Tradition. 
Um ein Urteil von Erhard 0.Müller abzuwan- 
deln: Für dasvordringen des Neoliberalismus 
unddes neoamerikanischen Kapitalismus mit 
verheerenden sozialen Folgen nach 1989 
trägt ..die gesamte Linke (von marginalen 
Ausnahmen abgesehen)",durchaus,,kollekti- 
ve Mitverantwortung". Durch die pauschale 
Absage an ihresozialistischenTraditionen hat 
sie den weltweit verheerenden Erscheinungs- 
formen des entfesselten Kapitalismus~uge- 
arbeitet, sie mitzementiert und mitlegiti- 
miert". In diesem Sinne sieht Albrecht Müller 
die,,Modernisierer" der Sozialdemokratie in 
Europa als.Gefangene ihrer Anpassung" an 
die neoliberale Ideologie.,,Sie sind deshalb 
blind dafür,dass Millionen Menschen Orien- 
tierung suchen.Und sie merken gar nicht,wie 
modern die traditionellen Erkenntnisse der 
Sozialdemokratie, ihre Werte und Konzeptio- 
nen sind und wie desavouiert und geschei- 
tert die Wirtschaftsliberalen und Konservati- 
ven mit ihrer Ideologie sind." (F. R.27.5.) 
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D isz ip l in  fr isst Seelen auf. .. 
Anmerkungen zur AGENDA 201 O-Diskussion 

Von Reinhold Rünker 

Am 28.April fand im Maritim-Ho- 
tel zu Bonn dieerste der vier Regionalkon- 
ferenzen statt, auf denen die Parteifüh- 
rung das Parteivolk geladen hatte, um sie 
von Sinn und Notwendigkeit der AGENDA 
2010-Ziele zu überzeugen. 
Die Rede, die der Kanzler und SPD-Vorsit- 
zende dort vortrug,war zwarvon inbrüns- 
tiger Gestik und heiserer Stimme geprägt. 
inhaltlich setzte sie sich aber kaum mit 
dem Thema der Veranstaltung auseinan- 
der.Stattdessen warb Schröder um Lob für 
seine Irak-Politik und um die Einsicht,dass 
sich Deutschland ähnlich wiezu Weimarer 
Zeiten des 20. Jahrhunderts in einer Pha- 
se epochalen Umbruchs befinde. Insofern 
versuchte er zwar,seine Initiative in einen 
historischen Kontextzu stellen,doch blieb 
er die erwartete Ausgestaltung seiner 
Agenda 2010 schuldig. 
Eine wirkliche Debatte wollte daher auch 
nicht so recht in Gang kommen.Dazu trug 
auch die eigentümlich Redeliste bei, auf 
der zwarwohl über siebzig Namen gestan- 
den haben, seltsamerweise aber außer ei- 
ner Hand voll ,,Basis"-Funktionäre die ge- 
samte anwesende Prominenz u.a.aus Bun- 
desministerlnnen und Ministerpräsidenten 
an das Mikrofon musste, um die störrische 
Basis von der Notwendig- und Richtigkeit 
des Kanzler-Ansatzes zu überzeugen. Kriti- 
sche Stimmen wurden zwar nicht vollstän- 
dig außen vor gelassen,doch allein Ottmar 
Schreiner durfte als prominenter Initiato- 
ren des Mitgliederbegehren einen Beitrag 
halten. Der Applaus war groß, die Mienen 
auf dem Podium versteinert. 
Die Erfahrungen aus den anderen Regio- 
nalkonferenzen waren ähnlichewenn auch 
die Strategien für die Redeliste geändert 
wurden. So wurde auf der Regionalkonfe- 
renz in Nürnberg offenbar die Variante 
gewählt,zunächst sehr viele und vor allem 
unbekanntere Basis-Rednerlnnen zu Wort 
kommen zu lassen,ohne dass Agenda-Be- 
fürworterlnnen erkennbar argumentative 
Auseinandersetzungsfläche geboten hät- 
ten.wodurch sich die formulierte Kritikan 
den Agenda-Plänen,,totlaufen" sollte. De- 
zidierte und bekannte Befürworter des 
Mitgliederbegehrens kamen nicht oder 
erst sehr spät zu Wort. 

Im gleichen Maße selektiv wurden diever- 
treterlnnen der Medien.informiert" -das 
Mitgliederbegehren würde ohne groRes 
Echo in der Partei verhallen, die übergro- 
ße Mehrheit aufden Regionalkonferenzen 
unterstütze Schröder, etc. 
Der wirkliche Erfolg der SPD-Führungs- 
Bemühungen ist jedoch eher zweifelhaft: 
.Ein Beobachter dieser Konferenz muss 
uns für schizophren halten, wenn die bei- 
den Redner mit den entgegengesetzten 
Positionen den deutlichsten Applaus er- 
halten" formulierte sinngemäß Dietmar 
Nietan, einer der wenigen jungen MdBs 
der SPD-Fraktion und Vorsitzender des 
SPD UB Düren-als er auf die Publikumsre- 
aktionen nach den Reden von Schröder 
und Schreiner verwies. 
Überhaupt - Dietmar Nietan brachte ei- 
nen charakteristischen Beitrag - zumin- 
dest für die Regionalkonferenz am 28. 
April in Bonn, denn er warb in geradezu 
staatsmännischer Manier um den Kanzler 
und Parteivorsitzenden Gerhard Schröder. 
Schröder möge anerkennen,dassdie sozi- 
ale Frage eine wichtige in der SPD sei,dass 
die SPD eine diskussionsfreudige Partei 
und dies gut so sei, dass sie aber immer 
auch den Willen zur Einigung und Regie- 
rungsfähigkeit habe. 
Stellvertretend für sicherlich die Mehrheit 
der anwesenden SPD-Mitglieder reckte er 
symbolisch seinem Vorsitzenden die aus- 
gebreiteten Arme entgegen in der Hoff- 
nung, dass dieser sie ergreife, um die vor- 
getragene Kritik zumindest zu akzeptie- 
ren, sie ernst zu nehmen. sich damit 
auseinander zu setzen. 
Doch Schröder schlug die dargebotenen 
Hände brüsk aus. schalt seine Kritiker re- 
alitätsfern, stellte sich stur. Sicher: Es 
mag ihm so gelingen,die SPD i n  die von 
ihm vorgegebene Disziplin zu zwingen 
und damit auf dem Sonderparteitag 
eine Mehrheit zu erreichen. Eine aktive 
Unterstützung seiner Partei, des sozial- 
demokratischen Umfelds, die ,,sozialde- 
mokratische Seele" wird er so nicht er- 
reichen. Es gehört wenig Visionäres 
dazu, ihr Dank Schröder und seinem 
Kreis die politische Vereinsamung in der 
SPD zu prognostizieren. 

Reinhold Rünker. Mitglied der spw-Redaktion, lebt und arbeitet in Leichlingen 
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Reinhod Rünker 

Aber was noch schlimmer ist: Mit der Art 
und Weise, wie die Debatte in der Partei 
geführt wird, ist die inhaltliche Auseian- 
dersetzung, die doch konstitutiv für eine 
Demokratie istreinmal mehr diskreditiert. 
Und sollte esdoch irgendwann zum Rück- 
tritt Schröders kommen,stehen genug be- 
reit, die wie zu Schmidts Zeiten eine 
Dolchstoßlegende in die Welt setzen wer- 
den. 
Doch es ist Schröder selbst,der den Dolch 
im Gewande führt. M- 0 ~ 2 1  
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Ir Wir s ind die Partei" 
Für eine SPD mit k larem 
sozialdemokratischen Profil 

von Florian Pronold 

Am 1 l.April2003 istdasersteMitglie- 
derbegehren in der Geschichte der SPD offizi- 
ell gestartet.Dabei wurde und wird viel richti- 
ges über die SPD und dieinnerparteiliche Dis- 
kussion geschrieben und gesendet,gleichzei- 
tiges aber auch vieles ~erkürzt~verdreht und 
missinterpretiert. 

Die Regierungspartei stärken 
,,Stürzt die SPD den Bundeskanzler?" Diese 
Frage beherrscht derzeit weitgehend die öf- 
fentlicheDebatteum dasMitgliederbegehren 
und die Agenda 2010.Z~ Unrecht.Esgibt kein 
Mitgliederbegehren gegen Schröder, gegen 
die Regierungspolitikoder gegen die Agenda 
2010als ganzes.lm Gegenteil:Das Mitglieder- 
begehren soll die SPD als Regierungspartei 
stärken und zukunftsfähig machen.Dieses Ziel 
geht aus der Begründung auch ganz eindeu- 
tig hervor. Die Unterstützerinnen und Unter- 
stützer des Mitgliederbegehrens sind davon 
überzeugt, dass Bundesregierung und SPD 
nur mit einem klaren sozialdemokratischen 
Programm Erfolg haben kann.Nur mit einem 
sozial ausgewogenen Reformprogramm.dass 
neueWachstumsimpulseschafft,kanndie Po- 
litikin Deutschland Arbeit,Wohlstand und so- 

Solche Diskussion müssen zwischen den Par- 
teien ~tattfinden~aberauch innerhalbder Par- 
teien. Unser Grundgesetz verlangt von den 
Parteien ausdrücklich demokratische Willens- 
bildung im inneren - und zwar von unten 
nach oben.Wir wollen eine lebendige,diskus- 
sionsfreudige Partei. Am Ende der Diskussion 
mussein Ergebnisstehen,dasdiegroßeMehr- 
heittragen kann.Dann wird die SPDauch ge- 
stärkt aus einem Mitgliederentscheid hervor- 
gehen. Den notwendigen Klärungsprozess 
immer wieder zu vertagen und der täglichen 
Regierungsarbeit unterzuordnen,ist dagegen 
ein gefährliches Spiel mit dem Feuer. 

Wohin wir wollen 
Das Mitgliederbegehren will der SPD ein kla- 
res Profil geben. In sieben Punkten wird defi- 
niertfür wen und was unsere Partei stehen 
soll. An erster Stelle steht dabei die soziale 
Gerechtigkeit und die Verteilungsgerechtig- 
keit.Wir sind überzeugt,dass dieStärkung des 
Sozialstaats und eine gerechtere Verteilung 
der Lasten nicht im Widerspruch zu Wachstum 
und Beschäftigung steht,sondern die Grund- 
lage dafür sind. 
Die Uneinigkeit über den richtigen Weg bein- 
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Tabuthemen anpacken! 
Die öffentliche Debatte um das Mitgliederbe 
gehren konzentriert sich vorwiegend auf das, 
waswirnichtwollen.Dabei enthältderTextvie- 
leVorschläge.was wir positivverändern wollen. 
Dazu nur zwei exemplarische Beispiele. 
Eins dergrößtenTabuthemen in unserm Land 
ist Reichtum. Ein Prozent der Bevölkerung be- 
sitzt allein über eine Billionen Euro, gut ein 
Viertel desVermögens in Deutschland.Mit ei- 
ner Vermögensteuer von l Prozent könnte 
man hier 16 Milliarden Euro jährlich einneh- 
men. Dabei wäre jedes Vermögen unter 500 
000 Euro sowie eine selbstgenutzte Immobi- 
le von der Besteuerung ausgenommen. Milli- 
onen zahlen Steuern,Millionäre sollen es auch! 

ziaeGerecht gue~t schaffen.Und nur wenndie haltet her auch enen Dissens "wr  Oie Analy- D-rch gerechterevertei ung oerLasten lassen 
SPDals Parted~rso~ialenGerechti~~eit wanr- se der Probleme. Mi1 Ionen Mcnscnen sucnpn sichaLcn die meisten Probiemeder Soz alkas- - 
genommen wird und sich darin deutlich von Arbeit in Deutschland,doch sie finden keine 
anderen Parteien abhebt. kann sie in Zukunft freienStellen.Höherer Druckund Leistungskür- 
auch bei den Wahlen Erfolg haben. Zungen im Sozialsystem schaffen keine neuen 

ArbeitsplätzeSie bedeuten hier nur Einsparun- 
Demokratische Diskussion is t  notwendig gen in den öffentlichen Haushalten, denen ein 
Die Diskussion um den Kursder SPD hat nicht entsprechender Ausfall des privaten Konsums 
erstam 11.April begonnen.SeitmehrerenJah- gegenübersteht,wasdasWirtschaftswachstum 
ren gibt es nie wirklich ausgetragene Mei- hemmt.Die Konjunktur krankt nicht an zu ho- 
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sen beheben. Beispiel Krankenversicherung: 
die gesetzlichen Krankenkassen sind ein Soli- 
darsystem der unteren und mittleren Schich- 
ten.Diefinanziell stärksten werdenjedoch aus 
diesem System entlassen. Sie zahlen auf den 
größtenTeil ihres Einkommens keinen Kassen- 
beiträgeodersind ohnehin in privaten Kassen 
versichemGesetzliche Kassen, in die der glei- 

nungsunterschiede über den Kurs der SPD in hen Konen und starren Arbeitsmärkten. son- che~nteilausjedem ~inkommenfließt,vekei- 
der Arbeitsmarkt; Wirtschafts- und Sozialoo dern an fehlender Nachfraae.Neue Arbeit ent- IendieGesundheitskosten oerechter undöko- 
IitikViele SPD-Mitglieder haben der ~ a r t i  in 
letzter Zeit den Rücken gekehrt und viele 
Wählerinnen und Wähler haben sich von uns 
abgewendet. In den Landtagswahlen in Hes- 
sen und Niedersachsen und den Kommunal- 
wahlen in Schleswig-Hoistein sind sie über- 
wiegend nicht zu anderen Parteien überge- 
laufen, sondern einfach nur zu Hause geblie- 
ben.Ziel des Mitgliederbegehrens ist es bei 
diesen das Vertrauen zurück zu gewinnen. 
Politische Diskussionen um den richtigen Weg, 
um unterschiedliche Meinungen und Positio- 
nen sindder Kernbestandteilvon Demokratie. 

- 
steht nur wenn die Unternehmen auf zusätzli- 
che Nachfrage reagieren.Zusätzliche Nachfra- 
ge kann nurausdem privaten Konsum und aus 
öffentlichen Investitionen kommen. Privater 
Konsum wird dann höher,wenn wir die Steuer- 
und Abgabenlast gerechter verteilen und Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer mehr 
Geld in der Tasche haben.Mehr öffentliche In- 
vestitionen werden den Schuldenstand kurz- 
fristig erhöhen.Doch wenn wir damit neue Be  
schäftigung schaffen,wird die Investition durch 
steigenden Steuereinnahmen und sinkenden 
Sozialausgaben rentabel. 

Florian Pronold, MdB, Juso-Landesvorsitzender Bayern, ist einer der lnitiatorlnnen des Mitglie- 
derbegehren. Infos unter www.mitgliederbegehren.de 

- 
nomisch klüger.Das meinen wir mit einer Stär- 
kung des Solidarprinzips. 

Die Basis muss entscheiden 
Alle Mitglieder der SPD haben diese Partei 
aufgebaut und zum Erfolg geführt. Sie sind 
auch in der Lagesüber ihren zukünftigen Kurs 
zu entscheiden.Wir lehnen eine Verknüpfung 
der inhaltlichen Ziele mit Personalfragen ab. 
Eine demokratische Entscheiduna aller Partei- 
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mitglieder über diese Frage. darf nicht durch 
Denkblockaden und unzulässigeVerknüpfun- 
gen behindert werden. Wir wollen mit dem 
Mitgliederbegehren in der SPD einen Kurs 
durchseQen,derdie notwendigen Reformpro 
zesse gerecht gestaltet. Nur damit gewinnt die 
Sozialdemokratie wieder an Attraktivität und 
bleibt dauerhaft regie~ngsfähig. F„, DL?, 

Politik der nächsten Generation 
Kapitel 3 und Schluss: 

Bausteine für eine Erneuerung jungsozialistischer Kampagnenführung 
2003 / 2004. 

Von Björn Böhning, Marc Herter, Britta Lenz, Anja Spiegel und Cornelia Walter 

Unser Ziel ist es,die fundamentalen 
Herausforderungen zur Regulierung des fle- 
xiblen Kapitalismus in reales Kampagnen- 
handeln zu übersetzen. Das bedeutet vor 
dem Hintergrund eines geeinten Gesamt- 
verbandes.zentrale sozialistische und femi- 
nistische Umbauprojekte zum Inhalt der 
kommende Arbeit des Juso-Bundesverban- 
des zu machen. 

1. Handlungsfeld: Modernisierung der 
beruflichen Orientierung. 
Das Übergangssystem von der Schule/ 
Hochschule in den Beruf ist heute in höchs- 
tem Maße differenziert ausgestaltet. Die 
..Normalbiografie", der direkte Übergang 
von einer berufsqualiiizierenden Ausbil- 
dung in die beständige berufliche Laufbahn 
ist seltener geworden. Die berufliche Orien- 
tierung gleicht heute mehr denn je einem 
Patchwork, in dem junge Menschen perma- 
nente Anstrengungen zur Ausweitung und 
Verbesserung ihrer Erwerbs- und Lebensper- 
spektive unternehmen. Diese diffizile Situati- 
on meistert die junge Generation mit einem 
Höchstmaß an Koordinationskompetenz - 
in ihren individuellen Möglichkeiten 
allerdings stark abhängig von sozialer Her- 
kunft und Milieu. Gerade an dieser,,zweiten 
Spalrungs1inie"ist deshalb eigenverantwortii- 
ches Handeln durch einen diensfleisterischen 
Sozialstaatzu flankieren, und die Anforderun- 
gen durch den Arbeitsmarkt sind demokra- 
tisch auszugestalten. 
DieJugendphase ist eine Phasefrüher beruf- 
licherOrientierung.Die mit hoher Arbeitslo- 
sigkeit. gewandelten Arbeitsrealitäten und 

ausforderungen nur unzureichend vorberei- 
tet.50 ist dieVorbereitung der Universitäten 
auf die berufliche Perspektive jenseits der 
Wissenschaft mangelhaft, während gleich- 
zeitig die Aufstiegschancen auseiner berufli- 
chen Ausbildung heraus nach wie vor gering 
sind. Die Durchlässigkeit des Bildungssystems 
muss gesteigert werden. 
Das duale Ausbildungssystem ist im interna- 
tionalen Vergleich immer noch führend. Es 
bietet eine betriebsintegrative Ausbildung 
mit einer staatlichen Schulkomponente.Wir 
Jusos haben mit einer erfolgreichen Kampa- 
gne zur Umlagefinanzierung auf die Ausbil- 
dungsverweigerung vieler Unternehmen 
aufmerksam gemacht. An der Forderung 
.Wer nicht ausbildet, muss zahlen!" haben 
wir nichtszurückzunehmen.Gieichzeitig gilt: 
Im Ausbildungssystem,im Übergang zwischen 
Schule/Hochschule und Beruf. kurzum im ge- 
samten System der Berufsorientierung finden 
zu viele Veränderungen statt, als dass der iso- 
lierte Blick auf die Ausbildungsplatznot für 
eine moderne Reformpolitik ausreichend 
wäre. Veränderte Berufseinstiegsmuster, 
neue Ansprüche an die Ausgestaltung von 
Ausbildung in ihrer Gänze.andere Anforde- 
rungen an die Vereinbarkeit von Privatem 
und Erwerbsleben sowie neue oeschlechts- - 
spezifische Erwerbsansprüche müssen unter 
einen Hut gebracht werden mit den Anfor- 
derungen an die individuelle (und lebens- 
lange) Beschäftigungsfähigkeit. 
Beide Ansätze nehmen wir zum Ausgangs- 
punkt für eine Reformdiskussion um einen 
qualitativen Sozialstaat und ein modernes 
(Berufs-)Bildungssystem. Die strategische 

Unsicherheit vermischen sich mit veränder- Aufgabe wird sein.fortschrittlicheVorstellun- 
ten Ansorüchen an die bildunasoolitischen oen von beruflicher Entwickluna. individuel- - ,  - -. 
Sozialisationsagenturen.Veränderte Lebens- ler Entfaltung und solidarischer Absicherung 
Iäufe und gesteigerte Anforderungen an die in Arbeit, Leben und Bildunq qeqen die Apo- .. . 
Arbeitswelt korrespondieren damit unmit- logeten der~chmalspurausbildung sowie~ri- 
telbar. Das klassisch in berufliche und wis- vatisierungspropheten durchzusetzen: 
senschaftliche Ausbilduna aetrennte deut- . Vereinbarkeit von Erwerbsorientieruna 
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sche Berufsbildungssystem ist auf diese Her- und individueller Lebenslaufgestaltung 

Björn Böhning (24) ist stellvertretenderJuso-Bondesvorsitzender und lebt in Berlin, Marc Herter 
(28) istJuso-Landesvorsitzender NRW undlebt in Hamm, Britta Lenz (23) ist steilvertretendeJuso- 
Landesvorsitzende NRW und lebt in Düsseldort Anja Spiegel (23) istJuso-Landesvorsitzende von 
Brandenburg und lebt in Werder, Cornelia Walter (23) ist Mitglied des Juso-Bezirksvorstandes 
Hannover undlebtin Lüneburg. 
Kapitel 1 und 2 veröffentlichten wir in gekürzter Fassung in spw 130. Die Originolfassung kann 
angefordert werden bei redaktion@spw.de. 

- Reform des Bildungssystems zu einem 
durchlässigen, lebensbegleitenden und in- 
tegrativen,,Brückensystem". 

Verknüpfung regionaler Qualifizierungs- 
anstrengungen mit einer nachhaltigen regi- 
onalwirtschaftlichen Strukturpolitik 

Umbau des jetzigen reaktiven Sozialsys- 
tems zu einem qualitativen, beratenden und 
flexiblen Sozialstaat 

Langfristiger Aufbau gesellschaftlicher 
Arbeitsfelder in öffentlicher Verantwortung 
Berufliche Orientierung in unserem Sinne ist 
damit ein zentrales Umbauprojekt an der 
Schnittstellezwischen Bildung,Beruf und Le- 
bensweise. 

2. Handlungsfeld: Globalisierungskritik 
populär machen! 
Der fortschreitende Globalisierungsprozess 
ist dominiert vom Gewinnstreben von Glo- 
bal Playern wie etwa international operie- 
renden Großunternehmen und internatio- 
nale Banken. Diese Global Player gehören 
derzeit zu den relativen Gewinnern der Glo- 
balisierung. Unter Hinweis auf die internatio- 
nale Standortkonkurrenz drängen sie auf 
den Abbau von Arbeits- und Sozialstandards 
sowie die Einschränkung von fundamenta- 
len Rechten der Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer. Dieser Prozess des,,sich gegen- 
seitig ausspielens" i s t  sowohl in den Ent- 
wicklungs- als auch in den Industrieländern 
zu beobachten. Beschäftigte. kleinerer Un- 
ternehmen und ganze Staaten werden so 
zum Spielball weniger einflussreicher Fi- 
nanz- und Unternehmsjongieure. Demokra- 
tie und Selbstbestimmung, Gerechtigkeit 
und Solidarität kommen dabei zunehmend 
unter die Räder. 
Ein Phänomen der Weltwirtschaft sind die 
sich ausbreitenden Spekulationen auf den 
internationalen Kapital- und Finanzmärkten. 
die immer wieder Ursache für weltweite 
Wirtschafts- und Finanzkrisen sind.Kurzfristi- 
ge Spekulationen reißen immer wieder gan- 
ze Volkswirtschaften in einen Abwärtsstru- 
del.Offensichtlich ist hier die Notwendigkeit, 
durch Kapitalverkehrskontrollen eine Rere- 
gulierung der entfesselten Kapitai- und Fi- 
nanzmärkte zu erreichen. Die Verschlechte- 
rung von Lebensbedingungen durch unge- 
zügeltes Profitstreben, eine bedrohte Um- 
welt und ein globaler Wettlauf des Sozialab- 
baus bleiben nicht unwidersprochen. Der 
Zulauf der globalisierungskritischen Bewe- 



gung besonders durch Jugendliche ist ein 
ermunterndes Signal für eine andere Form 
der Globalisierung. Aus der Mitte dieser Be- 
wegung heraus wollen wir mitwirken, eine 
solidarische Lebensordnung durchzusetzen. 
Wir Jusos haben hier einen konkreten An- 
knüpfungspunkt, unserer Positionierung als 
internationalistischer Jugendverband ein 
neues Profil zu ver1eihen.E~ gilt.die Zusam- 
menhänge internationalen Wirtschaftensfür 
die lokalen Lebensbedingungen erkennbar 
und nachvollziehbar zu machen sowie hand- 
lungsfähige Gegenstrategien für die Arbeit 
der Aktiven zu entwickeln. Übergeordnetes 
Ziel muss es sein. die bisherige internationa- 
le Arbeit der Jusos,die einem,,closed-shop" 
gleicht, zurück in die Mitte der Aktivitäten 

und Diskussionen desverbandes zu holen. 
Die in vielen Städten stattfindenden Aktio- 
nen gegen den drohenden lrakkrieg werden 
vielerorts vor allem durch Jugendliche ge- 
tragen. Wie auch schon beim Golfkrieg zu 
Beginn der 90er Jahre werden viele Jugend- 
liche zum ersten mal politisch durch De- 
monstrationen,Schulstreiks u.ä.aktiv.Die Ju- 
sos stehen vor der Herausforderung. sich als 
glaubwürdige und mit Konzepten ausge- 
stattete Friedenskraftzu zeigen. 
Das in der Diskussion befindende GATS-Ab- 
kommen kann auf die Auswirkungen auf die 
Lebensbedingungen einer Stadt durchge- 
spielt werden. So können zum Beispiel auf 
die Auswirkungen einer Privatisierung von 
Bildung an der eigenen SchulelHochschule 

analysen, fakten & argumente 
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aufmerksam gemacht werden und Alterna- 
tivkonzepte popularisiert werden. 
So könnten Jusos die weltweiten Arbeitsbe- 
dingungen der Sportswear-Industrie (Nike, 
Adidas) kritisch untersuchen. Beispielhaft 
könnten die unhaltbaren Arbeitsbedingun- 
gen der Sportswear-Industrie Aufhänger für 
globalierungskritische Kampagnen vor Ort 
werden und eine Möglichkeit zum konkre- 
ten Engagement werden. 

3.Kampagnenorientierung der nächsten 
Generation 
Die Jusos haben einen radikalen Generatio- 
nenwechsel hinter sich. Wir stehen jetzt vor 
der historischen Herausforderung, diesen 
Generationenwechsel politisch, inhaltlich 
und methodisch zu untermauern.Wir wollen 
daher die Kampagnen der kommenden Mo- 
nate mit einem Schwerpunkt politischer Bil- 
dungsarbeit versehen.Ziel muss es sein,auf 
den Stärken jungsozialistischer Kampag- 
nenführung aufzubauen und mit einer kon- 
zertierten Aktion innerverbandlicher Bil- 
dungsarbeitzu flankieren. 
Notwendig ist ein Paradigmenwechsel im 
Hinblick auf die klassischeTrennung von in- 
haltlicher Arbeit und politischen Aktionsfor- 
men. Eine erneuerte Kampagnenorientierung 
im Juso-Verband wird durch einen institutio- 
nellen und politischen Transfer zwischen In- 
halten und Aktionen gekennzeichnet sein - 
oder sie wird nicht sein. 
Zweitens müssen Philosophie, Themen und 
Forderungen einer Kampagne wieder zu ei- 
nem Gesamtprojekt zusammengeführt wer- 
den. Dies geschieht dadurch,dass politische 
Diskussionen im Verband wieder stärker an 
der Basis verankert werden müssen. Der 
Output und die Professionalität von allen 
Diskursangeboten des Bundesverbandes 
aber auch der Landesverbände muss dazu 
kritisch überprüft werden. 
Drittens schlagen wir ein jungsozialistisches 
Bildungswerk als Unterstützungsleistung 
und Kommunikationssupport für die aktiven 
Jusos vor. Eine Kampagne, die Inhalte und 
Aktionsformen miteinander verknüpft,muss 
auch beide Seiten der Gleichung unterstüt- 
zen. Gerade auch der Bundesverband wird 
zukünftig stärker zum Koordinator und Aus- 
richter von politischen Bildungsangeboten 
werden müssen. 

4.Eine Organisation zum Mitmachen 
Ein schlagkräftiger Verband muss seine Or- 
ganisation auf die Bedürfnisse und Anfor- 
derungen der Untergliederungen zu- 
schneiden. Das Zukunftsmodell für einen 
eingriffsfähigen Juso-Verband ist nicht das 
einer großen und behäbigen Verwaltung, 
sondern das der kleinen, vernetzten und 
flexiblen Initiativen mit einer effizienten 
Dienstleistungsfunktion für die handeln- 
den Jusos vor Ort und Kompetenzzentren 
an der Spitze. Gleichzeitig müssen wir den 
Verband dadurch attraktiv machen, dass 

Das geht nur über eine erneuerte Gewerbesteuer. Die Gewerbesteuer 
Iässtsich nursinnvollzu einer kommunalen Betriebssteuerentwickeln, 
wenn die Bemessungsgrundlage deutlich verbreitert wird und die Be- 
steuerung konsequent am Ort der Wertschöpfung stattfindet. Dazu 
muss die gewerbesteuerliche Organschaft abgeschafft werden. Bemes- 
sungsgrundlage einer kommunalen Betriebssteuer müssen olle im ärtli- 
chen Betrieb erwirtschafteten Kapitalentgelte sein: die Gewinne, alle 
vom Betrieb netto bezahlten Schuldzinsen sowie ein angemessener Teil 
der bezahlten Mieten, Pochten und Lizenzgebühren. Die steuerliche Pri- 
vilegierung von Fremdkapital gegenüber Eigenkapital wirddurch diese 
Maßnahmen aufgehoben. Das kommunale Hebesatzrecht ist beizube- 
halten." 

+ S.9 Leitantrag: Stichwort,,Vermögenssteuer" 

Spiegelstrich einfügen hinter-Verstetigung der Steuereinnahmen 
anschließen wird ..." 

,,Wir wollen die Vermögens- und Erbschaftsbesteuerung weiterentwi- 
ckeln, um eine angemessene Belastung von großen Vermögensbesif- 
zern zu erreichen. DiesesZiel ist auch dann richtig und wird weiter ver- 
folgt, wenn es keine aktuellen Bundesrotsmehrheiten für seine Umset- 
zung gibt." 

+ 5.14 Leitantrag: Stichpunkt,,Zinsabgeltungssteuer" 

Passus.Es ist ein Gebot der Vernunft ... rückgängig gemacht und ver- 
hindert werden." ersetzen: 

,,Die angedachteZinsabgeltungssteuer ist unterden heutegegebenen 
Bedingungen nicht zielführend. Statt der versprochenen Mehreinnah- 
men wird es bei Bund, Ländern und Gemeinden voraussichtlich zu dau- 
erhaften Einnahmeausfälle In Höhe von 3 Milliarden Euro kommen. Die 
Voraussetzungen für eine Rückkehr von im Ausland angelegtem Kapital 
sind wegen der bisher nicht erreichten Einigung in der EU über die Infor- 
morionspflichten beiden Zinserträgen nicht erfüllt Deshalb muss die- 
ses Projekt aufgegeben werden." 

+ S. 13 Leitantrag: Stichwort,,Steuerreform 200412003'' 

,,Die Steuerpolitik dieser Bundesregierung wird die privaten Haus- 
halte biseinschließlich 2004 um insgesamt 26.7 Mrd.entlastet haben. 
Um eine sozial ausgewogene Beteiligung aller Einkommensgruppen an 
der Finanzierung der notwendigen Reformen zu gewährleisten, werden 
wirim Zuge derSteuerreformstufe2OOSden Spitzensteuersatz nicht ab- 
senken.) Mit dieser sozialausgewogenen Entlastung werden vor ollem 
Kaufkraft und Nachfrage von kleineren und mittleren Einkommen ge- 
stärkt und Familien begünstigt: 

.Wenn die Wirtschaft ihre Zusage nicht einhalten kann. werden wir 
noch 2003 das Geserzgebungsverfahren zur Umsetzung einer Ausbil- 
dungsumlage einleiten." 

Passus ersetzen,,Es ist deshalb notwendig die Bezugsdauer ... bis ein 
neuer Beschäftigungsaufbau entstehen." : 

,,Die Verkürzung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes soll der be- 
trieblichen Praxis ein Ende setzen, wonach ältere Arbeitnehmer unter 
Ausnutzung eines bis zu 32-monatigen Arbeitslosengeldes vorzeitig 
und in einen de facto Vorruhestand geschickt werden. Dieses Ziel ist 
richtig. Die geplante Kürzung der Bezugsdauer auf 12 Monate fbzw. 18 

Monate für über55-Jährige) kann dieseszieljedoch nur erreichen, wenn 
jedem Arbeitslosen in den ersten 12 Monaten seiner Arbeitsiosigkeit 
konkret ein zumutbares Arbeitsplarzangebot gemacht werden kann. 
Kann dies nicht garantiert werden, ist eine Verkürzung der Bezugsdauer 
des Arbeitslosengeldes nicht akzeptabel. Die Folge wäre nur ein fiskoC 
und sozialpolitisches Verschieben der Arbeitslosen in das steuerfinan- 
zierte undzukünftig abgesenkte Arbeitslosendgeld 11." 

+ 5.19 Leitantrag: Stichpunkt .Zusammenführung Arbeitslosen- 
hilfe und Sozialhilfe": 

,,Wir wollen eine armutsfeste Regelung.Die neue Leistung muss- 
wie im Regierungsprogramm zugesagt- oberhalb der Sozialhilfe lie- 
gen.Siegewährleistet die Sicherung des Unterhaltes einschließlich 
Beiträge zur gesetzlichen Kranken~ersicherung~sozialen Pflegever- 
sicherung und zur Rentenversicherung sowie Eingliederungsleis- 
tungen.Sie umfasst auch Leistungen für die im Haushalt lebenden 
Kinder, den im Haushalt lebenden nicht erwerbsfähigen Partner 
und die Kosten der Unterkunft. Nach der bereits om 1.1.2003 ver- 
schärften Anrechnung von Partnereinkommen darf es keine weitere 
Verschlechterung geben. Konkret heißt dies, die Anrechnung von Part- 
nereinkommen bei der Gewährung von Arbeitslosenhilfe I1 darf nicht 
nach den Bestimmungen der Sozialhilfe erfolgen. Durch die Zusom- 
menlegung der Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe ergeben sich für die 
Kommunen erhebliche Einsparungen bei den Aufwendungen für die 
Sozialhilfe. Diese Einsparungen müssen in vollem Umfange bei den 
Kommunen verbleiben und für beschäftigungsförderndeZukunftsin- 
vestitionen und die Bereitstellung von ganztägigen Kinderbetreu- 
ungseinrichtungen eingesetzt werden." 

.Kleine Betriebe.die heute nicht unter das Kündigungsschutzgesetz 
fallen, können künftig in begrenztem Umfang befristet Beschäftigte 
einstellen. Bei betriebsbedingten Kündigungen wollen wir den Be- 
standsschutz erhalten, aber durch einen Rechtsanspruch aufAbfin- 
dung für den Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin ergänzen. (...I 
DieSozialauswahl wird auf drei Kriterien begrenzt:das Alter,die Be- 
triebszugehörigkeit und eventuelle Unterhaltspflichten.Wir wollen 
auch dazu beitragen, dass das berechtigte Interesse der Betriebe an 
einer ausgewogenen Personal- und Altersstruktur berücksichtigt 
wird." 

Letzter Spiegelstrich ersetzen: 

,,Das solidor,sche und panrarisch finomierre System der gererziichpn 
Krankenverr,ch~rung gilt es zu erhalren una zu~~nftsfesr zu rnachen 
Hierzu ist eine Verbreiterung der Finanzierungsgrundlagen notwendig. 
Es muss der Personenkreis, der durch die gesetzliche Krankenversiche- 
rung erfasst ist, erweitert werden. Neben Löhnen und Gehältern müssen 
weitere Einkommensarten in die Beitragsbemessung einbezogen wer- 
den.Zie1 ist eine allgemeine Bürgerversicherung. Hiebei Ist auch zu prü- 
fen, ob und in wieweit die private Krankenversicherung in den Risiko- 
strukturausgleich der gesetzlichen Krankenversicherung einbezogen 
werden kann." 

,,Die Riester-Rente hat eine zusätzliche Säule der Alterssicherung etab- 
liert. Weitere strukturelle Reformschritte müssen olle Berufsgruppen in 
dieBeitragspfllcht einbeziehen.Zie1istderAufbau einer Erwerbstätigen- 
versicherung.Aktionistische Einzelmaßnahmen, wie die Anhebung der 
Altersgrenze auf 67 Jahre oder die als,,Nachhaltigkeitsfaktor" einge- 
führteÄnderung der Rentenformel, sind vor dem Hintergrundeines feh- 
lenden Gesamtkonzeptes nicht akzeptabel." 



SPD-Linke einigt sich auf 
Änderungen zur Agenda 
201 0 
Kurswechsel bleibt auch nach dem 1 .Juni auf 
derTagesordnung 

.............................. 

Von Andrea Nahles 
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Am Sonntag,4.Mai haben sich füh- zu den Initiatoren des Mitgliederbegehrens 
rende Linke und fünf Landesvorsitzenden um Ottmar Schreiner alle auf die nachste- 
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zu einem gemeinsamen Strategietreffen zur 
Vorbereitung des Sonderparteitages am 1. 
Juni getroffen.umeinegerneinsameVorge- 
hensweise in den kommenden Wochen ab- 
zustimmen. Das ist gelungen. 
Nachdem es im April zu strategischen Kon- 
troversen um das Mitgliederbegehren auch 
innerhalbdeslinken Spektrumsgekommen 
war, konnten sich von der Parlamentari- 
schen Linken (PL) um Michael Müller bis hin 

henden Änderungsanträge zum Leitantrag 
des Parteivorstandes verständigen. 
Damit werden die Schwerpunkte der Ausei- 
nandersetzung der Agenda 2010-Kritiker 
definiert.DieÄnderungsanträge werden auf 
dem Sonderparteitag eingebracht und die 
Verabredung geht dahin, dass sie auch von 
allen offensiv vertreten werden.Vereinbart 
wurde außerdemdass es von der Linken ei- 
nen Initiativantrag geben wird. der mittel- 

Andrea Nahles, Vorsitzende des Forum DL 2 I e. K, lebt in Ahrweiler und Berlin 

fristige Politikansätze formuliert, die über 
den 1.Juni und der konkreten Auseinander- 
setzung mit der Agenda 2010 hinausweisen. 
Entscheidend ist nicht nur die Ergänzung 
und Veränderung der Agenda, sondern 
auch die Frage. wie geht es nach dieser 
schwierigen Operation weiter.insbesondere 
dann. wenn -wie  die Linke erwartet - die 
Erfolge der Agenda 2010 auf dem Arbeits- 
markt im Herbst ausbleiben. Der Kurswech- 
sel hin zu einer nachhaltigen und beschäf- 
tigungsorientierten Wirtschaft- und Finanz- 
politik bleibt auch nach dem 1. Juni auf der 
Tagesordnung. F~~~~ DU, 

Änderungsanträge 
zum Leitantrag,,Mut zurVeränderung" des SPD-Parteivorstandes zum 
Sonderparteitag am 1 .Juni 2003 in Berlin 

Änderungen gegenüber dem Text des Leitantrages werden kursiv 
hervorgehoben! 

.Starke Arbeitnehmervertretungen und Gewerkschaften bleiben für 
die Stabilität unseres Landes unverzichtbar. Deshalb werden dieMir- 
bestimmung, die Tarifautonomie undder Flächentarifvertrag uneinge- 
schränkt ihren jetzigen gesetzlichen Schutz behalten. Sie haben sich in 
Deutschland als anpassungsfähig an veränderteVerhältnisse erwie- 
sen und als Garanten für wirtschaftliche und soziale Sicherheit be- 
währt. Vielfach haben Tarifverträge auf betriebliche Besonderheiten 
undKrisen flexibel reagiert unddamit den Betriebsparrnern Spielräume 
eröffnet, um Beschäftigung zu sichern." 

+ 5.13 Leitantrag:Stichpunkt,,Stabilitäts- und Wachstumspakt" 

Passus,,Wir müssen die Rahmenbedingungen ... bis Konsolidierung 
der Staatsfinanzen ist." ersetzen: 

,,Eine Konsolidierung der Staatsfinanzen ist unverändert notwendig, 
aberaus einer Wirtschaftskrise können wir uns nicht heraussparen, son- 
dern nur herauswachsen.AufeuropäischerEbne brauchen wir ein abge- 
stimmtes Investitions- und Innovationsprogramm. Es muss flankiert 
werden durch eine beschäftigungsorienrierte und wachstumsfördernde 
Geld- und Wirtschaftspolitikder EU.Zielist es,die öffentlichen Investitio- 
nen in Deutschland- voraliem derStädte undKommunen - aufdas eu- 
ropäische Niveau von 2,s %des Bruttoinlandsproduktes (BIPI zu erhö- 
hen." 

+ 5.14 Leitantrag:Stichpunkt,,GemeindefinanzreformlGewerbe- 
steuerreform" 

Passus,,Eine nachhaltige Stärkung der Investitionskra ft... ist diever- 
stetigung der kommunalen Steuereinnahmen".ersetzen durch: 

,,Die Gemeindeflnanzreform muss den Kommunen langfristig und kon- 
junkturunabhängig mehr Spielraum für Zukunftsinvestionen geben. 

nicht mehr nur eine Möglichkeit zur Mitbe- 
stimmung (,,Delegiertenkarte heben") gibt, 
sondern Politik kooperativ vor Ort entwi- 
ckelt werden kann. Dazu werden wir neue 
Förderungsmodelle konzipieren und um- 
setzen müssen (z. B.Projektcoaching für Un- 
tergliederungen etc.).Die Einbindung kriti- 
scher Wissenschaftlerlnnen, junger Ge- 
werkschafterinnen und neuer Bewegungs- 
formen als Grundlagefür eine neue kampa- 
gnenfähige Linke wird zur zentralen Aufga- 
be der Jusos.Dies kann jedoch nur erfolgen, 
wenn Bündnisarbeit auch von den Unter- 
gliederungen wieder als zentraler Motor ei- 
ner Kampagne erkannt wird. Deshalb wird 
die regionale Verankerung der Kampagne 
über den eigenen Verband hinaus wichtig 
sein.DerJuso-Verband wirdzukünfrig stärker 
als bisher gemeinsam Kampagnen konzipie- 
ren und umsetzen müssen. Die Bezirke und 
Unterbezirke sind gefordert, diese Kampag- 
nen mit regionalen Akzentuierungen und re- 
gionalpolitischen Verknüpfungen zu verse- 
hen. Konkret heißt das: 
Die Reform der bisherigen Kommissionsarbeit 
zu einem qualitativ hochwertigen ,,Hearing- 
modello Die Kommissionsarbeit der Jusos 
fuRt auf einem Expertenmodell, das in der 
Verbandsrealität nicht mehr trägt. Stattdes- 
sen sind die Kommissionen derverbandsöf- 
fentlichkeit durch vierteljährlich stattfinden- 
de Verbandswochenende zu öffnen. Die 
Kommissionsarbeit wird dadurch effekti- 
viert, dass die Kommissionen zukünftig zu 
den zentralen Kampagnenthemen Thesen- 
papiere erstellen und diskutieren. die auf 
den Hearings mit Multiplikatorlinnen aus 
Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und Kultur 
kontrovers diskutiert und ,,abgeglichen" 
werden. Diese Thesenpapiere dienen als 
Grundlage für weiterführende innerver- 
bandliche Di~kussionen~als Bildungsmateri- 
al sowie als Positionspapiere gegenüber der 
Öffentlichkeit. 
Projekt NetzwerkSchülerlnnenarbeit. Wir stre- 
ben hier einen Neubeginn an.Das bedeutet, 
sich von der bisherigen Orientierung auf die 
klassische Gremienarbeit in Kommissionen 
zu verabschieden, und verstärkt als Netz- 
werk von linken Schülerlnnen zu agieren. 
Dazu sind sowohl spezifische Bildungs- als 
auch Diskursangebote sowie eine kulturpo- 
litische Modernisierung notwendig. 
Die Flankierung des Frauennetzwerks mit ei- 
genständigen Diskurs- und Bildungsangebo- 
ten. Ein Mentorenprogramm mit jungen 
SPD-Ministerinnen und Parlamentarier- 
innen soll darüber hinaus einen Beitrag zum 
Aufbau eines neuen weiblichen Führungs- 
kaders genutzt werden. 
Projekt:JuniorSGK. Die realpolitische Soziali- 
sation vieler junger Sozialistlnnen findet in 
kommunalen Vertretungen statt.Das Ergeb- 
nis ist vielfach Resignation oder Anpassung, 
nur in sehr wenigen Fällen jedoch bewusste 
politische Formierung einer neuen Genera- 
tion. Wir schlagen vor, ein entsprechendes 

Netzwerk gemeinsam mit Bezirken und Lan- 
desverbänden auizubauen. 
Der Aufbau eines Netzwerkesjungesozialde- 
mokratischeLinke21 in Zusammenarbeit mit 
dem Forum DL2l unter Einbindung der lin- 
ken Jugendverbände, kritischer Wissen- 
schaftlerlnnen, kritischer Schülerlnnen und 
St~dierenden~jungen Linken in Nichtregie- 
rungsorganisationen sowie den in der glo- 
balisierungskritischen Bewegung veranker- 
ten Teilen derjungen Generation. Ausgangs- 
punkt dafür kann die Diskussion um einen 
sozialdemokratischen Orientierungsrahmen 
2010sein. 

Im Hier und Jetztfür diezukunftschancen 
unserer Generation 
Wir stellen uns die Aufgabe. die real existie- 
rende Generationendebatte mit einem soli- 
darischen Gegenentwurf zu konfrontieren. 
Kollektive Solidaritätspotenziale in unserer 
Generation sind nur unter Berücksichtigung 
kollektiver Generationenprägungen und der 
Unterstützung fortschrittlicher und selbst- 
bestimmter Lebensentwürfe zu erschließen. 
Die Etablierung einer Politik für Zukunfts- 
chancen ist die entscheidende Aufgabe für 
die Sozialdemokratie der nächsten Genera- 
tion. Uns geht es um eine fortschrittliche Po- 
litik,die diesoziale undökonomische Einbet- 
tung der globalisierten Ökonomie zum We- 
sensmerkmal sozialdemokratischer Politik 
machtwir laden alle ein - sei es in Partei,Be- 
wegung,gesellschaftlichen Initiativen oder 
der Wirtschaft-an einer Politik der nächsten 
Generation mitzuwirken. W 812002 
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Die Chancen werden knapper. 
Hier ist noch eine: 
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haben Sie Gelegenheit, den 
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Für S~dierende gibt es zusätzliche 
Ermässigungen. 

hr~pmrnt-Redaktion 
Reichcnberger Strasse 150, 10999 Beriin 
T: 030 - 61 14 182, P: 030 - 61 14 270 



Intern 
Die spw-Frühjahrstagung in Hamburg am 26.1 
27.April kann als großer Erfolg gewertet wer- 
den. Organisiert durch das Projekt Moderner 
Sozialismus und mit Unterstützung der Juso- 
Hochschulgruppe an der Hochschule für Wirt- 
schaft und Politik nahmen biszu 80 Interessier- 
te an den Diskussionen mit Prof.Michael Krät- 
ke, Professor Arne Heise und anderen teil.Aus- 

gewählte Beiträge werden wir in spw doku- 
mentieren. 

Im Rahmender Frühjahrstagung haben wirdie 
Redaktion um vier neue Mitglieder erweitert: 
Hinzu gekommen sind Ulf Banscherus,Tanja 
Breuer, Sebastian Jobelius und lnken Wiese. 
Alle vier waren oder sind in verschiedenen 
Funktionen bei den Jusos auf Bundes- oder 
Landesebene aktiv und waren in dervergan- 
genheit bereits als Autorlnnen für spw tätig. 
Verabschiedet wurden mit einem herzlichen 
Dank für die Arbeit die langjährigen Redakti- 
onsmitglieder Vta Biermann und Frank Wilhel- 

my. 

Dienächstespw-Tagung wirft ihreschatten vo- 
raus: Am 25.Oktober2003 feiertspwdas25jäh- 
rige Jubiläum im Willy-Bmndt-Haus (s.dieAnze1- 
ge in diesem Heft auf S.8). Informationen zum 

Programm gibt es demnächstaufwww.spw.de 
oder pereMail an 25jahre@spw.de. 

Hinweisen wollen wir noch auf die Initiative 
,,Global Tox Jusrice NerworkUder Attac-AG Stopp 
Steuerfiucht. Aufder Grundlage eines britischen 
Entwurfes wurde die,,Erklärung für Steuerge 
rechtigkeit" erarbeitet. Die Erklärung enthält 
eine Analyse des Problems zunehmender Steu- 
erungerechtigkeit im Zuge der Giobalisierung 
der Finanzmärkte sowie eine Listevon konkre- 
ten Forderungen.Diese gute Arbeit überzeugte 
auch dieGlobalisierungsabteilung der Friedrich- 
Ebert-Stiftung, die den internationalen Auibau 
des Netzwerkes finanziell unterstützt 
Die Erklärung des Netzwerksfindet sich aufder 
(noch im Aufbau befindlichen) internationalen 
Webseite des Netzwerks: htt~://www.tax 
iustice.net 
Reinhold Rünker, spw Redaktion 

Sozialpoli t ische Tagung 
Soz ia l s taat  irn Stre i t  

Sonntag, 22. Juni 2003 
Büchen Ohlrogges Gasthof 

13 - 17 Uhr 

Mit der Vorstellung der ,,Agenda 2010" durch die Regierungserklärung Gerhard Schröders sowie 
durch die Vorschläge der Rürup-Kommission hat die sozialpolitische Debatte a n  Schärfe und an 
Grundsätzlichkeit gewonnen. Entlang der Themenbereiche Krankenversicherung, Alterssiche- 
rung sowie Arbeitsmarktpolitik & soziale Sicherung soll diese Tagung die aktuelle Reformdebat- 
te kr i t isch begleiten und bei der notwendigen Unterscheidung helfen, welche Vorschläge tatsächlich 
zu einer Reform der sozialen Sicherungssysteme führen und welche nur zu einem Abbau an Sozial- 
staatlichkeit führen. 
Aus Expertensicht werden Prof. Dr. Joachim Weeber (Nordakademie Elmshorn) zur Alterssiche- 
rung, Andreas Her ing (AOK Schleswig-Holstein) zur Krankenversicherung und MdB Thomas 
Sauer (Ahrensburg/ Mölln) zur Arbeitsmarktpolitik Stellung nehmen. Auf die Inputs der Experten 
sowie auf eigene Überlegungen der SPD-Bundestagsfraktion wird MdB Ortwin Runde (Hamburg- 
Wandsbek) eingehen. 
Die Zukunft der sozialen Sicherungssysteme ist zu wichtig, um diese Debatte einer einzelnen Kom- 
mission zu überlassen. Vielmehr brauchen wir einen gesellschaftlichen Streit über die sozialen Siche- 
rungssysteme. ProMS Norddeutschland und MdB Thomas Sauer laden daher herzlich zur sozialpo- 
litischen Tagung ein. 

Information und Anmeldung 
MdB Thomas Sauer, Hamburger Str. 30,22926 Ahrensburg 
Tel. 04102/823298 Fax: 04102/823112 
Email Thomas.Sauer@wk-bundestaz.de und www.proms-nord.de 

Anfahrt :Ohlrogges Gasthof befindet sich direkt gegenüber vom Bahnhof. Hamburg HBF ab12.19 
Uhr, 12.49 Uhr an Büchen. Lübeck HBFab 12.11 Uhr, an 12.52 Uhr. 
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Von Thomas Wesrphal G e s u n d h e i t s p o l i t i k  für V e r s i c  
B e s c h ä f t i g t e  

:herte, P a t i e n t e n  und 

In der geopolitischen und militärstrategischen Diskus- 
sion existiert seit Jahrhunderten eine strategische 
Denkfigur,die bei Eingeweihten als,.Strategie des Ver- 
rückten" bekannt ist. Nach dieser Strategie muss man 
den potenziellen Gegnern möglichst unberechenbar 
erscheinen, weil dies die Gegner noch mehr ein- 
schüchtere und der Respekt vor dem Verrückten, dem 
alles zuzutrauen sei. weiter wachse. 
Französische Intellektuelle wie der Wissenschaftler 
EmmanuelTodd behaupten,dass die USA unter ihrem 
Präsidenten Bush auf internationaler Bühne zu dieser 
,,Strategie des Verrückten" zurückgekehrt seien. 
Wenn wir die letzten Wochen und diegezielten Provo- 
kationen an die arabischen Länder nach dem offiziel- 
lem Ende des Irak-Krieges an uns vorbeiziehen lassen, 
ist man schnell geneigt,Todd zuzustimmen. 
Die Bilder und Botschaften. die wir aus dem Nach- 
kriegs-Irak erhalten, zeigen uns, welche Dimensionen 
der Destabilisierung der gesamten Welt auf uns zu- 
kommen, wenn die USA mit dieser.Strategie des Ver- 
rückten" fortfährt. So betrachtet, wird die nächste Prä- 
sidentschaftswahl in den USA ein Ereignisvon wahrlich 
globaler Bedeutung. 
Mit der knappen Wahl von Bush junior ist in den USA 
die Rückkehr einer .Old-Boys-Administration". um 
Cheney, Rumsfeld und Wolfowitz gewählt worden, die 
hierzulande nur vergleichbar wäre mit der Wiederwahl 
von Kohl.Dregger und Strauß.Oderstellen wir unsvor, 
die Russen wählen Andropow, Gromyko und Li- 
gatschow wieder. Aber dies ist ja bekanntermaßen 
schon biologisch gar nicht mehr möglich. 
Kurzum: Die neue Weltordnung wird in erster Linievon 
einer abenteuerlichen Strategie und von einer längst 
abgemeldeten Bellizisten-Clique um den amerikani- 
schen Präsidenten geprägt. Sie erheben den Terroris- 
mus in den Status einer universellen Kraft, die den ge- 
samten Planeten in einen permanenten Kriegszustand 
versetzt.DieAnsprachevon Bush jun.unmittelbar nach 
dem Anschlag vom 11.September 2001 ist dafür das 
ideologische Manifest. 
Es bleibt abzuwarten. wie sich die Industrieländer in 
Europa und Asien auf die,,Strategie des Verrückten" 
weiter einstellen werden und wie die amerikanische 
Bevölkerung mit ihrer Administration weiterverfahren 
wird. 

In Deutschland beherrscht mittlerweile wieder die 
Innenpolitik die Szenerie. Die Debatte um die soge- 
nannte Reformagenda 2010 des Bundeskanzlers spitzt 
sich zu. Für Michael Bauchmüllervon der Süddeutschen 
Zeitung fällt die Bewertung der Bemühungen um ein 
Reformprogramm eindeutig aus:,,Die Regierung steht 
inmitten der Bäume 2003, sie sieht den Wold 2010 gar 
nicht, weildort deraktuellen Bäumezu viele wurzeln, und 
deshalb wird wahrscheinlich selbst Aufbruch 2004 in die 
Hose gehen. Letzteres freilich lässt sich fürjedes erdenk- 
liche Jahr dokumentieren - Hose 2002: Steuerreform, 
wegen Hochwasser verschoben, Hose 2001: Job-Aktiv- 
~esetz, viel umworben, aber letztlich zerredet Hose2000: 
Green Cord. gro13er Aufschrei. aber zu wenrg Inder Und 
so fort DerAaendo2010 bluht einahnl~ch~s Schirkrol. In - 
zwei Jahren ist sie Vergangenheit 2010 bestenfalls Ge- 
schichte." 
Ich möchte noch hinzufügen. dass die Blütenträume 
der UMTS-Milliarden, der Reform der Körperschafts- 

steuer, der Hartz-Pläne. der Jahrhundert-Reform zur 
Rente, die Gesundheitsreform und nicht zuletzt das 
berühmte Steuervergünstigungsabbaugesetz in der 
Aufzählung der in die Hosegegangenen Plänefehlen. 
Kurzum: Die Bundesregierung vagabundiert seit Jah- 
ren durch alle denkbaren Handlungsfelder und ord- 
nungspolitischen Grundsätze,aber dasTempo und die 
Intensität derVerkürzung der ~albwertzeit der eigenen 
Maßnahmen scheint noch steigerbar zu sein. 

* 
Es bleibt jedenfalls das Geheimnis des Kanzlers, war- 
um nach der gescheiterten,,Bündnis-für-Arbeitn-Run- 
de innerhalb von Wochen eine Agenda auf die Beine 
gestellt werden musste, deren Inhalt zwangsläufig zur 
Spaltung der Parteiführen musste. Für den Aufbau von 
Argumentationen, für die Überprüfung der möglichen 
Folgewirkungen,fürden Aufbau von Bündnissen inner- 
halbund außerhalbder Partei war keineZeit. Nun wird 
vor den Augen der gesamten Öffentlichkeit, unter Ink- 
aufnahme der Zerrüttung der Partei und des Verlustes 
der eigenen Regierungsmehrheit, begleitet von übli- 
chen..dann macht es ohne mich" Drohungen,dieAgen- 
da 2010 rauf und runter debattiert. Wie sich die Bilder 
gleichen: Schon bei den Plänen zum Abbau von Steu- 
ervergünstigungen musste der Fraktionschef Münte- 
fering nach wenigen Wochen eingestehen:..Wir haben 
die volkswirtschaftlichen und sozialpolitischen Konse- 
quenzen der einzelnen Maßnahmen nicht ausreichend 
durchdacht." 
Nun beginnt das Spiel von Neuem. Erneut ist es Münte- 
fering. der darauf hinweist. dass die Folgen der Pläne 
zum Krankengeld und zum Arbeitslosengeld II nicht 
hinreichend klar waren. 
Weit schlimmer steht es noch um die Pläne zur Locke- 
rung des Kündigungsschutzes. Hier handelt es sich um 
eine lupenreine Symbolaktion, die fast ohne jede fak- 
tische Auswirkung auf den Arbeitsmarkt bleiben wird. 
Warum entscheidet sich der Kanzler für eine Agenda 
2010 mit geringem Reformgehalt bei gleichzeitig ho- 
hem Provokationsgehalt für die übergroße Mehrheit 
seiner eigenen Wähler? 
Kurzum: Man könnte fast glauben, Schröder will die 
geostrategische Denkfigur der,.Strategie des Verrück- 
ten" in die Innenpolitik transferieren. In dem er wech- 
selseitig den Lagern der Arbeitgeber und der Gewerk- 
schaften seine Unberechenbarkeit zeigt und durch 
kurzatmige Pläne untermauert, dass er zu allem bereit 
sei, versucht er beide Seiten zu disziplinieren und ein- 
zuschüchtern. mindestens aber die Spitze der Gegner- 
schaft zu brechen. DieTrümmer dieser Strategie darf 
dann der Generalsekretär zusammenkehren, falls dies 
noch möglich ist. 

Fast bin ich geneigt,dem Kanzler und seinem Kanz- 
leramt das Buch.Die Logikdes Misslingens"zur Lek- 
türe vorzuschlagen. Dort heißt es:,,Wenn wir unsere 
politische Umgebung betrachten, springt ins Auge, 
dass wir von,,guten Absichten" geradezu umstellt 
sind. Es kommt aber auf die guten Absichten allein 
nicht an, sie müssen begleitet sein von dem Vermö- 
gen, sie zu realisieren. Das Hegen guter Absichten 
ist eine äußerst answruchslose Geistestätiokeit. Mit 
dem Entwerfen von Plänen zur ~ealisierungder heh- 
ren Ziele sieht es anders aus. Dafür braucht man In- 
telligenz." $W 312003 

Holger Paetow/Manfred Fiedler/Marion Le- 
onhordt (Hrsg.), Therapien für ein krankes 
Gesundheitswesen. Orientierungspunkte für 
Versicherte, Patienten und Beschäftigte 
Hamburg 2002 (VSA), ISBN 3-87975-866-2, 
Euro 17,50 

,,Therapien für ein krankes Gesundheits- 
wesen" ist derTitel eines kürzlich erschie- 
nen Sammelbandes. Die Autoren richten 
aus der Perspektive von Versicherten. Pa- 
tientinnen und Patienten und Beschäftig- 
ten ihren Blick auf das Gesundheitswei- 
Sen und verbinden dabei ihre Analysen 
mit konkreten Handlungsvorschlägen für 
die anstehenden gesundheitspolitischen 
Weichenstellungen. Die Herausgeber- 
innen und Herausgeber, Autorinnen und 
Autoren stammen überwiegend aus Ge- 
werkschaften und Universitäten. Auch 
betätigen sie sich teilweise in der Selbst- 
verwaltung der Gesetzlichen Krankenver- 
sicherung. Nicht zuletzt diesem Umstand 
ist zu verdanken, dass die Artikel bei ho- 
hem fachlichen Anspruch verständlich 
geschrieben sind und dabei aktuellen Be- 
zug und soziales Engagement aufweisen. 
Das Buch richtet sich an gesundheitspoli- 
tisch Interessierte und an Entscheidungs- 
träger in der Politik. 
Vom Argumentationsstil her sind die Bei- 
träge erfreulich vielfältig. Es finden sich 
nüchterne solide wissenschaftliche Ana- 
lysen, engagierte gesundheitspolitlsche 
Positionierungen neben handlungsorien- 
tierten Problemanalysen. Die Autorinnen 
und Autoren suchen das gesundheitspo- 
litische Heil durchweg nicht in einem 
marktorientierten Gesundheitswesen. in 
einer Konsumorientierung der Gesund- 
heitsangebote, sondern plädieren für die 
Stärkung der gesellschaftlichen Verant- 
wortung für das medizinische Versor- 
gungsgeschehen. 
In der ersten Gruppe von Aufsätzen un- 
ter der Fragestellung,,Gesundheitsmärk- 
te mit souveränen Konsumenten?" wer- 
den Reformvorschläge für eine Neuge- 
staltung der solidarischen Finanzierung 
des Systems sowie die Aufspaltung in 
Grund- und Wahlleistung diskutiert. Her- 
vorzuheben ist der Beitrag von Holger 
Paetow zur Wettbewerbskonzeption der 
Krankenkassen, die in ihrer aktuellen 
Ausgestaltung das Solidaritätsprinzip 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
zu unterhöhlen droht und in dem gleich- 
zeitig die politische Durchsetzbarkeit 
von großen Lösungen wie die regionale 
Einheitskasse nüchtern eingeschätzt 
wird (vgl. auch Paetow, spw 125, S. 17- 
21). 
Der plötzliche Tod des Mitherausgebers 
und Autors Holger Paetow im März 2003 

hat eine empfindliche Lücke gerissen. Es 
gibt nicht viele Gesundheitsökonomen in 
Deutschland,die sich so kritisch,fachkun- 
dig und frei von neoliberalen Dogmen 
etwa so mit dem Arzneimittelmarkt und 
dem Kassenwettbewerb auseinanderset- 
Zen. wie es Paetow in diesem Band getan 
hat. 
In der zweiten Gruppe,,Querschnittfragen 
der Gesundheitspolitik" werden neben 
rechtlichen und geschlechterpolitischen 
Aspekten auch die arbeitsmarktpoliti- 
schen Potentiale sowie die Arbeitsbedin- 
gungen in den Gesundheitsberufen dar- 
gestellt. Marion Leonhardt weist darauf 
hin,dass mit ca.vier Millionen Beschäftig- 
ten und ca. 10 Prozent des Bruttosozial- 
produkts der Gesundheitssektor volks- 
wirtschaftlich eine nicht zu vernachlässi- 
gende Größe ist.Als problematisch erwei- 
sen sich die Arbeitsbedingungen, die zu- 
nehmend durch die Privatisierung vieler 
kommunaler Krankenhäuser weiter unter 
Druck geraten. Als unrühmlich erweisen 
sich hier die Kirchen,die als größter frei- 
gemeinnütziger Träger nicht dem Be- 
triebsverfassungsgesetz unterliegen und 
massiv Druck auf Löhne und Gehälter 
ausüben. Der Berufsethos des Gesund- 
heitssektors erweist sich dabei allzu häu- 
fig als Einfallstor für Rationalisierungs- 
Strategien auf Kosten der Beschäftigten. 
Im dritten Abschnitt,,Steuerungsprobleme 
einzelnerVersorgungssektoren" richtet Leo- 
nard Hajen den Blick unter anderem aufdas 
Nebeneinander von ambulanter und statio- 
närerVersorgung.Der Lobby der Kassenärzt- 
lichenvereinigung gelang es hier bisher eine 
stärkere Integration der Systeme zu verhin- 
dern.Eine Lösung könnte sich dadurch erge- 
ben,dass die Kassen künftig selektiveverträ- 
ge mit den Leistungsanbietern abschließen 
dürfen und ihnen der Sicherstellungsauftrag 
für die ambulante Versorgung übertragen 
wird. 
Im vierten und letzten Abschnitt .Ge- 
sundheitspolitik in einer globalisierten 
Welt"findet sich zum einem ein Plädoyer 
für die Etablierung von europaweiten 
Mindestnormen im Gesundheitsschutz 
und zum anderen werden die Gesund- 
heitsausgaben international verglichen. 
Dabei zeigt sich eine einheitliche Ent- 
wicklung in den OECD-Staaten, die Ge- 
schichte einer angeblichen Kostenexplo- 
sion in Deutschland erweist sich damit als 
Mär. 
Wer angesichts der laufenden gesund- 
heitspolitischen Diskussion nach einer re- 
formorientierten Standortbestimmung 
sucht,dem seien die 13 Aufsätze in.Thera- 
pien für ein krankes Gesundheitswesen" 
zum Kauf empfohlen. SPW 6 t m z  
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